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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
MX

(Ausgegeben den 1. März 1873.)

1. Regierungs-Verordnung vom 18. Jannar 1873, die Aufhebung einiger
bezüglich des Tanzhaltens bestehender Beschränkungen

betrehend.
Mit Hochster Anhmiqunz wird, unter Aufhebung der in den Regierungs-

verordnungen vom 26. März 1852, sowie vom 12. Oktober 1867 enthaltenen entgegen-

stebenden Bestimmungen, andurch das volgeude verordnet:
Alle öffentlichen Tanzbelustigungen, ni alleiniger Auonahme der an den Kirchweih-

sonntagen stallfindenden — bezüglich deren es bei der in der Regierungsverordnung vom
12. Oktober 1867 enthaltenen beschränkenden Bestimmung bezuglich der Schlußzeit auch
ferner bewendet — können bis Nachts 1 Uhr ausgedehnt werden.

Außer an den Kirchweih-Sonn= und Montagen ist das Tanzhalten künftig auch
an den RKirchweihdienstagen gestattet.

Greiz, den 18. Januar 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
M eusel.

Men.

3. Gonfistorial-Verordnung vom 3. Februar 1873, die Ertheilungon Privatunterricht
betsesend.

Behufs Herbeiführung Aleicmahiher !*i bezüglich der Ertheilung von Privat-
unterricht wird andurch das Folgende verordne

1



I.

Aller Privatunterricht, seweit er über die Grenzen eines einfachen häuslichen Unter-
richts heraustritt, sowie auch der häusliche Unterricht, wenn er den öffentlichen Unterricht
vollständig vertreten soll, unterliegt der unmittelbaren Beaufssichtigung durch die Lokal-
schulinspeklionen und der obersten Controle des Fürstlichen Consistoriums.

2.

Die Grenzen des einfachen häuslichen Unterrichte sind als überschritten zu betrachten,
sobald außer den Kindern des Hauses mehr als sechs Kinder aus anderen Häusern an

dem betreffeuden kiniche Antheil nehmen, oder auch, wenn Kinder des Hauses über-haupt nicht betheiligt 3.Geistliche und 9 bedürfen eines besonderen Nachweises über ihre Befähigung
zur Ertheilung von Privatunterricht nicht, und kann denselben auf ihren Antrag die ge-
wünschte Genehmigung unmittelbar von Seiten der Lokalschulinspektion ertheilt werden.

Suchen andere Personen um dieErlaubnih, Privatunterricht ertheilen zu dürfen, nach,
so hat die Lokalschulinspektion unter gulachtlicher Aeußerung über die Qualifikation und
die persönlichen Verhaltnisse des um die bezügliche Erlaubniß Nachsuchenden Bericht an Fürst-
liches Consistorium zu erstatten.

Die Petenten haben sich, im Falle ihnen die Erlaubniß zur Abhaltung von Privat-
unterricht nicht ohne Weileres verweigerl wird, nach Befinden einer durch Fürstliches

Consislorium anzuordnenden Prüfung zu znnh
Die event. von dem Fürstlichen Genssstorim erfolgte Genehmigung ist den

Pelenten durch die Lokalschulinspektion bekannt zu machen, welcher lehteren über Ort und
Zeit und alles weitere den Privakunterricht Bekreffende Meldung zu machen ist.

Der Privatunterricht darf übrigens nie während der Stunden des öffentlichen Gottes-
dienstes stattfinden; die Benutzung der öffentlichen Schullokalitäten hierzu hängt von der
gemeinsamen Genehmigung der Lokalschulinspeklion und des Gemeindevorstandes ab, auch
sind in jerem Privalunterrichte Knaben und Mädchen nach den Geschlechtern gesondert
zu unterrichten.

Allen Privatlehrern wird zur Pilicht 6enocte, ihre Unterrichtsslunden gewissenhaft
abzuhalten, auf Zucht und Sittlichkeit ihrer Schüler zu dringen, dieselben auch niemals
allein zu lassen, und in jeder Weise etwaigen Mahnungen der Lokalschulinspcktion willig
nachzukommen, namenklich auch ihre Schüler einer elwa anzuordnenden Prüfung zu
unterwerfen.

7.

Das Aufhören eines Privalunterrichts ist der Vokalschulinspektion ebenfalls anzuzeigen.
Greiz, den 3. Februar 1873. "

Fürstlich Neuf-Plauisches Consistorium.tusel.
Men.
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3. Regierungs-Verordnung vom 18. Febr. 1873, die Aufhebung des
zehnprocentigen Rabatts für Apothekerwaaren bei Recepten

bekressend.

Mit Höchster Genehmigung wird 2 Nochtrag gizuder mittelst Vandesherrlichen Patents
vom 10. Juni 1859 erlassenen Mdthelerordemg. andurch das Folgende verordnet:

ie in S. 21 der Apothekerordnung den Apothekern auferlegte Verpflichtung zur
Gewähr eines Nachlasses von 10 Prozent von den nach der Königlich Preußischen Arznei-
taxe berechneten Preisen bei nach Recepten angefertigten Arzueien wird andurch aufgehoben.

Dagegen bewendet es auch ferner bei dem bei Rechnungen für Corporationen, für
Gemeinden und Behörden, ferner bei Thierarzneien zu gewährenden 20prozentigen

abatt.
Greiz, den 18. Februar 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Mensel.

Merz.

4. Landtagsabschied
für den außerordentlichen Landtag von den Jahren 1872 73.

Wir Heinrich der Iwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
urkunden und sügen hiermit zu wissen:

Am Schlusse des von Uns einberufenen zweiten außerordentlichen Landtags eröffnen
Wir, der Zusicherung in F. 85 der Verfassungsurkunde hemäß, dem Landtag Unsere Eni-
schliehung bezüglich der stanehabten Berathungen in Felgendem:I. Die Vorlagen au den Laudtag
aulangend, so haben dieselben zum Theile bereits

A. Erledigung gesunden
#u. durch den in Uebereinstimmung mit den Erklärungen und Anträgen des Landtags

erfoleihten mnNachtrags-Gesetzes zur Strasproceßordnung vom 14. December 1872,
 des Gesetzes, die Behändigungbehördlicher Verfügungen und Ausfertigungen

durh die Post betreffend, vom gleichen Tage,6 Gesetes, die Entschädigung für den Berlust audschließlicher Gewerbe-
— sowie von Zwangs= und Baunrechten betreffend, vom 31.

desselben Monats,

i—

17



b. durch besondere Decrete, in welchen Unsere Entschließungen auf die Erklärungen

. Landtags bereitoé ergangen find, und zwar
. in Betreff der Feststellung des Etats auf das Jahr 18673, in deren Gemäß-

heit das Patent wegen der Erhebung de Landezabgaben erlassen worden,
durch die Eröffnungen vom 19. December v. J. und 15. lid. Mts.,

2. in Betreff der Bewilligung einer i für die Staalsbeamten
auf das Jahr 1872, durch Resolution vom 6. December v. J.,

c. durch Entgegennahme der Erklärungen des Landtags in Vetreff
1. der nachträglich erlheilten Zustimmung zu der auf Grund F§F. 67 der Ver-

sassungsurkunde erlassenen provisorischen Verordnung vom 29. September
1871, einen Nachtrag zum Einkommenfteuergesetze enthaltend,

2. der Ablösung. gewisser Entschädigungorenten für weggefallene Intraden, so-
wie einiger den Staatsgebäuden aufhaftenden Grundlasten,

3. der theilweisen Uebernahme gewisser, aus Anlaß der srvrstehenden WienerWeltausstellung zu machenden Auswendungen auf die Landeskasse.

B. Borlagen an den Laudiag, rücksichllich deren es nenn Frnssh. beziehentlich derweiteren Versügung noch be
Die Gesede

. die Grund- und Hypothelenbücher und das vpothelenwesen betreffend,4 die Errichtung einer Landrentenbank betreffend
3. über die Ablösung der auf einem dinglichen !Win—nN? beruhenden

Geld. und Naturalabgaben, sowie gewisser Dienstbar
4. das Rechtsmitlel der Oberberusung in emndelgah —
5.  Einführung des Submissionsverfahrens in Untersuchungssachen wegenZuwiderhandlungen gegen die Gesetze über Zölle und indirekte Steuern betreffend,

ebenso die rshrage zu den Geseben
über die Regulirung der Grundsteuern vom 9. Mai 1857 und 13. Juni 1865,

5 ie- die Verhältnisse der Civilstaatsdiener und über die Pensionirung der

Geislien, Lehrer und Kirchendiener vom 2. April 1860 bez. vom 27. März
6. .die Ablsung der bei Besitzveränderungen vorkommenden Gesälle vom

u. März 1
erden, — eagiehentlich it uan vom Landtage beantragten, von Uns genehmigten Ab-

änderungen und Zusähen — publicirt werden.
 Anträge und Petitionen.

1) Die bei Berathung des Elats und einiger Gesetzentwürfe gestellten beson-
deren Anträge haben theils durch die Seiten des Landtagscommissariats

alsbald abgegebenen Erklärungen, eheis durch besondere Decrete Erledigunggefunden und zwar lebteres auf die Anträge
a) Betreffs der Dienststellung und Besoldung des Landbaumeisters, sowie

der Instandhaltung der Kunststraßen,
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b) Betreffs der Hinausrückung der Schlußzeit bei rri*is Tänzen undder Gestaltung des Tanzens an den Kirchweihdienstage
c) Betreffs einer, den auf dem Minimalgehalte scoen Landschullehrernzu gewährenden Theuerungszulage auf das Jahr

insgesammt rss die unterm 15. lid. Mts. gemachten Eröffnunge
4) Betreffs der Ablösung einiger nrenr arn für weggefallene In-

traden durch Eröffnung vom 17 lfd. Mis.
e) Betreffs ded hiesigen Schullehrerseminars,
1) Betreffs der Heranziehung der Braugewerbetreibenden zu Aufbringung der für

den Wegfall ausschließlicher Braurechte zu leistenden Entschädigung,
6) Betreffs der Regelung des Abdeckerciwesens, resp. Ablösung bezüglicher Ver-

bietungerechte,
h) auf Erlaß von Gesetzen über

die Rangordnung der Gläubiger im Concurse,
die Aufhebung der gesetzlichen Hypotheken an Mobilien und

irksamkeil der Einrede des nicht gezahlten Ghocsdee,insgesammt, **- unterm 18. und 19. d. M. ergangenen Eröffnung Antrage des Landtags, von Kostenberechnung bei kinlscgen behördlichen
r d abzusehen, auch die durch dergleichen Verpachtungen er-

wachseuen Kosten, soweit solche nicht von Jagdpächtern übernommen worden,
¾- erlassen resp. elwaige Gesuche um deren Erstaltung zu berücksichtigen,
haben Wir, soviel die Gebühren asangt laut Eröffnung vom 18. d. M.Statt zu geben beschlossen, auf diebez. dieses Gegeustandes nachträglich ge-
stellten weitern Anträge einzugehen Uns nicht bewogen gefunden.

3. Auf die aus Anlaß
a) der Petition mehrerer Apothekenbesiter wegen Wegfalls des nach der

Apothekerordnung zu gewährenden laprecentigen Nachlasses an den
nach der Königlich Preußischen Taxe zu berechnenden Preisen,

b) der von dem kaufmännischen Verein allhier zuberreichten Pettien in Be-
treff desVerfahrens in streitigen Handelssach) der Petilion einer Anzahl hiesiger Cummohner n Betreff des zur Beck'schen
Spinnerei gehörigen Wehres

gestellten Ankräge sind dem r—’ unterm 19. und 20. d. Mts.
die bezüglichen Eröffnungen zugegan4. Was die von einer größeren #ebbevo Grundbesitzern des plakten Landes
eingereichten Petitionen anlangt, so haben Wir

#a) in weilerer Bethätigung Unseres, bereits in der Thronrede kundgegebenen
Vestrebens, den Grundbesih möglichst zu entlasten, dem auf Erleichterung
der Ablösung der Laudemialpflicht gerichteten Wunsche durch den vorsthendunler I, B. 8 aufgeführten Nachtrag zum Gesetze vom 11. März
bereils Rechnung geragen

Die bei Berathung derselben Petition vom Landtage gestellten Anträge



h) Betreffs der definitiven Regelung der Jagbverhältniffe resp. der freien Ver-
pachtung der Jagd durch die Jagdgemeinden

und
e) Beireffs der Gestaltung der Arealabspaltung von gebundenen Gütern inner-

halb gewisser geseblich festzustellenden Grenzen
r wbe Wir in Erwägung ziehen.4. Was endlich die aus Anlaß der Petitionen*F% der Landschullehrer des Fürstenthums,

b) des Gemeinderaths zu Zeulenroda um Erlaß eines Voltoschul gesebed,
c) der Gemeindebehorden zu Greiz unn Erlaß eines Schulgesehes
gestellten Anträge, sowie

ch die von dem Landtage befürwortete Pelition einer Anzahl Einwohner von
Zeulenroda um Erlaß eines Dissidenten-Gesetzes

anlangt, so behalten Wir Uns vor, solche in weitere Erwägung zu nehmen
und nach Befinden das Erforderliche darauf zu verfügen.

Zu dessen Bekundung l Wir gegenwärtigen, in das Gesegtlatt aufzunehmenden
ndtagsabschie

aufertigen lassen und nach varcauchn Unseres Fürstlichen Insicgels Höchsteigenhändig
vollzogen

Gegeben Greiz, den 21. Februar 1873.
(L. 8 Heinrich XXll.

eusel.
. Nachtrag vom 22. Februar 1873,

uu dem Gesetze vom 2. April 1860, die Verhältnisse der Civilstaatsdiener
lenufend, und zu dem Geste vom 27. März 1868, die Pensionirung

der Geistlichen rc.

belrefend.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, 5% Schleiz und Lobenstein 2c.
verordnen hierdurch als Nachtrag zu den Gesetzen vom 2. April 1860 und vom 27. März
1868, mit Zuslimmung des Landtags, wie folgt:

ei Berechuung der Dienstjahre der gegenwärtig angestellten, von auswärks be-
rusenen Civilstaatsdiener, Geistlichen, Schullehrer und Kirchendiener wird die Zeit binzu-
gercchnet, welche dieselben, unmiktelbar vor ihrer Verufung und ohne Unterbrechung, in
dem Staalsdienste oder in einem ständigen Kirchen= oder Schulamte eines andern Deulschen
Staates in Riaitwaer Anstellung —, beziehentlich vom vollendelen 25. Lebensjahre an(G.-S. v. 1866 S. 133, 134) — n#gebracht haben.



Inwiefern solches bei künflig erfolgenden Verufungen stattzufinden habe, wird in
jedem einzeluen Falle von Unserer Landesregierung, beziehentlich von Unserem Consistorium
im Voraus bestimmt werden.

An den mit andern Staaten vereinbarten Bestimmungen über Berechmug der Dienst-
scit bimgeinschaliche Civilstaatodiener wird durch Obiges nichtö geändurkundlih unter Unserer Höchsteigenhändigen Unlerschrist und beigebruchten Fürst-

lichen Insicgel.
Gegeben Greiz, den 22. Februar 1873.

(L. S.) Heinrich IXIXI.
Meusel.

6. Gesetz vom 24. Februadas Rechtsmittel der Oberberufung in sklen Handelssachen

betresfend.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie sonverduer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
haben mit Zustimmung 5o Landtags das Rechtsmitltel derOberberufung auchi in streltigen
Han delssachen künftig zuzulassen beschlossen und verordnen darüber FolgendDas Reichsoberhandelogericht entscheidet auf eingewendete Sbebeie in letzter
Inslanz in denjenigen streitigen Handelssachen, in welchen das Apllationoherich einhandelegerichtliches Erkeuntniß erster Instanz abgeändert hat, vorausgesett, daß die Ober-berufungosumme vorhanden oder sonst die Oberberufung nach Maßgabe der Vestnm#unen
der provisorischen Oberappellationsgerichtsordnung, der Erläuterungen, Ergänzungen und
Abänderungen derselben nicht ausgeschlossen ist.

In denjenigen streitigen Handelssachen, iu welchen Berufungöbeschwerden vorliegen,
die entweder ein unschätzbares oder ein nach seiner möglichen Würderung den Betrag von
Fünfhundert Thalern übersteigendes Object haben, wird, die soustige Zulässigkeit der Ober-
berufung vorauggesetzt, dieselbe auch gegen das den erstinstanzlichen Bescheid bestätigende
Appellationsgerichtserkenntniß zugelassen.

Die entgegenstehenden Bestimmungen werden hierdurch aufgehoben.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrist und Vordruckung des

größeren Regierungssiegels.
Gegeben Grelz, den 24. Februar 1873.

L. S. inrich IXII.Feiwiich Meufel.



.Gesetz vom 25. Februar 1873,die Einführung “ Sobmi sionsverfahrens in untersuchungen wegen Zu-
widerhandlungen gegen die Gesetze über Zölle und indirekte Steuern betr.

ir Heinrich der Iwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer

Linie souveranet Furs Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
ichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.verordnen mit Sh1 des Landtags wie solgt:

In Untersuchungen wegen solcher Zuviderbandlungen gegen die Gesetze über Zölle
und andere indirekte Steuern, welche mit einer Geldstrafe bedroht sind, kann, fallsdAngeschuldigte bei seiner Vernehmung zu Protokoll die Zuwiderhandlung einräumt rsPn
sich zur Zahlung der geseblichen Geldstrafe erbietet, von Ertheilung eines Strafbescheide
abgesehen und von der Steuerstelle, vor welcher die Vernehmung stattfindet, die verfallene
Geldstrafe und Confiskationsstrase, sowie der Belrag der nachzuzahlenden Gefälle und der
zu erstattenden Verläge dem Angeschuldigin alsbald bekannt gemacht werden.

Unterwirft sich der Angeschuldigte der nach S. 1 erfolgten Feststellung von Strafe,
Gefällen und Verlägen unter ausdrücklichem Verzichte auf anderweite Entscheldung im
Verwaltungs= oder Rechtswege, so ist diese Erklärung zu Pretokoll zu nehmen und auf
die geselichen Folgen einer elwaigen Widerholung der begangenen Zuwiderhandlung hin-
zuweisen, auch, daß letzteres geschehen, im Protokolle zu bemerken.

Hiernächst sind die ergangenen Akten an den Generalinspeklor des Thüringischen
Joll= und Handelsvereins einzusenden. Wird die von der Steuerstelle gepflogene Ver-
handlung von dem Generalinspeklor genehmigt, worüber von demselben eine uertung
zu den Akten zu bringen ist, jo erlangt die nach letzteren erfolgte Feststellung von Strafe,
Gefällen und Verlägen die rechtliche Wirkung einer im Verwaltungewege ergangenen rechts-
krästigen EntscheidungUnterwirft sich Tegegen der Angeschuldigte der nach F. 1. erfolgten Feststellung von
Strase, Gesällen und Verlägen nicht, oder wird dieselbe von dem zuständigen General.
inspektor nicht genehmigt, so ist wegen Untersuchung und Bestrafung der fraglichen Zu-
widerhandlung nach Maßgabe der bestehenden beseblichen Vorschristen weiter zu verfahren.

Der Bestimmung im Verwaltungswege bleibt vorbehalten, auf welche Zuwiderhand-
lungen gegen die Gesetze über Zölle und andere indirekte Steuern und bei welchen Steuer-

stellen da nach den 88. 1 und2dieses Gesehes nachgelassene Verfahren AnwendungfindenWrich haben Wir dieses Gesez Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beifügen lassen.

GegebenGreiz, den 25. Februar 1873.
(. S.) Heintich XXII.

Meusel



Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Meß älterer Linie.
usgegeben 76 6. März 1873.)

8. Gesetz vom 27. Februar 1873,
die Errichtung einer Landrentenbank

betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
haben zu Erleichterung der Ablösung der durch die Geseze vom 30. Mai 1852, 15. Ok.
tober 1853 und 11. März 1857 für ablösbar erklärten Trift., Frohn= und Lehngeld-
berechtigungen die Errichtung einer Landrentenbank deschlossen und verordnen mit Zu-
stimmung des Laudtags, was folgt:

Für das Fürstenthum wird eine Landrentenbank errichtet. Dieselbe steht unter Garantie
des Staats und wird unter unmittelbarer Aussicht Unserer Landesregierung, welche zu

Mitvollsehung sowie Ausloosung der Rentenbankscheine, zu Vornahme von Cassen= undBücherrevisionen und anderer, zu collegialischer Erledigung sich nicht eignender spccieller
Aussichtsgeschäfte eines ihrer Mitglieder deputirt, durch das auf Grund des§F.6 der Ver-
ordnung vom 25. März 1869 errichtete Katasterbureau, oder, dafern sich die Füglichkeit
darbieten wird, durch ein damit beauftragtes Bankinstitut, mit verwaltet.

8. 2.

gdie ure übernimmt — gegen Gewähr der Valuta in Rentenbankscheinen(5. 9 ihr auf Antrag eines der beiden Hauptinteressenten einer Trift-, Frohn-ober 5— #besung oder auch beiden zugleich überwiesene Ablösungsrente, welche »
a) bei einer nach den Vorschriften der Gesctze vom 30. Mai 1852, 15. Oktober

1853 und 11. März 1857 vermittelten Ablösung,
b) wenn schon durch Privatvereinigung, doch unter Beobachtung der die Höhe und

Sicherstellung der Renten betreffenden gesetzlichen Bestimmungen festgestellt worden
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e) den jährlichen Belrag von Zünfzehn Silbergroschen Freeicht und ohne geringereBruchtheile in ganzen und halben Thalern sich ausdrücken läRenten, welche den Betrag von 15 Silbergroschen nicht kren und Ueberschüsse
über den einfachen oder mehrfachen Betrag derselben sind Seiten des Verpflichteten un-

miltelbar an den Berechtigten zu ruihtenrEs soll jedoch in dem Falle, Verechtigter von mehreren Verpflichteten zu-gleich in einem und demselben h.ee Fencestele Ablösungorenten zu erhalten hat, auch
die Ueberweisung einzelner kleineren Rentenbeträge bio zum Betrage von Jünf Silber-
broschen herab slattfinden, soweit der Gesammtbetrag der erslerenin halben Thalern aufgeht.Es sind ferner auch bei allen Lehngeldablösungen die für Ablösungskapital und

Rentennachzahlung zmächut besonders orcchneten und gefundenen Geldbelräge zusammenu nehmen und istsodanndie von dem Gesammtbetrage zu berechnende vierprocentige
Rente ebenfalls als eine an die Landrentenbank überweitbare Ablösungsgeldrente zu be-
trachten.

Eine gleiche Zusammenfassung soll auf Verlangen des Verechtigten auch bezüglich der
aus früheren Lehngeldablösungen noch geschuldetemn Ablösungskapitalien und ochzahlenden
Renten zulässig sein und Statthab en und dabei die von der Gesammtsumme der fürK
pital- und Nentennachzahlung im Receesse festgestellten Geldbeträge zu berechnende hie-
procentige Rente als eine durch Receß festgesiellte Ablösungsrente angesehen und behandelt
werden.

S.3.
Von Zeit der Ueberweisung einer Glrune an bie Landrentenbank an ist erstere

an lebtere allzährlich in zwei gleichen Naten so lange vomVerpflichteten ahzuentrichten,bis dadurch nach den weiter folgenden bezioichen Wehinemungen eine successive Tilgung
des Rentencapitals selbst bewirkt ist.

Die diesem Gesebe unter 4&amp; beigesügte Tabelle weist nach, in wie viel Jahren bei
regelmäßiger Rentenzahlung das Rentenkapital abgetragen und die Nentberechtigung
der Bank abgelöst sein wird.

F.4.
Die Ueberweisung der Rentberechtigungen an die Landrenleubank ist, je nachdem die

Ablösung durch die „aulisungseommissen vermittelt worden oder durch freien Vergleichzu Stande gekommen ist (S.66 des Gesetzes vom 30. Mai 1852) bei der Ablösungs-commission oder bei der .r zu beankragen und erlangt durch die hierauf
erfolgte Beslätigung des Ablösungörecesses, in welcher, soweit Solches in letzterem nicht
bereilo geschehen ist, die Ueberweisung der Rente an die Landrentenbank ausdrücklich zu
erwähnen ist, die volle Rechtsgültigkeit einer Eession mit allen Rechten des ursprünglich
Rentberechtigten, ohne daß es einer desfallsigen besonderen Bestäligung von Seiten der
Hypothekenbehörde bedarf.

Sofort nach der bewirkten Beslätigung hat die betreffende Vehörde von der Ueber-
weisung der Rente an die Landrentenbank die letztere, unter Zustellung einer beglaubigten
Abschrift des Recesses und des Bestätigungsdecreis, zu benachrichtigen, auch die Hypotheken-
behörde des rentenpflichtigen Grundstücks unter Zufertigung der erforderlichen Notizen auf-
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zufordern, ber die Rentberechtigung der Landrentenbank in den Lehns- und Huwotheken-
büchern Vermerkung zu machen und darüber, wie dieß geschehen, der Rentenbank eine
Bescheinigung auszustellen.

Diese Bescheinigung und jene beglaubigte Recep= und resp. Decrelsabschrift genügen,
um die Rentberechtigung der Laudrentenbank allenthalben glaubhaft nachzuweisen und
die zu Geltendmachung derselben etwa zu unternehmenden Schritte bei der betreffenden
Justigbehörde zu begründen.

Bei Ablösungen, welche durch freie Vergleiche zwischen Unserer Kammer und den
Verpflichteten zu Stande gekommen, ist die Ueberweisung der Rentberechtigung an die
Landrentenbank bei der Landesregierung zu beantragen, welche nach vorgängiger Prüfung
des auf desfallsiges Ersuchen von Unserer Kammer vorzulegenden Aklosungtreelfen *Nsichtlich der gesetzlichen Grfordernisse (§. 2) die Ueberweisurg durchein,aufdurkunde in urlundlicher Form gebrachtes Deeret bewirkt und im Uerrihen wier * !.Tr
stäligende Behörde (S. oben alin. 2)verfährt.

Renten, welche in früheren, durch die Alsingermunsen oder von Unserer Kammer
ausgesertigten oder sonst von Unserer Landesregierung bestätigten Ablösungsrecessen be-
stimmt worden sind, können, soweit nicht die Zahlung der entsprechenden Ablösungskapitalien
selbst innerhalb einer bestimmten Zeit ausdrücklich slipulirt worden ist, auf Antrag eines
jeden der beiden Hauptinteressenten, Renten dagegen, welche sich nur als Zinsen von auf
gewisse Zeiten oder bio auf, dem Forderungsberechligten jederzeit freistehende Kündigung
geslundeten Ablösungskapitalien darstellen, nur auf Antrag des Rentberechtigten der Land-
rentenbank überwiesen werden. Anträge auf Ueberweisung von dergleichen Renten, in-
gleichen von Renten, welche durch einen, nach Eintrikt der Wirksamkeit dieses Gesetzes be-

stätigten —i festgestellt worden und welche nach dessen Inhalt unmittelbardurch den Berechtigten zu erheben sind, sind an Unsere Landesregierung und zwar
betreffs der Renten der ersteren Art längstens binnen Jahresfrist von Inkrafttretung *us
wärtigen Gesehes ab, betreffs der Renlen der lebteren Art spätestens innerhalb Jahres
frist vom Tag der Volliehung des betreffenden Recesses ab gerechnet, zu richten undhat
diese über die nachträgliche Ueberweisung, welche nur bei Mangel der §. 2 gedachten ge-
seblichen Erfordernisse abgelehnt werden darf, nach vorgängiger Prüfung binsichtlich der
letzteren endgültig zu beschliesen.

zm Falle der Genehmigung wird von sterrr Landesregierung die Ucherweisung
der Rente an die Landrentenbank durch ein, aufdie betreffende Receßurkunde in urkund-
licher Form gebrachtes Dernt, bewirkt und im Uebrigen auch hierbei wie von einer be-
ftäzigenden Vehörde (S.oben§. 4 alin. 2) verfahrcn.Sowohl die in N- Wiise erfolgte nachträgliche Ueberweisung, als die nach
der Bestimmung in § 4 alin. 4 geschehene Ueberweisung von Renten an die Landrenten-
bank hat die volle MWttikriut einer Cession mit allen Rechten des ursprünglich Rent-

berechtigten, ohne oß es einer desfallsigen besonderen Bestätigung der Hypothekenbehörde
bedarf und finden betreffs der au eine der vorberegten beiden Arten überwiesenen Renten
die Bestimmungen in §. 4 alin. 3 gleichmäßige Anwendung.



Die an die Landrentenbank is Renten sind in zei gleichen!Neten am
1. April und am 1. Oktober jeden Jahres pünktlich an erstere oder an die mitder Er-
hebung sonst betrauten Stellen zu entrichten. Bei verspäteter Rentenzahlung ens fünf
Procent Verzugszinsen gefordert werden.

Wenn andere Termine r die Rentenzahlung in dem „Ablssungswertrage bestimmtsind oder auf Grund des §. 17 des Gesetzes vom 30. Mai 1852, 5.11desGeseßesvom 15. Okkober 1853 oder§.I'n des Gesetzes vom 11. März 1857 belihe- so haben
die Hauptinteressenten der Ablösung sich wegen des auf die Zeit bis zum 1. Oktober

aussfollenden Rentenbrtrags untereinander auszugleichen.Die überwiesenen Renten werden wie die Steuern beigekrieben und leiden darauf

alle Grundsätze über die Einbringung der Steuern Anwendung.
In den Büchern der LandrentenbankwirdTiegen Rentenschuldner der fünf und zwanzig-

fache Belrag seiner ursprünglichen Rente als Kapitalwerth zur Last geschriebe
Die nach §F. 21 des Gesetzes vom 30. Mai 1852, §. 11 des Gesetzes oon 15. Ok.

tober 1853 und §. 12 des Gesebes vom 11. März 1857 dem Reutenpflichtigen einge-
räumte Befugniß, nach ein halbes Jahr vorher bewirkter Aufkündigung die Rente durch
Vaarzahlung abzulösen, wird dahin erweitert, daß der Rentenpflichtige sein Rentenkapital
auch durch Theilzahlungen, die mit 12 Thlr. 15 Sgr. aufgehen, und zu diesem Betrage
mindern darf. An Zahlungsstalt dürfen auch Rentenbankscheine gegeben werden.

Wenn übrigens nur ein Theil des Rentenkapitals abgetragen wird, so bleibt die
Rente sorlwährend in ihrem vollen Betrage und es wird nur die Wr Tilgung der-
selben (Amortisation) durch die Kapitalabschlagszahlung beschleunigAuch bei gänzlicher Abzahlung des Rentenkapitals ist, beteng ’ nicht am I. Ok.

laien erfolgt, die Rente noch einmal voll auf die Zeit bis zum nächsten 1. Oktober zubezahlen.
8. 8.

Werden die über ganze oder antheilige Kapitalzahlungen, werunge jedoch die inder Rente inbegriffene Amortisationsguote nicht zu verstehen ist (s. 13) — von derRentenbankverwaltung ausgestellten Quittungen der t ner ichedted des rentenpflichtigen

Grundstücks vorgczeigt, so hat dieselbe davon nachrichuiche,Bemerkung J den Lehns-und eanpotheren-gckteg.zu bringen, nach gänzlicher Kapitalabzahlung undresp. nach Ab-
lösung der unmittelbar an den Berechtigten zu zhi zn a u. (5. 2) das
Realrecht der Rente zu löschen.

Dem Berechtigten wird der Kitaiwert der an die Landrentenbank legal über-
wiesenen Rentberechtigung von der Vank in der Weise gewährt, daß über den durch
Multiplikation mit 25 zu Kapilal erhöhten Betrag der an die Rentenbank überwiesenen
ursprünglichen Rente mit Drei und ein Dritltheil Procent verzinsliche Rentenbankscheine
ausgefertigt, zunächst zur Verfügung der Hypothekenbehörde des Berechtigten gestellt und
nur auf deren Anweisung dem Berechtigten unmittelbar ausgehändigt werden.
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Solchen Berechtigten, bei deren Gütern weder das Interesse von Lehns- und Fideicommiß-
folgern noch von Realgläubigern in Frage kommt, ingleichen Unserer Kammer sind die
Rentenbankscheine ohne Weiteres zu überliefern.

10.
Die Rentenbankscheine werden auf den Inhaber lautend, über Kapitalsummen von

100 Thlr., 50 Thlr. und 12 Thlr. 15 Sgr. unter fortlaufender Nummer in jeder Serio
ausgefertigt und von dem Regierungs-Deputirten und dem Rentenbankverwalter vollzogen,
auch mit der Unterschrift des Cassiers versehen.

Ausgesertigt und ausgegeben werden die Rentenbankscheine nur auf Grund an die
Rentenbank bereits überwiesener Ablösungerenten und es wird daher die deshalb von
Seiten der Ablösungecommission resp. Landesregierung an die Rentenbankverwaltung er-
gangene Mittheilung ihrem Datum nach in den Rentenbankscheinen ausdrücklich ange-
gogen.6 Die Zahlung der Zinsen geschieht alljährlich am 2. Januar gegen Abgabe des
betreffenden Zinsscheins bei der Casse der Landrentenbank. Die Annahme sälliger Zins-
scheine an Zahlungsstatt erfolgt bei allen Fürstlichen Cassen.

Auf die ersten 20 Jahre werden die Zinsscheine nebst der Zinsleiste zu Erhebung
sernerer Zinsscheine zugleich mit den Rentenbankscheinen ausgegeben. Zinsscheine und
Zinsleisten werden alle 20 Jahre bis zur Rückzahlung und zwar zu einer von der Renten-
bankverwaltung mittelst Bekanntmachung näher zu bestimmenden Zeit erneuert.

Da die Rentenbankscheine als inländische Staatspapiere zu betrachten und derselben
öffentlichen Garantkie theilhaftig sind, als die ausgegebenen Staatsschuldscheine, so find
die Behörden, Vormünder, Verwalter öffentlicher Anstalten, Stiftungen und Corporationen,
insbesondere die Verwalster des Vermögens der Kirchen und Schulen ermächtigt, die unter
ihrer Verwaltung stehenden Gelder in Rentenbankscheinen ebenso wie in Staatsschuldscheinen
anzulegen.

S. 12.
In Betreff des Verfalls der Zinsen, des Mortificationsverfahrens, der Verjährung

ausgelooster Kapitalien und der zu erlassenden Bekanntmachungen finden die bezüglichen
Bestimmungen der §§. 8, 10, 13 und 14 der Landesregentschaftlichen Verordnung vom
23. Drerne 1863, die Ausgabe von Staatsschuldscheinen auf den Inhaber betreffend,
mit der alleinigen Mediftaalin, daß betreffs ausgelooster Rentenkapitalien nicht eine
zehnjährige, sondern eine zwanzigjährige Verjährung Plat greift, gleichmäßige Anwendung
auf die Rentenbankscheine.

F. 13.

Der Procentbetrag, welchen die Landrentenbank dadurch gewinnt, daß sie von den
Rflichtigen die Renten nach 4 Procent der ausgefertigten Rentenbankscheine erhebt, an die

Aentenberechigten aber nur 3½ Procent auszahlt, „w zur sucesfiven Tilgung derdurch die Renten bankscheine verbriesten Schulden verwendet
Mit Ausloosung der ausgegebenen Nntenbanbscheig wird begonnen, sobald mindestens

300 Thlr. an Amortisationsgeldern eingegangen sein werden und wird dann alljährlich
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damit dergestalt fortgefahren, daß die bis zum 15. November jeden Jahres für den
Amortisationsfonds eingegangenen Geldbeträge dazu verwendet werden.

Die Nummern der einzulösenden Rentenbankscheine werden Anfangs December jeden
Jahres durch das Loos beslimmt, und die verschiedenen Serien dabei nach dem Verhält-
nisse berücksichtigt, nach welchem sich der jeweilige Amorkisationsfonds auf die cinzelnen
Serien ihren Gesammtbeträgen nach vertheilt.

An der Ausloosung nehmen dabei alle bis zum letztvorhergegangenen 1. Oktober
ausgefertigten Mentenbansscheine .ald nachder erfolgten Molcofung werden die Nummern der ausgeloosten Land-

zenterbanschine durch das Amtsblatt und die Leipziger Zeitung, sowie durch Anschlag
im Lokale der Landrentenbankverwaltung öffentlich bekannt gemacht.

Die Auszahlung des Kapitalbetrags der ausgeloosten Rentenbankscheine wird vom
2. Januar an im Lokale der Landrentenbank gegen Rückgabe der Originalscheine nebft
Zinsleisten und noch nicht verfallenen Zinsscheinen bewirkt. Die Inhaber der letzteren
trifft, wenn die Zahlung an diesem Tage nicht erhoben wird, der Nachtheil, daß der
Zinsenlauf des ausgeloosten Kapitalbetrags aushört, solglich die über fernere Zinszahlungen
ausgestellten Zinsscheine ungültig werden, sowie daß der Lauf der zwanzigjährigen Ver-
jährungszeit beginnt.

S. 1Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gin Kraft treten soll, wird durch Regierungs-
Verordnung bestimmt werden

eber die innere Emchung der Landrentenbank und die Geschäftsführung derselben
bleibt weilere Bestimmung im Wege der Ausführungsverordnung und der Instruction
vorbehalten.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beidrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 27. Februar 1873.

(L. 8S.) Feinrich XXII.
Meusel.
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2 4 64½ 1 25 3 6E226
2 2 us teis266 1271C0 297
2 [eobsoo W 1 — 8
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Jährllcher Zinsbetrag. Vom Kapital. Amort. Betrag. Kaplualrest.
&amp; ##rFr M Pr S93Sr

1 27— 556 29 9 2 2 11 54 —-
1 24 11 54 26 10 2 5 52 21 10
1 22 9 52 21 10 2 7 2 50 14 8
1 20 6 50 14 8 2 9 5 48 5 3
1 18 2 48 5 3 2 11 9 45 23 6
1 15 9 45 23 6 2 14 2 43 9 4
1 13 4 43 9 4 2 16 7 40 22 9
1 10 9 40 22 9 2 19 2 38 3 7
1 8 1328 3 7 2 21 10 35 11 9
1 5 5 35 11 9 2 24 6 32 17 3
1 2 7 32 17 3 2 27 49 19 11

— 29 68 29 19 11 3 — 520 19 6
— 26 8 26 19 6 3 3 5253 16 1
— 23 6 23 16 1 3 6 720 9 6
— 20 420 9 6 3 9 9116 29 9
— 11— 6 29 9 3 13 1 13 16 8
— 13 7 13 16 8 3 16 6110 — 2
— 10 —10 — 2 3 20 1 6 10 1

— 6 416 10 1 3 23 9 2 16 4
— 2 7 2 16 4

Nach 54 Jahren verbleiben noch
2 Thlr.

—Thlr 2 Sgr. 7 Pf. Zinsen.
 16 Sgr. 4 Pf. Kapitalrest und



Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
(Ausgegeben den 29. März 1873.)

9. Gesetz vom 27. Februar 1873,

die Grund= und Hwpothelenbücher und das Hypothekenwesenbetreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
haben eine Umänderung des zeitherigen Beleihungs- und Hyppothekenwesens durch Ein-
führung von Grund-- und Hypothekenbüchern und im Zusammenhange hiermit die Auf-
stellung gewisser Bestimmungen über das Recht der Hypotheken für nöthig und dienlich
erachlet, und verordnen demnach, unter Zustimmung des Landtags, Folgendes:

I. Abschnitt.
Allgemeine Orundsätze.

Zweck und Bedentung des Grund= und Hypothekenbuchs.
1.

Zur Sicherung sowohl der Eigenthumörechte, als der Forderungsrechte an Grund-
stücken sollen bei allen Gerichtobehörden, welche die freiwillige Gerichtsbarkeit über Im-
mobilien auszunben haben, Grund= und Hypethekenbücher gehalten werden.

.. 2

Das bürgerliche Eigenthum an Grundstücken als dingliches Recht wird nur durch

Einragung ¾ das Grund= und Hypothekenbuch erlangt.dieser Eintragung ist ein Rechtslitel zu Erlangung des Eigenthums er-wenerichr
Der Uebergabe des Weslyes bedorf es nicht noch nebenher zur Ueberlragung des

Eigenthums an Grundstücken.
3
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Die Ersitzung findet dem eingetragenen Eigenthmer gegenüber nicht mehr
Statt.

5. 3.
Eine Ausnahme von dem im ersten Absatze des F. 2 ausgedrückten Grundsatze

macht jedoch aller Eigenthumserwerb durch Arccession. Namentlich gehen, dafern nicht
ein Iapiragsoerßeltu wieheastcht. Gebaude ohne Weiteres in das bürgerliche Eigen-thum Dessen über, auf dessen Grund und Boden sie in Verbindung mit diesem erihtet
werden, vorbehältlich der dadurch etwa nothwendig werdenden Aenderung der Grundstücks-

beschreihung im Grundbuche.
An verlassenen Bet nicht im Privateigenthum befindlicher Flüsse und an in

solchen Flußbetten enstandenen Inseln wird das Eigenihum daran von den Eigenkhümernder anliegenden Ufer nach der Länge ihrer Grundstücke dergestalt erworben, daß die von
den beiderseitigen Usern aus zu brleprete Mittellinie die Grenze bildet, bis zu welcher
das Bett oder die Insel den Eigenkhümern des einen oder des andern Ufers zufällt.

Ebenso wird, wenn ein Fluß, dessen Bett nicht im Privateigenthum ist, von dem
einen Ufer oder von einer Insel zurücktritt oder wenn sich ein Ufer oder eine Insel durch
allmählige Anschwemmung oder durch Anlegung fremden Landes und dessen Verwachsen
mit dem Ufer erweitert, dieser Zuwachs an Land von dem Eigenthümer des Ufers oder
der Jusel ohne Weiteres erworben, vorbehälllich der dadurch etwa nothwendig werdenden
Aenderung der Grundstücksbeschreibung in dem Grundbuche.

S. 4
Hypotheken und audere nach F. 15 zur Eintragung in das Grund-- und Hypo-

thekenbuch an sich gecignete Rechte rrlinen an fremden Grundslücken nur durch Eintra-
gung in das Grund= und Hypothekenbuch dingliche Eigenschaft. Das Institut der still-
schweigenden oder ethen 8 ist demnach für mnewegliche Sachen (F. 14)
aufgehoben (s. §.2

. 5.

Als bürgerlicher Eigenthümer eines Orundstäcks, sowie als Inhaber einer hypo-
thekarischen Forderung wird jedesmal derjenige angesehen, welcher als solcher im Grund-
und Hypothekenbuche eingetragen ist.

Eine gerichtliche Confirmation der Veräußerungsverträge über Grundstücke, sowie
eine Verschreibung derselben an den Erwerber findet nicht weiter Statt, ebensowenig eine
Lehnreichung bei Besihveränderungen von Allodialgrundstücken, sondern an die Sielle
dieser Handlungen trilt mit allen Wirkungen und Erfordernissen derselben die Eintragung
des neuen Besitzers in das Grund= und Hypothekenbuch des Richters der gelegenen
Sache.

8.7
Durch vorstehende Bestemmungen G. 6) werden bestehende Befugnisse zu Er-

hebung gewisser Abgaben bei Bestzveränderungen an Grundstücken, wie namenklich desLehn= und Siegelgeldes, nicht aufgehobe
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*Ferner findet bei Bestellung vod Hypotheken eine Consensertheilung und beie
Cession hypothekarischer Forderungen eine gerichtliche Confirmation nicht weiter Statt,
sondern an deren Stelle tritt die Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch des
Richters der gelegenen Sache.

. 9.

Bei Errichtung von –d* Z-eoel welche Grundstücke zum Gegenstande
haben, und welche Landesherrlich genehmigt sind, erfolgt die Eintragung in das Grund-
und Hypothekenbuch und es verleiht diese den Fideikommißberechtigten und Anwärtern ein
dingliches Recht.

8. 10.
Durch vorstehende Vorschriften (FS. 6 und 8) wird in Ansehung solcher Grund-

stücke, bei denen ein getheiltes Eigenthum stattfindet, und an denen dem Besitzer nur das
Untereigenthum zusteht, wie bei Lehngütern und Erbginsgütern im engern Sinne, an der
Nothwendigkeit der Einwilligung des Obereigenthümers zu Veräußerungen und Verpfän-
dungen nichts geändert, soweit nicht wegen Verpfändung der Erbzinsgüter in F. 30 ein
Anderes bestimmt ist.

 ’“
Ferner tritt die Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch an die Stelle

der in den 5§. 14 und 15 der gesetzlichen Verordnung vom 1. April 1857, den Verg-
bau im Fürstenthum Reuß älterer Linie betreffend, erwähnten Belehnung, miiescharet der
sonstigen beschränkenden Bestimmungen der fraglichen. Verordnung.

Auch findet bei Lehngütern die adin der Lehnspflicht von Seiten des Lehns-
manns und nachherige Beleihung, wie solche in den Vorschriften des Lehurechts begründet
ist, noch ferner neben der Eintragung des neuen Besiyers in das Grund= und Hypo-
thekenbuch Statt und geht der Regel nach dieser lebteren voran.

KS. 13.
Insofern Erbpachtgrundstücke und Laßgüter, möge das Recht des Laßmanns an

letzteren ein widerrufliches oder ein unwiderrufliches sein, zeither ohne Zustimmung des
Erbverpachters und Laßherru weder veräußert noch verpfändet werden konnten, soll es
dabei ferner sein Bewenden haben.

Inhalt des Grund= und Hypothekenbuchs.
14.

Das Grund= und Hypothekenbuch ist nur für Grundstücke und solche andere kör-
perliche Sachen, welche nach den Geseben den Immobilien gleich zu achten sind,
bestimmt.

Nächstdem können aber auch solche fruchtbringende dingliche Rechte, welche nicht
Zubehörungen eines Grundstücks sind, und deren Ausübung nicht von dem Vesitze eines
Grundstücks abhängt, welche aber zugleich die Eigenschaft haben, daß sie mit des Berech-
tigten Tode nicht erlöschen, sondern als für sich bestehende Gerechtsame veräußert und
verpfändet werden dürfen, jedoch, insosern sie nicht schon bisher gleich einem nnbeweslichen
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Gute verschrieben worden sind, nur mit Genehmigung der Landesregierung in das
Grund- - Hypothekenbuch aufgenommen werden und darin ein Folium erhalten.

weit es ferner gewisseGewerbobercchtigungen giebt, welche nicht als zu einemGrundst i ’rkbörn zu bekrachten, aberauchnicht an die Person des Bercchtigten gebun-
den, sondern im Verkehr sind, kann mit ihnen ein Gleiches geschehen.

on solchen Rechten ist dann Alles, was in gegemwärtigem Gesetze wegen der
Grundstücke bestimmt ist, ebenfalls zu ellehe

Jedes Folium im Grund= und SOpothetenbuche muß enthalten:
1) das Grundstück, für welches das Folium bestimmt ist;
2) die eine Beschränkung des jedesmaligen Besibers in der Verfügung über das

Grundstück bedingende besondere rechtliche Eigenschaft des letztern, also die bhnzeigenscha,die Eigenschaft eines Erbzinsguts, Erbpachtgrundstücks, Familienfideikommisses;
3) sämmtliche zu dem Grundslücke als zu der Hauptbesihung gehörige Grundstücke

(unbewegliche Zubehörungen, Bestandtheile eines Gutskörpers).
Nupbare Realgerechtigkeiten, die mit einem Grundstücke verbunden sind, wie z. V.

Vackzerechtigkeiten, Schankgerechtigkeiten, Gasthofsgerechtigkeilen, können zwar auf Verlangen
des Besibers ebenfalls in das Grund= und Hypothekenbuch mit eingelragen werden, orhar
daß jedoch durch eine solche Eintragung die Grund= und Hypothekenbehörde eine Gewähr-
leistung ir Fctie Begründung und Umfang der eingekragenen Realgerechtigkeit übernimmt;lle Veränderungen, die sich an den eingetragenen Bestandtheilen oder Zube-
höringe * Grundstücks in der Folge ergeben;

5) die auf dem Grundslücke vermöge eines Privakrechtslitels haflenden bleibenden
Lasten und Beschwerungen, also namentlich Grundzinsen aller Art, Laudemialpflicht,
Zehentpflicht, Ablösungerenten und die an diesen Lasten und Beschwerungen sich ergeben-
den Veränderungen.

Von der Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch sind jedoch folgende auf
Privatrechtstiteln beruhende dingliche Beschwerungen ausgenommen:

a. Dienste und Frohnen aller Art,
b. Grunddienstbarkeiten.
Eine Werthsangabe des Grundstücks ist nicht nothwendig.
6) den Besitzer oder die mehrern Besitzer des Grundstücks (Eigenthümer, Lehns-

mann, Lahmann, Erbzinsmann, Erbpachter) nebst dem Besihhztitel, unter Bemerkung des
Kauspreises, wenn der Besitztitel in einem Kaufe besteht, und die am Besitze sich ergeben-

den Jeränderunhenwer nicht aus einer besondern rechtlichen Eigenschaft des Grundstücks (r. 2)gerhenner sleich auf den Vesiher sich beziehenden Beschränkungen des letztern in der
Versügung über das Grundstück, jedoch nur solche Beschränkungen, die nichtin allgemeinen
persönlichen Eigenschaften des Besitzers, wie 3. B. dem minderjährigen Alter, beruhen,
sondern sich auf einen speciellen Rechtstitel Fründen, wie Vorkauförechte, Wiederiaussrechte,
rinface fideikommissarische Substikutionen, das einem Andern zustehende Nießbrauchsrecht,die gegen einen Abmiether eingegangene Verpflichtung, bei Veräußerung des Grundstäcke
dem Käufer die Erfüllung des Miethkontrakts zur Bedingung zu machen, oder welche aus
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einem gerichtlichen Veräußerungsverbote herrühren, und die mit dergleichen Dispositions-
beschränkungen vorgehenden Veränderungen;

8) die auf dem Grundstücke haftenden Schulden nebst den daran sich ereignenden
Veränderungen nach den in F. 178 flg. enthaltenen näheren Bestimmungen.

ußer demjenigen, was nach den vorhergehenden Bestimmungen in das Grund-
und Hypothekenbuch eingetragen werden muß oder doch eingetragen werden kann, darf
etwas Anderes in dasselbe nicht eingetragen werden; dieses gilt namentlich von allen
öffentlichen Abgaben und Leistungen an Staat, Gemeinde, Kirche und Schule, und über-
haupt von allen aus dem öffentlichen Rechte cberrührenden, allen Grundstücken oder ganzen
Klassen vessen gemeinsamen VerbindlichkeiteAllgemeine Bedingungen derFhetnindas Grund= und

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben als solche nichis unaufgefordert in
das Grund- und Hypothekenbuch einzukragen oder darin zu löschen, sondern jeder Eintrag
und jede böschung setzt voraus enkweder den Antrag eines Betheiligten oder die Requi-
sition einer öffentlichen Behörde.

F. 17.

dedechbedarf es einer ausdrücklichen Requisilion nicht, wenn die Grund= und Hy-pothekenbeherde“ selbst in einer andern Eigenschaft, wie z. B. als Vormundschaftsbehörde,
Nachlaßbehörde, Concursgericht, gesehlich verpflichtel ist, dafür zu sorgen, daß etwas in
das Grund= und Hypothekenbuch cingetragen oder darin gelöscht werde; hiernächst

b. bewendet es bei den Bestimmungen der Gesetze, die Ablösung der Hutungs-
und Triftberechtigungen betreffend, vom 30. Mai 1852, die Ablösung der Frohndienste
belreffend, vom 15. Oktober 1853 und die Ablösung der bei Besitzveränderungen vor-
kommenden Gefälle, namentlich der Lehn= und Siegelgelder, ingleichen der Lehn= und
Auflaßgroschen betreffend, vom I1. März 1857, wonach die Geldrente auf dem verpflich-
teten Mondsu haften bleiben soll und haben die Grund- und Hypothekenbehörden auf
Grund der ihnen über geschlossene Ablösungsverträge zukommenden Anzeigen ohne wei-
teren Antrag die nölhigen Einträge in das Grund= und Hypolhekenbuch zu machen. Es
erlangen jedoch dergleichen Renten erst durch u Eintragung in das Grund= und Hypo-thekenbuch die Eigenschaft einer Reallast. (§.is zum erfolgten Eintrage ist im S#tnisfe zu Dritten das Grundstück als
noch mit der durch die Rente abgelösten Verbindlichkeit behaftet zu betrachten.

Ebenso ist in dem Falle, wenn ein Grundstück für das ein besonderes Folium
besteht, unzertreunt enteignet wird, die Löschung der darauf haftenden Hypotheken von

Amtswegen tk bewirtken.icht minder
c. * die Grund= und Hypothekenbehörden bei vorgenommenen Zwangsver-

steigerungen sowohl die Löschung der durch die Zwangsversteigerung erlöschenden Hypo-
theken (F. 103) und anderer durch dieselben erlöschender Rechte als auch die Eintragung
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der wegen der etwa noch rückständigen iichmeselten vorzubehaltenden Hypothek Amts-halber zu bewirken. (vg. überhaupt 8.99 18
Liegt ein Anlaß zu Einschreibungen einmal vor (§§. 16 und 17), so sind die

Grund- und Hypothekenbehörden so berechtigt wie verpflichtet, auf Beseitigung von An-
ständen vermittelnd einzuwirken.

Auch haben sie, wenn ihnen Veränderungen in dem Eingetragenen (z. V. durch
Todesfälle, Erbverkheilungen, Veräußerungen, Cessionen 2c.) amtlich bekannt werden, die
dadurch begründeten Löschungen oder Eintragungen bei den Betheiligten in Anregung zu
bringen. (M. s. 88. 132, 143, 17

Oefeentlichteit "n Gunt nud Hypothelenbuchs.
Jeder in das Grund- und Hypeih clehuch eingekragene Besitzer eines Grundstücks,

jeder darauf eingetragene Gläubiger, desgleichen jeder Andere, der wegen eines mit dem
Besitzer oder Gläubiger bestehenden oder einzugehenden Nechtsverhältuisses ein Interesse
glaubhaft nachweiset, kann von denjenigen Stellen des Grund= und Hypothekenbuchs,
worauf sich sein Interesse bezieht, Einsicht nehmen, auch beglaubigte Auczüge ver-
langen.

6 Denjenigen öffentlichen Behörden, deren rsss schon aus ihrer öffentlichen
Stellung hervorgeht, ist diese Elnsichtnahme auch ohne den Nachweis eines besonderen
Interesse gestattet; das Nähere hierüber wird durch Verordnung bestimmt werden.

Den Personen, welche nicht in die vorstehends bezeichneten Kategorien gehören, ist
ohne Bewilligung des eingetragenen Besitzers weder die Einsicht des Grund= und Hypo-
thekenbuchs zu gestatten, noch ein Auszug daraus mitzutheilen.

ede im Vertrauen auf dasselbe vorgenommene:Handlung, die sich auf das Eigen-
ihum oder ein anderes dingliches Recht an einem Grundslücke bezieht, bringt in Ansehung
Desjenigen, welcher nach den im Grund= und Hypothekenbuche befindlichen Einträgen und
im guten Glauben gehandelt hat, alle rechtlichen Wirkungen hervor, die der Handlung,
nach jenen Einträgen, angemessen sind.

uch kann Niemand die W3 dessen, was im Grund= und Hypotheken-
buche uinetragen ist, für sich anführen.r hierdurch einen Schaden erleidet, dem bleibt blos der persönliche Anspruch
aufSchadenerset wider Denjenigen, der hierzu nach den Gesetzen verbunden ist.

S. 21.
Hiernach kann insonderheit
1. eine von dem Besiher vorgenommene Veräußerung des Grundstücks Demje-

nigen gegenüber, welcher dadurch das Eigenthum im guten Glauben erworben hat und
als neuer Besiher im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen ist, von einem Andern,
welcher das Grundslück früher erworben hat, dessen Erwerbung und Besihtitel aber nicht
in das Grund- und Hypothekenbuch eingetragen worden ist, eben so wenig angefochten
werden, als eine inmittelst vorgenommene und eingetragene Verpfändung.
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2. Derjenige, zu dessen Gunsten eine Beschränkung des Besitzers eines Grund-
stücko in der Versügung über dasselbe besteht, muß eine von Letzterem vorgenommene
Veräußerung oder Verpfändung des Grundstücks dem in Folge davon in das Grund-
und Hypothekenbuch eingetragenen neuen Besitzer oder Gläubiger gegenüber, welcher sein
Recht im guten Glauben erworben hat, als gültig gegen sich anerkennen, wenn die Dis-

vosttonobeschränkung nicht in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen war.3. Dagegen kann aus einem gegen den vorigen Besitzer begründeten Rechtstitel
eine Hypothek gegen den neuen Besitzer, sobald dieser in das Grund= und Hypotheken-

buch eingetragen ist, nicht mehr erlangt werden (s. jedoch die estimmeng in S. 54).4. pothekarische Schuldner kann die Einrede, daß eine in das Grund- 1
Hypothektnbuch Pungeting Forderung durch Zahlung oder auf andere Weise erloschen
sei, oder Einwendungen gegen die Richtigkeit der Forderung wider den Dritten, welcher
die Forderung im guten Glauben erworben hat und als Inhaber derselben in das Grund-
und Hypothekenbuch eingetragen ist, nicht gebrauchen, wenn die Forderung nichtim Grund-
und Gpbothelrnbuche gelöscht, oder einc den Einwendungen gegen die Richtigkeit entsprechendeAbänderung darin bewirkt worden ist.

5.baunf hleiche Weise muß der Cessionar bei unterbliebener Eintragung der Cession
in das Grund= und Hypothekenbuch (§. 83) einem Dritten, welcher die nämliche hypo-
thekarische Forderung späterhin von dem eingetragenen Gläubiger im guten Glauben er-
worben hat und als deren Juhaber in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen

worden a. weichen und dessen Recht gegen sich gelten lassenEine zur Ungebühr geschehene Löschung einer vypothekarischen Forderung imGrund- 5f Hypothekenbuche hae Lleichwohl Gültigkeit in Ansehung Derer, welche,
nachdem die Löschung geschehen war, im guten Glauben das Einenthum an dem Grund-
stücke durch Eintragung ihrer Erwerbung und ihres Besihtitels oder eine hypothekarische
Forderung durch Eintragung als Gläubiger oder als Cessionarien erlangt haben.

Sicherstellung durch Protestation.

Zu Abwendung geicher Nachtheile kam der Betheiligte, wenn wegen eines nochzu beseitigenden Mangels die Eintragung des enworbenen Rechts oder beziehendlich die
Löschung oder Abänderung, auf welche er Auspruch hat, nicht sogleich erfolgen kann, sich
der Protestation bedienen, die aber nur dann i gegen Dritte äußert, wenn sieselbst in das Grund= und Hypothekenbuch eingelragenWas Protestationen zu Sicherung eines emmier. Hülfsgegenstandes anlangt, s.
8. 150 dieses Gesetzes.

§. 23.
Die Wirkung einer solchen Protestation besteht darin, daß von ihrer Eintragung

in das Grund= und Hypothekenbuch an nichts weiter darin zum Nachtheile r ai
ausgenommen werden kann, dessen Sicherung durch dieProlestation bezweckt wurde (.2

DieseWilung dauert so lange fort, bis die Protestation im Grund= und Elwiedergelöschtis
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Ansschließung der Wiedereinseung in den vorigen Stand.
24.—

Wiedereinsehung in den vorigen Stand fundet gegen die Unterlafsung der Ein-
tragung eines Rechts in das Grund-- und Hypothekenbuch oder einer Löschung in dem-
selben und gegen die daraus entstehenden Nachtbeile (§. 20, 21) nicht statt.

Benachrichtigung des passiv Betheiligten.
25

Von jedem geschehenen Eintrage in das Grund- und Hypothekenbuch und von
jeder darin vorgenommenen Löschung hat die Grund= und Hypothekenbehörde Demjeni-
gen, welcher dabei passiv betheiligt ist, indem gegen ihn ein Recht erlangt, oder ein
ihm zustehendes Recht aufgehoben oder beschränkt oder auf einen Andern übertragen
wird, Nachricht zu geben.

Diese Benachrichtigung des passiv Betheiligten kann nur dann unterbleiben,wenn von zön selbst das Gesuch um die Eintragung oder Löschung angebracht und dabei
auf die Benachrichtigung auedrücklich verzichtet worden ist.

Unverjährbarleit der in das Giund= und Hypotheleubuch eingetragenen Rechte
26.

ein in das Grund= und Hpotherenbuch eingetragenes Recht an einem
d m,1% lange es nicht darin gelöscht ist, eine Verjährung weder angefangen

noch vollendet werde
Dieses erse sich jedoch nicht auf verfallene Zinsen und verfallene andere Ab-

entrichtungen, in Ansehung deren vielmehr die allgemeinen gesehlichen Bestimmungen über
Verjährung zur Anwendung kommen.

HI. Abschnitt.
Vom Rechte der Hypotheken.

Sachen, woran Hypotheken erlangt werden können.

Nur an Grundstücken, einzelnen und zu Complexen vereinigten, und solchen
andern körperlichen Sachen, welche nach den Gesetzen den Immobilien gleich geachtet
werden, ingleichen an Gerechtsamen der in 8. 14 bemerkten Art, wenn ihnen ein
bolium im Grund= und Hypothekenbuche gegeben worden ist, können Hypotheken bepet
werden.

5. 28.
Hypothekfähige Sachen (s. vorigen §.) können ohne Rücksicht ihres Werthes nach

der Willkür der Betheiligten bis zu jedem Betrag mit Hypotheken belastet werden.

Ein Enischädigungsanspruch an dee Hypothelenbehorde wegen Unzulänglichkeit des Hypo-thekengegenstandes findet nicht stat

An einem Grundstücke, über welches der Vesitzer (F. 5) frei zu verfügen nicht
berechtigt ist, kann nur mit Zuslimmung der Betheiligten eine Hypothek erworben werden.
( 0, 13).
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8. 30.
Zur Bestellung von Hppetheken an solchen Erbzinsgütern, an welchen dem Erb-

zinsherrn ein wirkliches Obereigenthum zusteht, wird jedoch die Einwilligung des Erb-
zinsherrn nicht erfordert. ·

8. 31.
Wenn bei der Veräußerung eines Grundstcks das Eigenthum an demselben zum

Zwecke der Sicherstellung einer Forderung vorbehalten worden ist, so ist ein solcher
Vorbehalt des Eigenthums nur wie der Vorbehalt einer Hypothek wegen der sicher zu
stellenden Forderung zu betrachten.

8. 82.

Der Einwilligung eines Vorkaufsberechtigten und eines Rück= oder Wiederkaufs-
berechtigten bedarf es ebenfalls nicht zur Bestelluug von Hypotheken, die ohne seine
Einwilligung bestellte Hypothek hat jedoch, wenn sie die im Voraus bestimmte Vorkaufs-
summe oder Wiederkaufssumme übersteigt, insoweit, als dieses der Fall ist, gegen ihn

keine Wirkung.
§. 33.

Auch wird die Einwilligung Dessen, welchem ein auf Privatrechtstitel beruhendes
Recht des Nießbrauchs an einem fremden Grundstücke zusteht, zu Bestellung einer
Hpypothek nicht erfordert. Die ohne seine Einwilligung bestellte Hypothek erstreckt sich
jedoch, so lange das Nießbrauchorccht dauert, dessen Eintragung in das Grund= und
Hypothekenbuch ibermnageseht (§. 15 Nr. 7n 2 auf die Früchte des Grundslücks.

Zu Bestellung vollkommener .r S . an Lehngütern ist die Einwilligung des
behnsherrn und der Mitbelehnten erforderlich. Zwar sind Lehnsbesitzer berechtigt, auch
ohne diese Einwilligung ihren Gläubigern Hypotheken an Lehngütern einzuräumen und
in das Grund= und Hypothekenbuch eintragen zu lassen; Hypotheken dieser Art haben
jedoch keine Kraft gegen die Lehnsgläubiger und sind gegen den Lebusherrn und die Mit-
belehnten nur soweit wirksam, als jener und diese nach lehurechtlichen Grundsäßzen ver-
bunden sind, die Nutzungen des Lehns oder auch die bei einer nothwendigen Subhastation
desselben nach Tilgung der behnsschulden verbleibende Uebermasse zur Befriedigung der
Allodialgläubiger verwenden zu lassen, auch sind die Gläubiger, denen dergleichen Hypo-
teten zustehen, nicht berechtigt, auf Subhastation des Lehns zu dringen.der Frage über Ertheilung der lehnsherrlichen Einwilligung zu Hypothekenbestellungan behngl und die Verechnung des consensuablen Werths derselben handelt, so sind
die ohne lehnsherrliche Einwilligung bestellten Hypotheken nicht zu berücksichtigen, und
stehen dann, wenn nach der Zeit eine Erbverwandlung erfolgte, den mit lehnsherrlicher
Einwilligung bestellten Hypotheken nach.

35.
Der Einwilligung des Lehnsherrn und der Mitbelehnten bedarf es ferner nicht

bei solchen Hypotheken, zu deren Erwerbung ein Gläubiger unmittelbar kraft des gegen-
wärtigen Gesehes (§§. 37—42) bercchtigt ist; die Wirksamkeit der solchergestalt erlang-
ten Hypotheken an Lehngütern unterliegt aber denselben Beschränkungen, wic nach Vor-

4
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sehemen G. 34) die von Lehnobesitzern ohne lehnsherrliche Einwilligung eingeräumtenothelevvp Entsiehung der Hypothtlen.
Zu Enlsiehung jeder Hypothek wird erfordert

I. ein Rechtslitel zu deren Erwerbung, wöchtr entweder
1) in einer Bestimmung des Gesehs selbst,

2) in dem erklärten Privatwillen liegen kann, und
II. die Eintragung der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch

. 4).

Gesetliche Rechtsnittel zur Ewerbung von Hypotheken.
I. Kraft des Gesetzes hat die G. wegen ihres dem Ehemann bei Ein-

gehung der Ehe oder während der Ehe ein- und zugebrachten, zum Behufe der Eintra-
gung in einer bestimmten Summe auszudrückenden beweglichen Vermögens, so lange die
Ehe besteht, einen Rechtsgrund zur Erwerbung einer Hypothek an den Grundstücken
ihres Ehemannes. Welchen Einfluß die Gintragung des Vermögens der Ehefrau in das
Grund= und Hypothekenbuch auf den Beweis des Einbringens habe, ist nach den Um-
ständen zu beurtheilen, unter denen sie geschehen ist.

. Minderjährige und die nach Vorschrift der Gesetze bevormundeten andern
hana sind cenähln. als Caution für die ihnen aus der Verwaltung ihres Vermö-

ens wider ihre Vormünder — wenn diese nicht durch Gesetz oder durch ausdrücklichen
richterlichen Beschluß von Beftellung einer solchen Caution befreit sind — elwa entstehen-

den 3erherungen au deren unbeweglichen Gütern Hypothek eintragen zu lassen.Sorge für Eintragung solcher Hypothrken liegt der Vermundschaftsbehörde
ob; auch hat diese den Betrag einer derartigen Cantion festzusehen. Sie bestimmt ihn

auf die ungefähre Summe der einjährigen Einkünfte, welche die ½
für die Vevormmnderch einzunehmen haben; — jedoch nach Abzug des zum Unterhalte

und zur Erziehung der Lebteren regelmäßig erforderlichen Aufwandes;5) auf die Kapitalsumme der Gelder, Pretiosen, Staatspapiere und anderer
Schuldscheine des Bevormundeten, welche der Vormund verwahrt;

) auf die Summe der Rechnungöposten, die der Vormund außerdem etwa zu
vertreten hat.

Die Vormünder sind befugt, durch anderweite Sicherheitsleistung die hypotheka-
rische Cautionsbestellung abzuwenden.

8. 39.
III. Die Kinder haben, wenn ihr Vermögen von ihrem Vater oder ihrer

Mutter verwaltet wird, das Recht, wegen der aus einer solchen Verwaltung ihnen ent-
stehenden Ansprüche Sicherheitsleistung durch Hypothekbestellung an den unbeweglichen
Gülern ihres Vaters oder ihrer Mutter, je nachdem diese oder jener die Vermögens-
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verwaltung führt, zu sordern, jedoch unter folgenden Einschränkungen und näheren
Bestimmungen:

Wenn
1) dem Valer oder der Mutter neben der Verwaltung auch der Nießbrauch des

Vermögens der Kinder zusteht, so haben diese Leßteren der Regel nach kein Recht auf
die vorstehend bestimmte Sicherheitsleistung. Nur dann sind sie eine solche zu fordern
berechtigt, wenn wegen übler Wirthschaft oder wegen Zerrüttung der Vermögeusumstände
des Vaters oder der Mutter zu besorgen ist, daß die Kinder Verlufte erleiden möchten.
Der Betrag der dann den Kindern zu leistenden Hypotheka rkaution bestinunt sich nach
dem Werthe des beweglichen Vermögens der Kinder, welches der Vater oder die Multer
in Verwahrung hat.

Wenn aber
er Vater oder die Mutter an dem von ihnen verwalteten Vermögen ihrer

Kinder keinen Nießbrauch haben, so haben die Letzlern an den väterlichen oder mütter-
lichen Immobilien das gleiche Recht auf hypothekarische Sicherheitsleistung, welches nach
Nr. II. bevormundeten Personen an den Immobilien ihrer Vormünder zugetheilt ist.

3) Dasern die Kinder noch minderjäbrig oder aus andern Gründen vormund-licher 8 bedürftig sind, so haben die ihnen etwa bestellten Vormünder oder ihre

Vormundschaftsbehörde für die EGeltemmachung obigen Rechtslitels Sorge zu tragen.
IV. Der Staatsfiskus, girdeh Gemeinden, ingleichen mit juri-

stischer Persönlichkeit versehene Vermögensmassen, öffentliche Unterrichts-
anstalten, öffentliche Besserungs-, Vensorgungs= und Unterstützungs-
anstalten haben das Recht, an den unbeweglichen Gütern ihrer zur Administration an-
gestellten Diener, Verwalter oder Einnehmer zur Sicherheit wegen der Ansprüche, welche
aus deren Verwaltung oder Einnahme gegen sie etwa entstehen könnten, Hypothek ein-
tragen zu lassen. Die Bemessung der Größe einer solchen Cautionfumme hängt zu-
nächst von der Uebereinkunft der Betheiligten ab. In Ermangelung einer solchen sind
die unter II. enthaltenen Vorschriften analog anzuwenden.

. 41.

Je nochden %% bei Eintragungen, welche auf Grund der Bestimmungen uuterI.—IV.(65.37—40)geschehen sind, in der Folge die Umstände ändern,
Schuldner das Aecht, eineFollinrerung der festgesetzten Summe zu verlangen, sowie der
Gläubiger für Dasjenige, was an seiner Sichrtheit mangelt, die Eintragung einer neuenHypothek fordern kann.

Ferner haben Kraft des Gesetzes einen Nechtstitel zur Hypothek
V. an den in einer Erbschaft enthaltenen unbeweglichen Sachen:
1) die Erben wegen der Herauszahlungs,welchesie vermöge der Bestimmun

des Erblassers oder der vereinbarten Erbtheilung zur Gewährung ihres Erbthelle aus

der Eroschett zu fordern haben, —2) die Vermächtnißnehmer und Diejenigen, welchen elwas auf den Todesfall
beschenkt ist, wegen des ihnen Vermachten oder Geschenkten (m. s. übrigens §F. 45).
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VI. Ein Gläubiger, dessen 34.rnd zur Hulfsvollstreckung ut ist, hat,

soweit erslere nicht schon durch eine Hypothek gesichert ist, einen gesetzlichen Rechtsgrundzur Eintragung dieser Forderung auf die Cnncesiich des Schuldners. ö„ Eintragung
des Schuldbetrags in da#s Grund- und Hypothekenbuch ist die Vollstreckungshandlung,
außer welcher co einer weiteren bei der Hülfsvollstreckung in Immobilien nicht bedarf.

Wird ein derartige Hypolhek an eehnguern wegen einer odialerderunserlangt, so gilt von ihr dasselbe, wie nach S. 34 von denjenigen Hypotheken, welche ein
* * Sinvilligung des Lehnöherrn unk e Muullehnde seinen Gläubigern

einräumt.
S.4VII. Eine rechtskräftige Ensstnns ng, welche auf Bestellung einer Hy-

pothek gerichtet ist, giebt einen gesehlichen Machtegr#nd zur Eintragung.
VIII. Jeder, für den ein A Wisf ner bei Veräußerung des damit zu be-

lastenden Grundstücks vorbehalten, oder auch durch letztwillige Verfügung einem zur Zeit
des Todes des Verfügenden in dessen Eigenthume sich befindenden Grundstücke auferlegt
worden ist, hat das Rechl, die Eintragung desselben in das Grund= und Hypothekenbuch
unter den Schulden des Grundsstücks zu verlangen.

Die Eintragung einer Hypothek gneen Lesetzlichen Rechtsgrundes wird durch
den Widerspruch des Eigenthümers nicht gehindert und es haben selbst die gegen eine
solche Eintragung gerichteten Appellalionen keine Suspensivkraft. Derselbe kann aber
seine Einwendungen, insbesondere auch, daß die Forderung gar nicht oder nicht na
dem behaupteten Betrag beslehe, oder daß mehr Grundslücke, alo nöthig, belastet worden
seien, im Rechtswege ausführen und in demselben die gänzliche oder theilweise Löschung
der Hypotbek verlangen. Ist die Forderung streitig, so trifft die Beweislast Denjenigen,
welcher den gesetzlichen Rechtogrund geltend gemacht hat. Daß eine beschränktere Sicher-
stellung genügend sei, hat der Eigenthümer zu beweisen.

Privatwille als rzi-zurEvorrlungder Hypothek.
Zu Bestellung einer Hypothek darnk Privatwillenserklärung wird auf Seiten

Desjenigen, welcher die Hypothek bestellt, das Recht und die Fähigkeit, über das mit der
Hypothek zu beschwerende Grundstück zu verfügen, erfordert.

Ausd einem Vertrage oder letzten Willen kann der Gläubiger außer den in F§. 42
erwähnten Fällen die Eintragung einer Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch
nur dann verlangen, wenn derselbe ausdrücklich enthält, daß wegen der Forderung eine
Hypothek an einem bestimmten Grundstücke bestellt (die Forderung auf ein bestimmtes
Grundstück eingetragen) werden soll; dieses gilt unbeschadet dessen, was wegen eines
bei der Veräußerung des Grundstücks vorbehaltenen oder durch leztwillige Verfügung
beschiedenen Auszugs in F. 45bestimmtist.
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5. 49.
Ist eine an sich richtige Forderung einmal in das Grund= und Hypothekenbuch

eingetragen, so kann die Eintragung und die dadurch für den Gläubiger erlangte Hypo-
thek von andern Gläubigern oder von einem nachherigen dritten Besitzer des Grundstücks
aus dem Grunde, weil hypothekarische Sicherheit wegen jener Forderung nicht angelobt
oder letztwillig angeordet gewesen sei, in keinem Falle angefochten werden.

Specialität der Hypotheken.
50

Die Eintragung in das Grund und Hypothekenbuch kann nur auf bestimmte
Immobilien geschehen.

5. 5Auch können nur Forderungen, # der Summe nach bestimmt sind, in das
Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden (m. s. jedoch §. 223).

Daher muß, wenn die Größe eines durch Hypothek sicher zu stellenden Anspruchs
unbestimmt ist, Behufs der Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch ein Betrag
bestimmt werden, nach dessen Höhe die #petbet wirksam sein soll.

Jedoch ist zu Eintragung der 21050. (5. 45) und überhaupt der Rentenfor-
derungen in 6100 Grund= und Hypothekenbuch weder eine Bestimmung derselben in Ka-

pital noch, seten ig nicht in baarem Gelde bestehen, eine Veranschlagung zu Geldeerforderlich (m. s. §. 180).Unter Nenien I# n nn in diesem Gesetz solche Geld- und Naturalforderungen be-
griffen, welche nicht in einem ein für allemal zu entrichtenden Betrage oder Zinsbezügen
eines solchen, sondern in zu gewissen Zeiten wiederkehrenden Reichnissen und Leistungen
bestehen.

Eintragung der Hupotheken in das Grund= und Hypothekeubuch.
. 63.

Die Hypothek alo dingliches Recht wir, * Unterschied des Rechtstitels, erst
durch die förmliche Eintragung der Forderung in das Grund= und ooihelenbuc aufdem Folium des damit zu belastenden Grundstücks nen erlangt (S.3

Vormerkung im Grund. and Hypothekenbuche.S. 5Ist eine Forderung und der nstertn zur Eintragung durch unverdächtige
öffentliche oder Privakurkunden bescheinigt, die förmliche Eintragung in das Grund- und
Hypothekenbuch kann aber wegen eines noch zu beseitigenden, das Wesen der Handlung
nicht betreffenden Mangels nicht sogleich erfolgen, so kann auf Ansuchen des Betheiligten
die Forderung einstweilen im Grund= und Hypothekenbuche vorgemerkt werden.

Diese Vormerkung hat nicht die Wirkungen der sörmlichen Eintragung, sondern
ist wie eine Protestation (§5. 22, 23) zu betrachten, indem sie blos die Stelle für die

künftig seenlich einzutragende Hpother zu Ichern dient.wird wirkungslos, wenn, bevor der Mangel gehoben und die förmliche Ein-
tragung aasan ist, Concurs zu dem Vermögen des Besttes ausbricht oder das betref-
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fende Grundstück der Zwangsversteigerung unterliegt. Auch kann für die Dauer des
Eingetragenseins eines allgemeinen Veräußerungsverbotes im Grundbuche eine Vormerkung
die zuvorgedachte Wirkung nicht äußern.

Auf denjenigen später eingetragenen Eigenthümer eines Grundstücks, welcher das-
selbe auf andere Weise als durch Jwanhursstegerung erworben hat, geht die Wirkungeiner Vormerkung in der Weise über, daß er sich nach erfolgter Beseitigung des ent-gegenstehenden Mangels oder crinornhisse die Eintragung der vorgemerkten Forderung
gefallen lassen muß.

Umsaug und Wirkungen der Hypothek.
1) in Anfehung der Sach. worauf fet haftet.

Die Hypothek als dingliches Recht ulise sich auf das ganze Grundstück, auf alle
seine Theile und Zubehörungen, desgleichen auf den Zuwachs, sowie auf die am Tage

einer eingetrelenen Zwangsversteigerung oder bei Anlegung der Segquestration oder bei
Eröffnung des Concurses noch unabgesonderten natürlichen und gemischten Früchte (irnc-
tus naturales et industriales), ingleichen auf die von den leptgedachten beiden Zeitpunkten
an erwachsenden bürgerlichen Früchte (lructus ciriles) einschließlich der zu diesen Zeil-
punkien unerhobenen bereits erwachsenen.

5

Als solche Zubehörungen eines zemn Grundstücks, welche nach Maßgabe
von §. 55 als von der Hypothek mit ergriffen gelten, werden bei einem zum Betriebe
der Landwirthschaft eingerichteten Grundstücke nur die angesehen, welche mit dem Grund
und Voden oder mit einem Gebäude so verbunden sind, daß die Verbindung ohne Ver-
letzung des Bindemiltels, des Gebäudes oder der Zubehörung nicht aufgehoben werden
kann.

Bei den zum Betriebe eines Gewerbes eingerichteten „Grundstüicken bestimmt sich
der Begriff der Zubehörungen derselben im Sinne des §. 55 dieses Gesegrt leichfallsnach dem nur ausgedrückten Grundsahe. Es erstreckt sich aber der Begriffder Zubehö-
rung im bezeichneten Sinne bei Gewerben, welche eine bewegende Kraftbenihn, auf die
zu deren Erzeugung und Uebertragung dienenden Vorrichtungen und bei Mühlen und
Schneidemühlen, bei Stampf-, Poch-, Walz= und Walkwerken jeder Art überdies auf die
zur Erreichung des Zweckes selbst dienenden Vorrichtungen, soweit sie mil der Mühle oder
dem We in einer Verbindung stehen.i den zum Betriebe der bKondwirtgschaft dienenden Grundstücken gilt außerdem
der aufdenselben erzeugte Dünger als Zubehör im Sinne des F. 55 s Gesehes.

Uebrigens ergreift die Hypothek nicht nur die zur Zeit der Verpfändung vorhan-
den gewesenen, sondern auch die nachher hinzugekommenen Zubehörungen eines Grund-
stücks.

S. 57.
Dah Forderungen auf einzelne Zubehörungen eines Grundstücks oder Theile eines

Grundstückskörpers verscheut und solchergestalt in das Grund= und Hypothekenbuch einge-tragen werden, ist unzulässig.
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ohl aber können, wenn Mehrere ein Grundstück gemeinschaftlich im ungetheilten
Eigenthum haben, an den ideellen Antheilen der einzelnen Miteigenthümer Hypotheken

erlangt und Wind darauf in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden(vgl. jedoch.7Beie Peruleinam. welche behnseigenschaft haben, bedarf es hierzu der Einwilligung
der Mitbesitzer.

8. 58.
Grundstücke können als Zubehörungen eines andern Grundstücks und als Bestand-

lheile eines Grundstückskörpers nur dann angesehen werden, wenn sie als solche in das

Grund= und Hypothekenbuch eingetagen lind.GErundslcsabtremnungen.
Zu Grundstücksabtrennungen, uhleichen zur Veräußerung mit dem verpfändeten

Grundstücke verbundener Berechtigungen, welche in das Grundbuch eingetragen sind, be-
darf der Eigenthümer der Einwilligung der hypothekarischen Gläubiger; dleselbe kann
aber durch die zuständige Behörde ohne Weileres ergänzt werden, wenn wegen verhält-
nißmäßiger Geringsügigkeit der Forderung oder des abzutrennenden Gegenstandes ein
Nachtheil für die hypothekarischen Gläubiger nach dem pflichtmäßigen Ermessen der Be-
hörde offenbar nicht entstehen kann.

. 60.

Hypolhekarische Gläubiger, welche mit Vorbehalt ihrer Rechte in die Abtrennung
willigen, können verlangen, daß ihre Forderungen auch auf dem neuen Folium des Trenn-
stücks oder auf dem Folium des Grundstücko, zu welchem das Trennstück hinzugeschlagen
wird, eingetragen werden.

Die ohne Vorbehalt erklärte, iugleichen die durch die Behörde ergänzte Ein-
willigung der hypothekarischen Gläubiger gilt als Verzicht auf das Pfandrecht an dem
Trennstücke.

8.6
Wegen der auf einem Vrnndstce siinn: im Grund= und Hypothekenbuche

eingetragenen asten (. 15, Nr. 5) bedarf es der Einwilligug der Berechtigten zu
Grundstücksabtrennungen nicht; es ist aber ein verhältnißmäßiger Theil dieser Reallasten
auf das Trennstück zu repartiren, ehe dasselbe im Grund= und Hypothekenbuche vom
Hauptgute abgeschrieben wird.

Dieser Repartition ungeachtel bleibt den Berechtigten das Hauptgut, sofern sie es
nicht ihres Anspruchs entlassen haben, wegen des auf das Trennstück gelegken Antheils
von Reallasten fubsidiarisch verhaftet.

Hinzuschlagung eines Gundsn zu einem ander.
Dem Besitzer oder neuen Erverber 4 Grundstücks, welches nicht schon Zube-

hörung eines andern ihm zugehsrigen Grundstücke ist, steht der Regel nach frei, ob er
dasselbe als ein besonderes Grundslück unter besonderer Nummer und mit einem eigenen
Solium im Grund= und Hypothekenbuche besitzen, oder ob er e zu einem andern Grund-
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stücke, welches er besibt, binpuschlagen und als Zubehörung desselben in das Grund- undHypothekenbuch eintragen lassen will

Jedoch ist
1) wenn das hinzuzuschlagende Grundstück unter Gerichtsbarkeit einer andern Grund-

1nd nHypothekenbehördegelegen ist, hierzu die Einwilligung dieser letztern erforderlich:erner kann

S. 63.

2) wenn auf dem Grundstücke, zu welchem ein anderes hinzugeschlagen werden
soll, Schulden haften, die Hinzuschlagung nur unter der Bedingung geschehen, daßd
hinzuzuschlagende Grundstück schuldenfrei sei, oder daß andern Falls die WW i
Gläubiger des einen Grundstücks erklären, den hypothekarischen Gläubigern des andern
nachstehen zu wollen;

3) ein mit einem Vorkaufs= oder Wiederkaufsrechte behaftetes Grundstück kann zu
einem andern Grundslücke, welches nicht mit diesem zugleich demselben Vorkaufs= oder
Wiederkaufsrechte unterliegt, nicht binzugelchlagen werden.

Die Hinzuschlagung eines Grunalet4zu einem andern Grundstücke hat die Wir-
kung, daß die auf dem einen oder dem andern haftenden Schulden sich nunmehr über den
ganzen Grundstückskörper erstrecken; die Schulden, welche auf dem hinzugeschlagenen Grund-
stücke haften, sind daher nunmehr im Grund= und Hypothekenbuche auf de Folium des
Grundstücks, zu welchem es hinzugeschlagen worben, einzutragen (§5. 62, 63).

5.
In Beczug auf Reallasten, die auf einem Grundstücke haften, welches zu einem

andern (inzugeschlagen wird, zßert * Hinzuschlagung nicht die in Bezug auf Hypo-theken § 64 ausgedrücktesist daher unerläßlich, nuß eine solche Reallast steio unter specieller Bezeichnung
des —ie auf welchem sie ursprünglich haftete, auf dem Folium des andern

Grundstücks eingelragen werde, mit welchem das belastete im Wege der Consolidation
verbunden wird.

S. 66.

In Ansehung der Abtretung von Grundeigenthum im Wege der Expropriation
und der daraus in Rücksicht auf Reallasten und Hypotheken des der Expropriation unter-
liegenden Grundbesitzes entstehenden Wirkungen bewendet es bei den bestehenden
Gesetzen.

BeweglicheBubehnngen eines Grundstücks.
Sind bewegliche Sachen, welche —i-me eines Grundstücks bei dessen Ver-

pfändung waren, veräußert worden, so haben die bezüglichen hypothekarischen Gläubiger
gegen den dritten redlichen Besitzer derselben keinen Anspruch.

2) in Ansehung der Forderung.
S. 68.

Die Hypolhek erstreckt sich auf die eingetragene Forderung und auf die gesetzlichen
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Zinsen einschließlich der Verzugszinsen, auf versprochene Zinsen aber nur dann, wenn das
JZinsversprechen und der Zinsfuß in das Hypothekenbuch eingetragen sind.

. 69.

Im Concurse, ingleichen bei un. ilänglichleit des Grundstcks zu Defriedigung
aller darauf eingetragenen Forderungen außerhalb des Coneurses erstreckt sich die Hypo-
thek Betreffs der rückständigen wiederkehrenden Leistungen und der Zinsen jeder Art nur
auf die drei lehten Jahre von Eröffnung des Concurses, oder der außerhalb des Con-
curses bewirkten Zwangsversteigerung, oder, dafern der Gläubiger die Klage bei Gericht
angebracht und den Rechtsstreit nicht über drei Monate liegen gelassen halte, von An-
bringung der Klage an zurückgerechurt.

. 70.

Ist eine Hypothek wegen der Kosten bestellt, so sind unter diesen die Kosten der
Kündigung und der Einklagung der Forderung bis zum Vollzuge der Zwangsversteigerung,
sowie die Sequestrationskosten, welche nicht durch den Sequestrationserlrag gedeckt werden,
endlich die Kosten der Empfangnahme und Quittirung der Forderung zu verstehen. Sind
Kosten neben der Hauptforderung ohne eine bestimmte Suume eingetraßen, so gilt die
Hypothek im Concurse, sowie bei Unzulänglichkeit des Grundstücks zu Befriedigung aller
darauf eingetragenen Gläubiger außerhalb des Concursed bis zum Betrage von fünfzig
Thalern, wenn die Hauptforderung selbst über 50 Thaler beträgt, und nur bis zum
Betrage von 20 Thalern, wenn die Hauptforderung nur 50 Thlr. und weniger beträgt.
Die Kosten der nothwendigen Subhastation sind vom Erlöse des verpfändeten Grund-
stücks vorweg abzuziehen.

3) in Ansehung des Schuldners.
71

Dem Schuldner verbleibt das Recht, über die von ihm verpfändete Sache soweit
zu verfügen, als es ohne Verletzung der Sicheheit des Glänbigers geschehen kann.

Ungeachtet der Eintragung einer Somen in das Grund= und Hypothekenbuch
behält der Schuldner das Recht, das Grundstück zu veräußern oder einem andern Gläu-
biger eine Hypothek daran einzuräumen. Ein Versprechen des Schuldners, ohne Ein-
willigung oder ohne Vorwissen des hupothekarischen Gläubigers das Eine oder das An-
dere nicht zu thun, hat keine weitere Wirkung, als daß, wenn eo im Grund= und Hypo-
thekenbuche eingelragen ist, die Grund= und Hypothekenbehörde verpflichtet ist, von der
geschehenen Veräußerung des Grundslücks oder der geschebenen Einkragung einer andern

Forderung jenem Gläubiger Nachricht zugeben.
weit die Veräußerung von Zubehörungen eine# mit Schulden behafteten

eevn- Besiber gestattet sei, ist in 8 59 und. 60 bestimmt.
a. Mit eichen neuen, den Werth Vrindfticto mindernden Reallesten, welche

zur Eintragung in das Grund· und Hypothekenbuch geeignet sind( r. 5), Ab-
lösungsrenten ausgenommen, darf der Besitzer des Grundstücks lebteren biifunn
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der darauf versicherten Gläubiger nicht beschweren. Dieser Einwilligung bedarf es auch,
wenn bei Grundslücksabtrennungen die Repartition eines verhältnißmäßigen Theils der
Reallasten auf das Trennstück (5. 61) nach dem Willen der Contrahenten und Berech-

tigten miecbleiben soll.
Doch findet eine Ergänzung dieser Einwilligung unter denselbenVeraugiehungen.wie selch bei Grundstücksabtrennungen nach 5 59 eintreten kann, auch hier

Dadurch allein, daß derSchuldner t t Eintragzung einer Forderungin das Grund-
und Hypothekenbuch geschehen läßt, verliert derselbe im Verhältnisse zu dem ursprüng-
lichen Gläubiger die Einreden nicht, welche ihm gegen die Forderung selbst zustehen.

und inwieweit er solche Einredendrün Inhabern der Forderung entgegen-
sehen könne, ist nach den stunmungen in §5.20bis23 zu beurtheilen.Einrede des *Köi Geldes.

Wenn aber eine Forderung in einem Gendortchue besteht und in das Grund= und
Hypothekenbuch eingetragen worden ist, bevor noch die Auszahlung desDarlehne an den
Schuldner wirklich erfolgt war, so sichert eine vor Ablauf der nächsten DreißigTagenach

belchehener, Eintragung der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch angebrachteund i 5 Grund= und Huypothekenbuch eingetragene Protestation dem Schuldner den
n0 5#r Einrede des nicht gezahlten Geldes gegen denjenigen dritten Inhaber der

Vorderung, welcher letztere innerhalb jener Dreißig Tage an sich gebracht hat.
Die Zulässigkeit und Wirksamkeit dieser Einrede im Uebrigen beurtheit sich zwar

nach den darüber bestehenden Rechtsgrundsätzen; jedoch soll dieselbe für ausgeschlossen
gelten gegenüber solchen Urkunden, welche entweder von einem Gerichte oder von einem Notare
ur Bewahrheitung eines vor ihnen resp. und zugezogenen zwei Zeugen abgelegten münd-

lichen Bekennknisses der betreffenden Person, das fragliche Geld empfangen zu haben, die
bezügliche Summe schuldig geworden zu sein, aufgenommen worden sind. Mittelst der-
cleichen Urkunden soll auch der Ausflucht des nicht gezahlten Geldes wirksam entsagt
werden können.

Einrede der Zahlung bei versallenen Zinsen.
Ferner muß in Bezug auf vurene Zinsen oder andere in regelmäßigen Zeit-

räumen wiederkehrende Abentrichtungen der drikte Inhaber der Forderung die Einrede der
Zahlung in Bezug auf diese Gegenstände seiner Forderung unbedingt gegen sich gelten
Uiten, obwohl die geleistete Zahlung im Grund= und Hypothekenbuche nicht verlaut-art ist.

4) in Ansehung 15 Gläubigers.
Der hypethekarische Gläubiger un: 3-n eschcbt. seines hypothekarischen Rechts,

leinen persönlichen Schuldner aus dem Rechtegeschäste, aus welchem die in das Grund-
und Hypothekenbuch eingelragene Forderung herrührt, perfönlich belangen; er kann aber
auch, wenn der persönliche Schuldner zugleich Vesitzer des mit der Hypothek behafteten
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Grundstücks ist, die aus der Hypothek entspringende dingliche Klage mit der persönlichen
Klage verbinden, oder endlich gegen einen dritten Besicher des Grundstücks sich sogleich,
unbeschadet seiner Ansprüche an den persönlichen Schuldner, der dinglichen Klage be-

ienen.
S. 79.

Vermöge der dinglichen Klage kam der hypothekarische Gläubiger verlangen, aus
dem Grundstücke, woran er die Hypothek erlangt hat, befriedigt zu werden.

Er kann aber zu diesem Zwecke nur entweder die gerichtliche Versteigerung des
ihm ganz oder auch nur zu einem ideellen Theile verhafteten Grundstücks, oder wenn er

zweichst aus den Nuhungen befriedigt sein will, gerichtliche Sequestration desselben ver-lan
Eine solche gerichtliche Sequestration geht auf Rechnung des hypothekarischen

Gläubigers, der sie veranlaßt hat; sollten die Nutzungen des sequestrirten Grundstücks
von den Seguestrationskosten überstiegen werden, so behält zwar der Gläubiger wegen des

von ihm Zugeschossenen seinen Anspruch auf Wiedererstattung; es kommen aber secchenfallrücksichtlich dieses Mehrbetrags der Sequestrationskosten die Beslimmungen in §. 7
Anwendung, unbeschadet der bei Ausbruch eines Concurses während der ne
geltenden Grundsäbe.

Ein Recht, selbst in den Besitz und die Benutzung des verhafteten Grundstücks
gesetzt zu werden, hat der hypothekarische Glänbiger nicht.

8. 80.
Den hypothekarischen Gläubigern, welche aus dem ihnen verhafteten Grundstücke

ihre Befriedigung nicht erlangen, und insoweit sie selbige nicht erlangen, bleibt in allen
Fällen die Klage wider Diejenigen vorbehalten, welche für die Forderung persönlich ver-
haftet sind.

Cessionen.
5. 81.

Sowohl der Rechtstitel zu Erlangung einer Hypothek, als eine schon erlangte
Hypothek kann, jedoch nicht ohne gleichzeitige Uebertragung der Forderung selbst, von dem
Gläubiger nach dem Betrage der ganzen Forderung oder einetz Theils derselben an An-
dere abgetreten werden.

S. 8Jede Abtretung einer in das Grund- J Oypothekenbuch eingetragenen Forderung
schließt - die Leebertenung der dafür bestehenden Hypothek und aller damit ver-

bundenen Rechte in sich.
S. 83.

Die Abtretung einer hypothekarischen Forderung erlangt erst durch die Eintragung
in bas Grund-- und #aybothefenbuch (5. 5) Gültigkeit gegen dritte Personen, wie auch
gegen den Schuldner selbst.

Wegen Ueberganges durch Erbfall vergl. 8. 187 dieses Gesetzeo.



Verpfändungen eingetragener Forderungen.
Eine hypothekarische Forderung kann auch von dem Gläubiger einem Andern im

Grund-- und Hypothekenbuche verpfändet werden.
85

Eine solche Verpfändung ist wie rine ziimtrle Abtrelung zu betrachten und das
in §5. 82 und 83 Gesagte gilt von ihr ebenfalls

5) in Ansehung des dtttlanestycks

Dctdntchcsthckcmcs Gnmdflakks auf welches Schulden im Grund= und
Hypothekenbuche eingelragen sind, ist gehalten, entweder dieselben zu bezahlen, oder die
gerichtliche Versteigerung beziehentlich die gerichtliche Sequestration de# Grundslücke (F. 79)
zum Zweck der Befriedigung der Gläubiger geschehen zu lassen.

§. 87.
ür die blos vorgemerkten Forderungen haftet der dritte Besitzer nur insoweit,

daß er verpflichtet ist, die wirkliche Eintragung der borkerung Geschehen zu lassen, sobalddie derselben entgegenstehenden Hindernisse beseitigl sind
Eine Nöthigung des dritten Besitzers zur Vezahlung oder zur Ueberlassung des

Grundstücks zur Pefriedigung der (Glänbiger findet jedoch wegen blos vorgemerkler For-derungen nicht slatt (§. 54). Erst deren wirkliche Eintragung begründet eine solche
Nöthigung (§. 79).

F. 88.
Die Hastung des dritten Besitzers für die Schulden des Grundstücks erstreckt sich

aber vicht weiter als letzteres zur Befriedigung der Gläubiger hinreicht.t jedoch der dritte Besiczer die eingetragenen Schulden als unbezahlte Kauf-
gelder innnalnnnen oder sich sonst zu deren Uebernahme ausdrücklich verpflichtet, so muß
er für selbige als Schuldner auch mit seinem übrigen Vermögen haften und kann deshalb
mit einer persönlichen Klage belangt werden. Diese persönliche Verbindlichkeit dauert
jedoch bei dem drikten Besitzer nur so lange, als er oder seine Erben das verhaftete
Grundstück besitzen, es wäre denn, daß sie bereils auf Zahlung gerichtlich belangt
worden.

Hastung des drilten destern wegen Zinsen und Renten.89.
Wegen der Zinsen, welche der druie Besitzer von den eingetragenen Schulden

während seiner Besiczzeit in Rückstand ließ, bleibt er jederzeit auch nach der Veräußerung
des Grundstücks personlich verhastet.

Ebenso ist der jedesmalige Besiczer eines Grundstücks, auf welchem ein Autuug#§. 45) oder eine Rente (F. 52) haftet, wegen der während der Dauer seines Besitzes
fällig werdenden Auszugs- — Rentenleistungen dem Auszugs- oder Rentenberechtigten
stets auch persönlich verpflichtDie persönliche Vechennhte des ursprünglichen Schuldners für Auszugs= oder
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Aenteleistungen reicht nicht über die während seiner eigenen Besizeit fällig gewordenenAuszugs= oder Rentenleistungen hinaus.
6) in Ansehung mehrerer Gläubiger unter einander.

. 90.

Der Vorzug unter mehrern auf das nämliche Grundstck eingetragenen Gläubigern,
mit Einschluß der Auszugsberechtigten (S. 45) wird ohne alle andere Rücksicht blos durch
die Zeitfolge bestimmt, wie jede Forderung vor der andern in daß Grund- und Hypo-
thekenbuch auf dem Folium des Grundstücks eingelragen ist.

Eine Ausnahme findet blos Statt in Ansehung der an Lehngütern ohne lehns-
herrliche und beziehentlich mitbelehnschaftliche Einwilligung bestellten Hypotheken (F. 34).

9
Dieser Vorzug entscheidet sowohl im Concurse, als außerhalb des Concurses.

Daher gebührt im Concurse, wie außerhalb des Concurses dem ältern hypothekarischen
Gläubiger vor dem neuern die Befriedigung aus dem verhafteten Grundstücke, wenn das-
selbe zur gerichtlichen Zwangsversteigerung kommt, wäre es auch, daß der neuere Gläu-
biger früher Klage erhoben oder die Zwangsversteigerung herbeigeführt hätte.

Dieselben Grundsäbe (§§. 90 und 91) gelten auch dann, wenn unter den meh-
reren Hypothekengläubigern eines Grundstücks Auszugs= (S. 45) oder Rentenberechtigke
(5. 52) sich befinden.

Wenn bei gerichtlichen J Auszugs- oder Rentenhypothekenmit älteren Hypotheken zusammentreffen, so ist nach §§. 104 und 105 zu verfahren.
Gelingt es hierbei nicht, das Grundstück mit dem darauf eingetragenen Auszug oder mit
der darauf eingekragenen Rente zu versteigern, so tritt der dem Auszugs-= oder Renten-
berechtigten für den Verlust seines Auezugs- odereeer sstends Entschädigungs-
aschvin dessen Nangverhältniß (§9. 90 und in.Die Entschädigung selbst ist nach 17 Vorschriften zu bemessen:

 Ist die Dauer der Auszugs- oder Rentenforderung gewiß, so ist der zu er-
mittelnde Jahresgeldwerth derselben auf die Zeit ihrer Dauer zusammenzurechnen. Die
herauskommende Summe bildet, nach Abzug eines billigen Interusuriums, welches für
die zeitigere Gewährung der später verfallenden Jahreszahlungen dem Verpflichteten zu-
kommt, das Entschädigungskapital für den Auszugs- oder Rentenberechtigten.

2. Ist aber die Dauer des Auszugs oder der Rente ungewiß, so hat der Richter
sich vor Allem zu bemühen, im Vergleichswege eine Vauschsumme zu ermitteln, durch
welche der Auszugs- oder Rentenberechtigte ein für allemal abgefunden wird.

Kommt aber ein solcher Verhleich nicht zu Stande, dann hat der Auszugs= oder
Renteberechtigte das Recht, für die Dauer des Auszugs oder der Rente die alljährliche
Abentrichtung des zu ermittelnden Jahresgeldwerthes derselben und genügende Sicher-
stellung dieses seines Anspruchs zu fordern. Diese Sicherstellung ist auf Höhe einer
Summe zu bemessen, deren muthmahlicher, bei sicherer Ausleihung * erzielender Capital=zins dem Jahresgeldwerth des Auszugs oder der Rente gleichkommt.

Wird die Sicherheitssumme baar erlegt, so ist sie auf die angegebene Weise zinsbar
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auszuleihen, und es ist dann zunächst ihr Zinsertrag zu Bezahlung des Jahresgeldwer-
thes des Auszugs oder der Rente zu verwenden, aushülflich aber auch das Kapital
selbst. Die Höhe der Sicherheitssumme kann selbstverständlich nie den nach Befrie-
digung der gesetzlich vorausgängigen Forderungen freibleibenden Rest der Erstehungs-
summe übersteigen.

Abtrelung des Vorzugs.
98

Ein hypothekarischer Gläubiger kann unbeschadet seines hypothelarischen Rechts
den durch frühere Eintragung seiner Forderung erlangten Vorzug einem spätern Gläubiger
abtreten; jedoch wird dadurch andern hypothekarischen Gläubigern an dem bereits erlang-
ten Vorzuge nichts entzogen.

Eintretungs- * Ablssungerch.
ter Umständen, unter welchen der N“ Gläubiger von dem hypothe-tarischen enan selbst Zahlung der Schuld anzunehmen verbunden wäre, ist auch ein

Dritter dieselbe mit Einwilligung des Schuldners mit der in F. 97 angegebenen Wirkung
zu leisten berechtigt.

Jeder hypothekarische Gläubiger hat das Recht, auch ohne Zustimmung des
Schuldners die Forderung eines andern hypothekarischen Gläubigers durch vollfländige
Zahlung abzulösen, wenn letzterer, es sei wegen des Hauptstamms oder wegen davon
rückständiger Zinsen auf die gerichtliche Zwangsversteigerung des verhafteten Grundstücks
angetragen hat.

Dasselbe Recht steht den Miteigenthümern eines im Eigenthume Mehrerer be-
findlichen Grundstücko dann zu, wenn der hypothekarische Gläubiger eines andern Mit-
eigenthümers kraft des ihm an dem ideellen Antheile des letztern zustehenden Hypothek-
rechts die Zwangsversteigerung des gemeinschaftlichen Grundstücks beantragt hat.

96.

olln euchrere der nach 8. 95 Verechügten das Ablösungsrecht gleichzeitig
ausüben, soa) !1# mehrern hypothekarischen Gläubigern der Inhaber der später eingetrage-
nen Forderung den Vorzug vor dem ältern Gläubige

Wenn aber bthelarische L##ebige Gi- Miteigenthümern concurriren, so
haben diese vor jenen den Vorzug, egene)unter mehrern Mäehenurlaben die frühere Anmeldung den Vorzug be-
stiumt

8. 9m7.
Derjenige, welcher auf Grund der §§. 94 und 95 statt des Schuldners die

vollsändige Zahlung dem Gläubiger leistete oder deren Betrag bei ungegründeter Wei-gerung der Annahme Seitens des leßztern gerichtlich niederlegte, erwirbt, auch ohne daß
dieser die Forderung abtritt, die Stelle und das Reccht des befriedigten Gläubigers und somit
den Anspruch auf Eintragung dieser Erwerbung in das Grund= und Hypothekenbuch.
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Dieser Anspruch findet jedoch im Falle des §. 94 nicht Statt, wenn bei Ein-
tragung der Forderung in das Grund- und Hypothekenbuch zugleich fesigeset worden q
daß die Zahlung nach und nach in bestimmten Terminen erfolgen und wegen deszahlten die Hypothek gelöscht werden soll, vielmehr erlischt solchenfalls die aihessIn
Ansehung jeder geleisteten Zahlung, bei welcher ein Theil der Forderung noch ungetilgt
brig geblieben ist.

8. 98.
uf gleiche Weise erwirbt der persönliche Schuldner, welcher, ohne daß er zugleich

Besitzer des verhafteten Grundstücks ist, in Folge der von dem hypothekarischen Gläubi-
ger wider ihn auf Bezahlung der Schuld erhobenen Klage demselben vollständige Zahlung
geleistet hat, ohne Weiteres dessen Stelle und Recht mit dem Anspruche auf Eintragung
dieser Erwerbung in das Grund= und Hypothekenbuch.

Erlöschung der Hvpolhelen.
Die Hypothek erlischt

1) durch Ablauf der Zeit, welche sie bestellt ist,
2) durch Untergang der Sach3) durch die gerichtliche Zwanheversteigerung,
4) durch die Enteignung der Sache zu öffentlichen Zwecken,

von selbst mit Eintritt der Ursache der beschunung.100
Rechtstitel zur Erlöschung sind

1) der Eintritt einer Resolutivbedingung,

2) die Entsagung des Glänbigers,3) die Tilgungder Schuld,4) die Undungenlliiang der Forderung,
5) die ichterräftige Verurtheilung des Forderungsinhabers zur vöschung.

rlöschen dari alölaus der Zeit.8.1Wurde eine Hypothek nur auf eine Giiume Zeit bestellt und solchergestalt die
Forderung in das Grund= und Hypethekenbuch eingekragen, so erlischt die Hypothek mit
Ablauf dieser Zeit.

2. Erlöschen durch untergans der Sache.
Durch völligen Untergang der i rn die daran erlangte Hypothek, sie

lebt aber mit Wiederherstellung der Sache in der vorigen oder einer andern Gestalt von
selbst wieder auf, namentlich tritt nach dem Wiederaufbau abgebrannter Gebäude, auf
welche Forderungen im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen sind, das neue Gebäude
an die Stelle des frühern mit der Hupothek behaftet gewesenen Gebäudes.

Im haltender Berstsrung oder Beschädigung des verpfändeten Gebäudes durchBrand oderbei Gelegenheit eines Vrandes erstreckt sich das Hypothekenrecht auch auf die
aus der Vrandversicherungskasse dafür zu zahlende Entschädigung, insoweit solche nicht
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zur Wiederherstellung des Gebäudes verwendet wird, beziehentlich statutenmäßig zu ver-
enden ist.

Die bloße Umwandlung eines Grundstücko bringt an den darauf haftenden Hypo-
theken keine Veränderung hervor.

3. Erlöschen durch Zwangsversteigerung.

Wird ein Grundstück im Concurse oder außerhalb des Concurses Schulden halber
nothwendigerweise gerichtlich versteigert, so erlöschen mit dem Zeitpunkt der Adjudication
die darauf haftenden Hypotheken, die Forderungen werden zahlbar und das Grundstück
geht frei von jeder andern Hypothek, als der wegen der rückständigen Erstehungsgelder
vorbehaltenen (§. 17) auf den Ersteher über.

Es erlöschen cbech durch die Zwangsversteigerung nicht
die Hypothek wegen sogenannter eiserner Kapitalien auf einem Grundftücke,

auf welchem solche unaufkündbar hasten,
das dingliche Recht Dessen, welcher einen Auszug (F. 45) oder eine Rente

aus dem zu fordern hat, welches zur Zwangsversteigerung kommt.
Der Ersteher hat eiserne Kapitalien gedachter Art mit dem Grundstücke als

Beschwerung desselben zu übernehmen; Rückstände aber an Zinsen solcher Kapitalien,
an aAustutreichise oder Renten aus der Zeit vor seiner Erwerbung hat er n
 gewähren

S.1Sind jedoch Gläubiger vorhanden, Len Hypothek der des eisernen Kapitals
oder des Auszugs oder der Rente (§F. 104) im Alter vorgeht, so sind diese älteren
Gläubiger, wenn sie nicht in die Belegung des Grundstücks mit diesen Lasten eingewilligt
haben, zu verlangen berechtigt, daß das Gericht die Zwangsversteigerung unter Annahme
doppelter Gebote, einmal auf das Grundstück mit der Last des eisernen Kapitals oder
des Auszugs oder der Rente, sodann auf das Grundstück ohne diese Lasten bewerkstellige.
Ergiebt sich bei dem Ausgebote mit der Last des Auszugs, des eisernen Kapitals oder

der Rente, daß die ältern hypothekarischen Glänbige durch Ueberweisung dieser Lastenan den Ersteher nicht gefährdet werden, soerledigt sich das Widerspruchsrechtjener
Gläubiger und der Richter hat nun die k * bhn vbasen forlzusetzen.
Im entgegengesehten hall hreifen die destimungen. des §.9

106.
Was nach S. 104 vom Auszuge und von der Nente gilt, das gilt im Falle der

gerichtlichen Zwangsversteigerung des Grundstücks r* von den in das Grund= und
Hypothekenbuch eingetragenen Neallasten desselben (§J. 15 Nr. 5).

Obliegenheiten der Grund= und - bei Zwangsversteigerungen.
Die Grund- und rwi *

1) die auf das zu versteigernde Grundstück eingetragenen Gläubiger ebenso wie
die etwaigen Miteigenthümer des Schuldner (55. 57 und 79) seweit sie
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an dieselbe gelangen kann, von der berorstehenden Zwangoversteigerung

gleicheiig - dem Erlasse des Subhastationspatents zu benachrichtigen.Sie hat aber
2) dafern die Inongsversteigerung außerhalb des Concurses erfolgt, dafür zu

sorgen, daß die zur Forderung von rücksländigen öffentlichen auf dem ver-

Heigerten Grundstücke haftenden Abgaben und von ih eingetragenerReallasten Berechtigten, sowie die Gläubiger, für welche Hypotheken einge-tragen sind, aus den Erstehungsgeldern nach geseblicher Srihen befriedigt
werden.

8. 108.
Die Grund= und Hypothekenbehörde hat zu dem Ende außerhalb des Concurses

alsbald nach der Zwangsversleigerung die Behörden, welche Grundabgaben (K. 110) zu
fordern haben, die Reallastenberechtigten, sowie die Inhaber der eingetragenen Hypotheken,
soweit sie ihre Ansprüche nicht schon augeneelet haben, aufzufordern, daß sie die Beträgederselben binnen vierzehn Tagen anzei

Diese Aufforderung ergeht an . vorgedachten Behörden unter der Verwarnung,

daß diejenigen Kcstenn von Abgaben, woelche nicht innerhalb der gesebten Frist ange-zeigt werden, bei der Vertheilung derErstehungsgelder mberücksichigt bleiben, an die
#relsinbenhtigt und Hypothekengläubiger unter Androhung einer Geldstrafe bis zu ·0 T

Sollte mit der Aufforderung rn ml00AnzeigedesBetrags(F. 108) an einen Real-
lastenberechtigten oder an einen hypothekarischen Gläubiger nicht zu gelangen sein, oder
sollte auf die Aufforderung eine Anzeige nicht erfolgen, so hat die Grund- und Hppo-
thekenbehörde die den nicht angemeldeten Ausprüchen nach dem Inhalte des Grund= und
Hypothekenbuchs und unter Berücksichtigung der in den §§. 68 und 69 enthaltenen Vor-
schriften entsprechenden Beträge von den Erstehungsgeldern für die Berechtigten zurückzu-
behalten und in gerichtliche Aufbewahrung zu nehmen, vorbehälllich der Rechte der nicht
oder nicht voll befriedigten nachgehenden hypothekarischen Gläubiger bezugsweise des Schuld-
ners für den Fall, daß der Anspruch bereits ganz oder theilweise getilgt ist.

Bei der Vertheilung der Erstehungsgelder kommen außerhalb des Coneurses die
aus denselben zu befriedigenden Ansprüche in folgender Ordnung in Ansatz:

. die Kosten der Versleigerung, sowie der Aufbewahrung und Verwaltung derunnhue2. die angezeigten Rückstände von den auf dem Grundstäcke haftenden öffentlichen
Abgaben, soweit diese Rückstände in den letzten 3 Jahren vor der Versteigerung fällig

geworden sin ,3. die Rückstände von Reallasten auf 3 Jahre von der Versteigerung oder, wenn
der Berechtigte vor derselben Klage erhoben und den Rechtsstreit nicht über 3 Monate

liegen gelassen hatle, von der Anbringung der Klage zurückgerechnet, nebst loms
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ingleichen die immerfbalb der letzten 3 Jahre von der Versteigerung zurückgerechnet fällig
bewordenen Lehngelder,die hypothekarischen Forderungen nebst den eingetragenen versprochenen Zinsen,
iucleichen den gesetzlichen und den Verzugszinsen und den eingetragenen Kosten, mit der
Beschränkung, daß, wenn die Erstehungsgelder nicht zur Befriedigung aller eingetragenen

orderungen ausreichen, die Zinsen jeder Art, sowie die Rückstände von Auszügen und
beibrenten, Aur auf die letzten drei Jahre vor den unter Nr. 3 bemerkien Zeilpunkten

anzusetzensiDie Vercchigten unter Nr. 2 kommen zusammen und, soweit nöthig, nach ver-
hältnißmäßigen Antheilen, die unter Nr. 3 nach der im Grund= und Hypothekenbuche
enthaltenen Reihefolge der Reallasten und die unter Nr. 4 nach der der Forderungen
zum Ansatze und zur Befriedigung.

. 111.

Wer Zahlung aus der Erstehungsgeldermasse zu verlangen berechtigt ist, hat die-
selbe, auch wenn seine Forderung an sich noch nicht fällig ist, anzunehmen, dasern er nicht
auf Befriedigung aus der Erstehungsgeldermasse verzichtet. Ist eine noch nicht fällig
gewesene Forderung unverzinslich, oder mit weniger als mit Vier vom Hundert verzinslich,
so ist bei Verechnung der als Betrag der Forderung anzusehenden Summe das intern
surium zu berücksichtigen.

S. 112.Bleibt nach Tilgung sämmtlicher in Gaahten S. 110 aus der Erstehungsgelder-
masse zu befriedigender Ansprüche Elwas übrig, so ist dieß zur Berichtigung von älteren
als dreijährigen Reallastenrücksländen, sowie älteren als dreijährigen Zinsenrückständen so-
weit solche angemeldet, nach der im §. 110 angegebenen Rangordnung zu verwenden.

Bleibt auch nach vollständiger Berichtigung dieser Rückstände noch Eitwas von
den Erstehungsgeldern übrig, so ist dieß dem Eigenthümer des Grundslücks, gegen welchen
mit der Zwangsversteigerung verfahren worden, auszuantworten.

u des Verfahrens nachgerichtlicher Zwangsversteigerung im Concurse ist den
ort * Proceßgesebe nachzugehen.

) Erlöschen durch zwaneeignno zu öffen klichen Zwecken.
Das Pfandrecht an einem zu F Zwecken enteigneten Grundstücke oder

Grundstückstheile erlischt durch legale Zahlung der vorschriftsmäßig ermittelten Entschä-
kirts-puunne resp. durch deren unter den legalen Voraussehungen vorgenommeneHinter-legun

Rechtstitel zur Löschung.
1) Der Eintritt Finer Resolulivbedingung.8.Ist eine Hypolhek unter einer Nihelivbedingung in das Grund= und Hypo-

thekenbuch eingetragen worden, so kann mit Eintritt der Bedingung Löschung der Hypo-
thek verlangt werden.
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2) Entsagung des Gläubigers.
116

Der hypothekarijche Gläubiger dann auf die Hypothek verzichten und es giebt
dieser Verzicht im Falle der Annahme einen Rechtsgrund zur Löschung; ein solcher Ver-
zicht hebt für sich allein das persönliche Forderungorecht des Glaubigers nicht auf.

Die Einwilligung des hypothekarischen Gläubigers in die Veräußerung des ver-
hafteten Grundstücks ist nicht für einen Verzicht auf die Hypothek, und die Einwillung
in weitere Verpfändung nicht für einen Verzicht auf den durch dic frühere Eintragung
in das Grund= und Hypothekenbuch erlangten Vorzug zu achten. Nur bei Grundstücks-
abtrennungen schließt die Einwilligung der hypothekarischen Gläubiger in die Abtrennung
zugleich den Verzicht auf die Hypothek an dem abzutrennenden Theile in sich, 9sie nichl dieselbe ausdrücklich vorbehalten, welchenfallo die Bestimmung in 8. 60 P
ergreift.

Inwieweit die Einwilligung der hypothekarischen Gläubiger in Grundstücksabtren-
nungen vom Richter ergänzt werden könne, ist in F. 59 besti

) Tilgung der Schuld

Wird die eingetragene Forderung durch Zahlung oder auf andere Weise gänzlich
getilgt, so kann Löschung verlangt werden Theilweise Tilgung der Forderung giebt einen
Anspruch auf Abschreibung der gelilgten Summe.

Cession an den Besitzer des Grurdstücs.

er Inhaber einer in dasGrund. und Hypothekenbuch eingetragenen Forderung,
welcher vom Besitzer des verhafteten Grundstücks durch Zahlung oder auf andere Weise
befriedigt wird, kann sich jedoch nicht entbrechen, demselben auf Verlangen anstatt einer
Verzichttleistung, eine Cession der Forderung auszustellen, insofern nicht bei Eintragung
der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch zugleich festgesebt worden ist, daß die
Zahlung nach und nach in bestimen Terminen erfolgen, und wegen des Gezahlten dieHypothek gelöscht werden soll, in welchem halle die Hypothek in Ansehung jeder

geleisteten Kohg erlöscht, bei welcher ein Theil der Forderung noch ungetilgt ge-
blieben ist.

S. 1Eine solche Cession berechtigt den *t des Grundstücks, sich selbst als Inhaber
der abgetretenen. Gorderung. t das Grund- und Hypothekenbuch eintragen zu lassen unddieselbe dann weiter zuc

Die auf anderem * F 4 des Gliubigers und Schulduners
Gleichergestalt ist der Besitzer *lr Elnnd, welcher eine darauf versicherte

Forderung auf andere Weise als durch Cession erwirbt, oder der Inhaber einer solchen
Lorderung, welcher das Eigenthum des Grundstücks erwirtt, berechtigt, sowohl d „ Koschung
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der Forderung im Grund= und Hypothekenbuche zu verlangen, als auch dieselbe, so lange
sie noch nicht im Grund= und Hypethelenbude geloscht ist, weiter zu cediren.

Verfällt der Besither des GrundsdceninEonci, so haben die gemeinen Gläu-
biger keinen Anspruch darauf, daß der Betrag einer auf den Besitzer selbst gekommenen hy-
pothekarischen Forderung (F§. 119, 121) von der Specialmasse des Grundstücks abgeson-
dert und zu ihrer Befriedigung verwendet werde, so lange andere auf das Grundstick
eingetragene Gläubiger nicht vollständig befriedigt sind.

Ebenso hat außerhalb des Concurses der Besitzer keinen Anspruch darauf, daß der
Betrag einer auf ihn selbst gekommenen hypothekarischen Forderung von dem Erlöse des
zwangsweise versteigerten Grundstücks abgesondert und ihm überlassen werde, so lange
andere auf das Grundstück eingetragene Alandiger nicht vollsländig befriedigt sind.

Auf das Recht des Auszugs und J Nente leiden die in 88. 119, 121
enthallenen Bestimmungen, soweit sie den Uebergang der Hypothek auf den Bein0, des
verpfändeten Grundstücks betreffen, keine Anwendung.

4) die Ungültigertlärung der Forderung.
Weun der Besitzer eines Grunsic. 5# welchem eine veraltete Hypothek haftet,

glaubt, daß solche durch Tilgung der Schuld erloschen sei, dies aber nachzuweisen
G. 144 ff.) nicht vermag, so ist er ediktale Vorladung Derjenigen, welche ein Recht
auf die Hypothekenforderung zu haben vermeinen, zu brantragen berechtigt, jedoch nur

unter solgenden Voraussehungen:) er muß mittelst Handschlags an Eidesstatt versichern, daß er, angewandterSergsall W den rechtmäßigen Eigenthümer der Hypothekforderung nicht habe
ausfindig machen können;

2) es muß eine Zeitfrist von 30 Jahren abgelaufen sein, für deren Berechnung
Folgendes gilt:

a. Entweder stand für die Tilgung der Forderung nach den darüber vorliegen-
den Verbriefungen ein gewisser Jahlungstermin, dessen Eintrikt unabhängig von einseitiger
Parteiwillkühr war, fest oder nicht. Im ersteren Falle ist die Frist von dem Zahlungs-
termine an, im zweilen Jalle von Zeit des neuesten auf die Forderung sich beziehenden
Eintrags im Grund= und Hypothekenbuche an dann zu rechnen, wenn der Antragsteller
mittelst Handschlags an Eidesslalt versichert,

er eine Quiltung oder Bescheinigung, aus welcher eine nach Ablauf eines
Zahlungstermins oder nach der Zeit des neuesten Eintrags erfolgteVerzinsung
der Forderung erhelle, weder selbst habe, noch böslicher Weise aus seinen Hän-
den habe kommen lassen, auch nicht wisse, wo dergleichen sonst anzutreffen sei.

* eber derartige Quittungen oder Bescheinigungen vorhanden, so ist von dem Datumder letztern irtnht, an die Pan zu rechnen. Der Autragsteller hat in diesem Falle nicht
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allein die Quitkungen oder Bescheinigungen dem Richter vorzulegen, sondern auch in
gleicher Weise wie unter u. mittelst Handschlags an Eidesstatt zu versichern,

daß weitere derartige Quitlungen oder Bescheinigungen nicht vorhanden seien.
125.

Zu dem auf Anträge der vorgedachten Art einzuleitenden Ediktalprocesse ist der-
jenige Richter zuständig, unter dessen Gerichtsbarkeit das verpfändete Grundstück und, da-
fern das Pfandstück in einem rücksichtlich seiner Bestandtheile unter verschiedenen inländischen
Gerichtsbarkeiken belegenen Grumstückokörper besteht (S. 157), das Hauptgut gelegen ist.
Die Form des Processes ist die gewöhnliche, beziehentlich die in der gesetzlichen Ver-
ordnung vom 10. Jannar 1853 Tit. II. und dem Gesetze vom 16. September 1866
vorgeschriebene.

S. 126.
Meldet sich im Ediktaltermin Niemand, der ein Eigenthumerecht an der Forderung

nachweisen kann, so ist dieselbe durch richterliches Erkenntuiß für erloschen zu erklären.

5) Rechtskräftiges Erkenntniß auf Löschung.
8. 127

Die Löschung einer in das Grund- und Hypothekenbuch eingetragenen Forderung
oder eine Minderung der eingelragenen Summe (Abschreibung) kann auch auf Grund
einer dahin lautenden gegen den Pfandgläubiger gerichleten rechtskräftigen Entscheidung
verlangt werden.

Löschung der Forderungen im Grund= und Hypothekenbuche.
128

Auf Grund der in §. 100 zusammengestellten, im Vorstehenden näher behandelten
Rechtstitel zur Löschung muß die böschung einer eingetragenen Forderung resp. die Ab-
schreibung eines Theilo derselben im Grund= und Hypothekenbuche erfolger, wenn die
Ursache des Erlöschens in Bezug auf Dritte wirksam werden soll.

129.

Ist die Löschung einer Forderung im Grund= und Hypothekenbuche erfolgt, so
rücken die nachfolgenden Gläubiger nach Ordnung des Eintrags ihrer Forderungen auf.

III. Abschnitt.
Von Führung der Grund- und Hypothekenbücher und vom

Verfahren in Grund- und Hypothekensachen.
Gund= und Hypotheken-Behörden.

S. 130.
Die Grund= und Hypotheken-Bücher werden von denjenigen Gerichten geführt,

welchen die Gerichtsbarkeit in nicht streitigen Rechtssachen über Grundstücke zusteht.
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8.1
Die Aufertigungen in Grund= und opelhelensachen geschehen im e des

Gerichts undin der bei andern gerichtlichen Aussertigungen gewöhnlichenFWingelrii und Obliegenheiten der Grund= und Gpochelen, Vehörden
im Ugeneinen.

Die Thätigkeit der Grund= und #% endbechörde als solcher hält sich - den
Schranken nicht streitiger Rechtsgeschäfte. Sie können daher zwar zur HebungvonAn-ständen oder Widersprüchen unter den Betheiligten gütliche Verhandlung pflegen, sotald
es aber, bei fehlgeschlagenem Versuche einer gütlichen Vereinigung, einer richterlichen Ent-
scheidung bedarf, haben sie die Parteien zur rechtlichen Ausführung, beziehentlich vor der
onelenten Gerichtsbehörde, zu verweisen und nur, je nach den Anträgen Betheiligter,
die zu Sicherung der Rechte derselben und zu Abwendung von Nachtheilen teng— Einzeichnungen in das Grund= und Hypothekenbuch vorzunchmen. (5§. 22,

Die Grund= und SOppothekenbehörden haben die Grund= und Hypothekenbücher so
zu verwahren, daß ohne ihre specielle Zulassung Niemand davon Einsicht nehmen kann,
auch bei gestatteter Einsicht (F. 19) dafür zu sorgen, daß an dem Inhalte nichts verän-
dert oder beschädigt werde.

. 134.

Bei den Einträgen in das Grund= und Hypothekenbuch und den Auszügen aus
denselben, sowie bei den Ausfertigungen in Grund= und. Hypothekensachen haben die

Grund= und Oypothekenbehörden mit brößter Oenauigkeit zu Werke zu gehen.
Die Grund= und OSsochetentehhten haben Jedem die Rechtshülfe ohne Verzug

zu leisten, daher die erforderlichen Einträge und Löschungen im Grund= und Hypotheken-
buche sobald als möglich und nach Orduung der Anmeldung, ohne Begünstigung des
Einen vor dem Andern, vorzunehmen. Daher sind zebr oleichzeilig angemeldete For-
derungen als gleichberechtigte einzutragen. gverdl. 8. 185).

Jedoch kann, wenn eine früher labssiiche Einzeichnung (Eintragung oder
böschung) wegen eines noch zu beseitigenden Mangels nicht sogleich erfolgen kaun, eine
in Bezug auf das nämliche Grundstück oder auf die nämliche hypothekarische Horderung
später nachgesuchte Einzeichnung, welcher sonst ein Hinderniß nicht entgegensteht, hierdurch
nicht aufgehalten werden, insofern nicht etwa der bei jener früher nachgesuchten Ein-
kagung oder Löschung Betheiligte sich durch eine zulässige Protestation (F. 22) vorge-sehen hat.

5.137.
Vor jedem Eintrage in das Grund= und Hypothekenbuch und vor jeder Löschung

in demselben haben die Grund-- und Hypothetenbegörden die Gültigkeit und Richtigkeit
des angegebenen Rechtstitels zur Eintragung oder Löschung und des Anbringers Legiti-
mation zur Sache und beziehentlich zur Verhandlung (§. 146) nach dem, was darüber
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beigebracht worden (K. 144), sorgfältig zu prüfen und, wenn sich hierbei Anstände oder
Mängel ergeben, derenthalber die Eintragung oder Löschung nicht geschehen kann, den
Anbringer dessen unter deren Angabe zu bescheiden, ihm auch, insofern die Mängel ge-
hoben werden können, die Herzuschaffung des Ermangelnden aufzugeben.

In Fällen, wo die Vormerkung einer Forderung im Grund= und Hypothekenbuche
(5. 54) erfolgen kann und erfolgt ist, hat nicht nur der Besitzer des Grundstücks, son-
dern auch jeder nachfolgende hypothekarische Gläubiger das Necht, zu verlangen, daß
Demjenigen, welcher die Vormerkung veranlaßt, hat, die Verichtigung des zur förmlichen
Eintragung noch Mangelnden binnen einer von der Grund= und Hypothekenbehörde zu

bestimmenden angemessenen Frist unter ber Derwarnung aufgegeben werde, daß außerdem
die Wd.e wieder werde gelöscht#Verlängerung der 5 drist ist nur bei nachgewiesenen erheblichen

Vathind einbeeo zulässig.
Berantwortlichleit der Grund= und Hypothekenbehörden.

139.
Die Grund= und Dopothekenbchörden sind für Ersüllung dieser Obliegenheit

(5§. 133, 135 bis 138) sowohl den Betheiligten als auch der vongesetzten Dienstbehörde
verantwortlich und haften den Betheiligten für durch Pflichtverlehung oder Vernachlässigung

entstandene Schäden.
140.

die haften insonderheit dafn) daß Alles, was bei Aasirt zur Aufnahme in das Grund= und Hypothekenbuch
cugemelde wird und dazu geeignet ist, in das Grund= und Hypothekenbuch am gehö-
rigen Orte, sobald als möglich, nach Ordnung der Anmeldung und auf die gehörige Art
richtig aufgenommen werde,

2) daß von jeder vorgenommenen Eintragung oder Löschung der dabei passiv
Belheiligte - benachrichtigt werde (§. 25),daß die Auszüge aus dem Grund- und Hypothekenbuche und die Ausfertigungen

in Grund= und Hypothekensachen mit dem Grund= und Hypothekenbuche überein-
stimmen.

8. 141.
Für solche nach S§. 139 und 140 den Betheiligten entstehende Schäden haftet

der Staatsfiskus dergestalt, daß der Anspruch auf Ersatz sefort gegen ihn erhoben werden
kann, ohne daß die Beschädigten erst den schuldigen Beamten ausklagen müssen.

Durch Befriedigung des Beschädigten geht aber die Klage wider diejenigen,
welche den - verschuldet haben, auf den betreffenden Fiskus bis zu dem bezahltenVetrage#

K. 142.
Wegen Unterlassung derjenigen unaufgeforderten Thätigkeit, zu welcher die

Grund- und Hypothekenbehörden nach F. 19 angewiesen sind, können letztere zwar dienft-
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verantwortlich werden, ein Entschäbigungsansprüch Betheiligter aber findet insoweit gegen
sie oder gegen den Staatsfiskus nicht stakt.

Anbringen in Grund= und #wazeiastan und was dabei zu beobachten.
Gesuche in Grund= und Snpetheenn können sowohl mündlich als schriftlich

angebracht werden. Mündliche Anbringen sind sogleich zu Protokoll zu nehmen und es
ist hierin die Tagesstunde, wo sie erfolgten, zu bemerken

Letzteres muß auch bei Eingang förssuicher Gesuche beobachtet werden.
44.

Mit dem Gesuche um eine Eintsbpnu in das Grund- und Hypothekenbuch oder
um eine veschung in demselben ist die Angabe und Nachweisung des Rechtstitels und
die Legitimation des Anbringers, soweil cs nach Beschaffenheit des Anbringens erforder-
lich, zu verbinden.

S. 1
Urkunden über Rechtegeschäfte, * Grund- und eeihee bei Ein-

tragungen in das Grund= und Hypothekenbuch oder bei Löschung im Grund= und Hypo-thekenbuche zur Unterlage dienen sollen, müssen die Egenschant Gfmntich, der eidlichen
Ablehnung nicht ausgesetzter Urkunden haben, daher, wenn sie von Privatpersoncn aus-
gestellt sind, enlweder vor Gericht oder vor Notar und Zeugen anerkannt sein.

Dieses gilt insonderheit auch von Vollmachten zu Handlungen oder Erklärungen,
wodurch dem Vollmachtgeber eine Verbindlichkeit auferlegt, oder ein Recht desselben auf-
gegeben, oder beschränkt, oder auf einen Andern übertragen werden soll.

147.
Kommt es hingegen blos darauf an, daß für Denjenigen, in dessen Namen ein

Anderer auftrilt, ein Recht envorben oder erhalten werden Gac, so reicht hierzu jede Form
der Auftraggebung und selbst ein blos arsIheter AuftragAuher denjenigen Personen, wesche überhaupt aa P nach in vermuthetem
Auftrag für Andere vor Gericht handeln bennen, kommt in den hierher gehörigen Fällen
Sachwaltern eine Vermuthung erhaltenen Auftrags ebenfalls dergestalt zu statten, daß die
Beibringung besonderer Vollmacht von ihnen * zu verlangen ist.14

Wegen eigenen Interesses sind die Lnn einer Forderung in das Grund-
und Hypothekenbuch im Namen eines Andern und für denselben ohne dazu erhaltenen

Auftrag wveriengen berechtigt:die Gläubiger eines Schuldnerd, dem eine mit Rechtstitel zu Erlangung einerOSnvochel versehene Forderung zusteht, wenn sie aus Unterlassung der Eintragung dieser
Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch Verlust an ihren eigenen Forderungen
zu befürchten haben und aus diesem Grunde die Inhibition die Forderung vom kompe-
tenten Richter verfügt worden ist;

2) die Bürgen des Schuleners wenn der Gläubiger sein Necht auf Erlangung
einer Hypothek an Immobilien des Schuldners nicht ausübt.
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Inebesondere beii Frotesatienen.
Vei Protestationen, welche zur Sasb# eines in Bezug auf ein Grundstüuck

oder auf eine im Grund- und Hypothekenbuche eingetragene Forderung erworbenen, zur
Eintragung geeigneten Rechts angebracht werden (F. 22), sowie bei Vormerkungsgesuchen
(5. 54) bedarf es neben der Vescheinigung dos zu sichernden Rechio nicht zugleich auch
des besondern Nachweises einer drohenden Gesahr, damit ihreEintragung in das Grund-
und Hypothekenbuch geschehen könne.

Wenn hingegen Protestationen gegen Veräußerung oder Verpfändung eines
Grundstücks oder einer im Grund= und Hypothekenbuche eingetragenen Forderung (§. 84 f.)
blos u Sicherung eines künftigen Hülssgegenslandes wegen einer mit Rechtstitel zur
Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch nicht versehenen Forderung, oder von
Erbschaftögläubigern zu Sicherung eines Absonderungerechts angebracht werden, so können
sie nur dann beachtet und in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden,
wenn nicht nur die Existenz der Forderung selbst, sondern auch eine nach den Vermögens-
umständen oder sonstigen Verhältnissen des Schuldners vorhandene Gefahr des Verlustes
derselben einiger Maaßen bescheinigt wird.

160

161.
Vormerkungen solcher Protestationen oder Vormerkungsgesuche, welche die Grund-

und Hypothekenbehörde nicht für geeignet zur Eintragung in das Grund-- und Hypo-
thekenbuch erkennt, finden im Grund- und Hypothekenbuche nicht Statt. Nur bei Appella-
tionen gegen die absällige Entschliehung der Grund- und Hypothekenbehörde auf eine
Protestation oder ein Vormerkungsgesuch, sei es nun, daß die Appellation nach Eröff-
nung der abfälligen Entschließung eingewendet, oder, daß sie gleich eventnell mit dem
Aubringen verbunden worden, ist die Grund= und Hppothekenbehörde verpflichtet, das
Vorhandensein der Appellation, falls solche nicht für unzulässig zu achten ist, durch eine
Bemerkung im Grund= und Hypothekenbuche kund zu machen.

Dergleichen Protestationen und Vormerkungsgesuche (F§. 149 und 150) sind
lediglich bei der Grund= und Hypothekenbehörde des Grundstücks anzubringen, auf welches
sie sich beziehen. Diese hat über die Statthaftigkeit derarliger Anträge auch dann, wenn
mit ihm eine Eventnalberufung auf den Fall absälliger Entscheidung verbunden war, erst-
instanzliche Entschliehung zu fassen, und diese bei 10 Thalern Strafe binnen 14, vom
Tage des Eingangs an zu rechnenden Tagen sowohl dem Impctranten, als den passiv
Betheiligten zu eröffnen.

Gegen solche Entschliehungen der Unterbehörden findet blos das Rechtsmittel der
Verufung an das Kreigericht statt, welches bei Verlust binnen der Zehntagsfrist einzu-

wenden stt. Das Kreisgericht ertheilt hierauf seine Entscheidung durch Rescript, gegen
welches ein weileres Rechlemittel nicht Plat greift.

Ausnahmsweise kann es in geeigneten Fällen die Vetheiligten noch mit einer
7
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Vorstellung hören, für welche jedoch längere als achttägige Fristen nicht gestattet werden
dürfen.

Wenn Enemtalberufungen, welche für den Fall abfälliger Bescheidung den an
Unterbehörden gerichteten Protestationen angefügt sind, sich nicht durch gewährende erst-
instanzlicheEntschließung vollständig erledigen, so ist sofort bei Eröffnung der erstinstanz-
lichen Entschließung einc achttägige Frist zu Einreichung einer Vorstellung einzuräumen.

ach deren Ablauf sind die Akten brevi manv dem Kreisgerichte einzusenden, welches

seine Entscheidung durch Reseript theit. Ein weiteres Rechtsmittel gegen diese Ent-scheidung findet ebenfalls nicht Sta
ns ichWatn. nach Srsnung des Concurses.

Wenn Concurs zum Vermögen 5 ISahibers von Immobilien eröffnet wird, so“
hat das Concursgericht solches der Grund= und Hypothekenbehörde ohne Verzug mitzu-
theilen und die Eintragung, eine# Veräußerungsverbots in das Grund= und Hypotheken-
buch zu veranlassen. Diese Veranlassung ist auch ohne ausdrücklichen Antrag schon in
der Mittheilung der Concurseröffnung selbst begriffen.

Form der Grund= und n und der Einträge in dieselben.
154.

Die Grund= und Hypothekenbücher sind nach dem unter A. beigefügten Formu-
lare zu führen und in dauerhaft gebundenen Großfoliobänden zu halten.

der Regel ist für jeden Ort (Stadt oder Dorf) oder für jede geschlossene
Flur, wo ein Gericht Gerichtsbarkeit über Immobilien hat, ein eignes Grund= und Hy-
pothekenbuch zu halten

Beschränkt 66 jedoch haie „Gerrichtsbarest eines Gerichis über Immobilien an einemOrte auf 467 wenige, so l 5 Grund= und Hypolhekenbuch diese Orts mit dem
Grund= und Hypothekenbuche an ore Orts unter Gerichtsbarkeit des nämlichen Ge-
richts verbunden gehalten werden. Je nach der Anzahl und Größe der Immobilien,
über welche das Grund= und Hypothekenbuch eines Orts sich zu erstrecken hat, kann
dasselbe entweder in einen einzigen Band zusammengefaßt oder in mehrere Bände abge-
theilt werden.

. 155.

In der Regel erhält jedes einzelne Grundstück, das nicht Zubehörung eines an-
dern Grundslücks ist, und jeder für sich beslehende Grundstückökörper (Gutokompler) seine
besondere Nummer und sein besonderes Folium im Grund= und Hypothekenbuche. Aus-
genommen hiervon sind Staalögüter, Güter der Kirchen, Pfarreien, Schulen, Hoöpitäler,
Waisenhäuser und Gotteskasten und solche Gemeindegrundstücke, welche der gesammten
Ortsgemeinde, nicht blos einer Mehrzahl bevorrechteter Glieder derselben zugehören; diese
insgesammt bekommen nur dann ein Folium im Grund- und Hypothekenbuche, wenn Hy-

potheken oder andere, nach §. 15 in das Grund= und Ouhothetenbuch einzukragende

Dem Besitzer mehrerer einzelnen (wehhenden) Grundstücke, welche er zusammen
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unter einem und demselben Rechtstitel erworben hat, unter der Gerichtsbarkeit einer und
derselben Grund= und Hypothekenbehörde und in einem und demselben Bezirke besitzt, für
welchen ein Grund= und Hypothekenbuch besteht, und auf deren keinem besondere, die
übrigen nicht afficirende Schulden haften, ist jedoch gestattet, dieselben auch ohne die
einen zu Zubehörungen der andern zu machen (F. 62), zusammen auf ein Folium im
Grund= und Hypothekenbuche bringen zu lassen.

iese Vereinigung mehrerer walzenden Grundstücke auf einem Folium besteht
dann so lange und insoweit, als nicht einzelne darunter befindliche ohne die übrigen
veräußert oder verpfändet werden.

. 1517.

Grundslücke, die zu einem andern Grundstcke gehören oder Bestandtheile eiues
Grundstückskörpers (eschlssenen Guts) sind, werden, sie mögen unter der nämlichen oderunter anderer Gerichtsbarkeit gelegensein, auf dem Folium des Hauptguts als Zubehö-rungen nach den #lubuchenulemn aufgeführt.

5
ud.

Liegen dergleichen Perlinenzstücke unter Gerichtsbarkeit eines andern Gerichts oder
in der Flur eines andern Orts, so sind sie zwar in dem Grund- und Hypothekenbuche
dieses andern Gerichts oder beziehentlich in dem Grund- und Hypothekenbuche des andern
Orts (5. 154) unter cigener Nummer auf besonderem Folium einzutragen, dabei ist
jedoch ihre Pertinenzeigenschaft zu bemerken, derenthalber sie nicht abgesondert veräußert,
noch mit Schulden belastet werden können.

8. 159.
So lange dieses Zubehörigkeitsverhältniß besteht, findet wegen eines solchen Grund.

stücks kein weiterer xm in das Grund= und Hypothekenbuch des andern Gerihte oderbeziehentlich des andern Orts, wo es gelegenist, Stalt, ausgenommen, daß bei Per-
tinenzstücken unter Gerichtsbarkeit eines andern Gerichto die Grund= und Hypotheken-
behörde des Hauptguts von vorgegangenen Besitzveränderungen jenem andern Gerichte
durch Mittheilung einer Abschrift des auf dem Folium des Hauptguts bewirkten Eintrags
eines neuen Besitzers Nachricht zu geben hat.

Nur dann, wenn auf dem Haupigme keine Schuuen besten. oder wenn andern-
falls die Voraussehungen vorhanden sind, unter denen nach §. 59 die Einwilligung der
Gläubiger in eine Grundstucksabtrennung vom Richter ergänzt werden darf, können und
sollen auf Antrag des Besihers in einer andern Flur gelegene Pertinenzstücke unter den
Zubehörungen des Hauptguts weggelassen oder abgeschrieben und in das Grund= und
Hypothekenbuch des Orts, wo sie gelegen sind, als für sich bestehende (walzende) Grund-
stücke eingetragen werden.

ei den in einer und derselben Ortsflur mit dem Hauptgute gelegenen Pertinenz-
stücken hingegen findet Solches, außer dem Falle einer Abtrennung durch besondere Ver-
äußerung, nicht Statt.

8. 161.
Die Einträge und Vormerkungen im Grund- und Hypothekenbuche müssen zwar

77
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vollständig, aber kurz und bündig abgefaßt und in die ihnen zugewiesenen Stellen des
Grund= und Hypothekenbuchs eingeschrieben r-**-162

Jedem für sich bestehenden Eintrage in das Grund- und Hypothekenbuch ist Tag,
Monat und Jahr, an welchem derselbe geschieht, voranzusetzen; dieses Oilt unbeschadet
dessen, was für die erste Anlegung des Grund= und Hppothekenbuchs in §§. 224 und 225
vorgeschrieben ist.

5S. 163.
Am Schlusse des Eintrags ist die Urkunde über das Rechtsgeschäft, oder die

Verhandlung oder das Anbringen, worauf sich der Eintrag gründet, mit dem Datum
anzuführen.

8. 164.
Auch ist jedem Einlrage eine Verweisung auf die Stelle in den Akten oder Pro-

tokollen des Gerichte, wo sich die bezügliche Verhandlung oder das bezügliche Anbringen und

die Resolution der Eintragung befindet, beiussigen.
Geldsummen sind im Contexte der uhrsge nicht mit Ziffern, sondern mit Buch-

staben zu schreiben.
F. 166.

Im Grund- und Hypothekenbuch darf nichts ohne rechtfertigende, vom Führer des
Grund= und Hypothekenbuchs zu unterzeichnende Seitenbemerkung ausgestrichen, nichts
radirt und kein Blatt eingelegt werden, auch sind Zwischenschriften zu vermeiden.

Veränderungen, welche mit dem Gegeustande eines Eintrags vorgehen, können
allezeit nur in Form besonderer Einträge in Grun. und Hypothekenbuche bemerkt werden.

Für die in der Folge nothwen den bki,ursge soll im Grund= und Hypotheken-
buche bei jedem Grundstücke oder Gute, das seine eigene Nummer und ein besonderes
Folium hat, der nöthige Naum, welcher je nach der Größe des Guto und nach örtklichen
Verhältnissen in einem oder mehreren Blättern bestehen kann, offen gehalten werden.

Neicht der Raum in Einem Bande nicht mehr hin, so werden die Einträge in
einem folgenden Bande fortgesebt.

. 1668.

Das Grund= und Hypothekenbuch soll, mit Einschluß der für spätere Einträge
vorläufig leer bleibenden Blätter, mit Seitenzahlen versehen und jedem Bande ein nach
den Namen der Beliter alphabetisch geordnetes und sortzuführendes Register angehängt
werden.

Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchs.
. 160.

Das Grund- und Hypothekenbuch hat folgende drei Rubriken:
I. der Sache,

II. des Vesihers,
III. der Schulden.
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Jedes einzelne Grundstücksfolium zerfällt in diese drei Abtheilungen, ausgenom-
men, daß bei Pertinenzstücken, die unter Gerichtsbarkeit eines andern Gerichts oder in

der Zlut eines andern Orts liegen (8. 158 flg.), das ihnen im Grund= und Hypo-
thekenbuche dieses andern Gerichts oder dieses andern Orts anzuweisende Folium sich
auf die ersle, beziehentlich auf die erste und zweite Rubrik (5. 159) beschränkt.

Inhalt der ate Rubrik.
In die erste Rubrik wird nächst der Wo#e Nummer, welche das Grundstück

im Grund= und Hypothekenbuche erhält (. 155) Folgendes eingeschrieben:
der Name des Guts, insofern es einen besonderen Namen führt,

die Beeichung des Grundstücko seiner Gattung nach, z. B. Rittergut, Bauer-
Mühle, Frlehaut. Aleinhaus .;,die Hchthoo#nn der Geb

sämmtliche Zubehörungen andeenosiic (5. 157) nach den Nummern des
Flurbuchs,

bei walzenden Grundstücken die Nummer, unter welcher das Grundstück im
Flurbuch des Orts verzeichnet ist,

die besondere rechtliche Eigenschaft des Grundstücks, wodurch eine Beschränkung
des seheomaligen Besitzers in der Verfügung über dasselbe bedingt wird 15, Nr. 2),

andere efonkere Eigenschaften und Merkmale, auch Gerechtfame des Grund-
stücks, welche nach F. 15 zur Aufnahme in das Grund= und Hypotheken-
buch geeignet sind,

die Reallasten, insoweit sie sich nach§.15, Nr. 5 zur Aufnahme in das
Grund= und Hypothekenbuch überhaupt eignen.

S. 171.
Veränderungen, welche sich an den in das Grund= und Hypothekenbuch eingetra-

genen Gegenständen ereignen, sind in der nämlichen Rubrik zu bemerken.
Daher entstehen in der ersten Rubrik Einträge, wenn Theile eines Grundstücks

oder Gutskörper#s abgelrennt, oder wenn Grundstücke neu hinzugeschlagen werden, wenn
beschränktes Eigenkhum in freies Eigenthum verwandelt wird, wenn eingetragene Real-
lasten abgelöst oder alenst aufgehoben, neue Reallasten, z. B. Ablösungerenten, übernom-
men werden u. s. w

Inhalt der weien Rubrik.
In die zweite Rubrik gehört deden

or= und Zuname, auch, soweit es zur Unterscheidung von andern Versonen
gleiches arens erforderlich, sowie bei walzenden Grundslücken jedesmal
Stand, Gewerbe und Wohnort des Besitzers oder der mehrern Be-
sitzer,



der Besihtuel. wobei auch der Kauspreio, wenn der Besigtitel in einem Kaufe

Desofinonbbeechränkungen der m 8 15 unter Nr. 7 erwähnten Art.
Wenn ein Grundstück vermöge (#tolle Verordnung auf einen oder einige unter

mehrern Erben oder auch auf eine dritte Person unmiktelbar übergeht, so bedarf es zur
Eintragung des neuen Besitzers oder der mehrern neuen Besitzer in das Grund- und
Hypothekenbuch keiner vorherigen Eintragung der sämmtlichen Erben als Zwischenbesitzer
des Grundstücks.

S. 174.
Wenn Erben das ererbte Grundstück mit keinen andern Schulden, als wie sie es

ererbt haben, wieder veräußern, so bedarf es zur Eintragung des neuen Erwerbers als
Besitzers in das Grund= und Hypothekenbuch keiner vorherigen besondern Eintragung
der Erben als Besiter.

. 1756.

Es sind jedoch, wenn in dem in 8. 173 bemerkten Falle die Eintragung des
neuen Besitzers oder der mehrern neuen Besitzer in das Grund= und Hypothekenbuch
binnen Jahresfrist nach Eintritt des Erbfalls nicht nachgesucht worden ist, die Erben so-
dann hierzu, und zwar, da nöthig, unter Anwendung von Geldstrafen von Einem bis
Hundert Thalern anzuhalten.

Das Nämliche findet in andern Erbfällen Statt, wenn die Eintragung der Erben
als Besitzer des ererbten Grundstücks in das Grund= und Hypothekenbuch binnen Jahres-

frist nach Eintritt des Erbfallo nicht wachgesch worden ist.
Der Wegfall der Eintragung der di#en als Zwischenbesitzer des Grundstücks in

den zuvor (55. 173 und 174) bemerkten Fällen ändert nichts an den bestehenden Vor-
schriften über die Entrichtung des Gesammt= und Sterbelehngeldes und anderer sonstigen
Abentrichtungen, insofern eine Besugniß darauf rechtsgültig erworben ist. Die Eintra-
gung des neuen Besiherd darf in den in 88. 173 und 174 erwähnten Zällen nicht be-
wirkt werden, bevor die Entrichtung des Gesammt= und Sterbelehngeldes nachgewiesen
worden ist, dafern nicht der neue Besitzer die bezügliche Vertretung übernimmt und dieß
gerichtlich bekunden läßt.

.177.
Wenn ein Grundstück durch einen Verlcca unter Lebenden veraußert wird, so liegt

beiden kontrahirenden Theilen ob, dafür zu sorgen, daß vor Ablauf einer von Zeit des
Vertragsabschlusses an zu 8 zweimonatigen Frist die über den Veränßerungs.
vertrag ausgenommene Urkunde bei der Grund= und #bochekenbehörde eingereicht und
die Eintragung des neuen Besitzers und Vesitztitels in das Grund= und HOypothekenbuch
nachgesucht werde, dafernnicht die Uebertragung des Eivileigenthums von einer noch nicht
eingetretenen Sugpensivbedinguug nach der Urkunde abhängig gemacht ist; die Unter-
lafsung zieht für jeden der beiden kontrahirenden Theile eine Geldstrafe von Einem bis
Hundert Thalern nach sich. Wäre in einem Falle die Zeit des Vertragsabschlusses nicht
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mit Gewißheit auszumitteln, jo ist die Zeit der geschehenen Uebergabe des Grundstücks
oder der Besitzergreifung von Seiten des Erwerbers dafür anzunchmen und darnach jene
zweimonatige Frist zu berechnen.

Inhalt der dritten Rubrik.

In die dritte Rubrik werden alle aufbas Grundstück zu versichernde Forderungen

mit Einschluß der Auszugs= und Rentenecht 9 52) eingetragen.
Jeder Eintrag einer Forderung sell shnen:

den Betrag oder Gegenstand der Forderung,
Vor- und Zuname, auch, soweit es zur Unterscheidung von andern gleich-

namigen Personen zulen Stand, Gewerbe und Wohnort des Gläu-
igers,

den Rechtstitel,

den Simesut, wenn die Hypothek auch wegen versprochener Zinsen bestehen
ll sich 4. Hypothek auf Kosten als benberd r mit erstrecken, so mußauch die im e der Forderung enthalten sein (§.7

Bei Naturalrenten und Naturalauczügen sind die einzelnen darunter begriffenen
beistungen und Abentrichtungen im Eintrage der Forderung nicht speciell auszudrücken,
sondern es genügt eine allgemeine Bezeichnung.

Ist eine und dieselbe Forderung auf verschiedene, mit eignem Folium versehene
Grundstücke im Grund= und Hypothekenbuche desselben oder eine andern Gerichts einge-
tragen, so ist auf dem Volium eines jeden dieser Grundstücke an der Seite des Eintrags
zu bemerken, auf welchen andern Grundstücken die Forderung außerdem noch haftet.

182.
Hat bei einer in das Grund- und Hypothekenbuch einzutragenden Forderung der

Schuldnersich das Recht verbehalten, eine andere Forderung mit gleichem Range auf
das Grundstück eintragen zu lassen, so muß dieses im Eintrage jener Forderung mit aus-
gedrückt werden.

S. 183.
Bei Hypotheken an Lehngütern ist im Eintrage der Forderung auszudrücken, ob

die Hypothek, beziehentlich bis zu welcher Höhe der 57 sie mit lehnsherrlichem
oder mitbelehnschaftlichem Consense versehen iW oder nicht (F.3

Alle Vorderungen, sie mögen ölrutes- eingetragen oder nur einstweilen vorge-
merkt werden (F. 54), werden nach der Zeilfolge (§. 185) eingeschrieben und mit fort-
laufenden Zahlen bezeichnet, doch werden blos vorgemerhie Forderungen durch den Beisatz
-Vorgemernn von den förmlich eingetragenen unterschiedeerden späterhin Forderungen gelöscht, so bewirnt solches in der Reihenfolge



56

dieser Zahlen keine Veränderung, von solchen gelöschten Forderungen werden aber in Aus-
züge, die aus dem Grund= und Hypothekenbuche erlheilt werden, nur die Nummern,
unter denen sie eingetragen gewesen, mit dem Beisate „ist gelösch!“ ausgenommen.

rst wenn alle auf ein Grundstück eingetragene Forderungen geloöscht sind, wird
lür die nach der Zeit zur Eintragung gelangenden neuen ZSorderungen eine neue Zahlen=
reihe angefangen.

Wenn mehrere gleichzeitig zur Eintragung gelangende Forderungen gleichen Rang
neben einander haben sollen, so ist dieses im Eintrage einer jeden dieser Forderungen
auszudrücken.

5. 136.
Wenn ein hypothekarischer Gläubiger das Vorzugsrecht seiner Forderung einem

spätern Gläubiger abtritt (§. 93), so muß dieses bei beiden Forderungen im Grund-
und Hypothekenbuche bemerkt werden.

§. 187.
Wenn eingetragene Forderungen durch Erbfall, ohne Dazwischentreten einer Ces-

sion, auf andere Personen übergehen, so bedarf es einer besondern Eintragung der Erben
als nunmehrigen Inhaber der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch weder an

sich, noch bei einer Cession oder Verpfändung, welche später von den Erben insgesammt
vorgenommen wird.

S. 188.
Doch ist von Mehreren, welchen eine in das Grund= und Hypothekenbuch einge-

tragene Uordemung zugefallen ist, ein Jeder für seinen Antheil die Einkragung dieserErwerbungindas Grund= und Hypothekenbuch, auch die Ausfertigung eines besondernHnholhenchortos (5. 192) zu verlangen berechtigt, und es muß diese Eintragung voraus-
hehen, wenn ein Solcher seinen Antheil an der Forderung besonders cediren oder ver-
pfänden will.

Gemeinschastliche Regeln.
189.

In welche Rubrik des Grund- und Hypothekenbuchs Protestationen einzutragen
sind, bestimmt sich nach dem Gegenstande, worauf sie sich beziehen.

aher gehören z. B. in die zweile Rubrik Protestalionen gegen Veräußerung

u Verpfändung eines Grundstücks oder gegen Eintragung einer * Dispositions-chränkung, in die dritte Rubrik Protestationen gegen Cession oder Verpfändung einer
Ö4 Forderung oder gegen Löschung einer solchen im Grund-- und Hypotheken-
buche!

8.Ebenso sind Löschungen in derjed den rtrit , in welcher das zu löschende Recht
sich eingelragen findet, zu bemerken, und darf diese Bemerkung nicht anders, als in Form
eines besondern Eintrags geschehen.

K.191.
Auf welche Art und Weise diese Vorschriften bei Haltung der Grund= und Hy-
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pothekenbücher im Einzelnen zu handhaben, in welcher Form und in welchen Ausdrücken
insonderheit die nöthigen Verweisungen von einem Eintrage auf den andern im Grund-
und Hypothekenbuche anzubringen sind, darüber werden die Grund= und Hypotheken-
behörden durch die Ausführungsverordnung mit der erforderlichen Weisung versehen

Relognitlonsscheine und Hypothekenbriese.
.192.

Ueber jede im Grund- und Hypothekenbuche geschehene Eintragung oder Löschung
hat die Grund= und Hypothekenbehörde dem Betheiligten oder den mehrern Vetheiigteneinen Rekognitionsschein, und zwar bei Eintragungen eines neuen Besihers, fernerbei
förmlichen Eintragungen von Forderungen und deren Löschungen, ingleichen bei Eintra-
gungen von Cessionen auch unverlangt, wofern die Lestellung nicht ausdrücklich abgelehnt
wird, in zden Vällen aber auf Verlangen auszustellen.iber die förmliche Eintragung einer hywothekarischen Forderung dem Gläu-
biger auegehllte Rekognitionsschein heißt Hypothekenbrief.

der solche Nelognitioneschen 8 enthalten, worin der Einkrag bestanden,welches iz er betrifftundan welchem Tage er geschehenAuch ist darin Band n Seite des Hypothekenbuchs, m sich der Eintrag be-

findet, zu eerEintragung eines neuen Besihers hat die Grund= und Ovpothelenbehõrde den
Betrag den von demselben zu entrichtenden Lehngeldes festzusepen und im Rekognitions-
scheine mit aufzunehmen.

Solche Rekognitionsscheine können besonders ausgestellt, sie können aber auch,
wenn mit dem Anbringen eine den Rechtstitel zur Eintragung oder vöschung enthaltende
Urkunde eingereicht oder eine solche Urkunde bei der Grund= und Hypothekenbehörde selbsl
ausgefertigt worden ist, auf diese Urkunde selbst gebracht, oder derselben angehängt, oder
der über das Rechtsgeschäft ausgefertigten gerichtlichen Lrkunde einverleibt, und kann
solchen Falls die Rekognition beziehungsweise gefaßt werde

195.
Im letztern Falle, sowie überhaupt in allen Fällen, wo bei der Grund-- und

Hypothekenbehörde eingereichte Urkunden, welche bei einem Eintrage in das Grund= und
Hypothekenluch zur Grundlage gedient haben (5. 145), an Betheiligte wieder hinaus-
gegeben werden, sind beglaubigte Abschriften dieser Urkunden bei den Verhandlungen der
Grund- und Hypothekenbehörde (§. 203) zu behalten, sofern die nämlichen Urkunden
nicht schon früher der Grund= und Hypothekenbehörde vorgelegen haben und bei jenen
Verhandlungen zu finden sind.

g. 186.
In einem Hypothelenbriefe sind auszudrcken:

der Name des hypothekarischen Glänbigers, wie er im Grund= und Hypotheken-
buche eingekragen ist,

6



ebenso der Name des Besltzers des verhafteten Grundftücks,
das Grundstück selbst, auf welches die Forderung eingetragen worden,
der Rechtstikel der Forderung,
die Summe der eingetragenen brdegung; beziehentlich mit Erwähnung derZinsen und Kosten (§.. 18,die Nummer, welche sie im Win 50 Hypothekenbuche erhalten hat

(5. 184).
Bei gehnzütern muß überdieß im Grund= und Hypothekenbriefe bemerkt sein,

ob die Hypothek i4. Einwiliguns des Lehnsherrn und der Mitbelehnten versehen istoder nicht (§#§. 34,
F. 197.

Wird der Hypothekenbrief auf eine der Grund= und Hypothekenbehörde überreichte
Urkunde selbst geschrieben, oder derselben angehängt (F. 194), so kann, was die Person
des Gläubigers und des Schuldners, ingleichen den Rechtstitel der Forderung anbelangt,
auf den Inhalt jener Urkunde kurz hingewiesen werden, die übrigen Punkte aber sind
stets besonders im Hypothekenbriefe aubzudrücken.

S. 198.
Bei Rekognitionsscheinen oder Hypothekenbriefen, welche auf eine eingereichte Ur-

kunde selbst gebracht oder derselben angehängt werden, ist darauf Bedacht zu nehmen,
daß solches auf eine Weise geschehe, die es unmöglich macht, Rekognitionsschein oder
Hypothekenbrief von der Urkunde ohne sichtbare Beschädigung des erstern oder der letztern
zu trennen.

Grund- und Hypothekenbuchführer.
8g. 198.

Bei jeder Grund= und Hypothekenbehörde ist die formelle Führung des Grund-
und Hypothekenbuchs die Dienstobliegenheit einer bestimmten Person.

Dieses Geschäft begreift dieErhaltung bes Grund= und Hypothekenbuchs in dem
vorschriftsmäßigen Zustande und die Verrichtung aller und jeder Einschreibungen in das-
selbe in sich.

5. 201.
Insofern sich nicht der Gerichtsvorstand selbst der Führung des Grund= und Hy-

pothekenbuchs unterzieht, ist eine andere bei dem Gerichte angestellte verpflichtete Person
damit bleibend zu beauftragen.

5. 202.
Wenn wegen Behinderung des Grund= und Hypothekenbuchführers eine Stellver-

tretung desselben durch eine andere bei dem Gerichte angestellte und verpflichtete Person
nöthig wird, so ist solches durch ein besonderes Protokoll bei den Verhandlungen der
Grund= und SOypothekenbehörde (in den über das Grund- und Hypothekenwesen zu hal-
tenden Generalakten) aktenkundig zu machen.



Sammlung und Aufbewahrung derneeen und Hypothekenbuche gehörigenlurS.2i jeder Grund- und *Mnl[ZS sind die Schristen über Vorgänge und
Fachentsmeige en Grund= und Hypothekensachen sorgfältig zu sammeln und außzu-
bewahrenGnihes kann rücksichtlich der auf die einzelnen Grundstücke sich beziehenden Ver-
handlungen entweder in Specialakten, welche für jedes Grundstück, das ein eignes Folium
im Grund= und Hypothekenbuche hat, besonders angelegt und gehalten werden, oder in

ronalogisch behaltenen Generalprotokollen geschehen.6-istauchgestattet, daß bei einer Grund= und Hypothekenbehörde für einzelnegrößere ruch oder Grundstückskörper Specialakten angelegt, rücksichtlich der übrigen

Grundslücke aber die Verhandlungen in #ansbrftelnn gesammelt werden.
S. 2Zu diesen Generalprotokollen oder | Specialakten sind alle schriftlichen

Eingaben in Grund= und Hypothekensachen, die über mündliche Anbringen und Beschei-
dungen aufgenommenen Protokolle, die von der Grund= und Hypothekenbehörde gefaßten
Resolutionen, die Concepte der Einträge in das Grund= und Hypothekenbuch, die
Concepte der schriftlichen Erlasse, Ausfertigungen und Verfügungen der Grund= und
Hothetenbeherge, sowie die Abschristen von an Vetheiligte zurückgegebenen Urkunden(5. 195) zu bringen.

Nähere Vorschristen über das, was hierbei in Rücksicht auf Ordnung und Voll=
ständigkeit zu beobachten, wird die Ausführungsverordnung enthalten.

§. 205.
Neben diesen Generalprotokollen oder Specialakten sind von jeder Grund= und

Hypothekenbehörde für solche Gegenstände und Verhandlungen, welche das Grund, und
Hypothekenwesen bei derselben im Allgemeinen angehen, Generalakten zu halten.

Wiederherstellung verloren gegangener Grund= und Hypolhelenbücher.
 206.

Sollten Grund= und Hypothekenbücher durch Brand oder andere Unglücksfälle
verloren gehen, so hat die Landesregierung wegen Wiederherstellung derselben Anord-
nung zu kreffen, wobei, soweit nöthig, das Mittel der öffentlichen Vorladung unter An-
drohung von Rechtsnachtheilen angewendet werden kann.

Gerichtsgebühren in en- und Hypothekensachen.
Die Gerichtsgebühren in Orund. 25 hypelhelersechen sind lediglich nach der

gegenwärtigem Gesetze beigefügten Taxordnung zu erheben.
9",



IV. Abschnitt.

I. Vom Versuhren bel— Aulegung der Grund- undBHypothekenbücher.
Im Mllgeneiuen,8.2

Die Behufs der ersten Anlehung#deram. und —. erforderlichen
Enitelungen und Vorbereitungen sind von den Grund= und Hypolhekenbehörden( , 130) unter Aufsicht und Leitung der andeereierung zu besorgen.

8. 209.
Die Grund= und Hypothekenbehörden haben sich diesen Ermittelungen und Vor-

bereitungen Amtohalber zu unterziehen.
 210.

Jede Grund= und Hypothekenbehörde hat die Folien aller Grundstücke, denen ein
eignes Folium in den von ihr zu führenden Grund= und Hypothekenbüchern nach den
Vestimmungen in F. 155 flg. zu geben ist, in allen drei Rubriken (5. 169 flg.) bis
dahin vorzubereiten, daß die Ueberlragung der fertigen Folien in das Grund- und
Hypothekenbuch erfolgen kann.

Specielle Vorschristen.
1) in Betreff de eersten Nubrik.

Zu Anlegung der ersten Rubrik ein es einer sorgfältigen Ermittelung der
unbeweglichen Zubehörungen eines Hauptguts und Feststellung der Grundstückskomplexe.

212.
Die Hülfsmittel, deren sich die P.#en und Hybothekenbehorden. bei diesem Ge-

schäfte, sowet nöthig, zu bedienen haben, sind vorzugsweidie Flurbücher und Flurkarten, resp. die Einschähungstabellen, ingleichen die
Grundsteuerkataster und die Güterzettel,

die Handels= und Consensbücher, Consignalions., Taxalions= und Sub-
hastationsakten,

die Vernehmung der Grundstücksbesitzer,
die Befragung der Ortsgerichtspersonen und nach Befinden auch anderer

Ortskundigen.
5. 213.

Insofern nicht aus den Handels= und Consensbüchern eine Mehrheit besonders
erworbener und besessener Grundstücke eines und desselben Besiters, oder aus sonstigen
Unterlagen des Vorhandensein walzender Grundstücke erhellt, ist anzunehmen, daß alle
Flurstücke, welche der Besitzer eines mit Wohnsitz versehenen Guts in der nämlichen Flur
besitzt, zu diesem Gute gehören und folglich als Zubehörungen mit auf das Folium
desselben zu bringen sind.
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F. 214.
Ergiebt sich hingegen aus den Handels- und Consensbüchern oder aus sonstigen

Unterlagen, daß unter den Grundstücken eines und desselben Besitzers solche sich befinden,
die nicht in einem Zubehörigkeitsverhältnisse zu den übrigen stehen, so sind diese beson-
deren Grundstücke Behufs der Anlegung verschiedener Folien im Grund= und Hypotheken-
buche von den übrigen zu sondern.

8. 215.
Dieser Sonderung bedarf es jedoch nicht, wenn bei dergleichen besonderen Grund-

stücken die Voraussetzungen, unter denen nach S§F. 62 und 63 die Hinzuschlagung eines
Grundstücks zu einem andern geschehen kann, vorhanden sind und der Besiger sich erklärt,
sie zu dem Gute oder den andern Grundstücken, die er noch außerdem in der nämlichen
Flur besiht, hinzuzuschlagen.

8.2Wird von dem Besitzer eines Gutes upiet, daß eines oder das andere von
den mehrern Grundstcken, die er besiht, ein besonderes (walzendes) Grundstck sei, und
demnach die Anlegung eines besonderen Foliums im Grund- und Hypothekenbuche für
dasselbe verlangt, während gleichwohl in den Handels= und Consenobüchern nichto davon
zu finden 446 dlor liegt ihm ob, solches nachzuweisen.

Bis dieser Nachweie geliefert wird, ist das Grundstück unter den Zubehörungendes Gut 511 157, 170) in das Grund= und Hypothekenbuch einzutragen, dabei jedoch
die entgegengesebte Halhaognn des asiben mit zu bemerken.

217.
Gehören dem Besitzer eines Guts * Grundstücke in einer andern benachbarten

Flur, so kann die Ermitlelung, ob selbige Jubehärungen jenes Guts oder besondere
Grundstücke sin dan unterbleiben, wenn der Besitzer sich dafür erklärt, sie als besondereGrundstücke in das Grund= und Hypothekenbuch der benachbarten Flur eintragen lassen

zu wollen, 8 der Ausführung dessen nach näherer Vorschrift des §. 160 ein Hinder-
niß nicht entgegensteht.

S.2Die gerichtskundige Lehnseigenschaft W. Erbzinseigenschaft (im engern Sinne),
serner die Erbpachts-- oder Laßgutseigenschaft, ingleichen, wenn zu Familienfideikommissen
an Grundstücken Confirmation und Consens erlangt worden ist, die Familienfidei-
kommißeigenschaft des Grundstück, ferner die berchtkundigen. bleibenden Lasten undBeschwerungen des Grundstücks, insoweit sie nach §. 15 Nr. 5 zur Eintragung indas Grund= und Hypolhekenbuch überhaupt geeignet * —dieses Alles hat die
Grund- und Hypothekenbehörde bei Anlegung des Foliums Amtshalber in Obacht zu
nehmen.

2) In VBetreff der zweiten Rubrik.
§. 219.

Derjenige oder Diejenigen, welche bei Anlegung des Grund= und Hypotheken-
buchs ein Grundstück in Lehn haben, oder welchen solches gerichtlich zugeschrieben ift,
sind als Besiper nach §. 172 in das Grund= und Hypothekenbuch einzutragen.



5. 220.
Wenn die Grund= und Hypothekenbehörde davon, daß im Besitz eines Grund-

stücks ein Wechsel eingetreten ist, amtliche Kenntmiß hat, dasselbe aber gleichwohl dem
neuen Erwerber noch nicht in Lehn gereicht oder zugeschrieben ist, so hat sie dafür,
daß dies geschehe zu sorgen und den neuen Erwerber sodann als Besitzer zuerst ein-
zutrag

.Dem Eintrage des Besiters (5. der i Tag, Monat und Jahr der geschehenen
Erwerbung des Grundstücks voranzuseben.

222.
Dispositionsbeschränkungen der in §F. 15 unter Nr. 7 bemerkten Art hat die

Grund= und Hypothekenbehörde ebenfalls Amtshalber zu berücksichtigen und einzutragen,
a) wenn sie aus Verträgen, die von der Grund= und Hypothekenbehörde be-

stätigt sind, oder aus letztwilligen Verordnungen, die sich bei ihren Akten befinden, her-
rühren, und wenn zugleich die ihnen entsprechenden Rechte Anderer vermäöge einer deshalb
bestellten Hypotbek oder auch ohne diese nach den zeitherigen Gesetzen als dingliche Rechte
zu betrachten waren, oder

b) wenn die Dispositionsbeschränkungen auf einem gerichtlichen Veräußerungs=
verbote beruhen.

Außerdem sind aber auch
e) Protestationen gegen Veräußerungen und Verpfändungen, welche in den

Handels- und Consensbüchern oder in besonderen Protestationsakten zur Verücksichtigung
vorgemerkt worden sind, Amtshalber einzutragen.

3) In Betreff d%r zritten Rubrik.
Alle ausdrücklichen Hypotheken, 9 W den Handels- und Consensbüchern und

Protokollen vorgemerkten stillschweigenden Hypotheken und alle Hülfspfandrechte, die sich
bei Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs noch ungelöscht in den Consehs= oder
sonstigen Gerichtsbüchern und Protokollen vorfinden, desgleichen alle aus gerichtlich be-
stätiglen Veräußerungsverkrägen oder letzten Willen herrührenden, noch nicht erloschenen
Auszugs- und Renteberechtigungen hat die Grund= und Hypothekenbehörde bei Aulegung
des Grund= und Hypothekenbuchs Amtshalber zu berücksichtigen und in letzeres einzu-
tragen. Findet sie unter den die Gegenstände der Eintragung bildenden Forderungen
solche, die der Summe nach nicht bestimmt sind (§. 51), so kann zwar deren Eintragung
nicht beanstandet werden, es hat die Grund= und Hypothekenbehörde aber auf vorherige
Auswerfung eines bestimmten Betrags thunlichst hinzuwirken.

Alle nach §. 223 bei Anlegung des Grund-= und HOypothekenbucho als befiehend
vorgefundenen Rechte sind nach einander in derselben Ordnung in das Grund= und
Hypothekenbuch einzutragen, wie sie durch Confirmation und Consens zur Hopotheken-
bestellung, durch Annokation der stillschweigenden oder vorbehaltenen Hypotheken im

Handeles oder Consensbuche, durch wirkliche Hülfsvollstreckung oder durch des Schuldners



gerichtliche Erklärung, die Hülfe für vollftreckt anzunehmen, durch Bestätigung des Ver-
äußerungsvertrags oder durch letzten Willen, worin ein Auszug vorbehalten oder auf-
erlegt worden, zur Entstehung oder zur Kenntnihnahme der Grund= und Hypothekenbehörde
gekommen sind. Es bleibt jedoch, ohne Rücksicht auf die hiernach zu beobachtende Reihe-
solge, den vor dem Eintritte der Gesetzeskraft der §§. 91 und 92 schon erworbenen
Rechten der vorgedachten Art der Vorzug, welcher ihnen nach dem bisherigen Rechte unter
einander zukommt, vorbehalten, — unbeschadet jedoch der im §. 246 ff. enthaltenen
Bestimmungen.

Jedem solchen Eintrage ist Tag, Monat und Jahr, wann das eingetragene Recht
nach Inhalt des Consensbuchs oder der sonstigen Gerichtsbücher zur Entstehung gekom-
men ist, voranzusetzen.

8.2
Alles, was nach vorstehenden kee den Inhalt des anzulegenden

Foliums eines Grundstücks bilden muß, hat die Grund- und Hypothekenbehörde nach
den Abtheilungen des Grund= und Hypothekenbuchs und dem Formulare desselben
(5. 154) entsprechend zu ordnen und zusammenzustellen, und solchergestalt das Folium
zu entwerfen.

Vorlegung des Entwurfs an die Grundstücksbesiger.
227

Ist das Folium einesGrundstücks in allen drei Rubriken vollständig entworfen,
so hat die Grund= und Hypothekenbehörde diesen Entwurf dem Vesitzer (§§. 219, 220)
zum Anerkenntnisse vorzulegen.

§. 2
Zu diesem Behufe erläßt die G. und Hppochetenbebönge an den Besitzer

eine ischriftliche Aufforderung, binnen einer achtwöchigen Frist den für ihn zur Einsicht
bereitliegenden Entwurf des Foliums seines Grundstücks entweder anzuerkennen oder seine
elwaigen Erinnerungen und Einwendungen dagegen vorzubringen, unter der Ver-
warnung, daß außerdem der Entwurf für anerkannt und der Vesitzer seiner Einwen-
dungen für verlustig zu achteu- Insofern Besier am Orte anwesend oder sonst ohneWeilläufigkeit zu erlangen sind, kann auch eine mündliche Bedeutung zum Protokoll die
Stelle jener schriftlichen Aufforderung vertreten.

229.
Werden vom Besitzer binnen der achtwöchigen Frist (§. 228) Einwendungen

vorgebracht, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde selbige zu erörtern und, je
nachdem sie gegründet oder ungegründet befunden worden, entweder den Entwurf des
Foliums darnach zu berichtigen oder den Besier mit Bescheidung zu versehen.

Widerspricht insonderheit der Pt der Eintragung einer in den Entwurf des
Foliums ausgenommenen hypothekarischen Schuld, oder einer dinglichen Last, oder einer
Diepositionsbeschränkung, unter der Vehauptung, daß dieselbe nicht begründet, oder daß
sie weggefallen sei, ohne doch solches sofort darthun zu können, so ist er mit dieser
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8 zur rechtlichen Ausführung zu verweisen (F. 132), daneben aber sein Wider-spruchim Grund= und Hypothekenbuche bei Eintragung des bestrittenen Gegenstandesn zu bemerlken.
Diese Bemaerbung im Grund= und Hypethekenbuche hat die Wirkung einer Pro-testation (§§. 22, 23), und sichert in Beziehung auf ungelöschte alte Hypotheken dem

Vesitzer denGebrauch des Edictalversahrene nach den Bestimmungen der §5. 124 ff. oben,
ohne daß die unter Widerspruch des Besthers geschehene Eintragung in das Grund- undHypothekenbuch (§. 124) la entgegensteht.

231.
Unterläßt der Besiger, der nach §. 228 an ihn ergangenen Aufforderung recht-

zeitig nachzukommen, so tritt der angedrohte Verlust seiner Einwendungen gegen den
Entwurf des Foliums von selbst (ipso jurc) ein.

Hierdurch werden aber die Einwendungen und Einreden, welche dem Besitzer gegen
die etwa eingetragenen Berechtigten und gegen die elwa eingetragenen Schulden oder
sonstigen Verbindlichkeiten zustehen, nicht berührt, sondern bleiben in Kraft.

Dieselben Folgen treten ein, wenn der Besitzer sich zwar ausdrücklich, aber ledig-
lich dahin erklärt hat, daß er den Entwurf des Foliums anerkenne.

Oefentiche Ausruf.
Sind linmtlie cmnnsstcaloien r denen das Grund= und Hypothekenbuch

eines Orts (§§. 154 bis 150) bestehen soll, nach vorstehenden Bestimmungen zur Ein-schreibung in das * und Hypothekenbuch, beziehentlich durch das Anerkenntnih der
Besitzer (§§. 228, 229) vorbereitet, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde solches,
und daß der Entwurf des Grund= und Hypothekenbuchs für Alle, die daran ein Interesse
haben, zur Einsicht bereit liege, zur öffentlichen Kennkniß zu bringen.

Die zu diesem Zwecke zu erlassende Bekanntmachung ist im Amts- undNachrichte,
blatte und in einem durch Regierungsverordnung zu bestinnnenden in der Gegendd

Gerichtssies vielgelesenen Blatte dreimal einzurücken, außerdem ber auch durch zoot
an einem erigneien Orte des Grichtespornge- zu veröffentlicheftc Bekanntmachungsind Alle, welche gegen den In#on dieses Grund= und
Onpethessayder, wegen ihnen an Grundstücken des Orts zustehender dinglicher oder aus
Protestationen wider Veräußerungen und Verpfändungen und solche Akte ausschließenden
Diepositionsbeschränkungen herzuleitender Rechte etwas einzuwenden haben möchlen, auf-
zufordern, diese Einwendungen binnen giner * W*nrpr von sechs Monaten bei der Grund-und Hypothekenbehörde anzuzeigen, unter der Verwarnung, dah sie außerdem solcherEinwendungen dergestalt verlustig gehen ie, daß denselben gegen dritte Besitzer und
andere Realberechtigte, welche als solche in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen

werden wirden, keinerlei Wirkungbeigzulegen sei.Ist die Anzeige von Einwendungen innerhalb der bestimmten Frist unterlassen
brden, so findet ein Entschädigungoanspruch an die Grund= und Hypoethekenbehörden
. den Grund,dab ein Recht gedachter Art nicht oder nicht gehörig berücksichtigt worden
ei, nicht Statt
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 233.
Trüge es sich bei der einen oder der andern Grund= und Hypothekenbehörde zu,

daß die Vollendung eines einzelnen Foliums oder einiger weniger einzelnen Folien durch
besonders schwierige oder umsländliche Ermittelungen und Erörterungen verzögert würde,
während alle übrigen Grundstücksfolien zur Einschreibung in das Grund= und Hypotheken-
buch vollständig vorbereitet wären, so kann mit Genehmigung oder auf Anordnung der
Oberbehörde (F. 208) der öffentliche Aufruf über das Grund= und Hypothekenbuch des
Orts unerwartet der Vollendung jenes einzelnen Foliums oder jener einiger Folien und
mit Ausnahme derselben erlassen werden, und ist dann in Ansehung dieser letztern später-
hin zu wiederholen.

8.234.
Erfolgen auf den öffentlichen ain (5. 232) binnen der bemerkten Frist An-

zeigen von Einwendungen, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde dieselben, nach Be-
finden mit Zuziehung des Besitzers oder anderer Betheiligter, zu erörtern und zu
erledigen.

Vedarf es über dergleichen Einwendungen einer richterlichen Entscheidung, so hat
die Grund= und Hypothekenbehörde die Partheien zur rechtlichen Ausführung (6. 132
zu verweisen, daneben aber im Grund= und Hypothekenbuche an der entsprechenden Stelle

von der noch unerledigten aunsnns Bemerkung zu machen, welche die Wirkungeneiner Protestation hat (58.22,23).
Einschreibung der un Grundstückssolien in das Grund= und

Hy . selbst.
Nach Ablauf der in der öffentlichen Bekanntmachung (5. 232) bestimmten Frift

sind deejenigen Grundstückofolien, bei denen Einwendungen oder Anmeldungen, die noch
der Erörterung bedürsten, nicht vorgekemmen sind, ohne Verzug in das Grund= und
Hypothekenbuch selbst an den ihnen darin anzuweisenden Stellen einzuschreiben, für die-
jenigen aber, deren Einschreibung wegen noch zu erörternder Einwendungen oder Anmel-
dungen für jebt ausgesetzt bleiben muß, sind die ihnen zukommenden Stellen im Grund-
und Hypothekenbuche offen zu halten.

K. 236.

Die Einträge, welche den Inhalt des Foliums bei Anlegung des Grund= und
Hypothekenbuchs ausmachen, sind in allen drei Rubriken mit dem Datum der geschehenen
Einschreibung des Joliums (F. 235) abzuschließen und solchergestalt von den künftig hin-
zukommenden Einträgen zu trennen.

Gimund= und Hypothekeubuchsalten.
237.

Ueber die zum Zwecke der erslen Anlegung des Grund= und H#bethelenbuche *uden Vonebenn dieses Gesezes geschehenen Erörterungen und Verhandlungen sindb
jeder Grund= und Hypothekenbehörde besondere, vollsländige Akten seun und Hrepe
thekenbuchsakten) zu halten.

9



Ausbewahrung der Handelt. und Consensbücher rc.
Nächstdem sind auch die Handels- and Lonsmsbuchkh Lehns- und Consensproto-

kolle und sonstige nach der bisherigen Einrichtung des Kaufs· und Hypothekenwesens,
über die Eigenthums= und Schuldverhältnisse der Grundslücke gehaltenen Gerichtsbücher
und Gerichtsakten bei jedem Gerichte, um künftiger Nachricht willen, aufzubewahren und
bio zur völligen Zustandebringung des Grund= und Hypothekenbuchs fortzuführen.
(5. 242).

Kosten der Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher.
F. 239.

Für die erste Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs und die dazu erforder-
lichen Arbeiten der Grund= und Hypothekenbehörden sind den betheiligten Grundstücks-
besitzern, hypothekarischen Gläubigern oder sonstigen Realberechtigten keine Kosten anzu-
sinnen.

Viehueht ist alles dahin Gehörige gebührenfrei zu expediren.Die nöthigen Verläge sind von der Grund= und HOypothelrnbehörde aus der Ver-
lagokasse zu bestreiten.

g. 240.
Die Gebührenfreiheit der Verhandlungen wegen Anlegung der Grund= und Hy-

polhekenbücher (. 239) erstreckt sich nicht auf Handlungen, welche zwar bei Gelegenheit
der Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher vorkommen, aber nicht mit derselben
unmittelbar zusammenhängen und durch sie allein veranlaßt werden, sondern auch ohne
selbigefrüheroder später nöthig geworden sein würden, wie z. B. Verichtigungen noch
unberichtigter Besitzlitel, Hypothekenkassationen, Ediktalladungen Behufs der Löschung alter
Hypotheken und dergleichen mehr.

§. 241.
Wenn ferner von Grundsücksbesitern (§. 229) oder in Folge erlassenen öffent-

lichen Aufrufs(F.232) von andernPersonen Einwendungen gegen den Entwurf desGrund-- und Mt vorgebracht werden, welche sich bei den deshalb angestellten
Erörtkerungen als unbegründet oder unerheblich ausweisen, so können auf Anordnung der
Landesregierung zu Bezahlung der durch diese Erörterungen verursachten Kosten Diejenigen,
welche solche durch ihre Einwendungen veranlaßt haben, angehalten werden.

Einstweilige Belbehalung bes bisherigen Verfahrens.5. 242.
Bis das Grund= und Hypothekenbuch eines Orks, beziehentlich das einzelue

Grundstückofolium im Grund= und Hypothekenbuche (F. 235) völlig zu Stande gekommen

145 lanP, die vorsallenden Besitzveränderungen, Hypothekenbestellungen, Cessionen,böschun s. w. in der zeitherigen Form und nach den zeitherigen geselichen Vor-sennften 8bebandeln.



II. Tranusitorische Bestimmungen Betreffs der stillschweigenden
und privilegirten Hypotheken.

5. 243.

Vom 1. Juli 1873 an soll Niemand mehr eine ksirize Hypothek anGrundstücken oder diesen gleichstehenden Sachen (F. 27) erlangen.

Die einzelnen daran bereits entstandenen und bis zum 1. Juli 1873 noch ent-
stehenden stillschweigenden Hypotheken erlöschen, wenn sie nicht nach dem zeitherigen Rechte
aus einem andern Grunde eher wegfallen, den 30. Juni 1874 (m. s. jedoch F. 249).

. 245§. 245.
In Concursen, welche erst nach dem 30. Juni 1873 eröffnet werden, sind die

mit solchen Hypotheken versehenen Gläubiger nur nach der Entstehungszeit dieser ihrer
Rechte, mithin ohne Berücksichtigung eines audern, bisher damit verbunden gewesenen
Vorzugsrechts zu befriedigen.

Nach dem 30. Juni 1874 ist einEn’ie Pfandrecht nur dann noch zu
berücksichtigen, wenn vorher entweder ein Concurs über des Schuldners Vermögen aus-

gebrochen ist oder der Gläubiger gegen den Schuldner seine Ansprüche ericth geltend
gemacht und den Proceß nicht über 3 Moie lieden gelasjen hat (8. 69

Tritt einer der vorslehend unter 10% erwähnten Fälle ein, so behält wegen
dessen, was der Gläubiger von dem Schuldner oder in dessen Concurse nicht erlangen

kann, die stillschweigende Spohhet nush noch ihre Krast gegen den dritten Besitzer einer
derselben P#sisssteisun Sache (§.aber dann der — bei Verlust des Pfandrechts, gegen diesen Be-

siber binnen 1% Monaten von der Zeit an gerechnet, zu welcher er dazu berechtigt
wird, die hypothekarische Klage anzustellen, dafen nicht etwa, vor dem Ablauf sothaner
Frist, ein Concurs zu dem Vermögen des gedachten dritten Besitzers entsteht.

 246.
Vom 1. Juli 1873 an treten die Bestimmungen der §5. 37 bis mit 42 der-

gestalt in Kraft, daß die dort mit geselichen Rechtotiteln zur Hypothek versehenen Per-
sonen berechtigt sind, ihre in den gedachten §F. bezeichneten Ansprüche ins Hypotheken-
protokoll annotiren zu lassen. Diese Annotation hat von der Zeit an, zu welcher sie
geschieht, die Kraft einer richterlich bestäligten Hypothek.

Auf diese Annotationen finden die Bestimmungen der 55. 46, 50, 51, 143,
144, 148 Anwendung und es sind die in diesen 55. für die Eintragungen im Grund-
und Hypothekenbuch enthaltenen Vorschriften auf die vorstehend nachgelassenen Annota-
tionen ins Hypothekenprotokoll zu beziehen.

Insoweit treten daher die nurbezeichneten 88. ebenfalls mit dem 1. Juli 1873
in Kraft.

9*
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5. 249.
Nächstdem fin überhaupt alle Diejenigen, denen jetzt noch eine mit dem 30. Juni

1874 (5. 244) erlöschende geseliche Hypothek zusteht, bis zu diesem Tage berechtigt.
ihre Ansprüche in das Hypothekenprotokoll auf die Immobilien, welche ihnen dafür still-
schweigend verpfändet sind, annotiren zu lassen.

Diese Annotationen erfolgen ganz nach den unter §. 248 für die dort erwähnten
Annotationen gegebenen Vorschristen. Sie gewähren dem Gläubiger im Falle eines nach.

herigen Cenursec ein Rech-- auf vorzügliche Besicdigung aus den Kaufgeldern desGrundslücks an derjenigen Stelle, an welcher er vermöge der mit dem 30. Juni
1874 erlöschenden stillschweigenden Hypothek, wenn birsete noch bestünde, erweislich auf
Befriedigung würde Anspruch machen können.

250.
Soll die Annotalion einer noch bestehenden stillschweigenden Hypothek in das

Hypothekenprotokoll G. 249) auf Immobilien im Besitze eines Dritten geschehen, so bedarf
es auf Seiten des dieselbe Suchenden des Nachweises, daß der persönliche Schuldner die
Immobilien zu einer Zeit besessen bobe, ( welcher das die stilischweigende Hypothek be-gründende Verhältniß schon bestanden hat.

Dem drilten Besitzer stehen dann in Bezug auf die rechtliche Ausführung seiner
Einwendungen dieselben Befugnisse zu, wie nach 8. 46 dem persönlichen Schuldner.

Insbesondere ist er aber auch, wenn der persönliche Schuldner selbst Immobilien
besitzt, durch welche die annokirte Forderung ganz oder zum Theil schon hinreichend sicher
gestellt ist, oder doch durch rechtzeitig (§. 249) gesuchte Annotalion hätte sicher gestellt wer-
den können, zu verlangen berechtigt, daß diese Annotation, beziehentlich zu dem betreffen-
den Betrage, wieder gelöscht werde.

.251.
Gegen das Versäumniß an Nachsuchung der Annotation in das Hypotheken-

protokoll bis zum 30. Juui 1874 ist Wiedereinsehung in den vorigen Stand
unzulässig.

III. Aufhebung des Bisherigen.8.2Alle bioherigen, den ausdrcklichen ichristen dieses Gesehes oder den Grund-
sätzen desselben entgegenlaufenden allgemeinen und besonderen Bestimmungen sind auf-
gehoben.

Vollziehung des Gesetzes.
253

Unsere Landedregierung ist mit derVollziehung der Vestimmungen dieses Gesetzes
beaustragt.

Dieselbe wird den Zeilpunkt, wann das Geseh oder eingelne Bestimmungen in
Wirksamkeit treten sollen, soweit sich letztere nicht im Gesetze selbst schon ausgedrückt
findet, sowie nach Befinden den Zeitraum, innerhalb dessen die Anlegung der Grund-



69

und (0ypochekenbücher im ganzen Lande zu Stande gebracht sein muß, festsetnzen, und auchweifel, die bei der Ausführung des Gesehes entstehen, entscheiden.
Solche Entscheidungen sind, insoweit sie nicht blos Ordnungsbestimmungen be-

treffen, durch das Geseb= und Verordnungsblatt bekaunt zu nachen und dienen auch zur
Norm in audern Zällen, bis eine Abänderung durch Gesetz erfolgUrkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig hoge und Unser Fürst-
liches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Greiz, am 27. Februar 1873.

(L. S.) Heinrich XXII.
O. Meusel.



A.

Muster eines Grund- und Hypothekenbuchssolinm.

No. Anmerkungen.

Bauergut Nr. 5. Dazu gehören Wohn= und Wirkhschafts-
gebäude Nr. 12 des Flurbucho und folgende Flurstücke:
Garten am Hause Nr. 3, Feld 21, Feld 28, Feld 35,
Wiese 53, Feld 60, Feld 68, Busch 83, Feld 90,
Veld 98, Wiese 100, Wiese 115, Teich 120, Wiese 125,
Busch 131 des Schönfelder Flurbuchs; hierüber

mehrere Flurstücke in Reinsdorfer Flur namentlich
Wiese Nr. 8 des Reinsdorfer Flurbuchs,
Holz Nr. 16 „ rv „
Feld Nr. 27 „ "„ «

DasGuttstdemNtttskgntcRcudInblaudemtalpfltchltg
mit 10 %% bei Veräußerungs- und Erbaunahmelehn und
ebensoviel- bei Sterbe= und Gesammtlehn;

davon sind zu entrichten
drei Thaler Erbzinsen jährlich zu Michaelis dem

ittergute Reudni
der Zehnte von allen Krüchten auf den Flurftücken

21, 28, 35 dem Pfarrer zu Reinsdorf,
Sieben Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. Ablösungsrente in

das Nittergut Reudnitz, vermöge Recesses vom
18. August 1857.

Acta Rep. Lit. No. Fol.

Abgetrennt f.
No. 2.

Die Laudemial-
pflicht gelöscht

s. No. 4.

Aus dem Entwurf übertragen am 31. December 1873.

22.
ud No. 1.

9. Juli 1874. Abgelreunt Wiese und Feld Nr. 53, 60
des Flurbuchs, welche Georg Müller an Christoph Reee
für 600 Thlr. Peltan, lt. Kaufs vom 9. Mai 1874.Kaufprotokoll I. Fol.
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Anmerkungen.

3.
##dNo. 1.

November 1874. Hinzugeschlagen Wiese, Feld undW# Nr. 83, 84, 85 des Flurbuchs, bisher Zubchörungen
des Hofmann'schen Guts Nr. 10, welche Georg Müller
von Heinrich Malz für 1000 Thlr erkauft hat, li. Kaufs
vom 15. October 1874. Kaufprotokoll I. Fol

–4-
ad No. 1. Kapital abgelöst, laut Recesses vom 13. Mai 1875

„ Acta Rep. it. No Fol.

30. Juli 1876. Die Laudemialpflicht ist mit Thlr.



No. Besitzer. Bemerkungen.

4. Jannar 1869. Georg Müller erkaufte das Gut von
seinem Bruder Gottlieb Müller für 3000 Thlr. und
einen Natural-Auszug vermöge Kaufs vom 19. Dec. 1868.

4. Januar 1869. Georg Müller räumte seinen drei
jüngern Geschwistern, David, Johanne Justine und
Traugott, das Vorkaufsrecht ein um den Preis, den ein

Fremder geebe will, lt. Vertrags vom 28. December 1868.
a Rep. Lit. No. Fol.

Gelöscht
s. No. 7.

Aus dem Entwurf übertragen am 31. December 1873.

19. Juli 1874. Protestation Heinrich Scharfs in Pohlio
gegen Veräußerung und Verpfändung des Guts, einer

Shusforderung #een 600 Thlr. halber lt. Schreibensvom 18. Juli 1874.

Acta Re No. Fol.Pr al I. Fol.

Gelöscht
s. No. 4.

4
ad No. 3.

6. März1875. Heinrich Vgalsoct seinerProtestation
lt. Schreibens vom 3. Mär

Acta Rep. * Fol.

# 28. August 1375. Heute wurde das Gut nothwendiger
Weise subhastirt.

Acta Rep. Lit. No. Fol.

18. September 1875. Traugott Feistel erstand das Gut
in nolhwendiger Subhastation für 6200 Thlr. lt. Reg.
vom 28. August 1875 und Reg. vom 18. Sept. 1875.

Acta Rep. Lit. No. Fol.

–
ad No. 2.

18. September 1875. Nach nothwendiger Versteigerung
des Gutes wird das Vorkaufsrecht der drei Geschwister
Müller gelöscht.

Acta Rep. Lit. No. Fol.



No. Schulden. Thlr. Anmerkungen.

1. 16. Oktober 1850. Ein Tausend Fünf Hundert Cedirt 500 *Prn
1DTKhaler Darlehnskapital mit Zinsen zu vier . No. 5.

Procent, Christoph Pfeifern in Herrmannogrün, Etbirt J000T#u.
vermöge Schuld= und Pfandverschreibung Hans
Müllers vom 10. Oktober 1850. 1500 ? 2 12.

2. 7. Mai 1860. Ein Tausend Fünf Hundert
[I1. Thaler Erbegelder mit drei Procent verzinsbar,

6 drei Geschwistern Müller, als:
a. Fünf Hundert Thaler David Müller, 500 Gelöscht f. No. 9.

b. din Hundert Thaler Johannen JustinenMl 500 Gelöscht s. No. 12.
uo Kindert Thaler Traugott Müler 500 Gelöscht f. No. 9.vemög- Erbvergleichs vom 30. r

Kaufbuch IV. Fol.
3. 4. Januar 1867. Auszug, Gottlieb Müller,

Auszug. verm. Kaufs vom 19. Peccuber 1866.Kaufbuch IV. Fol Gelöscht s. No. 14.

4. 25. November 1869. Zwei Tausend Fünf Nghgenelen siehe(I1I. Hundert Thaler eheweibliches EinbringenSusannen Marien Müller geb. Zimmermann, Gelaschl. No. 12.
verm. Verhandlung vom 24. November 1869.

Konsensbuch V. Fol.

Aus dem Entwurse übertragen am 31. December
1873.

5. 29. September 1874. Christoph Pfeifer cedirt Welter cedirt siehe
ad No. von 1500 Thlr. Fünf Hundert Thaler an No. 10.

Heinrich Clauß in Greiz vermöge Cession vom
5. August 1874.

Hypothekenprotok. I. Fol.



gerichtlich festgestelltes Liquidum Christoph
E½ 100 dessen Gesuch vn 9. Juni 1675.Lit ol

II. ol.

No. Schulden. Thlr. Anmerkungen.

6. 16. December 1874. Christoph Pfeifer cedirt
adNo. I|/bie übrigen Ein Tausend Thaler an Wilhelm

Schmalsuß in Zulenrode vermöge Cessionvom 30. Oktober
Spenet I. Fol.

7. 12. Januar 1875. Ein Tausend Thaler Dar-
I1V. lehnskapital mit Zinsen zu 5 Procent, Anton

Fischernin Fraureuth, verm. Schuld= und Pand- Gelöscht s. No. 12.
verschreibung Georg Müllers vom 29. Dec.
1874. 1000

Hypothekenprotok. II. Fol.

8. 12. Jannar 1875. Susanne Marie Mullerin
 nsdNo.4.räumt vorstehender Forderung Anton Fischers

die Priorikät cin, verm. Verhandlung vom
5. Januar 1875.

Hypothekenprotok, II. Fol.

9. 12. Januar 1875. David Müller und Johanne
ad No. 7 Justine Müller quittiren über ihre Erbegelder

a. b. und werden solche gelöscht, verm. Verhandlung
vom 10. Januar 1875.

Kaufprotokoll I. Fol.

10. 20. April 1875. Heinrich Clauß cedirt Fünf
adNo. I| Hundert Thaler an Fietuch Rothin Reudnitzverm. Cession vom 19. März 1875.

HOppothekenprotok. II. Fol.

11. 10. Juli 1875. Vier Hundert Zehn Thaler
VW. 15 Sgr., worunter 320 Thaler Kapital,



No. Schulden. Thlr. Anmerkungen.

12. 18. September 1875. Nach nothwendi t Ver-
ad No. 1. steigerung des Guts werden die Schulden

gelöscht.
2. 4. 7. 11. Acta Rep. Lit. No. Fol.

13. 18. September 1875. Fünf Tausend Achtzig Abgeschrieben
J. Thaler mit 5 Procent, Erstehungsgelder zu 1000 Thlr. siehe

Georg Müllers Conkurmasse an das Juftiz- No. 15.
amt Greiz II., verm. Verhandlung vom 18.
September 1875. 5080

14. 7. März 1876. Georg Müllers Erben quittiren
ad No. 8. über den Naturalauszug und wird solcher

gelöscht, verm. Verhandlung vom 7. März

"“ Hypothekenprotok. III. Fol.

15. 20. April 1876. Traugott Feistel zohlt auf die
2d No. 13. Erstehungogelder Ein Tausend Thaler und

werden solche abßehgrieben verm. Verhandlung
vom * April1ta Rep. Fol.G#ettnli. u Fol.



Taxordnung
für Grund= und Hypothekensachen.

—. ——

A. Allgemeine Bestimmungen.
8. 1.

Die in den zeilherigen Taxgesetzen bestimmten Gebühren für diejenigen Arbeiten
und Mühwaltungen der Grund= und Hypothekenbehörden, für welche nachstehend unter
B. Gebührenansätze aufgestellt worden, sind außer Kraft gesetzt.

2

Dagegen sind für diejenigen Arbeiten und Mühwaltungen der genannten Behörden,
für welche unter B. Gebühren nicht bestimmt sind, die in den zeitherigen Taxgesetzen
nachgelassenen Gebühren zu liquidiren, soweit nicht deren Ansatz nachstehend ausdrücklich
untersagt ist.

5. 3.
Die noch gelienden allgemeinen Vestimmungen der Landesherrlichen Verordnung

vom 1. Februar 1853 sind auch auf die unter B. nachstehenden Taxvorschriften anzu-
wenden, soweit sie auf dieselben überhaupt anwendbar und nicht durch sie auodrücklich
aufgehoben sind.

Diejenigen unter B. vodgelaseneß. Gebührenansätze, welche sich nach dem Werthe
des Gegenslandes richten (Quolalanfäte), sind entweder nach dem neuesten Kaufwerth oder
wenn eine gerichtliche Würderung des Grundstücks slattgefunden hat, nach dem hierbei
gefundenen Schätzungswerth desselben zu bemessen.

Die Staatswegen angeordnete Abschähung des Gauwdeipentt hat gleicheGeltung mit einer gerichtlichen Würderung. Der mit 25 zu Kapital erhobene jährlicheReinertrag, welchen jene Abschäbung ermittelt hat, gilt ½½% Schätzungswerth der
Grundstü .

Unter mehreren gleichzeitig vorliegenden Werthsbestimmungen ist diejenige, welche
sich am höchsten beläuft, der Gehührenrechmng zu Grunde zu legen.

Die Grund= und Hypothekenbehörden 2 bercchigt, * kürzliche Abschätzung des
Gegenstandes Behufs der Kostenberechnung zu verfügen,#a) weder ein Kauf= noch ein Schätungswerth begicben vorliegt, oder wenn

b) nach ihrem freien Ermessen mit Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann,
daß weder der eine noch der andere dem dermaligen Werthsverhältnisse
entspricht.

a) wenn die wahre Kauffumme verhehlt worden ist, — oder wenn
b) in den Fällen, in welchen außer dem Kauspreise Nebenleistungen stipalirt
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worden sind, und es dem Richter nicht gelungen ist, deren Kapitalwerkh
durch eine Verständigung mit den Interessenten kestzustellen, der Schätungs-
werth sich höher beläuft als der ##Kaufwerth, welchen die Zusammenrechnungdes stipulirten Kaufpreises und des der versuchten Verständigung von
der Hypothekenbehörde vorgeschlagenen Kapitalwerths der Nebenleistungen
ergeben hätte.

Außer diesen beiden Fällen sind die Abschätzungsaufwände, insoweit überhaupt
dergleichen zu vergüten sind, aus der Gerichtgaff zu bestreiten.

Wegen Hinterziehungen von Ge shiiosien in der in 8. 6. a. erwähnten Art,
sofern mit der Verhehlung. der wahren Kauffumme die Absicht erweislich verbunden war,

die Sn zu hinterziehen, ist unnachsichtlich die Einleitung der Untersuchung zuveranlassen.

B. Bestimmung der einzelnen Gebührenansätze.

Ablösungen. Wenn und soweit bei Ablösungen Land als Ent-
schädigungsmittel abgetreten wird, so sind zwar für Eintragung
der neuen Besitzer und die vorbereitenden und Nebenverhand-
lungen die für Eniragung eines Käufers unter No. 20 1—IV.
nachgelassenen Gebühren zu liquidiren. Es ist aber, wenn das
den Gegenstand der Eintragung bildende Grundstück an Werth
100 Thaler übersteigt, von dem höher ansteigenden Werthbetrage
die Gebühr No. 20 1. zur* einem Viertheil anzusetzen.Siehe übrigens auch No.

Ablösungsrenteu:
a) für Eintragung einer übernommenen Ablsungoremte indas Grund= und Hypothekenbuch 1 bis

b) für die darüber auezuserigende Svelheinignnd,außerden Copialic) fr oschung einer Ablösungsrcute im gure 2
Hypothekenbuche 1 bis

Ab= und Reinschristen. —Dafür werden die in Abth. I. 4
E. der allgemeinen Gebührentaxe bestimmten Schreibelöhne be-
rechnet; doch ist wegen des dem Grund= und Hypothekenbuch-
führer oblieTenden EiEinschreibens,derbeschlossenen und concipirtenEinträge, Vormerkungen und Löschungen in das Grund= undHypothekenbuch eine ennschritsgebühs nicht gestattet.

blfkng . Zerschlagung.
Für die Adjudikation eines nothwendiger Weise versteigerten

Grundstücko, und für Eintragung des Erstehers als neuen

* *57½m
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Besitzers zahlt der Letztere die für Eintragung eines Käufers #
unter No. 20 vorgeschriebenen Gebühren.

Anmerkung. Die in Folge freiwilliger Versteigerungen
zu Stande gekommenen Kaufabschlüsse über Grundstücke sind
nach den bei Käufen üblichen Formen zu behandeln, es gelten
für solche daher auch durchgehends die unter No. 20 unten
bestimmten Gebührenansähe.

Adiudilationsschein — s. No. 4 und 20 II. d.
Annahme an Zahlungsstatt. Wenn dag nothwendiger Weise zu

versteigernde Grundstück in Ermangelung eines annehmlichen
Biekers einem Gläubiger an Zahlungsstatt überlassen wird, so
zahlt derselbe die unter 20 I. bestimmten Gebühren. Es sind
aber diese Gebühren, wenn der Werth des Grundstücks den
Betrag von 100 Thalern übersteigt, nur zur Hälfte anzusetzen.

Alimentationsvertrag — wenn mit einem solchen ein Grundstücks-
veräußerungsvertrag verbunden ist, so gelten die Ansätze für
Kaufkontrakt unter No. 20 unten.

Auszug aus den Grund= und Hypotheleubüchern — für einen salchen
und dessen Beglaubigung, jedoch außer den Kopialien 10 #,# bis

Ausschlagen der Grund= und Hypothekenbücher — s. Vorlegung.

—ii.r von Abschristen. Dafür sind mit Einschluß derollation zu berechnen: für die beiden ersten Seiten je .

von 67 folgenden Seite noch.ede angefangene Seite ist bierbeifür voll zu rechnen.
Bescheinigung über Einreichung einer Schrift (wenn sie verlangt

wird) außer den Copialtien
Besitzer. Für die Eintragung eines neuen Besihers in das Grund-

und Hypothekenbuch wird, wenn er das Grundstück mittelst

eines Vertrags uter den Lebendigen erwarb, nach No. 20,
bchtehungsweil 1, 5, 34, wenn er es von Todeswegen erwarb,No. 15 nt

ces einer hypothekarischen Forderung — für die Eintragung
einer solchen und die dabei vorkommenden Nebengeschäfte find
die unter No. 19 III. und V. bestimmten Gebührensätze zu
berechnen. Wenn aber die den Gegenstand der Eintragung

bihene Haupistammssforderung 100 Thaler übersteigt, so istdie Gebühr unter No. III. a. nur zur Hälfte anzusetzen. DieKoften der x* sind, sofern ncch etwas And#nrl ausbedungen
worden, von dem obel ben mehreren Anbringern zu tragen.

Dismembrationen s. Zerschlagungen.

— o
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— brragung einer solchen (m. . jedoch Familien-
5 füekeinn No. 16 unten) in das Gwunt und Hypotheken=

huch, nebst XXX des Besitzeb)dieLöschungeiner niregBT einschließlichder Venachrichtigung des passiv Betheiligten
) wenn jedoch die Dispositionsbeschränkung auf nichrere mit

besonderen Folien im Grund= und Hypothekenbuche versehene
Grundstücke unter der nämlichen Gerichtsbarkeit sich erstreckt,
so sind neben zinicher Erhebung vorbemerkter Gebühren
(unter à und b) nech für die Eintragung und Loschunsauf jedem weitern Grundstcksfolium auzusehen ..

zwahe für die Mitwirkung der Grund= und Hypotheken-
behörden 5 solchen Verträgen werden die für Kaufkontrakte
No. 20 unten festgesetzten Gebühren erhoben.

*½2
en:

a) ia Eintragung eines Erben, Vermächtnißnehmers,
uf den Todesfall Beschenkten, Familien-

FWeeiten mihnachsoolg ers als neuen Besitzers nebst
Besitztitel in das GMn. und Hypothekenbuch sind die für
Eintragung eines Käufers unter No. 20 nachgelafsenen
Gebühren zu entrichten.
Wenn mehrere Erben, Vermächtnihnehmer u. s. w. als
gemeinschaftliche Besiber des nämlichen Grundstücks ein-
getragen werden, so sind gleichwohl die Ansätze unter à
nur einfach zu berechnen.
Wenn unter mehreren Erben eines Grundstücks sich minder-
jährige Kinder des zeitherigen Besitzers befinden, und zu-
Gleich die mehreren Erben das Grundstück einstweilen und
mit Vorbehalt künftiger Erbtheilung in gemeinschaftlichem
Besitz behalten wollen, so gelten für deren Eintragung
zwar ebenfalls die unter a nachgelassenen Ansätze. Wenn
aber das Grundstück über 100 Thaler werth ist, so ist die
Gebühr unter No. 20 I. nur zu einem Viertheile zu
erheben.

4) Die Vestätigung oder Extension eines der Eintragung von
Erben vorausgehenden Erbrecesses wird noch außerdem, und
wr wie bisher nach den Ansätzen in No. 11 und 25des Tit. II der allgemeinen Gebührentaxe liguidirt.

——

S.

Famtlienfideikommiheigenschaft eines Grundstücks: für Eintragung!.
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einer solchen in das Grund- und Hypothekenbuch, einschließlich
der Venachrichtigung des Besitzers und der Ausfertigung des
Rekognitionsscheins, jedoch außer den Copiallen:
a) bei Grundstücken bis zu 500 Thaler Werth.
b) bei Grundstücken bis zu 1000 Thaler Werth
I) darüber für jedes 1000 Thaler Mehrwerth ..

Folium. Wenn für ein Grundstück, das bisher kein beseuderes
Folium im Grund= und Hypothekenbuche gehabt hat, ein be-
sonderes Folium angelegt wird, so bezahlt der Besitzer dafür
—nämlich für die Bearbeitung des Foliums in allen seinen

Rubriken — nach Verhältniß der Größe des ranuct: bis
Hinzuschlagung. Wenn ein Grundstück zu einem i *khin-

zugeschlagen wird, für die Eintragung dieser neuen Sbehrungin das Grund- und Hypothekenbuch 10 #F“ bis
Oypathel:

I. Für Eintragung einer auf einem gesetzlichen
Rechtstitel beruhenden Hypothek nebst Benachrichtigung
vo (Besters, außer dem Ansay für etwaigen Resogattionge fbis. Fuk Emtmqung einer Hyppothek, welche bei sehernn
eines Grundstücks von dem Veräußernden (wegen rück-
ständiger Kaufgelder oder anderer Leistungen) vorbehalten
wurde, und für Benachrichtigung des Schuldners zahlt der
Letztere (außer dem Ansatz für elwaigen Rekognitionsschein)

5“ ble
1. Für Eintragung einer andern (außer dem Falle unter II.)

durch Privatwillen bestellten Hypothek in das Grund-
und Hypothekenbuch zahlt der Hypothekenbesteller
a) als Bauschquantum für die Elntragung, die nothwendigen

Vorerörterungen und Nebenverhandlungen, wenn die
sicher zu stellende Hauptforderung sich nicht über 300

Thaler beläuft, von jeden angefangenen oder vollen50 Thale-wenn Vescte über 300 Thaler, aber nicht über 1o00
Thaler ansteigt, von jeden weiteren angefangenen oder
vollen 50 Thalenn.
wenn die Stammforderung über 1000 Thaler ansteigt,
außerdem von iebem serneren vollen oder angefangenenHundert . .

S

—

#

20



b) wenn die Hauptforderung über 100 Thaler beträgt,
außerdem noch:
an) für den Auszug aus dem Grund= und Hppotheken-

buche, dafern der Schuldner einen solchen zu Er-
langung des Kredits sich erbat, die Gebühr unter7-.. 7,

bb) für etwa nothwendige Rein= und Abschriften, in-

bleichen Begiaubigung die Gebühren unter No. 3und 8
cc) für das Pratokoll über mündliches:

Anbringen der Schuld und Hypothek
(oder Cession)je nach dem Umfange
des zu hypothecirenden Kapitals «
und der bezüglichen Arbeit Chofern biese

5 öhr bis itionen
4d) für das Protokoll über Anerkenntniß vorkommen.

einer schriftlich ibergebenen Schuld.
und Pfandverschreibung oder Cession

4 Hr bis
ee) für Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde über

das protokollirte Anbringen der Schuld und
Hypothek je nach der Größe des bezüglichen
Kapitals und dem nöthigen Arbeitsumfange

10 Hr bio

Wenn für Rentenforderungen Hypotheken durch Privat-
willen bestellt werden, so ist der Jahresgeldwerth der
Rente kürzlich (und ohne daß dem Betheiligten dafür
Kosten anzusinnen wären) zu ermitteln und durch Ver-
zwanzigfachung zu kapitalisiren. Das herauskommende
Kapital giebt den Maßflab für Anwendung der Ansätze
unter a und b.

4) In den unter a, b und c bestimmten Gebührenansätzen
sind alle und jede Mühewaltungen gleichzeitig mit ver-
ütet, denen die Grund= und Hypothekenbehörde in
ücksicht auf das zu schaffende hypothekarische Recht sich

zu unterziehen hat. Insbesondere darf für die Be-
nachrichtigung des Besitzers von der geschehenen Ein-
tragung, für Ausfertigung des Hypothekenbriefs, für
Vorcrörterungen u. s. w. eine besondere Gebühr nicht
erhoben werden. Nur die Gebühren für andere besondere
Eintragungen oder Löschungen, welche außer der Ein-

20
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tragung der Hypothek gelegentlich dieser noch vorkommen,
sind noch besonders zu vergüten.

IV. Für gänzliche oder theilweise Löschung einer Hypothek
im Grund= und Hypothekenbuche nebst Registratur über
das Anbringen und die Venachrichtigung des Betheiligten:

a) wenn die bypelhelarich sicher geltellte Summe bis 50Thalerbeträgt5) wenn sie " looChaler beträgt.
D) wenn sie bis 500 Thaler beträgt.
 darüber von jedem 100 Thaler
M. vergl. übrigens No. 23 d und e.

. Wenn die Eintragung oder böschung einer Hypothek gleich-
zeitig auf mehrere mit besonderen Folien versehene Grund-
stücke, sei es bei derselben, sei es bei verschiedenen inlii
dischen Grund= und pothekenbhörden. bewirkt wird,sind die unter I., II.,III.undIV. vorstehenden Orwühren
mur einfach zu erheben, W aber noch für die Ein-

tragung oder Löschung auf jcden weitern Grundstücksfoliumanzuseen
Die Liquidation si von berjenigen Vehörde aufzuftellen,

bei welcher die Eintragung oder Löschung zuerst beantragt
worden ist.

—

NKaufkontrakte über Grundstücke.
I. Für Eintragung des Käufers als neuen Besitzer und für

alle dabei vorkommenden Vorerörterungen und Nebenver-
handlungen sind ale Bauschsummen zu liquddiren
a) wenn der Verkrags= oder Taxwerth des Verkragsgegen-

standes beträgt:
aa) bis mit 25 Thaler
bb) bis mit 50 Thaler ...

ce) bis mit 75 Kerdd) bis mit 100 Thale
b) bei einem Werthe biszmir 1000 Thaler von *

angefangenen oder vollen Hundert
) bei einem Werthe von über 1000 Thaler bis mit

10,000 Thaler von jedem weiteren angefangenen oder
vollen Hundert

4) bei einem Werthe von über 10, ooo Thaler von jedem
weiteren angefangenen oder vollen Hundert.

II. Wenn der Vertrags= oder Tapwerth über 100Thaler beträgt,

1111

—111
—
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. Wenn mehrere mit besonderen Folien im Grund- und

. In den vorslehenden Gebhrenansahen Cunur 1F— Mm) sind

sollen außer der Bauschsumme unter l. noch folgende An-
sätze staltfinden:
#a) für Anerkennung des Contraktees 5 bis
5) für besondere Verhandlungen, welche eine Abänderung,

Erläuterung oder Hinzufügung zu den Stipulationen

det ertrag enthalten, und für die Arg dar.Föbise Ausuahue eined mündlich angebrachten W zu
Protokoll, ingleichen für Registrirung des Antrags auf
Eintragung und dessen Begründung nach Verhällniß der
Größe des Objekts und der wöhhigen nfängicchen derNiederschriften ·0 r bis4) für Autierligung de; Kontrakts in Form ciat- VLericht-
ichen Urkunde ingleichen in dem Falle zter 4 obenfür Adjudikationsschiin. 0 Er bise) für Eintragung von Hppotheken, welche u Vertrage

vorbehalten worden sind, die Ansäye unter 19 II.
(Falls diese Expeditionen unter No. U. von a—c vor-

kommen sollten.)

2

Hypothekenbuche versehene Grundstücke unter Gerichtsbarkeit
derselben Grund= und Hypethekenbehörde zusammen ver-
kauft werden, so sind die vorbemerkten Gebühren nur ein-

fach wegen aller zusammen zu erheben, igrüber aber noch
für jede weitere Eintrahung des neuen Slibers auf einembesonderen Folium

mit Ausnahme
der Ab- und Reinschrifts., sowie
der Beglaubigungsgebühren,
der Gebühren für andere besondere Einträge und

Löschungen, welche bei Gelegenheit der Veräußerung
noch außer der Eintragung des neuen Besihers vor-
kommen,

alle und jede Mühewaltung begriffen, denen die Grund-
und Hypothekenbehörde in Rücksicht auf die vorgehtndeVeräußerung und zu dem Zwecke, damit das Geschäft in
Ordnung und Richtigkeit gebracht werde, sich zu unter-
ziehen hat. i

Unter keinem Vorwande darf also ein Mehreres, als

—

##

—
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hiernach geftaltet ist, an Gerichtsgebühren erhoben werden,
insonderheit findet für

die Benachrichtigung Betheiligter von der Eintragung
des neuen Besitzers,

einen besonders erlheilten oder der Kaufsurkunde ange-
hängten Rekognitionsschein,

eine besondere Gebühr nicht statt.
Dagegen bestehen die besonderen Gebühren der Dorf-

gerichtspersonen unverändert fort.
 Die vorstehenden Gebühren trägt, me ect ein Anderesdurch Vertrag bestimmt worden ist,derErwerber.

*

.Laßvertrag (Vertrag, durch welchen —in der Eigenschaft
von Laßgütern Hingegelen werden) s. Kaufkontrakt.

.Proteskationen:
a) für Eintragung derselben in dab Grund= und Hypotheken-

buch und für Brnacheichligung des #welligte sind zu
keanssn 10 Hr, 15 KF und

b) g boferur 5 Prolestation nebst Beachichgung
sind anzuseen.c) Wenn die Eintragung oder böschung einer W“mi auf
mehrere mit besonderen Folien versehene Grundstäcke bei
einer und derselben oder bei verschiedenen Grund-- und

Hypolhekenbehörden zubewirten,as. gelten die Ansätze undBestimmungen unter 19. V. .
Ouittung. Für Aufnahme von im und Verzichtsleistungen

über Forderungen, wegen deren sich Gintrahungen“ im Grund-und Hypothekenbuche befinden, zahlt der Schuldn
a) bis 100 Thaler quiktirlen auptstaum außer der Gebühr

ür Löschung des
6 bie 200 Thaler desgl. 10 Mr bis sã Ei Alnagt.
4) Betrifft aber die Quittung rückständige Kauf-, Tagezeit=

oder Erbegelder, wegen deren Hypothek vorbehalten und
eingetragen ist, vonje 50 Thalern quiltirter GeldreHierunter ist die Ear für Löschung der Hppothek und
Benachrichtigung des Besihers (No. 19. IV.) inbegriffen.

e) Betrifft die Quittung andere im Grund- und oppa belnnbuche eingetragene Leistungen 5 ér bis
Die Gebühr für Löschung des Eintrags ind Venachrichligung

des Besitzers (No. 19. 1V.) ist hierunter ebenfalls begriffen.

10
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 RHMeallasten (Ablösungsrenten — s. o. 1 — ———für deren Eintragung und Löschungs0n die oben unter No.
für Dispositionsbeschränkungen vorgeschriebenen 43
bühren zu erheben.

Reinschristen — f. Abschriften oben unter No. 3.
 Refognitionsschein. Für einen solchen über eine erfolgte Eintragung,

Vormerkung oder Löschung im Grund= und Hypothekenbuche
ist — jedoch mit Ausschluß der Bälle, wo die Erhebung

einer besonderen Gebähr dafür untersagt ist — auher denKopialien zu liquidiren . .
.Schtlllllngcveklkqgcubek psnmobtltcn ·

a) unter den Lebendigen, wie Kaufverlrag nach No. 20 oben,
b) von Todeswegen — . Erben unter No. 15 oben.

Siegelgebühren finden nicht statt.#s ntralt über Grundstücke — dafür werden die bei Kauf-
kontrakten nach No. 20 oben zu erhebenden Ansätze vorge-
schrieben.

Bermäöchtnisse von Grundstücken s. Erben.
Verpföndung hypothekarischer Forderungen — für die Eintragung

einer solchen und die dabei vorkommenden Mühwaltungen sind
dieselben Gebühren zu erheben, wie für Cessionen (s. No. 11

oben), für die böfchung solcher Verpfündungen aber die obenunter No. 19. IV. vorgeschriebene Gebü
Vorlegung. Wenn das Grund= und Hpoiherenbah Jemandem

vorgelegt und aufgeschlagen wird, um von einem Grundstäcks-
folium Einsicht zu nehmen, so ist. dafür und für die darüber
etwa aufzunehmende Registratur zu entrichten 2½ Fr bis

 Bormerungen:
a) für Vormerkung einer Forderung im Grund= und Hypotheken-

buche nebst Benachrichtigung des Besihers sind zu entrichten:
aa) bei einem Betrag der Forderung bis zr 50 4“er.
bb) von 51 bis 100 Thaler .
oc)dakubck

b) für Löschung einer Vermerkung — 1— Jo. 2 .b.
c) Die Vorschrift und die Ansätze unter No. *e gelten auch

für Vormerkun
.Borzugodrecht. Wenn ein hypothekarischer Gläubiger einem andern

seinen Vorzug abtrilt, für Eintragung dieser Abtretung in das
Grund= und Hyyothekenbuch nebst Benachrichtigung 5 &amp;GF bis

 Zerschlagungen. Hür die Abschreibung eines abgetrennten Grund

10

20
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. :

stücko auf dem Folium des dautgute, einschliehlich Venach * *7i2*
richtigung Betheiligter 10 —

Zauschreibung ererbter Inmöbilien —. | Erben.
34. Bei Zusammeulegungen, welche die Arrondirung des Lamdbesitze#

einzelner Beglterker bezwecken (mögen sie übrigens in Tausch-
kontrakte oder andere Vertragssermen gefaßt werden) sollen
zwar für Eintragung der neuen Besitzer und die vorbereikenden
und Nebenverhandlungen die für Eintragung eines Käufers
unter No. 20. I.—IV. vorgeschriebenen Gebühren erhoben
werden. Es ist aber, wenn das den Gegenstand der Ein-
tragung bildende Grundstück an Werth 100 Thaler übersteigt,
die Gebühr No. 20. I. nur zu einem Viertheil anzuseten. 1 l

Diesamiiitlithciivorstehende-iUcbiihniiiahciiiitciliegeiidciiiZiifchlageiiiGeniåß
heit des Gesetzes vom 4. März 1868, die Erhöhung der Gebührentaxe für gerichtliche

Geschäftebetreffend, dergestalt. daß ven den nach No. 19 und 20 zu berechnenden Ge-
bühren ein Zuschlag von 25%, von den übrigen Gebührensätzen ein solcher von 50%
erhoben wird.

Inhaltsverzeichniß.
I. Abschnitt.

Allgemeine Grundsätze
lwenckund Hache, des Grund= und Hppeathekrnbuch 5.Inpau des Grund= und Hypothekenbuchs S. 1

Allgemeine Bedingungen der Einschreibungen das Grund. und Hypotheken-buch §.

Oeffentlichkeit * Grund= und Hpothekenbuchs 8. 19.
Sicherstellung durch Protestation8.
Ausschließhung der Wiedereinsetzung iii deii vorigen Stand g. 24.
Benachrichtigung des passiv Betheiligten §.

Unverjabrbarlei der in das Grund= und liherenbu eingetragenen Rechte
S.2

II. Abschnitt.
Vom Rechte der Hypothelen

Sachen, woran Hypotheken grlangt werden können §F. 27.
Entstehung der Hypotheken §.Gesetzliche Rechtetitel zur S. von Hypotheken §. 37.

Privatwille als Rechtstitel zur — der Hypothek S. 47.Specialität der Hypothelen F. 50.
Eintragung der Hypotheken in das Grund- un Hypothekenbuch §. 53.
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Vormerkung im Grund= und Hypothekenbuche §. 54.
Umfang und Wirkungen der Hypothek.

1) in Ansehung der Sache, ei se haftet §. 55.Grundstücksabtrennungen S. 5
Hinzuschlagung eines n zu einem dern # 62.
Bewegliche Zubehörungen eines Grundstücks S.6

2) in Ansehung der Forderung F. 68.
3) in Ansehnug des Schuldners F. 71.

* des nicht gezahlten Geldes §.7e der Zahlung bei vfallenen Siae S. 77.
4) in rchenn des Gläubigers S.7

. 61

Verpfändungen eingetragener s—NN 8. 84.5) in Ansehung des drilten Besitzers 6.
Hastung des dritten Besitzers wehen Zinsen und Renten 8. 89.

6) in Ansehung nehrerer Glänbiger untereinander F. 90.
Abtreiung des Vorzugs §.ntretungs- und Wiefingercc 8. 94.

Erlsschung ** #pang eken §. 99.Erlöschen durch Ablauf der Zeit S. 101.
0 Erlöschen durch Untergang der Sache z 40.
3) Erlöschen durch Zwangsversteigerung §. 1

Obbiegenheen der Grund= und ssee bei Zwangs-
ersteigerungen §. 107.4) Erieschn durch Zwangenleignung zu öffentlichen Zwecken F. 114.

- zur Löschung.
1) der Eintritt einer Resolutivbedingung d. 115.
2) Entsagung des Gzubigern 8.3) Tilgung der Schuld S. 118.

Cession an den Besitzer des Grundslcks 8.1
Die auf anderem Wege erfolgende z des Gläubigers und

Schuldners in einer Person §
4) die Ungültigerklärung der Son Snen " **7
5) Rechtskräftiges Erkenntniß auf böschung §.1 buce .raenthung der Forderungen im Grund- Sn Gasiihere uche 8. 128.

III. AbschnitBon d der Grund= und Hypothekenbücher und vom Versahren in Grund-
und Hypothekensachen.

Grund- und Hpothekenbehörden 5.1
Wirkungskreis und Dbliegenheiten 1% Grund, und Hypethekenbehörden im

Allgemeinen §.Verantworklichkeit der ls*mM'i und Hypothekenbehörden §. 139.
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Aubringen in Grund= und ##bethelachen, und was dabei zu beobachten S. 143.Insbesondere bei Protestationen §.1Veräußerungsverbot nach Eröffnung 8 Conrurses
Form der Grund= und Hypothekenbücher undder 2 in dieselben S. 154.
Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchs 8.1
Inhalt der ersten Rubrik S. 170.
Inhalt der zweiten Rubrik 5. 172.
Inhalt der dritten Rubrik F. 178.

Gemeinschaftliche Regeln §. 189.
Recognitionsscheine und wahetenbre. 92.Grund- und Hypotheken-Buchführer F. 1
Sammlung und Leabrwahrung. der zum Gene. und Hypothekenbuche gehörigen

Verhandlungen S. 203.
Wiederherstellung verloren gegangener Grund= und Hppthekenbücher 5. 206.
Diesitecrhühr in Grund= und Hypothekensachen §.20IV. Abschnit

I. Bom ahren bei Anteug der Grund= und Hypothekenbücher.
Im Allgemeinen F.2Specielle krorten 70

in Betreff der ersten Rubrik §. 211.
2) in Berreff der zweiten Rubrik §. 219.
3) in Vetreff der dritten Rubrik §. 223.

Vorlegung des btntwurss gn die Grundstücksbesitzer S. 227.Oeffentlicher Aufruf F. 2
Einschreibung der dinWrundstüctoselien in das Grund= und Hypotheken-

buch selbst 8.2Grund= und Gisssdtensdet an §S. 237.
Aufbewahrung der Handels- und Consensbücher K. F. 238.

Kosten der Anlegung der Grund= und Sephaelen üche 8 2299.Einstweilige Beibehaltung des bisherigen Verfahrens §. 2
II. sterieBestimmungen Berresfs der stillschweigenden 6 ileien Hypo-

Ul. Aushebung des - en §. 252.
W. BVollziehung des Eesehnh 5. 253.

Drucksehlerberichtigung.
S. 25 3. 9 v. u. muß es statt „und" heißen „um.
" 26 „ 12 v. 0.„ „ „ „Rechtsmittel“ heißen zlrcchtstitele
" 41„ 1 v. co. „ „ „ „adteselbe" heißen „diefe
* 49 9 v. u. „ „ „ „Sihm“" heißen „ihnen“.
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Gesctzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
(Ausgegeben den 1. April 1873.)

10. Zweiter Nachtrag

* dem Gesetze über Negulirung der Grundstener vom 9. Mai 1857.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer

Linie sonweräner, Furst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
sügen hiermit zu wissen:

Nach F. 3 des Gesetzesnachtrags vom 13. Juni 1865, die ——u W von der, den vormals Steuerbefreiten zu hewährenden, in der daselbst an-
gegebenen Weise zu ermittelnden Entschädigungsrente Dasjenige in Abrechnung zu bringen,
was der Befreite in dem, der Einführung der neuen Grundstener vorausgegangenen
Jahre an Contribution vom sleuerfreien Gute zu entrichten hatte. Dabei war voraus-
hesetzt, daß das gesammte altsteuerfreie Grundeigenthum, soweit solches nicht nach dem
Gesetze vom 9. Mai 1857 auch ferner von der Besteuerung ausgenommen ist, den all-
gemeinen Bestimmungen der Contributions-Normative und Publikanda gemäß zur Con-
tribution herangezogen worden sei. Bei den zu Feststellung der Entschädigungörente
gepflogenen Verhandlungen hat sich jedoch ergeben, daß sowohl verschiedene, im Privat-
besitz befindliche altsteuerfreie Grundslücke, als auch das gesammte sleuerfreie Grundeigen-
thum vieler Gemeinden der Belegung mit Contribution entgangen waren. Für diese
Grundbesitzungen ist sonach der von der Entschädigungsrente abzuziehende Contributions-
betrag, welchen die Eigenthümer im Jahre 1870 zu entrichten gehabt hätten, erst noch

festzustellenim für diesen Abzug, ohne Einleitung eines besondern Abschähungsverfahrens
einen — zu gewinnen, verordnen Wir, mit Zustimmung des Landtags, wie folgt:

l ders im Besitze von Privaten und Gemeinden befindlichen Grundeigenthume,
für wualans auf das Jahr 1870 ein Contributionsbetrag nicht ausgeworfen war und
welche nach F. 4 des Gesetzes vom 9. Mai 1857 von der neuen Grundsteuer nicht be-

12
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freit sind, wird dieser Betrag nach den Ergebnissen der in den Jahren 1865 bis 1869

zum Zwecke der Grundstuerregulirung ausgeführten Einschätzung unter Berücksichtigungder bis zum Beginne des Jahres 1870 etwa vorgekommenen Veränderungen berechnet,
der gesundene Belrag jedoch nur zu zwei Drittheilen von der Entschädigungsrente in
Abzug gebracht.

Urkundlich haben Wir diesen Gesebesnachtrag Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Hürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Greiz, den 28. Februar 1873.
(L. S.) Heinrich XXlII.

O. Meusel.

11. Patent,
die für das Jahr 1873 zu entrichtende Einkommensteueretressend.

Unter Bezugnahme auf das unterm 30. December v. J. erlassene Patent bezüg-
lich der im Jahre 1873 zu entrichtenden Landesabgaben (Gesetzsammlung S. 243)
werden die im laufenden Jahre zu entrichtenden 15 Termine Einkommensteuer wie folgt
ausgeschrieben:

drei auf den 16. April,
zwei auf den 15. Mai,
einer auf den 16. Juni,
zwei auf den 15. Juli,
einer auf den 15. August,
zwei auf den 15. September,
einer auf den 15. Oktober,
zwei auf den 15. November,
einer auf den 15. December.

GEreiz, den 15. März 1873.
Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.

Kunze i. V.
-

12. Bekanntmachung vom 15. März 1873,
Abänderungen des Postreglemente vom 30. November 1871belreffend.

Nachstehende „Abänderungen des Post-Reglements vom 30. November 1871“"
werden in Gemäßheit §. 50 des Gesehes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom
26. Oktober 1871 (Reeichegesetelat S 347) audurch zur öffentlichen Kennluiß gebracht.

Greiz, den 15. März 187

Furhli Neuf-Plauisce iandesregierung.
Merz.



Verlin, den 2. März 1873.

Abänderungen des Postreglements
vom 30. November 1871.

Das unterm 30. November 1871 erlassene Postreglement erfährt einzelne Ab-
änderungen, welche auf Grund der Vorschrift in §. 50 des Gesebes über das Postwesen
des Deulschen Reichs vom 28. Oktober 1871 nachstehend veröffentlicht werden:

Im §F. 11, die Verpackung und den Verschluß der Sendungen mit Werth-angabebetreffend, erhält der Absatz I. slchate Jassun
I. Briefe mit Werthangabe (Gold, Silber, Papiergeld,Weushzaptere u. s. w.)

müssen mit einem haltbaren Couvert versehen und mit mehreren, durch dasselbe Petschaft
in gutem Lack hergestellten Siegelabdrücken dergestalt verschlossen sein, daß eine Verletzung
des Inhalts ohne äußerlich wahrnehmbare Beschädigung des Converts oder des Siegel-
verschlusses nicht möglich ist.

. Im §. 15, die Drucksachen betreffend, erhält der Absat XIl. folgende
Fassung:

XII. Bei Preiscouranten, Courszekteln und Handels-Circularen ist, außer den
nach Absatz IX. anwendbaren Zusätzen, die handschriftliche oder auf mechanischem Wege
bewirkte Eintragung und Aenderung der Nreise, sowie des Namens des Reisenden

estattet.
C. In demselben Paragraphen erhält der Absaß XIX. folgende Fassung:

XIX. Jeder Versendung extraordinairer Beilagen mit Zeitungen und Zeit-
schriften, welche durch die Post debitirt werden, muß seitens des Verlegers eine Anmel-
dung dieser Beilagen bei der Postanstalt des Aufgabeorts und die Entrichtung des
tarismäßigen Portos für so viele Exemplare, als der betreffenden Zeitung rc. beigelegt
werden sollen, vorhergehen. Das Einlegen in die einzelnen Zeitungs= 2c. Exemplare ist
Sache des Verlegers.

D. Der Absah XXI. des §. 15 ist zu streichen.

E. Im §. 25, den Ort der Einlieferung betreffend, erhalten der Absat I.
und der erste Sab des Absatz II. folgende Fassung:

1. Die Einlieferung der mit der Post zu befördernden Sendungen muß, soweit
bieselben nicht in die, Vrieslasten zu legen sind (Abs. II.), bei den Poslanstalten an der
anahm see=gescheII. Ihseseue # Umfang und die sonstige Beschaffenheit der betreffenden Gegen-
stände nicht ein Anderes bedingen, sind gewöhnliche Briefe, gleichviel, ob frankirt oder
unfrankirt, ferner Postkarten, Drucksachen, die unter der Adresse bestimmter Empfänger
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abgesandt werden, und Waarenproben vermittelst der Briefkasten zur Einlieserung zu
ringen.

F. Im §. 35, die Festsezungen betreffend, an wen die Bestellung geschehen

kest gata wischen dem Absatz UI. und dem Absat IV. folgender neuelbsaat der ohths # dessen legitimirter Bevollmächtigter (Abs. I.) an seiner
Wohnung einen Brieffasten anbringen lassen, so werden gewöhnliche frankirke Briefe, Post-
karten, Drucksachen und Waarenproben durch die bestellenden Voten insoweit in den
Briefkasten gelegt, als dessen Beschaffenheit solches geslattet.

G. Im §. 37, die Berechtigung des Adressaten zur #balung der Briefeu. s. w. betreffend, erhält der Absatz III. folgende Fassung:
III. Insoweit die Postverwaltung die Bestellung von Packeten ohne Werthan

oder von Sendungen mit Werthangabe, oder von baaren Geldbeträgen zu bP
übernommen hat, sind bezüglich der Bestellung.

9 die gewöhnlichen Packete und die dazu gehörigen Begleitbriefe,b) die recommandirten Packete nebst den dazu gehörigenVegleitbriefen und Ab-
lieferungsscheinen,

c) die Sendungen mit Werthangabe nebst den etwaigen Begleitbriefen und die
dazu gehörigen Ablieferungsscheine,

4) die Postamveisungen nebst den dazu gehörigen Geldbeträgen
je als eine —“* Sendung anzusehen.

II. Im §. 42, die Entrichtung des Portos und der sonstigen Gebühren be-basnd, erhätt der Absaß II. folgende Fassung
. Insefern das Gegentheil nicht ansdrücklich brimnte ist, können die Postsen-

dungen nach der Wahl des Absenders frankirt oder uufrankirt zur Post eingeliefert
werden. Zur Frankirung der durch die Briefkasten einzuliesernden Gegenstände (s. 25
Abs. II.) müssen Postwerthzeichen benutzt werden. Ueber die Höhe vt m Einzelfalle zu
verwendenden Betrages Frcheilen die Postanstalten auf Verlangen AuskIn der Anlage zu §. 43 des Postreglewments, S an Tarifbestim-
mungen, treten Felgerte z se en ein:

J. te Absab des 8. J., die Postkarten betreffend, erhält folgendeJ·
Die Gebühr für Postkarten beträgt ohne Unterschied der Entfernung pro Stück

* Sgr. bz. 2 Kr. Für Postkarten mit bezahlter Rckaniwort kommt der Sah von
1 Sgr. bz. 4 Kr. in Anwendung.

K. Der erste Absatz des §. II., die Drucksachen betreffend, erhält folgende
a .

Das Porto #h Drucksachen, welche unter der Adresse bestimmter Empfänger zur

Post gegeben werden, beträgt bis zum Gewichte von 250 Grammen we Umarrschteder Entfernung für je 50 Grammen oder einen Theil davon: ½ Sgr.b Kr., für
derartige Drucksachen über 250 Grammen bis 1Fiund bommt, ohne Murse ber Ent-
fernung und des Gewichts, der Sat von 3 Sgr. b.11Kr. in Anwendung.



923

1. In demselben Paragraphen erhält der lebte Absatz folgende Fassung:
Das Porto für Drucksachen, welche in den durch das Reglement vorgeschriebenen

Formen als exlraordinaire Beilagen solcher Zeitungen und Zeitschriften, die durch die
Post debitirt werden, zur Einkeserung gelangen, betras für jedes einzelne Beilage-Exemplar ½ Pfennig bz. 746 Kr., mit der Maßgabe, daß, wenn bei Verechnung desGesammtbetrages dieser mit eineren eral als 1 abschließt, dafür ½ Sgr.,
und wenn bei Verechnung des Gesammtbetrages dieser mit Bruchfreuzern, abschlied, dafür
1 Kr. erhoben wird.

ei Sendungen in großen Parkien kann die Postverwaltung einen Rabatt bis

zu 50 * Ae Sabes eintreten lassen.
Im die Waarenproben (Waarenmuster) betreffend, erhält der ersteAbsaß folgende Fassung:

Für Waarenproben (Waarenmuster), wwelge entweder für sich allein oder mit
gedruckten Sachen versandt werden, beträgt das Porko ohue aescht der Entfernung
für je 50 Grammen oier lbinen Bruchtheil davon 1½8 Sgr. 1 Kr.Im I., die Postmandate betreffend, ann der erste Say folgende

FassungDie Gebühr 143 die Einziehung von Geldern durch Poslmandate beträgt, ein-

schließlich des Portos 8 d Recommandationsgebühr, ohne Rücksicht auf die Höhe desBetrages 3 Sgr. bz.1O. Im F. #t do0 Zeitungsbestellgeld betreffend, erhält der letzte Absatz#
lgende Faffun ig:

Das Zeilungsbestellgeld wird für denjenigen Zeitraum im Voraus erhoben, für
welchen die Vorausbezahlung für die betreffende Frueng K. berichtigt ist. Die Zahl der
Bestellungen richtet sich danach, wie oft Gelegenheit zur Bestellung vorhanden ist. Die
bei Verechnung des Bestellgeldes sich ergebenden r sind eintretendenfalls auf Viertel-groschen bz. eu gauze Kreuzer aufwärts abzurundP. Zwischen den 88. XII. und XII. n hinzu:

Alla.

Für das Abtragen der von weiterher bei den Tostanstaien eingegangenenBriefe eseuse#e,
mit Werthangabe bis zum Vetrage von 500 Thlr. bz. 1000 Gulden im Onsteste-Mel.no on“
bezirke werden allgemein 1½ Sgr. bz. 2 Kr. erhoben. bber

An Orten, wo gemäß den früheren Oimichmugen auch Briefe mit u“ü
mit höheren Werthbeträgen und Packele mit Werthangabe durch die bestellenden Voten er-%
ausgetragen **“- kommt vel vee

r Briefe mit ho über 500 Thaler bz. 1000 Gulden eineeintGebulk von 1 Sgr. ba. r
für Packete mit — dn ri Briefe mit Werthangabe ine

(½ Sgr. und 1 Sgr. kz. 2 Kr. . wenn aber der an dembetreffenden Orte besthene bors für de * der gewöhnlichen Packete
im Einzelnen höhere Gebührensätze ergiebt, dieser letztere Tarif in An-
wendung.
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Für die Ueberbringung von Postanweisungen nebst den dast gehörigen Geldbe-trägen wird für jede Postanweisung eine Gebühr von ½ Sgr. bz.2Kr. erhoben.
Gebührenfreie Bestellungen von Briefen mit Werthangabe und von baaren Geld-

beträgen zu — finden nicht statt.Für das Abtragen der von weiterher bei den Postanstalten eingegangenen
Briefe mit anhen. Packete mit oder ohne Werthangabe, recommandirten Packete
und Postanweisungen nebst den zugehörigen Geldbeträgen mach dem Landbestellbezirke
wird ohne Nücksicht auf dze Gewicht oder den Werth der beslellten Gegenstände ein Be-
stellgeld von 1 Sar. bg. 3 Kr. erhoben. ·

Q.J§ Mit das Expreßbestellgeld betreffend, erhält der letzte Absat fol-
ende Fassung:

Bei der Pleichzeitigen Abtragung mehrerer Gegenstände an denselben Adressaten
durch Erxpressen ist nur für einen Gegenstand das Bestellgeld zu entrichten, bei Ver-
schiedenartigkeit der Gegenstände für deujenigen, welcher dem höchsten Sabe utetist das Bestellgeld vorausbezahlt, so tritt eine Erstattung nicht ein. Im Falle o
ausbezahlung des Bestellgeldes durch den Absender ist dasselbe ebenfalls nur für Fnes
Gegenstand zu entrichten, wenn mehrere Sendungen für einen und denselben Adressaten
gleichzeitig eingeliesert werden und sich bei der Einlieferung voraussehen läßt, daß auch
die Bestellung der Sendungen am Bestimmungsorie gleichzeitig erfolgen werde. Die Ein-
lieserung muß in diesem Falle nicht durch die Briefkasten, sondern an der Annahmestelle

der ostanftal -XVI., die Nebengebühr für die von den Landbriefträgern einge-
enmucdlen) zur Weitersendung bestimmten Gegenstände betreffend, erhält
folgende Fassung:

8. XVII.
Nebengeböhr Für die von den Landbriefträgern auf ihren Koestalnnhsgenhen. eingesammeltenmirtsl portopflichtigen recommandirlen Briespostsendungen, sowie für Packete, Postanweisungen

ern 4 e und Briefe mit Werthangabe kommt, wenn diese Gegenstände zur Weitersendung durch
elte die Postanstalt des Stationsorls des Landbriefträgers nach einer andern Postaustalt be-

Fb W stimmt sind, 2 den tarifmäßigen Porto- und sonstigen Gebühren, eine Nebengebührue von ½ Sgr. bz. 2 Kr., welche im Voraus entrichtet werden muß, zur Erhebung.

8. Der F. XVIII., den Verkauf von Postwerthzeichen betreffend, erhält solgende
Fassung:

Verkauf von S. XVIIl.
bile ·

»sama«-tm DieFreimakkenwerdenzuchnNcnnwerlhcdesStentpelsandaSPublilusn
abgelassen.

b) Franco, 6 Der Verkaufspreis der Franco-Couverts à 1 Sgr. stellt sich allgemein, ohne Rück-
Eonderts. sicht auf die besondere landevübliche Münzwährung, auf 13 Silberpfennige pro Stück;

die in der Guldenwährung rechnenden Postanstalten erheben für je 3 Stück Sranco-Eou:
vertg à 3 Kr. den Betrag von 10 Kr.
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Die mit dem Francostempel von 12 Sgr. bz. 2 Kr. versehenen Posikarten wer. 2/sepete
den zu dem Neunwerthe des Stempels an das Publikum abgelassen. Vohlaten

Bei einzelnen größeren Postanstalten werden gestempelte Streiftänder zu 19 Sgr. 4 0 %Wr.
bz. zu 1 Kr. zum Verkaufe gestellt. Der Absatz findet nur in Partien zu 100 Stückpe I##enr.
statt, und zwar mit einem Zuschlage von 4 Sgr. bz. von 14 Kr. pro 100 Stück. Der
Preis beträgt hiernach:

für 100 Streifbänder à. 1#s SSbr. 37 Sgr. 4 P.,
für 100 Streifbänder 1 ffSfrNrmr. 1 Gulden 54 Kr.

Die Königlich Preußische Staatsdruckerei in Berlin übernimmt die Akstempelung 28 2
fertiger Briefcouverks, Streifsbänder und Postkarten mit dem Poftsrankirungszeichen CErei“ e i
warfensien vom Publikum unter folgenden Bedingungen: 741) Die zur Abstempelung bestimmten Briefconverts, Streifbänder und Postkarten ne
müssen in der zur Venutzung bei Postbeförderungen geeigneten Beschaffenheit bei ginernnsn
Ober.Postkasse dergestalt verpackt eingeliefert werden, daß das Verpackungsmaterial sowohl für
zur Beförderung an die Staatsdruckerei, als auch zur demnächsligen Nückbeförderung hrs
nuht werden kann. Preuf

2) Die Eiulieferung hat unter Beigabe eines Verzeichnisses zu geschehen, welchen .
die Stückzahl, und zwar hinsichtlich der Converts die Stückzahl für jedes Format (falls
verschiedene Formate vorgelegt werden), hinsichtlich der Streiftänder und ostkarten aber,

welche je von übereinstimmenden Format sein müssen, die Stäckzahl nur einfach enthältund beijeder Klasse ue den Werthslempel (Srancobetrag) angiebt, mit welchem die

k4h hehen soll.3) Die Ober-Poslkasse erhebt bei der Einlieferung das Porto für die Hin= und
Hersendung. ben durch die demnächslige Abstempelung sich darstellenden Werthbetrag der
Postfrankirungszeichen und eine Abstempelungsgebühr, welche einzeln bei jedem Format der
Converks, bei den Streifbändern und bei den Postkarten, ferner einzeln für jede durch
den Stenpel darzustellende Verchsurf, mit je 17½ Sgr. für 1000 Stück oder für jedes
angefangene Tausend berechnet wird.4) Die Abstempelnng alolh an derselben Stelle, wie bei Couverts rc., welche mit
Francostempelu versehen, von der Post verkaufl werden. Die zur Abstempelung beslimmte
Stelle darf nicht bedruckt sein.

5) Die beim Abstempeln beschädigten Converks rc. werden, soweit nicht der
Sendung zum Zwecke der Aushülfe überschüssige Exemplare beigefügt sind, seitens der

—- in Höhe des erlegten Portobetrages durch entsprechende andere Werthzeichen
ergän

Die Abstempelung der Briefcouverts darf nur mit solchen Francozeichen er-

solgen, welche bereits durch die an das Publikum zum Verkauf kommenden Werthforten
von Freimarken ri erden- Es können danach #rifeonwerte zu den Werth-beträgen von ½, ½, 2, 2½, 5 Gr. bz. 1, 2, 3, 7. d 18 Kr. für das

oss hergeiteit 27 eietnn n drsen nur mit den annrrü von 12 Gr.
3. 2 Kr., Streifbänder nur mit den Werthbeträgen von ½Sgr. bz. 1 Kr. abge-¾rnc7 werden.



T. Im 8. XIX., den Verkauf der Formularc zu Postkarten, zu Postanwei-
sungen, zu Postmandaten oder zu Postbehändigungsscheinen betreffend, er-
hält der erste Absatz folgende Fassung:

Ungestempelte Formulare zu Postkarten oder nicht mit Freimarken beklebte For-
mulare zu Postanweisungen werden nur in der nachbezeichneten Anzahl verabfolgt:

Der Reichskanzler.
Fürst v. Bismard.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
—den 17.r5n1873.)

13. Nagierungs- Verordnung vom 4. März
die von den Gerichten über die Einleitung und den Aursal #34frechliche

Untersuchungen zu machenden Mittheilungen
beiressend.

Bezüglich des Verfahrens bei den von den Gerichtsbehörden über die Einleitung
und den Ausfall strafrechtlicher Untersuchungen zu machenden Mittheilungen wird audurch
das Folgende verordnet.

I. Die nachstehend vorgeschriebenen Mittheilungen erfolgen durch das betreffende
Untersuchungegericht (Kreisgericht oder Einzelrichter) und zwar, soweit nicht ausdrücklich
etwas Anderes angeordnet ist (vergl. II. Abs. 3, III. und VI. alsbald nach eingetretener
Nechtea des betreffenden richterlichen Beschlusseo oder Urtheils

Ist wegen eines in dem Neichsstafgeschbuche bedrohten Verbrechens oderBerathil auf Strafe erkannt worden, so ist hiervon der Polizeibehörde des
Wohnsitzes und, wenn solcher nicht bekannnt ist, des Aufenthaltsorts des Ver-
urhheilten Mittheilung zu machen.

Die Mittheilung soll — vorbehältlich jedoch der Vorschrift unter III über die Sorm
der von Einzelrichtern den inländischen Polizeibehörden zu ertheilenden Nachrichten —

1) die Person des Verurtheilten nach Vor= und Zunamen, Alter, Stand, Staats-
angehörigkeit und Wohnort,

2) das Verbrechen und Vergehen, wegen dessen, beziehentlich die (aragraphen. desStrafgesetzbuchs, auf Grund deren die Verurtheilung erfolgti3) die erkaunte Strafe (Haupt= und etwaige Nebenstrafe) nach # und Maß,
4) den Tag der Eröffnung und wenn auf Zuchthausstrafe, auf Verlust der bürgerlichen

Ehrenrechte oder auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter erkannt worden
ist, auch den Tag der Rechtskraft des Urtheils (§ 36 des Strafgesebbuchs)

angeben.
In dem unter 4 erwähnten Falle ist die Polizeibehörde des Wohn= oder Aufent-

13
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haltsorts weiter von dem iuele zu benachrichtigen, ait **m- die Hauptstrafe ver-büßt oder ein etwaiger Erlah derselben in Wirksamkeit getrIst auf Zulässigkeit bb Polizeiaufsicht erkannt, so ist ausserdem der Vorschrift in
§. 18 der Regierungsverordnung vom 6. Juli 1871 (Gesehs. S. 84) nachzugehen.

III. Die Einzelrichter haben von allen Strafen, welche in den bei ihnen
wegen Zuwiderhandlungen gegen neben dem Reichsstrafgesetzbuche Gellung habende Straf-
vorschriften, soweit sie sich als Vergehen darstellen, oder wegen Uebertretungen an-
hängigen Untersuchungen rechtskräftig erkannt worden sind, derjenigen inländischen
Polizeibehörde (Fürstliches Landrathsamt und Gemeindevorständein Greiz und Zeulenroda),
in deren Bezirke der Verurtheilte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, mittelst vierteljähr-

ftc, auf Grund der Untersuchungstabellen und nach Anleitung des beigefügten Schema
auszufertigender, spätestens bis zum Schluß des auf das einzelne Vierteljahr folgenden ersten
Monaté abzugebender Verzeichnisse Nachricht zu ertheilen.

IV. In Ansehung der Militairverhältnisse der Angeschuldigten ist Folgendes
zu beachten:

1) Wenn wegen eines im Reichsstrafgesetzbuche bedrohten Verbrechens oder Ver-
gehens

a. gegen einen zum Militairdienste noch nicht heraugezogenen, aber
in das militairpflichtige Alter (F. 6 des Bundesgesezes vom 9. No-
vember 1867 — BundesgesepblattS.131) bereits eingetretenen oder
vo anssichtlich im Laufe der Untersuchung eintretenden An-beschuldigte

b) gegen Mannschaften des Beurlaubtenstandes
gerichkliche Unkersuchung eingeleitet wird, so ist sowohl von Einle itung der
Untersuchung, als von deren Ausfall in dem Falle unter u dem Civil-
Vorsivenden der betreffenden Kreis- Ersatz-Kommission, in dem
unter b dem betreffenden Landwehr-Bezirks-Commando Mittheilung zu
machen, auf besonderes Verlangen auch diesen Vehörden eine Abschrift des Urtheils
in beglaubigter Form zu übersenden.

2) Ist gegen einen Officier des Beurlaubtenstandes auf zeitigen Verluft
der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf eine härtere Strafe rechtskräftig erkannt
worden, so ist vor der Vollstreckung das Erkenntniß in beglaubigler Abschrift
dem Kriegsministerium desjenigen Kontingenks zu übersenden, welchem der be-
geesiende Officier angehört. (Königl. Prenßische Verordnung vom Mai 1852— I iz Min sterial· Blaii für die Preußische busgnn und Rechts-pilege 1852 S.

Sainlchtch der Kiucn von der Einleitung der Untersuchung kommt die Vor-

schrist uni V zur Anwendung.Wenn eine im unmittelbaren oder mitttelbaren Dienste des Staats
oder Ve Kirche oder im Hofdienste oder sonst im öffentlichen Dienste stehende
Person wegen einer strafbaren Handlung zur Untersuchung gezogen wird, so ist sowohl
von Einleitung der Untersuchung als von deren Ausfall, ingleichen von dem gerichtlichen
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Veschluß auf Versehung oder auf Nichtversetzung des Angeschuldigten in den Anklagestand
unier Angabe des Tags, an welchem dieser Beschluß eröffnet worden ist, endlich auch von
einer etwaigen Verhaftung des gescdi und von dessen Entlassung aus der Haft
der vorgesetzten Dienstbehö alsbald Anzeige zu erstatten.Betrifft jedoch die 7 nur eine Uebertretung, so ist die Mittheilung
nur dann erforderlich, wenn rechtskräftig auf Strafe erkannt worden ist.

VI. In allen Zoll- und Steuer-Defraudations-= und Kontraventions-
sachen, welche zur gerichtlichen Untersuchung gelangen, ist, auch wenn die Zuwiderhandlung
nur zur Klasse der Uebertretungen gehört, der Teuor der ergangenen Enischeidung so-
gleich nach der Verkündung in beglaubigler Abschrift der zur Verwaltung der betreffenden
Steuern oder Zölle bestellten Behörde mitzutheilen.

VII. Ist gegen einen im Besitze von Orden oder Ehrenzeichen sich besindenden An-
geschuldigten eine rechtskräftige Verurtheilungergangen, welche den Verlust der Orden
oder Ehrenzeichen zur Folge hat, (F. 33 des Strafgesetzbuchs), so ist, wenn das Ehrenzeichen
ein Fürstlich Renßisches ä. L. ist, an das Fürstliche Geheime Cabinet, entgegengesebten
Falles aber an Fürstliche Landesregierung hierüber zu berichten und sind die betreffenden
Orden, Ehrenzeichen oder Denkmünzen, nachdem dieselben dem Verurtheilten im Wege der
Strafvollstreckung abgenommen worden, dahin einzusenden.

VIII. Insofern im öffentlichen Interesse oder aus Rücksichten der Schicklichkeit oder
bisher geübter Reciprocilät noch sonstige Mittheilungen als nothwendig oder zweckmäßig
erscheinen, sind dieselben von Amtswegen oder auf Ersuchen zu machen. Insbesondere
sind diejenigen Behörden, welche strafbare Handlungen behufs gerichtlicher Untersuchung
zur we Hebracht haben, von dem Ausfall der Untersuchung regelmähig zu benachrichtigen.oist, wenn Schulkinder zu Strafen verurtheilt oder auch nur wegen einer straf-baren Pwenl zur Anzeige gebracht, auf Grund der Is. 53 resp. 56 des Strafgeset-
bucheg aber mit Strafen verschont worden sind, der betreffenden Lokalschulinspectoren hierin
Mittheilung zu machen.

Uebrigens wird, um etwaigen Zweifelu vorzubengen, ausdrücklich bemerkt, daß die Be-
stimmungen dieser Verordnung sich auf Mittheilungen der Gerichte an die bei ihnen
fungirenden Staalsanwälte oder Staatzenwaltercnrir nicht mit beziehen.

Greiz, am 4. März 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Merz.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
(usgegeben den 4 Inni 1873.)

14. Negierungsperordnung vom 6. Juni 1873,
die Ausführung des Gesetzes vom 27. Februar 1873 wegen Errichtung

einer Landrentenbank

Zu Ausführung des Gesebes vevom 27. Februar 1873, die Errichtung einer Land-
rentenbank betreffend, wird mit Serenissimi Höchster Genehmigung hiermit Folgendes
verordnet:

1.

Zu 88. 1und 14 des Gesehzes.
6 Geseh wegen Eriichlung der Landrentenbank tritt am 1. October dieses

Jahres m Kraft Imdbkgnnttdtegcdachtcvomslataflcrbnreauuntzuornvaltendqunk
mit diesem Tage ihre Wirksamkeit.

Bei derselben fungirt:
der Vorstand des Katasterbürean's als Bankverwalter,
ein Controleur
ein Cassirer und bei eintretendem Bedarfe
ein Copist

und werden folgende Bücher geführt:die Rentenkakaster, welche die Activbücher der Bank darstellen und zur Buchung
der Reriuschienpitelen und der darauf bewirkten Zins= und Capitalabzahlungen die-

nen. Sie enthalten namentlich auch eine Beschreibung des rentenpflichtigen Grundstäckes,
die Grundkatafleruummer desselben und den Namen und Wohnort des Renten-
schuldners;

b. ein Controle-Journal, in welches alle Einnahmen und Ausgaben in der
Ordnung, wie sie vorkommen, unter fortlaufenden, mit jedem Jahre neubeginnenden
Nuwnern und unter Beiägnng der erforderlichen Bezugszahlen eingelragen werden;in Casse, Journal, in welchem unter fortlaufenden, mit jedem Jahre neubegin=
nenden Funnmeerd die ausgefertigten Nentenbankscheine und die eingehenden Renten und
Capitalzahlungen, unter Beifügung der Rentenbriefbuchs= und Katasternummern, in

14
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Einnahme und die emittirten Rentenscheine, sowie die eingelssten Zinsscheine und zurück-
cczahlten Rentbankscheine in Ausgabe kommen.

Die Rentenzahlungen werden im Rentenkalaster, wie in den Journalen dergestalt
gespallen eingctragen, daß erhellt, wie viel von denselben auf Zinsen und wie viel auf
Anortisalion zu verrechnen gewesen ist;ntenbriefbücher für die verschiedenen Appoints der Rentenbankscheine. Die
oansgeferligten- *“ ausgegebenen Rentenbankscheine werden in dem betreffenden Renten-
briesbuch unter fortlaufenden Nummern eingetragen, die mit dem Schein oder später
mit der neuen Zinsleiste ausgegebenen Zinsscheine darin durch Ausfüllung der Jahre,
auf welche die Zinsscheine lauten, notirt und ebenso wird die Einlösung jedes Zins-
scheines durch Beisügung des Monals und Jahres der Einlösung, sowie des Foliums
des Controlcjournals, wo die Ausgabe für die Einlösung verrechnet ist, im bezüglichen
Quaré des Renienbriefbuchs eingelragen. Nach Einlösung eines Rentenbankscheines wird
dessen Conto rassirt;

. eine Strazze zur vorläufigen Buchung der eingehenden Aprilrenten;
s. eine Uebersicht über die Seiten der Rentenschuldner bewirkten Capital-

kündigungen;
 ein alphabetisches Namensregister der sämmtlichen Rentenschuldner, in welchem

die Namen neuer Besitzer nachgetragen, die liberirten Schuldner durchstrichen werden;
h. ein Verzeichniß der eingegangenen und in die Bücher eingetragenen Ab-

lösungsrecesse.
Die unter a., b., d. und s. bezeichneten Bücher werden vom Controleur, die

unter c. und e. vom Cassirer, die unter g. und h. gedachten vom Bankverwalter ge-
führt, welch lebterem auch die ausstellung der bis Ende März jedes Jahres einzureichen-
den Jahresrechnung obliegt.

Zu 88. 4 unss des Gesetzes.
Die Bankverwallung erläßt, sobald ihr die beglaubigte Receß- und Deerets-

abschrift und die Bescheinigung der Hypothekenbehörde über den Vormerk in den Lehns-
und Hypothekenbüchern zugegangen ist, an die Casse und Controlverwaltung der Bank
eine Ausferligungsverordnung, nach deren Maßgabe die Ausfertigung der Rentenbank-
scheine, die Buchung derselben in den Journalen und in den Rentenbriefbüchern, die
Buchung der Rentenschuldcapitale und Renten in den Jonrnalen und im Nenten-
kataster, sowie die Ausfertigung der Rentenquiltungobücher und die Zustellung derselben
an den Rentenpflichtigen erfolgt.

Mit der Ausfertigungsverordnung beginnen die für jede Rentenüberweisung be-
sonders anzulegenden Acten, in welche in der Folge die einschlagenden behördlichen Mit-
theilungen über Besitzueränderungen an den betheiligten rentenpflichtigen Grundstücken,
über Genehmigung von Abspaltungen, Rentenentlassungen, Rentenköschungen r2c. genom-
men werden, während die beglaubigten Receß= und Decretoabschriften, sowie die Beschei-
nigungen der Grund= und Hypothekenbehörden im Archive unter sicherem Verschlusse
aufzubewahren sind.



103

Von jedem Besitzwechsel an Ennshüsen, auf welche an die Landrentenbank
überwiesene Ablssungsrenten eingetragen sind, haben die Grund= und Hypothekenbehör-
den bei einer Ordnungsslrafe von fünf Thalern innerhalb acht Tagen nach der Ueber-
eignung an den neuen Besiher, der Landrentenbank kostenfrei Nachricht zu ertheilen.

Bei gleicher Strafe haben sie die lehtere von eintretenden Besibveränderungen
au solchen walzenden Grundstücken, auf welchen die für das Grundbesitzthum eines Ren-
teupflichtigen festgestellte und an die Vank überwiesene Ablösungsrente mit hastet, sofern
nicht bereits auf Antrag der betheiligten Besier die Repartition der Rente erfolgt ist,
noch vor der Uebereignung zu benachrichtigen und auf Verlangen der Bank einen ver-
hältnihmäßigen Theil der Rente auf das betreffende Grundstück zu legen. Solchenfalls
ist Seiten der Bank das Grundstück und die darauf repartirte Rentenschuld im Renten-
kataster, unter Bezugnahme auf die frühere Rummer desselben, besonders einzutragen.

ei Dismembrationen eines reutenpflichtigen Grundstückes ist Seiten der renten-
berechtigten B von der in 23 des Gesetzes vom 30. 7 1852 (§6. 11 des Ges.

vom 15. October 1853, §. 13 des Ges. vom 11. März 1357) dem Rentunberechtigteneingeräumten Desuhuh zu Klanilien der auf das Trennstück reparlirten Rente sofort
Gebrauch zu machen.

4.
4 6 des Gesetzes.im Bezirke der Sst Greiz 1 und II wohnenden Rentenschuldner

haben iore“ Renten unmittelbar an die Casse der Landrentenbauk, die in dem Bezirke der
Justizämter Zeulenroda und Burgk wohnenden entweder an die Bankkasse oder an die

Vezirkssteuer-Einnahme zu Zeulenroda resp. zu Burgk zu zahlen.
Diese letzteren haben über die erhaltenen Zahlungen Interimöquittungen aus-

zustellen und die eingegangenen Reutbeträge unter Beifügung der den Rentenpflichtigen

ahusforkernden, Rentenquittungsbücher spatenens vier Wochen nach dem Zälligkeitsterminan die Casse der Landrentenbank abzuliefe
Nach der Ablieferung offerirte Rentenzahlungen, sind von den Bezirkssteuer-Ein-

nahmen 9 anzunehmen, die säumigen Debenten vielmehr an die Casse der Landrenten-
bank zu verweisen.

Die Vankcasse hat binnen acht Tagen nach Empfang die eingelieferten Renten
zu buchen, in die Rentenquittungsbücher zu quittiren und die lebteren an die Bezirks-
steuer-Einnahmen zurückzusenden. Vei diesen haben die Rentenpflichtigen ihre Bücher
innerhalb der ihnen von dem Einnehmer im Voraus bestimmten Zeit wieder abzuholen.

Die auf den Aprilrententermin eingegangenen Renten sind bis Jahresschluß bei
einem gut fundirten Bank= oder Sparcasseninstitut, zu dessen Wahl die Genehmigung der
Landeeregierung einzuholen ist, verzinslich anzulegen.

Zu §F. 7. des Gesetzes.
Capitalzahlungen sind lediglich an die Casse der Landrenteubank selbst zu lei-

sten. Die durch dergleichen gänzliche oder theilweise Abzahlungen gewonnenen Bestände
14“
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sind, bis sie zur Amorlisirung mit verwendet werden können, in gleicher Weise wie die
Aprilrenten verzinslich anzulegen.

Die bei Capitalabzahlungen an Zahlungsstalt erhaltenen Rentenbankscheine find
vom Cassirer mit einem Stempel sofort ungültig zu machen und, nachdem die Einlösung
gebucht und der Betrag in Ausgabe gestellt worden ist, zu den Rechnungsbelegen zu
nehmen.

An der Ausloosung nehmen *7 selbstverständlich nicht mehr Theil.

Zu 8. 9 Gesehes.

Die Rentenbankscheine werden zum erstenmal am 2. Januar des auf die Aus-
bondigung derselben an den Berechtigten folgenden zweiten Jahres, demnach z. B.October 1873 ausgegebenen zum erstenmale am 2. Januar 1875 ueninne
nn der Stückzinsen auf die Zeit vom 1. October bis zum 2. Januar des nächst.
folgenden Jahres ist zwischen der Bank und dem Rentenbankschein-Empfänger eine Aus-
gleichung dergestalt zu treffen, daß die Bank an denselben die Stückzinsen baar
gewährt.

7.

Zu 8. 10 des Gesehes.
Die Rentenbaulscheine, die dazu gehörigen Zinsleisten und Zinsscheine werden

nach den Schematen in der Beilage A. ausgeferligt.
Die eingelösten Zinsscheine sind sofort mit einem Stempel ungültig zu machen

und allhalbjährlich nebst einem Nummerverzeichniß an den Regierungsdeputirten abzu-
geben, welcher nach genauer Durchsicht und Vergleichung derselben mit dem Verzeichniß

dem Cassirer einen als Rechnungsbeleg dienenden Empfangoschein ausstellt, die Zinsscheine
vier Jahre lang aufbewahrt, sodann aber unter Zuziehung des Bankpersonals durch
Feuer vernichtet.

Greiz, den 6. Juni 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meufel.

Merz.
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Beilage A.

Rentenbankschein.
(Fürstlicheo Wappen.) 10 Thaler oder 300 Mark.0 Thaler oder 150 Mark)% Thaler 15 Sgr. oder

37½ Mark.)

Die unterzeichnete Bankverwallung beurkundet hiermit, daß der Inhaber dieses
Schuldscheines bei der unter Garantie des Staates stehenden Fürstlich Reuß-Planischen
Landreutenbank alhier ein Capital von

Ein Hundert Thalern oder Dreihundert Reichsmark,
(Fünfzig Thalern oder Einhundert fünfzig Reichsmark)
(Zwölf Thaler 15 Silbergroschen oder Sieben und Dreißig und einer halben

Reichsmark)
zu fordern hat, wofür die Valuta durch Rentenüberweisung gewährt worden ist.

Dieses Capital wird aus den eingehenden Amortisationsgeldern nach Maßgab
des §. 13 des Gesetzes vom 27. Februar 18783 und nach den Resultaten der Munsut
staltfindenden Ausloosungen an den Ueberbringer gegenwärtiger Originalobligation und
der dazu gehörigen Jinsleisten und Zinsscheine zurückgezahlt, bis dahin aber mit Drei
und einem Driltheil vom Hundert jährlich gegen Aushändigung der zu diesem Schuld-
schein besonders ausgesertigten Zinsscheine verzinset.

Greiz, den 1. October 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landrentenbank-Verwaltung.

Serie
Nummer

(Stempel.) N. N. N. N.
Regierungsdeputirter. Vankverwalter.

N. N.
Cassirer.

Eingczeichnet im Rentenbriefbuch Nr.

Ausgefertigt auf Grund der Mittheilung der Ablssungheommision
(Landesregierung) vom
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Zinsleiste
zu den mit dem Rentenbankschein Nr. . . der Serie ausgegebenen, bis
2. Januar 1894 reichenden Zinsscheinen.

Der Inhaber dieser Zinsleiste erhält gegen Zurückgabe derselben am 2. Ja-
nuar 1894 bei der unterzeichucten Landrentenbank allhier neue Zinsscheine ##u
dem vorgenannten Rentenbankscheine, falls nicht der letztere bis dahin zahlbar
geworden ist, ausgehändigt.

Greiz, den 1. October 1873.

Furstlich Neuß-Plausche Landrentenbank Verwoltung.(Stempel.) Negienn. Wiute. Bankverwalter.
Cassrer.

Eingetragen im Journal Fol.
Nrr.

ZAusscheinzu dem Rentenbankschein Nr. der Berio

Der Uebenbringer dieses Zuoscheines empfängt am 2. Ja-
mnuar 1875 (

Drei Thaler zehn Silbergroschen
oder

Zehn Reichsmark
(Ein Thaler zwanzig Silbergroschen)

oder
(Fünf Reichsmark)

(Zwölf Silbergroschen sechs Pfennige)
oder

(Eine Mark 25 Pfennige)
als Betrag des au diesem Tage fällig werdenden Jahreszinses auf
obgenannten Rentenbankschein bei der Casse der unierzeichneten Land-
rentenbank auegeza hlt.

Furstlich Na-= Plauische Landrentenbank-Verwaltung.Hehiern holputirter. Vanidcrnciten.

DieAnnahmesälligerZinsscheineanZah-lungsstatterfolgtbeiallenFürstlichenCassen. EEIEIIIIITIIIIL  uaqaamuoqoqiaispiuqvaunuaajnolaog; maauoaqoasaiaqjvtaauuiatpjauoalui

(Stempel.)
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15. Regi s-Bekanntmachung vom 7. Juni 1873,
die Anwendung des durch das Gesetz vom 25. Februar d. J. eingeführten
Submissionsverfahrens bei Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze über

Zölle und indirekte Steuern
betreffend.

Auf Grund des §. 3 des Gesetzes vom 25. Februar d. J., die Einführung
des Submissionsverfahrens in Untersuchungen wegen wesen leng, gegen
die Gesetze über Zölle und andere indirekte Steuern betreffend (S.8der Gesetzsamm-
lung) wird den Fürstlichen Steuerstellen die Befugniß ertheilt, das in den 5§. 1. und
2 dieses Gesetzes nachgelassene Verfahren bei Zuwiderhandlungen

hegen das Gesetz, die Echebung einer Abgabe von Salz betreffend, vom
12. Ockober 1867 (Seite 41 fl. des Bundesgesebblaktes von 1867);

gegen das Geseh, die S des Tabaksbeireffeno, vom 26. Mai 1868
(Seite 319 ff. des Bundesgesetzblattes von 1868)

gegen das gri. die Wechselstempelstener 4% vom 10. Juni 1869(Seite193ff. des Bundesgesetzblattes von 1869);
gegen das wegen Erhebung der Vraustener vom 31. Mai 1872

(Seite 153 a. des Reichsgesebblattes von 1872) mit Ausnahme der in den55. 32, 33, Abs. 2, 35 Ziff. 7 und 36 vorgesehenen Zälle
zur Anwendung zu bringen.

Solches wird hirrdurch zur Nachachtung bekannt gemacht.
Grelz, den 7. Juni 1873.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Merz.

10. Gesetz vom 10. Juni 1873,
die Ablösung der auf einem dinglichen Rechtsverhältnisse beruhenden

Geld= und Naturalabgaben, sowie gewisser Dienstbarkeiten
belreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Alterer
Linic sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, l und Lobenstein 2c.
verordnen in weiterer Verfolgung des Zweckes der Eigenthumsentlastung mit Zustimmung
ded Landtages gesehlich hierdurch Folgendes:
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8. 1.
Bon 1. Januar 1874 an sind nach den Vorschriften dieses Gesehes ablõobar

e aus der Grundherrlichkeit herfließenden oder sonst auf einem dinglichenRechtoverhällmsse beruhenden sländigen Abentrichtungen in Gelde (Grundrenten, Grund-
zinsen, Erbzinsen, Vererbungozinsen 2c.);

D. alle Naluralabentrichtungen oder. Abgaben, welche von Grundbesitzungen in
kestem 1Pr in steigendem und fallendem Betrage zu leisten sind;e verschiedenen aufässigen Eiuwohnern gegen die Kürstiichen Waldungen zu-stchenden t Stren- und Holzberechtigungen.

8.2
Die Ablösung nach diesem Gesetze find nicht unterworfen:
a. Leislungen, welche im Bergregal ihren Grund haben oder für den Genuß

anderer Megelien entrichtet werdenhb. urkundlich begründete zöihti lhwiil welche blos in widerruflicher Ueber-lassung un O#nunpsiäcken zur Benühung steher
- erge= und Auszugsleistungen;

4. die auf Grund der Gesetze vom 30. Mai 1852, 15. October 1853 und
11. März 1857 sestgestelllen oder rereinbarten Trist., Frohn= und Lehngeld-Ablösungs-
renten, rücksichtlich deren die Vestimmung in §F. 5 des Gesebes, die Errichtung einer
Landrentenbank betreffend, Platz greist. Die Befugniß zu Auferlegung neuer Erbzinsen
fällt von Vekanntmachung dieses Gesches an ohne Enkschädigung hinweg.

38. 3.

Das Recht, auf Ablösung anzutraßen (zu provociren), steht, abgesehen von Pfarr-
und Schullasten, hinsichtlich welcher das Recht des Antrags auf Ablösung (das Pro-
ocahfonerc bis auf Weiteres lediglich dem Bezugsbercchtigten eingeräumt wird, sowohl
dem Velicheten, als auch dem Berechligten zu.Die gesammten Miteigenthümer eines Grundstückes gelten bei Ausübung des
Provocationsrechts und den bei den Ablösungsverhandlungen abzugebenden Erklärungen
für eine Person. Können sie sich nicht vereinigen, so entscheidet unter ihnen die Mehrheit
der Stimmen, welche nach dem Verhältnisse des Antheils eineb Jeden berechnet wird.

Insoweit unter mehreren Mitbesiern der Betrag der Antheile streitig ist, wird
für obigen Zweck Gleichheit der Antheile beziehentlich das der Gleichberechtigung am Nächsten
kommende Quotalverhältniß angenommen.

§. 4
Die Ablösung der Abentrichtung in Gelde (§. 14.) findet in der Weise Statt,

daß von Seiten des Verpflichteten Capilalzahlung an den Berechtigten im zwanzig-
fachen Betrage der Geldrente, falls aber der Verpflichtete innerhalb der ihm von der
Wlsfungskehehde. zu bestimmenden mindestens vierwöchigen Frist darauf anträgt, sofern
und insoweit dieß nach den Bestimmungen des Gesebes wegen Errichtung der Land-
rentenbank im Uebrigen zulässig, unter den dafür in diesem Gesetze S. 3 ff. getroffenen
Bestimmungen Ueberweisung der Geldrente an die Landrentenbank eintritt, wogegen



109

lehtere dem Verechtigten den fünfundzwanzigfachen Betrag der Renle in Land-
rentenbankscheinen gewährt.

S.5
Behufs Ablösung der in §F. 15. erwähnten Nakuralabentrichtungen und Abgaben

ist zunächst der Geldwerth der jährlichen Leistungen festzustellen und sodann wie bei
Ablösung von Geldrenten (5. 4) zu verfahren:

8.6
Der Feststellung des Geldwerthes der jährlichen Abentrichlung sind bezüglich

Nakuralien folgende Preise zu Grunde zu legen:der nechsben aufgeführten

*

2
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—yj. für ben bebisherigen Greizer Scheffel Wehzen, Hirse
und Lin
lür den bperigen Greizer Scheffel Korn, Erbsen
oder Bohnen,für den Therigen Greizer Scheffel Gerste oder
Wicken,

für den bisherigen Greizer Shefe Hafer mit Aus-chluß des sogen. Streuhafers
für eine Garbe Weizen,
u u n orn,
n * n Gersie,

„ „ „ Haser,
für ein Schock Flachs,

1# r V Hauf,

für eine Schütte Stroh,
für einen Büschel Stroh,
„ ein Brod,

einen Käse,
ein Ei,
einen Liter Honig
ein Pfund oder # Klagranm M,

n » n E Fische,
ebee Gans mit vedern,
einen Kapaun,
eine Henne,
eine Taube,
ein Füllhähnchen.

.

s#

Der Werth anderer 6½ der vorgenannten landwirthschaftlichen Nakuralien ist
nach dem Durchschnitte der Martini-Marktpreise des dem verpflichteten Grundstücke zu-
nächslgelegenen Marktortes und zwar der letzwergangenen vierzehn Jahre, unter Aus-
scheidung der zwei höchsten und zwei niedrigsten Jahrespreise, zu bestimmen.

15
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Unter Marlinipreisen sind diejenigen zu verstehen, welche sich ergeben, wenn aus
den mitlleren Marktpreisen der Monate November und December der Durchschnittsprels
ermittelt wird.

Wenn jedoch hinsichtlich eines solchen landwirlhschaftlichen Ergeugnisses in dem
nächsten Marktorte ein bestimmter Marktpreis nicht statlfindet oder für die letzten vierzehn
Jahre nicht zu ermitteln ist, so ist durch Vernehmung orts= und sachkundiger Personen
der ortsübliche Mittelpreis dieser Jahre "estzustellen und miltelst Durchschnittsrechnung,
wobei die zwei höchsten und zwei niedrigsten Jahrespreise auszuscheiden sind, der Ab-
lösungswerth zu beftimmen.

Rücksichtlich der Pfarr- und Schullasten sind bei Feststellung des Gäldwerths der
jährlichen Leistung die obigen festen Säte oder Preise nur als Maximalsätze zu betrach-
ten und bleibt den Verpflichtelen das Recht wrorchtum die Ermittelung des Geldwerths
der einzelnen jährlichen bLeisltungen nach den Martinimarktpreisen in Gemäßheit der
in Bezug darauf in Vorstehendem enthaltenen weiteren Bestimmungen verlangen zu
können.

5. 7.

Hinsichtlich des Frucht= oder Feldzehnten — derselbe mag unmittelbar vom Felde
erhoben werden oder Sackzehent sein — ist dessen zeitheriger jährlicher Naturalertrag
nach zehnjähriger Darbschntbbercchmng und zwar dergestalt zu ermitteln, daß, nachdem
von den letzten vierzehn Jahren — das laufende Jahr nicht mitgerechnet — die beiden
Jahre, welche den höchsten, sowie diejenigen, welche den geringsten Ertrag gewährt haben,
ausgeschieden worden sind, aus dem Ertrage der übrigen zehn Jahre der Durchschuitt
Vezogen wird.

Sind dabei jedoch ausreichende Nachrichten über den zeitherigen Ertrag des Zehn-
ten nicht vorhanden, so ist derselbe nach Mahgabe der Größe, Bonität und zeitherigen
Ertragsfähigkeit der zehentpflichtigen Grundstücke und unter angemessener Berücksichtigung
der von Zeit zu Zeit einlretenden Unglücksfälle (Mißernten) abzuschäzen und dadurch
zu bestimmen, welche Anzahl Garben resp. Quantität Getreide, Stroh und dergleichen
der Zehentberechtigte ein Jahr in das andere gerechnet, zu erwarten habe. Bei dem
Vlut= oder Fleischzehnten ist, soweit im Vorans bestimmte Beträge für jedes Jahr nicht
schon festgesebt sind, sondern der Beitng sich nach der in jedem Iont erzeugten Anzahl

ieh richtet, abzuschätzen, wirdiel Bieh als Zehntertrag, ein Jahr in das andere
gerechnet, zu erwarten sind. Der so ermittelte jährlicheDurchschnittsertrag des (Feld-

wie Sleisch-) Zehnten ist nach den in F. 6 enthaltenen Bestimmungen auf eine Geldrente
zu berechnen. Die Feststellung der Normen, nach welchen die Ablösung der in §F. 1
sub 2 erwähnten sogenannten Waldservituten und der diesen correspondirenden Gegen-
leistungen an Geld= und Naturalabgaben zu geschehen hat, bleibt einem besondern später
zu erlassenden Gesehe vorbehalten.

. 8.

Bestehen über die zu entrichtenden Naturalien durch Herkommen oder Vertrag
feste Preisbestimmungen dergestalt, daß die Naturalleistung ganz weggefallen ist, so
behält es bei diesen Bestimmungen sein VBewenden und ist die Abgabe sodann als Geld-
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rente zu betrachten. Dieses ist im Zweifel anzunehmen, wenn die Abgaben in den der
Ablösung vorausgegangenen letzten zehn Jahren ununterbrochen und ohne Vorbehalt in
einer und derselben Geldsumme oder doch nach einem und demselben Maßstabe in Geld
erweislich entrichtet worden sind.

Ist hingegen die Naturalleistung nicht aufgehoben, sondern zwischen derselben
und dem eventuell bestimmten Preise die Wahl gelassen, so hat derjenige, welchem
zwischen der Natural- und der Geldleistung die Wahl zustand, ouch bei der Ablösung
das Recht, zu bestimmen, ob die vorhandene Preisbestimmung der Ablösung zu Grunde
gelegt oder der wirkliche Werkh der Naturalleistung nach Vorschrift der 5§. 6 und 7
ausgemittelt werden soll.

5. 9.
Hinsichtlich der Sicherung der Ablösungsrenten (. 5), des Verfahrens bei Dis-

membrationen und der Wahrnehmung der Rechte Dritter finden die bezüglichen Be-
stimmungen des Gesetzes vom 30. Mai 1852 soweit thunlich Anwendung, jedoch mit
der Modificalion, daß bei Abspaltungen von einem Gutscomplex oder Grundstücke, auf
welchem nach gegemwärtigem Gesetze ablösbare Reallasten oder an deren Stelle getreteneAblosungocey haften, die betreffenden Reallasten resp. Ablösungerenten auf das Trenn-
stück nach Verhällniß der darauf entfallenden Steuereinheiten zu repartiren sind.

S. 10.
Als Ablösungsbehörde hat das Landrathsamt, jedoch für den Stadtgemeindebezirk

Zeulenroda da Justizamt daselbst und für den Justizamtsbezirk Burgk das Justizamt
Vurgk zu fungiren. Auch bleibt der Landesregierung noch die Ernennung besonderer
Commissarien vorbehalten.

Für das Verfahren in solchen Ablösungssachen und hinsichtlich der freien Ver-
gleiche sind im Allgemeinen die der Natur der Sache nach anwendbaren Bestimmungen
des Gesetzes vom 30. Mai 1852 maßgebend, jedoch mit folgenden Modificationen:

1) Es ist sowohl mehreren zu Leistungen gleicher Art an den nämlichen Be-
rechtigten Verpflichtete als dem Berechtigten gegen mehrere zu Nleichartigen Leistungen
Verpflichtete in einer Eingabe auf Ablösung zu pProvociren nachgelassen. Die zu-
sammengefaßten Provocationen sind in einem Termine zu verhandeln und ist, sosern
nicht durch Einwendungen wegen einzelner Ablösungsanträge ein besonderes Verfahren

sich * zmach nur eine Recehurkunde auszufertigen.
e Termine und sanstigen Verhandlungen sind in der Regel am Siheder W abzuhalten

Für die Verhandlungen, Jasügungen und Enischeidungen der Ablösungobehörden
sind — sofern nicht durch unzulässige Ablösungsanträge und eingewendete Rechtömittel
Weiterungen veranlaßt werden, welchenfalls die allgemeinen wegen der Proceßkosten
geltenden Grundsätze in Anwendung kommen — Gebühren nicht in Ansatz zu bringen
und nur die baaren Verläge zu berechnen.

15“
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Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Urößeres Regierungssiegel beidrucken lassen.

Gegeben Schloß Burgk, den 10. Juni 1873.

(L. S.) Geinrich XXII.
O. Meusel.

17. Nachtrag vom 11. Juni 1873,
zum Gesetze vom 11. März 1857, die Ablesuns der bei Besiitzveränderungen
vorkommenden Gefälle, namentlich der Lehn- und Siegelgelder, ingleichen

der Lehn= und galnflaßgroschenbetreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
verordnen mit Zustimmung des Landtags als weitern Nachtrag zu dem Gesetze vom
11. März 1857, die Ablösung der bei Besihveränderungen vorkommenden Gefälle,
namentlich der Lehn= und Siegelgelder, ingleichen der Lehn- und Auflaßgroschen betreffend,
was folgt:

1.

Die Bestimmung in §. 2 al. 2 des zuvorgedachten Gesehes wird aufgehoben.
2

Zu den 88. 7, 8 und 9 des nurgedachten Gesetzes wird Folgendes beslimmt:
oweit sich der Betrag ded Lehngeldes nach dem Werthe des pflichtigen Grund-stücks borael und es sich um in doörflichen Flurbezirken des Landes gelegene Grund=

stücke, einzelne oder zu Complexen vereinigte, handelt, sollen die darauf haftenden
Steuereinheiten der Bestimmung des Werths derselben zu Grunde gelegt werden, der-
gestalt, da

. bei Kleinhäusern die Steuereinheit zu neun Thalern;
F bei Feldhäusern mit einem Grundstückszubehör von 1,3 Hektar Areal

und weniger die Gebäudeeinheit ebenso wie die Bodeneinheit zu sieben
Se

alern;
bei walzenden Grundstücken die Steuereinheit durchweg zu sieben Thalern;
bei Feldhäufern und geschlofsenen Gütern mit einem Grundstückszubehör von
mehr als 1,, Hektar bis mit 3.86 Hektar die Gebäudeeinheit ebenso wie die
Vodeneinheit mit 6 Thalern;

e
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e. bei größeren Gütercomplexen mit einem über das Maß von 369 Hektar
ansteigenden Grundstückozubehör die Gebäudeeinheit zu sechs Thalern, die
Bodeneinheit zu fünf Thalern

angenommen wird.
Von der Summe des hiernach sich ergebenden Verths eines Grundstücks oder

Grundstückskörpers, dem Bruttowerth, sollen durchweg 400 gekürzt, von dem ver-
bleibenden Reste die mit dem 25fachen Betrage zu kapitalisirende Abgabenlast in Abzug

gebracht uand die alsdann verbleibende Summe als Ablösungswerth betrachtet werden.Verechnung der Abgaben und Oblasten eines Grundstücks oder Grundstücks-conhleret ferner für die Abgabe an solchen Naturalien, rücksichtlich deren das Geset
vom 10. dieses Monats, die Ablösung der auf einem dinglichen Rechtsverhältnisse be-
Gruhenden Geld= und Naturalabgaben, sowie gewisser Dienstbarkeiten betreffend, in §. 6
seste Ansähe aufgestellt hat, das Maß dieser Ansätze zur Werthsbestimmung ausschlichüch
gebraucht werden, mit der alleinigen Ausnahme, daß, so lange bezüglich der Pfarr- und
Schullasten das Provocationsrecht nicht auch den Verpflichteten eingeräumt ist, die durch
das zuvorerwähnte Geset für dieselben bestimmten Werthssätze bei der Lehngeldablösung
und der dabei slattfindenden Feststellung und Berechnung der auf dem lehngeldpflichtigen
Immobile ruhenden Oblasten nicht zu Grunde gelegt werden dürfen.

Endlich soll bei den vorstehend unter u. gedachten Kleinhäusern, dafern der Ver-
pflichtete durch Zugrundelegung des Werths der Steuereinheit mit 9 Thalern sich be-
schwert glaubt, demselben das Recht zustehen, auf Einleitung des in dem Gesetze vom

. z 7qotdnctcnTaxattondvekfahkenöanzutragenundksIolleuhtekbetdte

im §F. 8. und 9 dieses Gesetzes geordneten Grundsätze dergestalt maßgebend sein, daß
die Taxation von Sachverständigen des Orts oder der Nachbarorte nach Maßgabe der
hangbaren Preise beim Verkaufe an Fremde staltzufinden hat und daß auch hierbei die
im vorhergehenden Absah in Bezug auf die Berechnung der Oblasten getroffenen Be-
stimmungen Anwendung leiden.

3.

Falls von einem Berechtigten gleichzeitig gegen mehrere Verpflichtete desselben
Orts oder von mehreren Verpflichteten desselben Orts gleichzeitig gegen denfelben Be-
rechtigten auf Ablösung der im §F. 1 des Gesetzes vom 11. März 1857 angegebenen
Gefälle provocirt wird, sind die einschlagenden Verhandlungen zusammenzufassen und cs
ist über die erfolgte Ablösung ein einziger Receß auchufertigen.

Die Kosten sind mit Ausnahme der durch die Taxation von Kleinhäusern ent-stehenden, a solchenfalls von den bei der fraglichen Ablösung Betheiligten allein
zu tragen sind, nach den Bestimmungen in F. 70 des Gesetzes vom 30. Mai 1852
zu vertheilen.

4.

Die Sademüct soll von jebt ab auf davon geither befreit gewesene Grund-stücke und deren Zubehör und insbesondere auch auf die etwa davon abkommenden
Trennstücke nicht neu aufgelegt werden können.
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5.
Als Schlußtermin für die Ablösung der bei Besitzveränderungen zu entrichtenden

Gefälle, namentlich der Lehn= und Siegelgelder, ingleichen der Lehn= uud Auflaß-
groschen, wird der 31. December 1882 festgestellt mit der Wirkung, daß alle der-
gleichen Gefälle, auf deren Ablösung bis dahin nicht provocirt sein wird, alsdann
ohne alle Entschädigung wegfallen und als ohne Weiteres hinfälli geworden anzu-
sehen sind.

Soweit in Vorstehendem das dese vom 11. März 1857 und die Nachtrags-
bestimmung vom 10. Mai 1870 Abänderungen nicht erlitten hat, bewendet es bei
den Bestimmungen der angezogenen Gesetze, beziehentlich bei den das erstere abändern-
den Bestimmungen des Gesetzes vom 27 Februar 1873, die Errichtung einer Land-
rentenbank betreffend.

7.
Das gegenwärtige Gesetz soll auf alle diejenigen bereits anhängigen Lehngelder-

ablösungen Anwendung finden, in welchen der Werth des lehngeldpflichtigen Objects
noch nicht festgestellt ist.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung
Unseres größeren Regierungasiegels.

Gegeben Schloß Burgk, den 11. Juni 1873.

(L. S. Heinrich I.
O. Mueusel.



Gesebssammlung
das Fürstenthum #en älterer Linie.

V
(Ausgegeben den 28. guni 1873.)

16. Verordnung vom 13. Juni 1873,
zur Ausführung des Gesetzes vom 27. Februar 1873, die Grund= und

Hypothekenbücher * 206* atheleoh
Zur Aussührung des Gesehes vom 27. Februar d. J., die Grund= und Hypo-

thekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend, wird mit Höchstlandesherrlicher Geneh-
migung hierdurch Folgendes verorduct:

6.u 55. 2 und r bes Gesetzes.
Unter Grundsläcken isS das Gisch überhaupt Inmmobilien im ausgedehnten

Sinne des Wortes, wie er im F. 14 des Gesetzes näher festgestellt ist. Ausgeschlossen
bleibt von dem Eintragen in das Grun- and Hypothekenbuch:

das Landesherrliche fideikommissarische Domanial= und Kameral, Eigenthum jeder
Art, indem wegen Anwendung des Gesetzes auf dieses Lebtere die weitere Bestimmung

der Kandehrricen, auf Grund der Hausgesetze zu fassenden Entschließung vorbehaltenlelbt.
Gegenstand der Bestimmungen dieser §§. sind nicht blos das Hypothek- und

das Eigenthumerecht, sondern auch überhaupt solche Rechte an Grundslücken, welche nach
S. 15 sich zur Eintragung ins Grund= und Hypothekenbuch eignen. Solche Rechte
können nicht ummittelbar durch Vertrag, letzte Willendordnung, rechtskräftiges Erkenntniß
oder Geset rc. mit voller Wirksamkeit erworben werden, vielmehr muß erst noch die Ein-
tragung derselben ins Grund= und Hypothekenbuch binzukommen (vgl. §. 53 des Gesetzes).
Die augeführten Erwerbsarten begründen vorher nur einen Rechtstitel (Nechtsgrund)
zur Eintragung.

8. 2.
u 88. 2 und 26 des Gesebes.

Durch diese 58. ist die zeitherige Rechisnorm, welche die erwerbende Verjährung
auch als Erwerbsart des Grundeigenthums zuließ, keineswegs völlig aufgehoben. Viel-

16
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mehr bildet die Verjährung auch fernerhin einen Rechtstitel, auf Grund dessen Ein-
tragung des Eigenthums an Grundflücken in das Grund= und Hypothekenbuch begehrt
werden kann: derselbe hat aber keine Wirkung gegen den schon eingetragenen
Besitzer

 e
Zu 8. 6 des Gesetzes.

Die Worte Smit allen — Erforbernissen" weisen darauf hin, daß vor der Ein-
tragung des neuen Besitzers dieselbe causao cognitio stattzufinden hat, welche der
Richter bisher vor der Bestätigung der Veräußerungsverträge vorzunehmen hatte (s. 137 ff.
des Gesehes).

Jede erfolgte Eintragung eines neuen Besitzers # dem Fürsllichen Katasterbüreaubinnen 8 Tagen mitzutheilen und in dieser Beziehung Alles Dasjenige genau zu beob-
achten, was die Verordnung, die Ausführung des Gesetzes über die neue Regulirung der
Grundsteuer vom 9. Mai 1857 zum Behufe der Katasterausstellung betreffend, vom
25. März 1869 vorschreibt.

8.4
Zu 55. 10 und 12.

Die lehnrechklichen Vorschristen und Grundsätze wegen der Lehnsauflassung,
Suchung und Befolgung der Lehn bleiben bei den eigentlichen Lehngütern bis auf Wei-
teres auch siuner-. in Gültigkeit.d nach Einreichung der Urkunde des über ein Lehugut abgeschlossenen Ver-öthermsvertrags oder nach erfolgter Adjudikation eines zwangsweise verfteigerken Lehn-
hutes die oberlehnsherrliche Einwilligung dazu ertheilt, daß der Erwerber künftig nach
gehörig gesuchter und erlangter Veleihung, als Besiher in das Grund- und Hypotheken-
buch eingetragen werden möge, so ist solches im Grund= und Hypothekenbuche auf dem
Folium ded veräußerten Gutes in der II. Rubrik mittelst besonderen Eintrags zu be-
merken, Vom Tage dieses Eintrags läuft dem Erwerber die gesetliche Frist zu Suchungder Lehn.

Bei Cessionen solcher Forderungen, welche mit Einwilligung des Oberlehnsherr
auf Lehugüter versichert und solchergestalt in das Grund= und Hypothekenbuch
eingetragen sind, ist ein lehnsherrlicher Conseus in Translation der Hypolhek nicht ein-
zuholen.

5. 5.
Zu 8. 11.

Der Bestimmung in §. 11 des Gesetes ungeachtet ist die A#ih und das Ge-such um Belehnung bei der Landesregierung anzubringen. Diese setzt die Bedingungen
der Belehnung nach Maßgbe der suschlagenden Beslimmungen der gesetlichen Lerddl.
nung vom 1. April 1857 fest und macht der Grund= und Hypothekenbehörde der inFrage kommenden Grlebslce davon Eröffnung, wonanf diese letztere die erfolgte Be-
lehnung in der I. Rubrik der betreffenden Grundstücksfolien verlantbart und dem darüber
auszufertigenden Rekognitionsscheine die Belehnungsbedingungen inserirt.
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8. 6.
Zu 8. 15 Nr. 3 des Gesehes.

Verlangt der Besitzer die Eintragung einer mit dem Grundstücke verbundenen
nutzbbaren Realgerechtigkeit auf dem Folium des letzteren, und es ist der Grund= und
Hypothekenbehörde die Existenz derselben nicht schon anders woher bekannt, so hat sie
von dem Besiter einen Nachweis derbehmyteeen Nealgercchtigkeit zu ersordern. Besleht
solchenfalls die Rcalgerechtigkeit in einer dem Geschäftsbereich der Verwaltungsbehördenunterfallenden Gewerbsberechtigung, so hat die hin und Hypothekenbehörde entweder
die zuständige Verwaltungsbehörde um Auskunft anzugehen oder dem Besiter die Bei-
bringung eines Zeugnisses dieser Behörde aufzugeben.

Zu §. 15 Nr. 4 des Gesetzes.
Unter den in §. 15 unter 4 erwähnten Veränderungen sind nur Veränderungen

eines Grundstückskomplexes in seinen Bestandtheilen durch Zuwachs oderAbgang — Hin-
zuschlagung von Grundstücken, Veräußerung unbeweglicher Zubehörungen, — keineswegs
aber bloße Veränderungen der Oberfläche eines Grundstücks, z. B. durch Aufführung
neuer Gebäude zu verstehen.

Von letterer hat nur dann das Grund= und Hypothekenbuch Nachricht zu geben,
wenn durch Aufführung von Wohngebäuden an Orten, wo zuvor keine gewesen, neue
Nahrungen enistehen.

Befinden sich auf einem Grundstücke ungangbare Halden, aufläßige Bergwerkstag-
gebäude und sonstige früher zu Bergbauzwecken gebrauchte Räume, welche nicht mehr
zum Bergbaue dienen, so ist dies auf dem Folium des Grundstücks zu bemerken.

6
Zu H. 15 Nr. 7 des Gesetzes.

Außer den in F. 15 unter Nr. 7 angefährten Beispielen von Dispositionsbe-
schränkungen, die sich auf einen speciellen Rechtstitel gründen, können auch noch andere
dergleichen Disposilionsbeschränkungen, aus Nebenverträgen bei Grundstücksveräußerungen
oder auch aus letztwilligen Verfügungen herrührend, vorkommen; von diesen gilt
dann das Erforderniß der Bemerkung im Grund= und Hypothekenbuche auf gleiche
Weise.

8.9
Zu 8. 15 des Gesebes, letztes Alin

Durch diese Vorschrift des§.15wird nicht ausgeschts en, daß öffentliche Ab-
haben und beistungen, auch andere Beschwerungen, deren Aufführung nichtin das Grund-
und Hypothekenbuch gehört, doch in Veräußerungsverträgen über die damit belasteten
Grundstücke erwähnt werden können.

S. 1Zu F. 17 c. . Gesehes.

Ebenso hat die Grund= und Hypothekenbehörde auch schon ach erfolgtem Zu-schlage die geschene Zwangsversteigerung des Grundstücks Amtshalber im Grund-
und Hypothekenbuche kund zu machen. (M. vergleiche §. 33 dieser Verordnung.)

16“
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Sind Zwangsversteigerungen nicht von der Grund= und Hypothekenbehörde selbst,
sondern von einem andern Gericht vorgenommen worden, so hat die Subhastationsbehörde
sowohl nach erfolgtem Zuschlage, als auch anderweit nach geschehener Adjudikation desGrantstüch“ an den Ersteher der Grund= und Hypothekenbehörde davon unverweilt Nach-
richt zu geben.

F. 11.
Zu §. 19 des Gesetzes.

Den Justigaussichtsbehörden steht die beliebige Einsicht der Grund= und Hypothe-
kenbücher der ihnen untergebenen Gerichte zu; eine Einsendung der Grund- und Hypo-
thekenbücher an die Aussichtsbehörden findet jedoch nicht statt, sondern nur Auszüge
daraus sind der Aufsichtsbehörde auf Anordnung einzusenden.

Aupßerdem ist allen höhern und niedern Justiz= und Verwaltungsbehörden, wenn

sie bei ihrer Geschäftsverwallung Nachrichten aus den Grund= und Wnly.7
nöthig haben, auch Anlaßund Zweck ihres Verlangens angeben, nicht nur die Einsichtder betreffenden Stellen zu verstatten, sondern auch ein Auszug aus denselben mitne,
theilen.

. 11 F. 25 - Gesehes
Nach der Vehriffeleslimin in 8. 26 sind nach Verschiedenheit der Fälle als

passiv betheiligt zu betrachten und von dem geschehenen Eintrage zu benachrichtigen: bei
Eintragungen eine neuen Besicers in das Grund= und Hypothekenbuch der bioherige
eingetragene Besiher; bei Abschreibung von Pertinenzstücken auf dem Folium des Haupt-
gutes in Folge von Abtrennungen, ferner bei Eintragungen und Vormerkungen von
Forderungen, deögleichen bei Eintragungen von Diepositionsbeschränkungen der Besiter;
bei Eintragungen von Cessionen sowohl der Cedent als der Besitzer; bei Eintragungen
von Protestationen gegen Cession oder Perpfändung einer eingetragenen Forderung der
eingetragene Gläubiger; bei Löschungen eingetragener oder vorgemerkter Forderungen der
Gläubiger; bei böschungen von Diespositionsbeschränkungen Derjenige, zu dessen Gunsten

die Distionobelchränkung bestand . 2c.Nit der Venachrichtigung ist dem passiv Betheiligten eine einfache Abschrift des
in das Gund. und Hypothekenbuch hebrachten Eintrags zuzustellenWiewohl bei einer schriftlich erklärten Verzichtoleistung des passio Betheiligten auf
die Benachrichtigung von einer geschehenen Eintragung oder böschung gerichtliches Aner-
kenniniß an sich nicht erforderlich ist, da diese Verzichtsleistung kein Rechtsgeschäst enthält,
welches bei der Eintragung oder vöschung selbst zur Unterlage zu dienen hätte (§. 145
des Gesebes), so ist dadurch doch nicht ausgeschlossen, daß die Grund= und Hypotheken-
behörde gerichtliches Anerkenntniß einer solchen schriftlichen Erklärung dann verlangen
dürse, wenn ihr über die Aechtheit der Unterschrift des Schreibens und die Richtigkeit der
Erklärung Bedenken beigehen.

Außerdem sind von den Eintragungen eines. neuen Besitzers in das Grund= und
Hypothekenbuch die eingetragenen Hypothekgläubiger, soweit an dieselben zu gelangen
ist, durch Zustellung einer Abschrift des Besivereintrags sportelfrei zu benachrichtigen.
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Für die Beobachtung dieser Vorschrist sind zwar die Grund= und Hypothekenbe-
hörden der vorgesetzten Dienstbehörde verantworklich; die Hpothekgläubigen können aber
aus der Nichtbeobachtung derselben einen Entschädigungsanspruch au die Behörden oder
den Staatsfiskus nicht herleilen, dafern sie sich nicht auf dem in 8. 72 des Gesebes vorge-
zeichneten Wege ein Recht auf ilih verschafft haben.

F. 1Zu §. 20 dnr Gesetzes.
Eineerlöschende Verjährung, welche vor Anlegung des Grund= und Hypotheken=

buchs und vor Ablauf der im öffentlichen Aufrufe bestimmten Frist (5. 232 des Gesetzes)
bereits vollendet war, verliert ihre Wirkung nicht, sondern gewährt einen Titel zur Löschung
des durch Verjährung erloschenen, aber in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen
Rechts, so lange dieses Recht nicht auf einen Dritten im Vertrauen auf die Angaben
des Grund= und Hypothekenbuchs übergegangen ist (ugl. 55. 20 und 21 des
Gesetzes).

Nach §. 26 des Gesetzes verliert der Rechtssah: „daß das Recht auf jährliche
Zinsen und Prästationen ganz und gar erlischt, wenn die Abentrichlung über rechtsver-
jährte Zeit unterblieben ist“", seine Gültigkeit in Ansehung solcher jährlicher Zinsen und
Leistungen, welche im Grund= und Hypothekenbuche auf dem Golium des verpflichtelen
Grundslücks unter den bleibenden Lasten desselben (S. 15 Nr. 5 des Gesetzes) eingetragen
lue, dafern nicht etwa die Verjährung schon früher vollendet war (s. vorstehend1).

8.1u S. 30 u Gesetzes.
Daß ein Grundstück wirklich Erbzinsgrundstück im engeren Sinne sei, muß im

concreten Falle besonders dargethan sein. Insbesondere läßt der Umstand, daß auf einem
Grundstück die Verbindlichkeit zu Entrichtung von Erbzinsen haftet, noch keineswegs auf
das Vorhandensein eines Erbginsgrundstücks im engern Sinne schließen, vielmehr wirdim

Zweifel die Eigenschaft eines sogenannten schlechten Zinsgutes vermuthet.
8. 15.

Zu 8. 38 Gesehes.
Sogleich bei Bestellung der Vormünder haben die Vormundschaftsgerichte zu

ordnen, ob überhaupt den Vormündern eine bypothekarische Kautionsbestellung und bis
zu welchem Betrage anzusinnen sei, bei Heststellung dieser Fragen aber den Vormündern
selbst Gehör zu vergönnen.

Treten im Fortgange der Vormundschaftsverwaltung Umstände ein, welche eine
Abänderung der hierüber zu treffenden erstmaligen Festsetzung erheischen, so haben für
deren Vornahme die (Vormundlchaftsgericte alsbald Fürsorge zu treffen. Auch habendieselben dahin zu wirken, daß die Kautionspflicht der Vormünder nicht ohne Noth er-
höht werde und dieserhalb namentlich die baaren Gelder, Pretiosen, Staatspapiere, Schuld-
scheine und anderen wichtigeren Urkunden der Vevormundeten möglichst in gerichtliche
Verwahrung zu bringen.
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8. 16.
Zu §. 39 unker 3 des Gesetzes.

Wenn die mit der Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit belrauten Gerichte
bei Erbschaftsregulirungen oder andern Gelegenheiten amtliche Kenntniß davon erhalten,

daß solchen Kindern, wie sie in . 39 unter 3 des Gesetzes bezeichnet werden, Vermögen
anwächst, welches der Verwaltung ihrer Eltern unkerfällt, so haben sie nach folgenden
Vorschriften zu verfahren:

a. Haben solche Kinder ihr Domizilium außerhalb des Gerichtöbezirks, so isl dem
über sie zuständigen Civilgericht (ihres Domiziliums) der Vermögenbßanfall anzuzeigen
und es slehen sodann diesem letzteren Gericht die unter b angeordneten Maß-

nahmen jub. Das Wohnortsgericht der Kinder ist verpflichtet, die Kenntnißnahme vom
Vermögensanfall in besondere (General- oder Special-) Akten niederzulegen, weiterhin
aber entweder (in dem Falle des §. 39 unter 2 des Gesetzes) sogleich, oder (in dem
Falle des §. 39 unter 1 das.) beim Eintritt dazu nöthigender Umstände für Geltend--

machung des in F. 39 daselbst geordneten Rechtstitels Sorge zu tragen.
Dasselbe hat hierzu den Kindern Amtswegen einen Special-Vormund, welcher dasdieserhalb gulsan unter Aussicht des Gerichts besorgt, zu bestellen, — es sei denn, daß

etwa schon ein genereller Vormund ihnen bestellt oder die Eintragung der Hypothekar-
kaution ohne alle Weiterungen zu erlangen sein sollte.

c. Wenn aber im Auslande domizilirenden Kindern Vermögen, welches im In-
lande belegen ist, anfällt, so tritt das Civilgericht, unter dessen Gerichtsbarkeit dieses Ver-
mögen eben belegen ist, in die Rechte (s. unter n) und Pflichten (s. unter p) des Wohn-
ortögerichts ein.

5. 17.

Zu §. 43 des Geseßes.
Nach der Bestimmung des vorliegenden F. kann der hier erwähnte gesetzlicheRechtstitel solchen Gläubigern, deren Forderungen im Uebrigen bereits durch Hypothek

versichert sind, dazu dienen, um z. B. für rückständige versprochene Zinsen, wenn sich die
Hypothek auf selbige nicht miterstreckte (§. 66 des Gesetzes), oder für solche Zinsen, welche,
wenn späterhin der in F. 69 des Gesetzes bemerkte Fall einträte, weil sie aus einer
frühern Zeit, als den dort bestimmten drei Jahren herrührten, auf prioritätische Befrie-
digung mit dem Hauptstamme keinen Auspruch haben möchten, ingleichen für die in li-
duido beruhenden Kosten, mit Rücksicht auf die Bestimmung in §. 70 des Gesees, in-
soweit der Vetrag dieser Kosten die Summe von 50 Thalern oder beziehentlich von
20 Thalern schon jeht übersteigt, oder doch künftig bei Eintritt des in 5. 70 des Gesetzes
bemerkten Galles in der Zusammenrechnung mit den etwa bis dahin erwachsenen weiteren
Kosten übersteigen könnte, ebenfalls eine Hypothek auf dem nämlichen Grundstücke zu

ellangen nsolchen dallen ist an der spätlern Stelle in der Rubrik der Schulden (8. 178des cucaa vermöge gesetzlichen Rechtstitels nur das Liquidum an Zinsen von der an
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einer früheren Stelle bereils eingelragenen Hauptstammsforderung und das Liquidum an
Kosten, ohne die Hauptstammsforderung selbst, einzutragen.

Nach §. 53 des Gesetzes gemigt künftig zur Degrindung des Hülsspfandrechts
nicht mehr der richterliche Ausspruch, daß ein solches dem biquidanten eingeräumt sein
solle, sondern dasselbe wird erst durch die wirkliche Eintragling in das Grund= und Hy-
pothekenbuch erlangt. (M. vergl. §. 1 dieser Verordnung.)

Die Eintragung selbst aber kann nach §. 50 des Gesetzes nur auf bestimmte
Immobilien erfolgen. Der Procehrichter hat über die Immobilien, auf welche der Ein-
trag erfolgen soll, in Gemähheit der Proceßgeseße Entschließung zu fassen und der Hypo-
thekrichter hat den Anträgen desselben zu euhprechen.

Zu .5 Gesetzes.
Das Gesetz gesteht in §. 45 weinen geseclichen Rechtstitel zur Hypothek nur wirk-

lichen Auszügen im eigentlichen Wortsinn (reservatis) zu, d. i. Auszügen, welche an
Grundstücken entweder bei deren Veräußerungen durch Vorbehalt des Veräußern=
den oder durch letztwillige Verfügungen des GEgenhnmers hostelh oren sind. DemAuszuge ähnliche Leistungen, welche auf andere Weise, durch Vorbehalt des Eigen-thümers bei Veräußerungen unter den Lebendigen oder 4 den Todesfall sresent werden,
unterfallen dem rechtlichen Begriffe des Auszugs, der nur mißbräuchlich im gemeinen
Leben auf sie angewendet wird, nicht, vielmehr dem allgemeineren der „NReuie" (man
vergl. §. 52 des Gesehes), und auf Rentenbegige dieser Art leidet der durch den vor-
liegenden Gesehesparagraph geschaffene gesehliche Rechtstitel zur Hypothek keine An-
wendung.

Im Uebrigen sind hier unter dem Worte: „Auszug“ alle und jede Auczugs-
gebührnisse und Auszugsleistungen, also auch die für den Auszügler bestinunte freie Woh-
r (Herberge), die dabei östers bedungene Wartung und Pflege in Krankheitsfällen

u. d. m. zu verstehen.
8. 19.

u 8. 47 des Gesehed.
Die von dem Besitzer eines unter einer Resolutivbedingung erworbenen Grund-

stücks bestellte Hypothek orlischt mit dem Cutiite der Bedingung, wenn anders diese im
Grund- ud Hypothekenbuche eingetragen waEs soll daher die Grund= und Hnpbihebenbehrde die solchenfalls bestellte Hypo-
thek nicht eher eintragen, als bis der Nachweis geliefert ist, daß der Gläubiger von
dem Bestehen der Resolutivbedingung und der ihr nach Vorstehendem beiwohnenden Wir-
kung Kenntniß hatte.

5. 20.
Zu §F. 48 des Gesehes.

Es kommt nicht ber an, welche Wortke in dem Vertrage oder letzten Willen
gebraucht worden sind, sobalddieseWorte nur deutlich und unzweiselhaft ausdrücken, daß

eine bestimmie Forderung auf einem bestimmten Grundstücke mit Hypothek haften soll;
nach §. 31 des Gesetzes ist dieses anzunehmen, wenn bei Veräußerung eines Grundstücks
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das Eigenthum an demselben zum Zwecke der Sicherstellung einer Forderung vorbehalten
worden ist

. 21.

u 8. 6 des Gesetzes.
Was in §. 52 bestimmt ist, gilt insonderheit von Nakuralauszügen und den

dabei häufig vorkommenden Leistungen au Gewährung freier Wohnung, Verpflegung in
Krankheiten u. s. w.

8. 22.
u F. 54 des Gesebes.

Die Urkunde, auf deren Grund eine Vormerkung siattfindet, kann z. V. auch
ein von der Grund= und Hypothekenbehörde selbst über mündliche Anbringen und Erklä-
rungen der Betheiligten aufgenommenes Protokoll sein.

Thalsachen, welche für die Grund= und Hypothekenbehörde gerichtskundig sind
(3. V. Sterbesüälle, Hoirachen ic.) bedarsen selbstverständlich einer weitern Bescheinigungberhaupt nicht. Es isl aber in dem auf den Vormerkungsanlrag zu fassenden Beschluß
die Gerichtskundigkeit der Thatsache res

S. 23.
Zu 8. 57 des Gesetzes.

Aus §. 79 des Gesetzes folgt, daß eintretenden Falls nicht der ideelle Antheil
des einzelnen Mitbesigers, woran die Hypothek besteht, für sich allein zur Subhastation
gebracht werden kann, sondern das ganzel Grundslück nach den Grundsätzen der Provo-

kation auf Theilung einer gemeinschaftlichen “. zur Versteigerung kommen muß.
8.2

Zu 88. 59 61 %%
Gelangen an die Grund= und Seop elesbeh berlst Wehuche um Einkragung solcher

Besitzveränderungen, welche mit einer Zerslückelung ganzer Komplexe oder einzelner Grund-
stücke (Dismembration) verbunden sind, so haben sie neben der allgemeinen cuusae cog-
nitio, welche bei jeder Eintragung eines neuen Besitzers nach 8. 3 dieser Verordnung
anzustelen ist, insbesondere noch Folgendes zu erörtern und vorzunehmeSie haben zu untersuchen, ob nicht elwa die beslehenden Dönenbrationsbe.
Schränmunzan der Grundstücksabtrennung in irgend einer Beziehung entgegenstehen.

b. Wenn die Diemembration Veränderungen an den Grenzen einzelner Grund-

Hä/sparpull, herbeiführt, so sind die Bestimmungen der Verordnung vom 25. März
. 25, 29, 30, 31 in Verbindung mit der Regierungsverordnung vom 17. Märzks sub 15 2 in #cht zu nehmen.

c. Die Reallasten * Guodstückt, seien sie in das Grund= und Hypothekenbucheingeiranen oder nicht (.15des Gesetzes unter 5 und letztes Alinea), hindern dessen
Dismembration nicht: sie 15 aber stets nach dem Quotalverhältnisse, in welchem die
Trennstücke nach dem zuvor festzustellenden Steuerwerthe zu einander und zu dem zurück-
bleibenden Grundstück stehen, zu repartiren. Es ist die Obliegenheit der Grund= und
Hypothekenbehörden, diese Repartition zu vermitteln.
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Diese halb haben sieu. durch Vernehmung der Grundstücksbesiber und ihnen sonst geeignet
erscheinende Mittel zu erkunden, ob auf dem Grundstück Reallasten
ruhen, welche der Eintragung ins Grund= und Hypothekenbuch nicht
unterliegen (M. s. S. 15 unter 5 und lebtes Alinen des Gesetzes).

hb. Die Repartition der auf Privatrechtstiteln beruhenden Realgefälle
(Grundzinsen und dergl.) hat die Grund= und Hypothekenbehörde selbst
nach vorgängigem Gehör der Bctheiligten festzustellen und deshalb
in den geeigneten Fällen sich mit den betreffenden Realberechtigtenin
das Vernehmen zu seben.

d. Ebenso liegt den Grund= und Hypothekenbehörden ob, zu erörtern, ob und
inwieweit die hypothekarischen Belastungen des Grundstücks der Dismembration entgegen-
stehen. Hierbei dienen ihnen die Beslimmungen der §§. 59—61 des Gesetzes und die
zu denselben gehörenden 95§. dieser Verordnung zur Nichtschnur.

. Ergeben die angestelllen Erörterungen Anstände oder Mängel, wegen welcher
die Eintragung nicht erfolgen kann, so verfahren die Grund= und Hypothekenbehörden
nach Vorschrift des §. 137 des Gesezes. Sind aber die vorslehend angeordneten Maß-
nahmen befriedigend erledigt worden, so ist die nachgesuchte Eintragung der Besitzveräu-
derung und die damit verbundene Abschreibung vom Folium des getrennten Grundstücks
(5. 171 des Gesetzes) zu bewerkstelligen. Aus diese folgt schließlich die erforderliche Ve-
nachrichtigung an das Katasterbüreau (F. 3 Alin. 2 dieser Verordnung), sowie an die
passiv Betheiligten (F. 25 des Gesezes und F. 12 dieser Verordmg).

g. 25.
Zu §F. 59 des Gesetzes.

Die Erlangung und Nachweisung der Einwilligung des Gläubigers ist in der
Regel dem Grundstückobesier, welcher die Grundstücksabtrennung unternimmt, zu überlassen.
Der Grund= und Hypothekenrichter kann aber hierbei vermittelnd wirken, wenn
er von einem der Betheiligten darmm angegangen wird (§H. 18 und 132 des
Gesebes).

F. 26.
Zu K. 60 des Gesebes.

Nach der Bestimmung in §. 60 al. 1 des Gesetzes muß in dem daselbst be-merkten halte der Eintrag der Forderung auf einem andern Grundstücksfolium mit dem
Eintrage derfelben Forderung auf dem Folium des vormaligen Hauptgutes sowohl in
Ansehung der Größe der Forderung, als auch, wenn der solchergestalt auf dem andern
Grundstücksfolium einzutragenden Forderungen mehrere sind, in Ansehung ihrer Reihen-
folge und Rangordnung unter einander übereinstimmen; was aber das dem Eintrage
vorniusebende Datum betrifft, so findet auf dergleichen neue Einträge die Vorschriftin

162 des Gesehes ebenfallo Amvendung und richtet sich also das Datum nach der Zeit,
wo der neue Eintrag bewirkt wird.

17
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S. 27.
Zu F. 61 des Gesetzes.

Der auf das Trenunstück repartirte Theil der im Grund= und Hypothekenbuche
auf dem Folium des Hanptgutes eingetragenen Reallasten ist auf dem neuen Folium des
abgetrennten Grundstücks oder dem Folium des andern Grundstücks, zu welchem es hin-
zugeschlagen wird (. 62 des Gesetzes), einzutragen. Dagegen findet eine Abschreibung
auf dem Stammgrundstücke nicht Statt, sofern nicht der Realberechtigte einwilligt.

Zu §. 6# des Geseb es.
1 1. Die hier bedungene (inwilligung . von der Grund= und Hypotheken-behörde 7 hinzuzuschlagenden Grundstücks in der Regel nicht, und nur dann zu ver-

sagen, wenn die Umstände des einzelnen Falles besonders miliche Folgen von der Hin-
zuschlagung befürchten lassen. Dies ist beispielsweise dann anzunehmen, wenn wegen
großer Entlegenheit der Grundstücke oder aus andern Gründen zu vermuthen ist, daß die
Vereinigung der Grundstücke nicht von langem Bestande sein werde, oder wenn auf dem
einen Grundstücke mehrere auf dem andern nicht haftende Reallasten ruhen.

Mit dem Antrage auf Hinzuschlagung eines Grundstücks zu einem unter Gerichts-
barkeit einer andern Grund= und Hypothekenbehörde gelegenen andern Grundstücke hat sich der
Besitzer an die Grund= und Hypotbekenbehörde dieses letztern Grundstücks zu wenden,
welche, wenn der Hinzuschlagung sonst kein Bedenken entgegensteht, mit der Grund= und

Hypothekenbehörde ### binzuzuschlagenden Grundstücks wegen Erlangung ihrer Einwilli-Qung (F. 63 Nr. 1 des Gesetzes) in Vernehmen zu treten hat.
Wird diese Einwilligung ertheilt und es erfolgt mee die Hinzuschlagung, so

wird dadurch mit Ausnahme dessen, was in §. 158, 159 des Gesebes bestimmt ist,an der Gerichtsbarkeit in Betreff eines solchen pal: im Uebrigen nichts ver-
ändert.

Zu 3. Die Bestimmung unter3ist dahin zu verstehen, daß überhaupt keines
der Grundstücke, welche durch eine Hinzuschlagung vereinigt werden'
sollen, mit einem besondern Vor= und Biederlauforechte Kha sein darf.

u8. 70“ l Gesebes.
Unter Kosten sind hier * gerichtliche, als außergerichlliche zu verstehen.
Nach Inhalt dieses §. und des damit zu vergleichenden §. 51 des Gesetzes ist

es den Betheiligten unbenommen, auch einen höheren oder niedrigeren Kostenbeirag als
den im §. angegebenen von resp. von 50 und 20 Thalern festzusetzen und eintragen zu
lassen. Ist dies Geschehen, so gilt binsichtlich dieses höheren oder niedrigeren Kosten-
betrags dasselbe, was in Ermangelung eines solchen hinsichtlich der im Gesetzesparagraphen
bestimmten Normalsummen gilt.

Sollen noch andere Kosten als die in §. 70 des Gesetzes erwähnten durch Hy-
pothek sicher gestellt werden, so kann auch dies mit voller Wirkung geschehen. Durch den
bezüglichen Eintrag wird die Frage über die Erstattungsfähigkeit der fraglichen Kosten
bei deren Vorkommen im concreten Falle nicht entschieden.



— v- tñ

Zu F. 72 des Gesehes.

Die Grund= und Hypothekenbehörden sud verpflichtet, dem Gläubiger, welcherdas im §. erwähnte Versprechen erhalten hat, von der Eintragung einer wei-
teren Oppothet auch dann, wenn diese auf einem heseblichen Rechtstitel beruht, Nachricht
zu ge

Wenn der eingetragene Besiher eines Grundstücke ein Berprrechen dasselbe nicht
ohne Vorwissen oder Einwilligung eines Dritten, sei es auch eines bopoatekorsschenGläubigers, veräuszern oder verpfänden zu wollen, nicht blos zum 3weckderSicherung einer bestimmten hypothekarischen Forderung, sondern ens andern
aus der Wortfasfung des bezüglichen Versprechens selbst erkennbaren Gründen ertheilt hat,
so begründet ein solches Versprechen eine, ihrem gauzen Umfange nach wirksame Be-
schränkung des Besibers in der Verfügung über sein Grundstück. Ein solches Versprechen
unterfällt nicht den Bestmmungen des vorliegenden F. des Gesetzes, sondern bildet eine
nach F. 15 unter Nr. 7daselbst zu beurtheilende Dispositionsbeschränkung und ist daher
nicht in die dritte, sondern in die zweite Rubrik des Grundstückofoliums einzulragen.
(M. vergl. F. 172 a. E. des Gesetzes.) Das Versprechen an den chirographarischen
Gläubiger, ohne seine Zustimmung ein Grundstück weder veräußern noch verpfänden zu
wollen, soll stets als eine solche Dispositionsbeschränkung angesehen werden.

· §.sl.

Zu§§.st—83(ccssi0aeccssnria).
Wenn im Executionsverfahren die Hülfe in hypothekarische Forderungen des

Schuldners oder in andere, demselben an fremden * zustehende Rechte, welcheim Grund- und Hypothekenbuche eingetragen sind (z. B. Nießbrauchsrechte), vollstreckt
werden el, ist nach folgenden Bestimmungen zu Grutsren.

Die Verfügung des Proceßrichters, mittelst deren er die Verwendung der ein-’i Rechte oder Forderungen zur Befriedigung des Gläubigers beschließt, ist im

Grund= und debethetenbiche. u verlautbaren, um ihr zoir hegen Dritte zu ver-
schaffen G. 5, 15 Nr. 8, 20, 21 Nr. 5 des Gesetzes)Sie rni als eine nothwendige en (cesio necessurin) betrachtet und
mit den ecben Namen „Ueberweisung“ bezeichProceßgericht, welches die us beschließt, ist bebalimn für derenMussährung, want auch für ihre Eintragung Sorge zu tragen. Ist es nicht selbst Grund-
und Hypothekenbehörde des Grundstücks, auf dessen Folium das überwiesene Recht oder
die Forderung eingetragen ist, so hat es die zuständige Grund= und Hypothekenbehörde
um die Eintragung und Vornahme der erforderlichen Vorbereitungen anzugehen (F. 83
des Gesetzes).

Die Auflage an den Schuldner des Schuldners, F. 21 der geseblichen Verord-
nung vom 10. Januar 1853, ist mit der Venachrichtigung des debitor cessus
vom Eintrage zu verbinden und ergeht daher ebenfalls durch die Grund= und Hypo-
thekenbehörde.

17“
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8. 32.

Zu §. 92 des Gesezes.
a. Bei der Internsurienberechnung ist die sogenannte Hofmann'sche Methode an-

zuwenden. Als Ziusfuh ist derselben der 4prozentige zu Grunde zu legen.
b. Um für die Aufstellung einer Bauschsumme, auf deren Vermittelung die Ver-

Fleichsverhandlungen nach Nr. 2 al. 1 dieses §. zu richten sind, einen Anhalt zu gewinnen,
wird dem Richter empfohlen, die unler 1 daselbst vorgeschriebene Rechnungsoperalion eben-
falls anzuwenden, hierbei aber die Zahl der Jahre, auf welche der Auêzug oder die
Rente zu beziehen ist, also den Multiplikator, approximativ nach Präsumlionen, welche
entweder allgemeine ersahrungsmäßige Beobachtungen oder die Einzelheiten des Falles an
die Hand geben, zu bemessen.

Insonderheit wird dem Richter empfohlen, die Dauer solcher Auszüge oder Renten,
welche für die ganze Lebenszeit der Berechtigten fortbestehen, nach der sogenannten Ulpian-

chen Mortalitätstabelle (L. 68 Dig. ud legem Falcidiam 35, 2) zu bestimmen. Der
Richter hat daher zunächst .

1) den Werth der Auszugs- oder Renteleistungen (soweit sie nicht in baarem
Gelde bestehen, durch Abschätzzung) auf Ein Jahr, ebenso aber au

2) das Alter des Auczugs= oder Renteberechtigten genau zu ermitleln und
odann

! 3) den ermittelten Jahresgeldwerth des Auszugs oder der Rente mit der Zahl der
Jahre zu mustipliziren, auf welche nach der angeführlen Tabelle die muthmahliche Lebens-
dauer des Berechtigten zu veranschlagen ist.

Sie bestimmt sich hiernach bei Verechtigten
die noch nicht 20 Jahre all sind, auf 30 Jahre,

r° von 20 bis 25 „ „ „ „ 2686

5 n 25 n 30 ½ #  * 25

*- n 30 u 35 # 2 r—— r* 22 2—
# 7 35 » 40 “ n 1 2 20

„ „ 40, 41 „ „ „ 19 „

1ul 7 41 42 n 7 5 r— 18 1

t n 42 2 43 n 2 n r— 17 *

2 2 43 2 44 —½ t 7 n 16 2

2 44 u 45 nH n I » 15 u

2 1 45 1u 46 1 n n t 14 n

7 7 46 1 47 2 2 1 r- 13 n

n u 47 48 I # n 12 n

n n 48 2 49 2 t u ## 11

I I 49 r 50 4r * I I 10 n

0 ! 50 n 55 n 2 n n 9 n

* 55 n 60 * I I I 7 I

60 und mehr Jahre alt sind, überhaupt noch auf 5 Jahre.
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Von der Kapitalsumme, welche sich durch die Multiplikation berechnet, ist end-
lich noch

4) ein, nach der Vorschrift unter n zu berechnendes Interusurium abzuziehen
und das endliche Ergebniß dann der Vergleichsverhandlung zu Grunde zu legen.

Zu §5. 99, 101 und 103 des Gesetzes.
Wiewohl eine nur auf eine beslimmie Zeit bestellte Hypothek (§. 101 des Ge-

setzes) nach Ablauf der Zeit von selbst erlöscht, so darf dieses doch die Grund= und
Hypothekenbehörde nicht abhalten, in Betreff der solchergestalt erloschenen Hypothek auch
eine förmliche Löschungsbemerkung (F. 190 des Gesetzes), sei es auf Verlangen des Grund-
stücksbesigers, oder von Amtswegen auf das Folium zu bringen.

Durch die Beslimmungen der §§. 99 und 103 des Gesetzes sind die Grund= und
Hypothekenbehörden keineswegs der Obliegenheit (§. 17, c des Gesetzes) überhoben,
das durch die Zwangsversteigerung herbeigeführte Erlöschen der Hypolheken durch
eine auödrückliche Löschungsbemerkung (F. 190 das.) im Grund= und Hypothekenbuch zu
verlautbaren. Der Löschungs-Eintrag ist vielmehr noch vor der Eintragung der ctwa
wegen gestundeter Erstehungsgelder vorbehaltenen Hypothek zu bewirken.

Da übrigens die Eintragung des Erstehers als neuen Besitzers in das Grund-
und Hypothekenbuch und die Eintragung der wegen der gestundeten Erstehungsgelder
vorbehaltenen Hypothek in das Grund= und Hypothekenbuch erst nach erfolgter Adjudikation
geschehen kann, so ist bei Zwangsversteigerungen außerhalb des Concurses alsbald nach
erfolgtem Zuschlage des Grundslücks an den Ersleher die eschehene Zrangsotrsteigerung
im Grund-- und Hypothekenbuche mitesst besonderen Eintrags in der II. Rub 169,172 des Gesetzes) kund zu machen; bei Zwangsversteigerungen nach Fess Coneurse
bedarf es dieses besondern Eintrags nicht, weil der Zweck desselben, möglichen Täuschungen
von Seiten des Schuldners und bisherigen Besitzers vorzubeugen, schon durch die in
5§. 153 des Gesebes vorgeschriebene Eintragung eines Veräußerungsverbots erreicht wird.
(M. vergl. diese Verordnung zu §. 17 c des Gesebes.)

S. 08. des Gesees.ch Ablauf der in case des §. 106 des Gesetzes zur Anzeige der An-
sprüche Aechen Frist hat die Grund= und Hypothekenbehörde auf Grund der erfolgten
Wmeidalgen oder der sonst vorhandenen Unterlagen, insbesondere auch der Einträge im
Grund= und Hypothekenbuche unter Berücksichtigung der Vorschrift in §. 69 des Gesetzes
einen Plan zu Vertheilung der Erstehungsgelder, der bereits gezahlten sowohl, als der
rückständigen, nach Maßgabe der Bestimmungen in §. 110 ff. des Gesetzes zu
entwerfen.

Der Vertheilungsplan ist allen Betheiligten, insbesondere auch dem Beklagten
mittelst Umlaufs oder Vorlegung an Gerichtsstelle mit der Eröffnung bekannt zu machen,
daß, soweit sie innerhalb der Frist von 14 Tagen Ausstellungen gegen den Vertheilungs-

blan nicht erheben, nach Maßgabe desselben mit der Vertheilung werde verfahrenwerden.
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Sollte mit der Bekanntmachung an einen Betheiligten nicht zu gelangen sein,
so dauert die in §. 109 des Gesetzes vorgeschriebene Zurückhaltung und Aufbewahrung
bis auf Weiteres fort.

Werden gegen den Vertheilungsplan Ausstellungen erhoben, welche sich nicht durch
gütliche Vereinigung unter den Vetheiligten erledigen lassen, so tritt richterliche Ensschei-
dung ein.

k 35.

Zu §F. 124 des Gesehzes.
Wenn gleichzeitig mehrere derartige Ediktalprocesse bei einer und derselben Ve-

hörde anhängig gemacht werden, ist es gestattet, die zu erlassenden Ediktalladungen in
eine zusammenzufassen. Die Form richtet sich in diesem Falle nach dem Betrag der

breßten der verschiedenen Forderungen, welche den Gegenstand der Ediktalladungen.

8. 36.
Zu 8. 130 des Gesetzes.

Aus §. 130 des Gesehed in Verbindung mit 8. 10, d des Gesetzes vom 1. Sep-
tember 18668, die Organisation der Justiz= und Verwallungbehörden betreffend, folgt,
daß die Ssene die Grund= und Hypothekenbehörden bilden.

Dieselben haben auch die Grund= und Hypothekenbücher für die Lehngüter zu
lührn, dagegen soll die Wahrnehmung der bei Lehnen aus dem Obereigenthume fließen-den Rechte auch ferner bei der Landesregierung verbleiben. Namentlich kommt derselben
in Ansehung der mit Lehuseigenschaft versehenen Grundstücke auch fernerzu:

die Einwilligung zu Veräußerungen und Verpfändungen nach Inhalt s. 10
des Gesetzes,

die Abnahme des Verssprechens der Lehnstreue und des Lehnseides,
die Bekennung der Lehn und Mitbelehnschaft,
die Ausstellung der Lehnsscheine,
die Ertheilung von Lehnsindulten und die Ausstellung von Bescheinigungen

darüber,
die Genehmigung von Lehnsveränderungen und die Bewilligung von Erb-

verwandlungen unter Auferlegung des Erbverwandlungskanons,
ferner, so lange eß nicht auf Ertheilung richterlicher Enkscheidung ankommt,

die Entschließung über Lehnsversäumnisse, die Bestrafung oder Pardon-
nirung von Lehnsfehlern, die Verfügung über eröffnete Lehen.

Für diese Akte sind die zeither bei der Lehnskanzlei üblich gewesenen Gebühren,
soweit sie sich nicht auf die Verschreibung, beziehen, auch ferner in Ansatz zu bringen,wogegen die Kosten der Eintragung des Besitzers auch bei Lehngütern von den Justiz--
ämtern nach der dem Gesetze beigefügten Taxordnung erhoben werden.

Zu §. 132 des Gesetzes.
Durch die Bestimmungen dieses §. wird in keiner Weise das Recht und die Pflicht

der Grund= und Hypothekenbehörden, von den vor ihnen handelnden Haupt= und Neben-
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personen die jeder Behörde gebührende Achtung, ebenso aber auch überhaupt Anstand und
Ordnung bei dem vor ihnen stattfindenden Verkehr zu fordern, geschmälert. Sie sind
berechtigl, Ausschreilungen hiergegen mit angemessenen Diseiplinarstrafen,insbesondere
mit Verweisen, Geld- und Haftstrafen zu belegen, und gröbliche Renitenzen der vor ihnen
stehenden Personen mit Hülfe des ihnen zu Gebote stehenden Dienerpersonals zu unter-
drücken.

8. 38.
133 des Gesetzes.

Das Grund= und Hypothekenbuch darf nicht aus dem Gerichtslokale entfernt
werden.

8.3
u 8. 135 Gesetzes.

Der zweile Punkt dieses giebt dasjenige an, was die Grund= und Oypotheken-
behörden im Zweifel zu beobachten haben, wenn nämlich nicht aus den Anmeldungen
selbst und den sie begleitenden Nachweisungen (§. 144 des Gesetzes) erhellt, daß die gleich-
zeitig angemeldeten Forderungen doch nicht gleichen Rang haben sollen, sondern eine der
andern im Range vorgehen soll.

S. 4Zu §. 138 8 Gesehes.
Bei Beftimmung der Erist zu Berichtigung des zur förmlichen Eintragung der

Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch noch Mangelnden hat die Grund= und
Hypothekenbehörde auf die Veschaffenheit des verlangten Nachweises, auf Ortsentfernung
und andere Umstände, wonach die größere oder geringere Schwierigkeit der Beibringung
und der hrömere oder geringere dazu erforderliche Zeitaufwand zu bemessen ist, Rücksicht
zu nehmen.

Das was für Vormerkungen im vorliegenden §. bestimmt wird, findet auch An-
wendung auf andere Protestationen im Sinne der §§. 22 und 23 des Gesetes.

8. 41.
Zu 8. 145 des Gesetzes.

Eine Ausnahme von den Bestimmungen dieses §. lritt bei Protestationen und
Vormerkungen (5§. 22, 23, 54, 150 des Gesetzes) ein, zu deren Begründung bloße Ve-
scheinigungen genügen.

Zu §. 151 des Gesetzes.
Eveniualappellationen, welche sich durch gewährende erstinstanzliche Entschließung

vollsländig erledigen (§.152 des Gesebes), bedürsen natürlich einer Kundmachung im
Grund= und Hypothekenbuche nicht.

Die Bestimmung in §. 14 sub a des Gesetzes vom 1. Jannar 1846, den In-
llanzenzus cc. betr., ist zwar nicht allgemein aufgehoben, es erhellt aber aus dem Inhalt
vet6 S. 151, daß Eventnalappellationen der darin gedachten Art lunslighin zulässig seinollen.
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8. 43.
Zu 8. 154 des Gesehes.

Das Papier zu den nach dem dem Gesetze unter A beigefügten Formulare und
Schema zu führenden Grund= und Hypothekenbüchern wird den Grund= und Hypotheken-
behörden durch die Landesregierung zugetheilt werden und sie haben sich dieses und keines
andern Papiers zu bedienen.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben, sobald das Grund= und Hypotheken-
buch eines Ortes soweit im Entwurfe vorbereitet ist, daß der öffentliche Aufruf (§. 232
des Gesetzeo) erfolgen kann, der Landesregierung den Bedarf an Papier zum Grund-
und Hypothekenbuche unter Angabe der Zahl der Grundstücksfolien anzuzeigen und hierauf
die Uebersendung des erforderlichen, mit den nothwendigen Abtheilungslinien bedruckten

Papiers 4 gewärtigen.e Grund- und Hypothekenbehörden haben die Grund= und Hypothekenbücher
vanerhasd in Leder, mit Sprungrücken einbinden zu lassen. Der Rücken des Bandes ist
mit der Aufschrift: „Grund-- und Hypothekenbuch“, auch mit dem Namen des Ortes und
wenn das Grund= und Hypothekenbuch in mehrere Bände abgetheilt ist, zur Unterscheidung
von den übrigen Bänden des nämlichen Grund= und Hypothekenbuchs mit einer Ziffer
oder einem Buchstaben zu versehen. Im letztern Falle können zu mehrerer Bequemlich-

leit auf dem Rücken jedes Bandes auch noch die darin ethaltenen Grundbuchsnummern(55. 155. 170 des Gesetzes) angegeben werden, z. B. 1 bis 160. Inwendig erhältjeder Band cin Titelblatt, der darauf anzubringende Lel muß nächst dem Namen des
Ortes und, bei Abtheilung des Grund= und Hypothekenbuchs eines Ortes in mehrere

Bände, der Zahl oder Litern des Vandes, vie Benennung des Gerichts enthalten.S.4Zu §. 155 * Gesehes.
Wo es zweifelhaft ist, ob sogenannte Gemeindegrundsiücke der gesammten (poli-

tischen) Ortsgemeinde, oder nur einer Mehrzahl bevorrechteter Glieder derselben gehören,
kann, wofern nicht etwa das Vorhandensein von Hypotheken oder andern in das Grund-
und Hypothekenbuch einzutragenden dinglichen Beschwerungen eine Erörterung oder Er.
mittelung des wahren Verhältnisses zu dem Zwecke, damit das Grundstück sein Folium
erhalten und der Besiher richtig eingelragen werden könne, nöthig macht, von einer solchen
Erörterung und Ermittelung und von der Aufstellung eines Foliums für das Grundstück
abgesehen werden.

§S. 45.
Zu §. 161—165 des Gesetzes.

Jede Seite des Grund= und Hypothekenbuchs wird durch senkrechte Linien in drei
Spalten von ungleicher Breite abgetheilt, von denen die erste und schmalste zur linken
Seite für die Nummern der Einträge, die mittlere, breiteste, für die Einträge selbst und
die dritte zur rechten Seite für Anmerkungen bestimmt ist. Diese Abtheilung ist für alle
drei Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchs (F. 169 des Gesetzes) die nämliche, mit
dem einzigen Unterschiede, daß die Rubrik der Schulden noch eine vierte Spalte zwischen
den Spalten der Einträge und der Anmerkungen erhält, in welche die Geldsummen der
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eingetragenen Schulden mit Ziffern geschrieben werden und wozu der erforderliche Raum
von der mittlern, breitesten Spalte abgeht; die für diesevierte Spalte nöthigen Abthei-
lungslinien sind in den auf allen vier Seiten gleich bedruckten Bogen des Papiers,
welches die Grund= und Hypothekenbehörden zugetheilt erhalten, wenn sie in Gebrauch
genommen werden, auf denjenigen Seilen, wohin bei den einzelnen Grundstückefolien die
Rubrik der Schulden zu siehen kommt, besonders zu ziehen.

Eine weitere — der Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchsfindet durchaus nichtDie Einträge Fppten forklaufende Nummern, die in jeder Nubrik mit 1 an-
fangen und mit arabischen Ziffern zu schreiben sind; jeder Eintrag ist mit einer solchen
Nummer zu versehen.

Jeder Eintrag beginnt in der für die Einträge settt, bestimmten Spalte mitdem Datum (5. 162 des Gesetzes), welches nur beim erstenEintrag der I. Rubrik
wegbleibt (m. s. §. 50 dieser Verordnung); er schließt mit der Angabe der urkundlichen
Unterlage (§. 163 des Gesetzes) und dem Allegate der bezüglichen Aktenstelle (. 164 des
Gesetzes), bei welchem zur Ersparung des Naums Abkürzungen zulässig sind.

Die Gültigkeit des Eintrags hängt aber von der Verweisung auf die Akten nicht
ab und es kann dieselbe daher, wenn die Akten zur Zeit des Eintrags noch nicht geheftet
und folürrt sein sollten, später nachträglich ausgesüllt werden.

eder für sich bestehende Eintrag ist durch eine Serline über die ganze Breiteder L#anseur- von den nachfolgenden Einträgen abzusonder
Jeder Eintrag, der sich auf den Gegenstand rure- frühern, in derselben Rubrik

befündlichen Eintrags bezieht, wie solches z. B. bei Cessionen und Löschungen stets der
ist, wird unter der Nummer, die er in der Reihe der Einträge erhält (Eintrags-

nummer), mit eieer Verweisung rückwärts auf die Nummer jenes frühern Eintrags — al
num. ——benso g' aber auch neben dem frühern Eintrage, in der Spalte der An-
nertunge auf den spätern Eintrag, mittelst dessen eine auf den Gegenstand des Ein-

trags vorgegangene t im Grund- und Hpypothekenbuche bemerkt wird, durchein passendes Wort, gung ses sp gs, vorwärts zuverweisen.
S. 4

Zu §. 165 8 Gesehes.
Die Bestimmung des vorliegenden §. ist blos von den Einträgenin die III. Nubrik

zu verslehen.
S. 47.

Zu §6. 166 des Gesetzes.
Sollte etwas im Grund= und Hypethekenbuche ausgestrichen worden sein, so ist

der solchen Falls nöthigen, wicfetigenden° S#chenbemerkun des Grund= und Hypotheken=
buchführers ihre Stielle in der Spalteder Anmerkungen zu geben; es wird indessenerwartet, daß die Grund= und Hlbthenenkehrden alle Sorgfalt und Aufmerksamkeit an-
wenden werden, damit die Einzeichnungen in das Grund= und Hypothekenbuch fehlersrei
geschehen.

18
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8. 46.
u 88.167—169 des Gesetzes.

Auf jedes —* sud mit Einschluß 16% Raums, welcher für die in
der FSolge nothwendigen Einträäge in jeder Rubrik offen gehalten werden muß, mindestens

zwei Blatt Papier, und davon in der Regel eine Seite für die I. Rubrik, eine Seite für
die II. Rubrik, und zei Seiten für die III. Rubrik zu rechnen.

Vei Häusern in den Städten, sowie bei kleinen Nahrungen mit wenigem Grund-
besitze und bei einzelnen (wahendey) Grundstücken ohne Gebäude auf dem Lande kannder Raum für die l. Rubrik nach Befinden auch auf die Hälfte der ersten Seite einge-
schränkt werden, so daß die II. Rubrik auf derselben Seite beginnen kann. Für die II.
und III. Nubrik ist je nach Verhältniß der mehrern oder wenigern, bei der Anlegung
des Grund= und Oypothekenbuchs auf das Folium zu bringen gewesenen Einträge und
des größern oder geringern Raums, den diese Einträge einnehmen, der für künftige Ein-
träge offen zu haltende Raum zu bemessen und mag durchschniktlich mindestens auf das
Doppelte des von den Einträgen bei der Anlegung des Foliums eingenommenen Raums

juenommeen werden.Ueberdieß ist in jedem Vande hinten eine Anzahl leerer Blätter für Fortsetzungen
einzelner Folien und beziehentlich Rubriken, wenn bei einem oder dem andern Folium
wegen häufiger Einträge der spectell vorbehaltene Raum vor der Zeit ausgehen sollte,

aufzusparen. welche jedoch nicht über zehn bis zwanzig Blätter, je nach der größern oder
beringern 55rt. der in dem Vande befiudlichen Grundstücksfolien betragen darf.f Fortsebungen ist da, wo das an einer andern Stelle fortgesetzte Foliumoder aanhen die an einer andern Stelle fortgesetzte Rubrik abbricht, hinzu-
weisen.

8. 49.
u 88. 170 und 171 des Gesehes.

Die Grimbbuchammer, eines Grunsstäch, bleibt auch dann unverändert, wennfrübere Nummern in Folge des Umstands, daßdie damit bezeichncten Grundstücke nach
der Zeit durch Hinzuschlagung zu einem anderen Grundstücke ihre besondere Nummer und
ihr eignes Folinm verlieren, im Grund= und Hypothekenbuche ausfallen. Bekommt ein
Grundsiück, welches vorher kein eignes Folium im Grund= und Hypothekenbuche gehabt
hat, ein eignes Folium, so ist demselben stets eine neue, und zwar die auf die letzte schon

vorhandene nächstfolgende Nummer als Grundbucheummer zu geben.
Zu denselben 88.

Die Grundbuchsnummer wird in der J. Rubrik über die mittlere Spalte gefetzt
und vertritt die Stelle einer Ueberschrift.

Was nach §. 170 des Gesehes zum Inhalte der I. Rubrik eines Grundstücks-
foliums gehört, bildet zusammen so, wie es bei Anlegung des Foliums vorgefunden und
festgestellt worden ist, den Inhalt des ersten Eintrags, welchem hier kein Datum vorzu-
seben ist; bei größern Gütern können, wenn der in diesem ersten Eintrage begriffenen
Gegenstände etwa sehr viele und mannigfaltige wären, die verschiedenen Kategorlen der-
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selben zu besserer Uebersicht durch vorgesetzte Buchstaben von einander unterschieden werden
V. a. Zubehörungen, b. besondere wochtiche Eigenschaft, c. Reallasten.

Zu bfebnn 88.
Wenn, wie nach §. 156 des Gesetzes unter gewissen Voraussehungen geslattet ist,

mehrere einzelne (walzende) Grundslücke ohne Veränderung ihrer Eigenschaft als für sich
bestebemer nicht zu einem Ganzen verbundener Grundstücke, auf ein Folium im Grund-
und Hypothekenbuche gebracht werden, so sind dieselben im ersten Eintrage! der Reihe
nach, ein jedes besonders mit seinen Lasten und Beschwerungen (S. 15 Nr. 5 des Ge-
sebes) und seinen etwaigen besondern Eigenschaften und Merkmalen, unter rier gemein=
schaftlichen Grundbuchonummer aufzuführen, aber durch vorgesetzteBuchstaben von einander

zu sonden in der Folge eines dieser Grundstcke ohne die brigen veräustert, oder ver-pfändet, . r# diese Veränderung auf dem gemeinschaftlichen Folium in der I. RNubrik
* besondern Eintrags, auf welchem neben dem ersten Eintrage in der Spalte der
Aumerkungen mit den Worten: „vom Folimm abgeschrieben“ zu verweisen ist, bemerkt,
und das besonders veräußerte oder verpjändete Grundstück bekommt ein eignes Folium
mit ehuer Nummer, wofern es nicht unter Umständen, unter denen solches nach §. 632 des Gesebes zulässig, zu einem andern Grundstücke hinzugeschlagen und auf dessenholim als Zubehörung eingetragen wird.

652.
Zu denselten § -

BeidenunlekandererGenchtsbakkcttgelegenenPekttstcnzstncken (8. 158 des Ge-
setzes) ist auf dem Folium des Hauptgutes da, wo sie unter den Zubehörungen aufge-
führt werden, dieser Umstand mit zu bemerken und zugleich das andere Gericht, unter dem sie
gelegen sind, zu nennen.

8. 53.
Zu denselben §§.

Wird ein Grundstäck, welches biöher Zubehörung eines andern Grundstücks (Be-
standtheil eines Gutskörpers) gewesen und solchergestalt im Grund= und Hypothekenbuche
aufgeführt ist, von demselben abzetremnt G. 59 ff. des Gesebes), so wird darüber ein
besonderer Eintrag in die I. Rubrik gebracht, auf welchen neben dem ersten Eintrage in
der Spalte der Anmerkungen mit dem Worte: „abgetreunt" zu verweisen ist.

54.
Zudeuselben 88.

Wird beschräuktes Eigenthum in freies Eigenthum verwandelt, z. B. durch Allo-
difikalion, Ablõsung der Erbzins- oder Erbpachisqualilät, Aufhebung eines Familien=
Fideikommisses 2c., so wird die im ersten Eintrage bemerkte Eigenthumsbeschränkung

gelisch: solches geschieht mittelst besondern Eintrags, auf welchen neben dem erstenEintrage in der Spalte der Anmerkungen mit dem Worte ogelöscht" zu verweisen ist.
Auf dieselbe Weise ist zu verfahren, wenn eingetragene Reallasten abgelöst oder

sonst aufgehoben werden; fällt eine Reallast nicht ganz, sondern nur zum #e weg, so
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ist bei der Verweisung in der Spalte der Anmerkungen neben dem ersten Eintrage
statt des Wortes: „gelöscht" das Wort: „beschränkt“ oder ein gleichbedentendes anderes
Wort zu gebrauchen.

8. 55.
Zu deuselben 88.

Als Hülfsmittel zu Beurtheilung der Größe und des Steuerschätzungswerths eincs
Grundstücks sammt seinen Zubehörungen soll sich bei dem Grund= und Hypothekenbuche
jeden Orts ein abschriftlicher Auszug des Slurbuchs befinden, welcher dergestalt eingerichtet
ist, daß darin mit Weglassung der übrigen in den Flurbüchern des Kataslerbüreaus be-
findlichen Angaben die Nummern der Flurstücke, die Namen der Besiper, die Objekte und

Kulturarten, die summarischen blicheniahalt die definitiven Reinerträge und die Stener-einheiten angegeben zu finden sind. Diese Nachrichten kommen, in abgesonderte Spalten
vertheilt, auf die linke Seite jeden Blatleb zu stehen, wogegen die daneben befindliche
rechte Seite für Berichtigungen und Bemerkungen von vorgegangenen Veränderungen der
Besiher oder der Steuereinheiten leer gelassen wird. Von der Fu an, wo diese Flur-
buchsauszüge sich vollständig in den Händen der Grund= und Hypothekenbehörden befinden,
erledigt sich die in §. 32 der Verordnung vom 25. März 1869 angeordnele Fortführung
der Besibstandsverzeichnisse (Güterzetlel) und es hat die Grund= und Hypothekenbehörde
die ihr vom Katasterbüreau zugehenden Nachrichten im Flurbuchsauszuge nachzu-
tragen.

5. 56.
Zu denselben 5§.

Der Bezugnahme des Grund= und Hypothekenbuchs auf das Flurbuch oder auf
die Besih= und Grundstücksverzeichnisse und überhaupt der Verbindung des Flurbucheaus-
zugs mit jenem darf nicht die Wirkung beigelegt werden, als obdie Grund- und Hypo-
thekenbehörde außer für die Existenz der im Grund= und Hypothekenbuche ausgeführten
Flurstücke als Objekte der eingetragenen dinglichen Rechte, auch für Größe, Kulturart und Zahl
der Steuereinheiten, oder für den Ertrag, wonach die Steuereinheiten berechnet sind, ein-
zustehen hätte.

. 57.

Zu F. 172 des Gesehes.
In der II. Rubik ist über die miltlere Spalte das Wort: „Besitzer“ als Ueber-

schrift zu seten. Die Namen der Besitzer sind in den Einträgen derselben mit Kanzlei-
schrist oder sonst mit ausgezeichneter Schrift zu schreiben.

Bei städtischen Grundslücken ist jedesmal im Einkrage des Besitzers dessen
Stand oder Geueree mit anzugeben.

enn ein Vorkaufsorecht gn dem Gundstick zur Eintraqung im Grund= undBueerbner gelangt (S. 15 7, 5. 222 des Gesebzes), so geschieht solches in der
Rubrik, ohne Unterschied, ob das Vorkaufsrecht nur für den erstmaligen Fall einesVel gilt, oder ob es von der Beschaffenheit ist, daß cs auch bei einem anderweiten,

spätern Verkaufe geltend gemacht werden kann.
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Die Einträge von Vorkaufsrechten werden in der Spalte links durch das unter
die Eintragsnummer zu setzende Wort: „Vorkauf“ noch besonders kenntlich gemacht.

Wenn eine in die II. Rubrik eingetragene Dispositionsbeschränkung (F. 15 Nr. 7
des Gesetzes) oder Protestation (§. 189 des Gesetzes) späterhin aus irgend einem Grunde
wegfällt oder sich erledigt, so findet ein Löschungseintrag (§F. 190 des Gesetzes) Statt,
auf welchen neben dem Eintrage der Dispositionsbeschränkung oder der Protestation in
der Spalte der Anmerkungen auf die oben §F. 54 dieser Verordnung bemerkte Weise zu
verweisen ist.

5. 58.
Zu S§. 174 und 175 des Gesetes.

Aus §F. 175 des Gesetzes folgt, daß Erben gehalten sind, sich als Besitzer des
ererbten Grundstücks in das Grund= und Hypothekenbuch eintragen zu lassen, wofern sie
nicht dasselbe binnen Jahresfrist nach Eintrilt des Erbfalls und zwar mit keinen andern
Schulden, als wie sie es ererbt haben, wieder veräußern, welchenfalls 8. 174 sie dessen
überhebt.

-u 8. iis es. des Gesebes.
In der III. Nurs it über die mittlereSpalte das Wort: „Schulden“ als

Ueberschrift zu setzen.
Außer demjenigen, was nach §. 179 des Gesetzes zum Eintrage einer jeden For-

derung nothwendig gehört, sind Nebenbedingungen des Darlehns= oder sonstigen Vertrags
nur dann in dem Eintrage der Forderung zu erwähnen, wenn sie auf den Rang der
Forderung oder die Wirksamkeit der Hypothek Einfluß haben, oder von der Art sind,
daß dadurch nach §5. 97, 119 des Gesetzes der Gebrauch des Eintritksrechts, sowie derCession an den Beesiger des Grundstücks beschränkt wird, oder wenn sie
nach §. 72 des Gesetzes die Grund= und cihthechvenore verpflichten sollen, dem
Gläubiger von einer geschehenen Veränßerung des Grundstucks oder der geschehenen Ein-
tragung einer anderen Forderung Nachricht zu geben.

60.
Zu denselben 8.

Bei allen Forderungen, die in baarem Gelde bestehen, sind die Summen sowohl
im Contexte des Eintrags mit Buchstaben (S. 165 des Gesetzes), als auch in der dafur
bestimmten Nebenspalte (s. oben F. 45 dieser Verordnung) mit Ziffern zu schreiben, letz-
teres um leichterer Uebersicht des Schuldenzustandes des Grundstücks willen.

Bei Forderungen, die nicht in baarem Gelde bestehen, wie bei Naturalauszügen
oder Naturalrenten, ingleichen bei allen auf eine bereits eingetragene Forderung sich bezie-
henden Einträgen wird diese für die Geldsummen bestimmte Nebenspalte mit Potgonteten
Strichen ausgefüllt.

8. 61.
Zu denselben 88.

Alle Forderungen, sowohl weun sie blos vorgemerkt, als wenn sie sogleich förmlich
eingetragen werden, bekommen fortlaufende Nummern (8. 184 des Gesetzes), diese Num-
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mern (Hypothekennummern) werden in der linken Spalte unter der Eintragsnummer, und
von dieser durch einen kleinen Querstrich getrennt, in römischen Ziffern ausgedrückt und
zeigen den Rang (die Priorität) der Forderung a

Auszüge und Rentenforderungen werden noch außerdem durch das unter die rö-
mische Ziffer zu schreibende Work: „Auszug", „Neute“ kenntlich gemacht.

Bei eisernen Kapitalien (S. 104 des Gesehes) ist diese Eigenschaft nicht nur im
Contexte des Eintrags zu bemerken, sondern auch in der linken Spalte durch das unter

die römische Ziffer zu schreibende Wort —* auszuzeichnen.
Zu i 88.

Bei Forderungen, die bloß vorgemerkt werden, ist das Wort: Fiewelches sie vor den förmlich eingetrageen Forderungen kenntlich macht ([. ö. 184des Gesehes) an den Anfang des Eintrags unmittelbar hinter das Datum (s. B 45 dieser
Verordnung) zu sehen

Gelangt eine vorgemerkte Forderung nachher zur förmlichen Eintragung, so wird
der deshalb zu bewirkende Eintrag, welcher beziehungsweise gefaßt werden kann, in der
Spalte links unter der Eintragsnummer nicht mit einer römischen Ziffer, sondern nur mit
einem all numerum (des Vormerkungoeintrags) versehen und auf denselben neben dem
Vormerkungseintrage in der Spalte der Anmerkungen mit den Worten: „förmlich einge-
tragen“ verwlesen.

Zu denselben 58.
Wenn, wie es bei Grundstücksveräußerungen auf dem Lande nicht selten vorkommt,

gewisse besondere pattraleifungen für bie Kinder des Verläufers oder andere Personenbedungen worden sind, B. Wartung, Pflege und Erziehung der Kinder von Sei-
ten des Besitzers, Kiien- Vasntzalt im Gute zu Zeilen, wo sie dienstlos sind, Ausstat-
tung bei der Verheirathung u. dgl. m., so mag die besondere Veschaffenheit dieser Lei-
stungen — wenn anders die Vorbedingungen zur Eintragung derselben in das Grund-
und Hypothekenbuch vorhanden sind — nicht nur im Contexte des Eintrags kurz ange-

gzeigt, sonden auch in der Spalte links hervorgehoben werden.
Das Letztere geschieht dadurch, daß den Worten: „Auszug" oder „NRente" (m. s.

b. 61 dieser Verortn m Parenthese noch das Wort: „Herberge“, „Erziehung“,Ausstattung“ und dergl. beigefügt wirb. Im Uebrigen ist d dabei die in §. 180

bes Gesebes gegebene Regel ebenfalls —
S.6Zu Melin 88.

Die im §. 181 des Gesetzes vorgeschriebene Bemerkung, daß mehrere selbststän-
dige Ginds gleichzeitig für eine und dieselbe Forderung * findet ihren Platz inder Spalte der Anmerkungen und ist möglichst kurz zu fassen, o:„mitverpfändet ist Rr. 20 dieses Grund- und Gpochelenbuchse

ahastet auch auf Nr. 25 des Grund= und Hypothekenbuchs über Phhlitz“.
oder
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Wenn rücklichtlich einer Forderung, für welche mehrere in den Bezirken verschie-
dener Grund= und Hypothekenbehörden gelegene Grundstücke verpfändet sind, in dem
Grund= und Hypothekenbuche der einen von den betreffenden Behörden eine Veränderung
eintritt, so hat diese Behörde nach Ablauf von vierzehn Tagen, sofern ihr nicht vorher
nachgewiesen wird, daß die Veränderung auch auf den die mitverpfändeten Grundstücke
betreffenden Grund= und Hypothekenbuchs-Folien verlautbart ist, diejenigen Grund= und
Hypothekenbehörden, in deren Bezirke die mitverpfändeten Grundstücke gelegen sind, von
der eingelretenen Veränderung zu benachrichtigen.

Bevor der Nachweis geliesert ist, daß die Forderung auch im Grund= und
Hypothekenbuche der anderen Grund= und Hypothekenbehörde auf dem Folium des mit-
verpfändeten dortigen Grundstücke eingetragen sei, darf die in al. 1 gedachte Bemerkung
nicht bewirkt werden.

 65.

Zu denselben 55.
Wenn der Schuldner, der bei einer in das Grund= und Hypothekenbuch ein-

getragenen Forderung sich das Recht vorbehalten hat, eine andere Forderung mit gleichem
Nange auf das Grunkstück eintragen zu lassen (5. 182 des Gesetzes), von diesem Rechte
Gebrauch macht, nachdem jene Forderung bereits eingetragen ist, so erhält zwar die so-
dann später zur Eintragung gelangende andere Forderung diejenige Hypothekennummer,
welche in der Zahlenfolge auf sie trifft, es ist aber das gleiche Nangverhältniß zwischen
ihr und jener eingetragenen Forderung neben beiden Einträgen in der Spalte der
Anmerkungen durch die Worke:

agleichen Rang mit Nr. * (des andern Eintrags)
auszudrücken.

Von selbst versteht sich, daß ein solcher Vorbehalt des Schuldners (F. 182 des
Gesehes) gegen solche Gläubiger, welche die Eintragung ihrer Forderung vermöge
geseblichen Rechtstitels erlangen, nicht wirksam ist.

8. 66.
Zu denselben 8§.

Mehrere Forderungen, welche gleichzeitig zur Eintragung gelangen und auch
hleichen Rang neben einander haben sollen (F. 185 des Gesebes), sind, wenn sie einen
gemeinschaftlichen Rechtstitel (§. 179 des Gesetzes) haben und auf einer und derselben
Urkunde oder Verhandlung beruhen, in einen einzigen gemeinschaftlichen Eintrag zu-
sammenzufassen, aber durch vorgesechte Buchstaben zu unterscheiden. Beruhen die mehrern
Forderungen auf verschiedenen Rechtstiteln und verschiedenen Urkunden oder Verhand-
lungen, so sind zwar ebenso viel gesonderte Einträge zu machen, dabei ist jedoch allen
diesen gleichberechtigten Forderungen nicht nur die gleiche Hypothekennummer zu geben,
welche daher unter jeder Eintragsnummer zu wiederholen ist, sondern es müssen auch
dlese Einträge in ununterbrochener Reihe aufeinander solgen und durch das gleiche
Dalum als glelchzeltig erfolgt kenntlich sein.
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Zu denselben §§.
Die Erklärung eines hypolhekarischen Gläubigers, wodurch er das Vorzugsrecht

seiner Forderung einem späteren Gläubiger abtritt, ist Gegenstand eincs besonderen Ein-
trags (F.186 des Gesetzes), auf welchen ebensowohl neben dem Eintrage der Forderung,
deren Vorzugörecht abgelreten wird, durch das Work: „nachgetreten“, als auch neben
dem Eintrage der Forderung, zu deren Gunsten die Abtretung erfolgt, durch das Wort:
Vonzug" in der Spalte der Anmerkungen zu verweisen ist.

Wenn aber ein hypothelarischer Gläubiger zu Gunsten eines andern nur schlecht-
hin auf sein Vorzugsrecht verzichtet hat, ohne ihm dasselbe abzutreten, so ist dies
keineswegs für eine Zurücktretung anzusehen. Vielmehr hat eine solche Erklärung blos
die Wirkung, daß beide Forderungen gleichen Rang erhalten. Sie ist ebenfalls durcheinen besondern Eintrag, außerdem aber auch in der Aamerkungespal bei den betreffen-

den Forderungen mit den Wortmmeleichen Rang mit Nr. "#
und mit einer Verweisung auj den Eintrag kundbar zu machen.

8. 68.
Zu denselben 88.

Wenn bei einem Grundstücke, das Mehrere gemeinschaftlich ungetheilt besitzen,
eine Hypothek nur an dem ideellen Antheile eines einzelnen Mitbesitzers erlangt wird (§. 57
des Gesehes), so ist dieses Verhältniß nicht nur im Eintrage der Forderung selbst au-
zugeben, sondern auch noch besonders neben dem Eintrage in der Spalte der Anmerkungen
durch die Worte: „haftet nur auf einem Antheile“ bemerkbar zu machen.

F. 69.
Zu denselben 5§.

Bei Cessionen eingetragener Forderungen geschieht die Verweisung auf den Ces-
sionseintrag neben dem ursprünglichen Eintrage der cedirten Forderung in der Spalte
der Anmerkungen durch das Wort: „cedirt“. Dieses gilt jedoch nur für die erstmalige
Cession, bei öfteren Cessionen der nämlichen Forderung wird von einer Cession auf die
andere verwiesen, so daß bei den weitern Cessionen die Verweisung auf die neueste
Cesston stets neben dem Eintrage der letzt vorhergegangenen Cession ihre Stelle erhält
und durch die Worte: „weiter cedirt“ auögedrückt wird.

Wird nicht die ganze Forderung, sondern nur ein Theil derselben cedirt, so ist
bei der Verweisung auf den Cessionseintrag neben dem frühern Eintrage auch die cedirte
Summe zu neunen, so daß die Verweisung z. B. so lautet: „cedirt 1000 Thaler".

S. 70.
Zu denselben 5§.

Auf den Eintrag, womit die Verpfändung einer im Grund= und Hypotheken=
buche eingetragenen Forderung geschieht (§. 85 des Gesetzes), wird neben dem
ursprünglichen Eintrage der Forderung durch das Wort: „verpfändet“ verwiesen.
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. 7I1.

Zu denselben 88.
Wenn eine im Grund= und Hypotbekenbuche eingetragene Forderung im Wege

der Hülfsvollstreckung einem Andern vom Richter überwiesenwird,so geschieht die Ver-
weisung auf den deshalb in das Grund= und Hypothekenbuch zu bringenden Eintrag zur
Seite des ursprünglichen Eintrags der nunmehr überwiesenen Sorderung durch das Wort:
„überwiesen". Wäre die überwiesene Forderung Demjenigen, welchem sie überwiesen
worden, vorher schon im Grund= und Hypothekenbuche verpfändet gewesen, so kommt
nach geschehener Ueberweisung die vorherige Verpfändung zur Löschung.

Zu denselben 88.
Wenn eine eingetragene Forderung nach den Bestimmungen in 5. 94, 95, 98

des Gesetzes ohne Cession des zeitherigen Inhabers auf einen andern übergeht *s diese
Veränderung in das Grund= und HOypothekenbuch eingetragen wird, so ist zur Verwei-
sung auf diesen Eintrag neben dem ursprünglichen Eintrage der Forderung das Wort:
vabgelöset“ zu gebrauchen.

§. 73.
Zu denselben 65.

Auf Einträge von Protestationen, welche sich auf eine im Grund= und Hypo-
thbekenbuche eingetragene Forderung beziehen (§. 189 des Gesetzes), wird neben dem
Eintrage dieser letztern durch das Work: r*’e verwiesen.

Zu denselben 88.
Blos wenn eine Forderungganz aüin schtwird, ist sowohl in dem diesfallsigen

Eintrage, als auch zur Verweisung auf denselben neben dem ursprünglichen Eintrage
der Forderung der Ausdruck: „löschen" und „gelöscht“ zu gebrauchen; bei partiellen
Löschungen, wobei ein Theil der Forderung noch stehen bleibt, ist statt dessen das Work:
„abgeschrieben“ anzuwenden.

S. 7Zu den nele
Sowie der Umfang des wegen eines *— nebst Zinsen oder wegen eines

Auszugs oder einer Rente bestehenden hypothekarischen Rechts durch die Abtragung der
lällig werdenden Zinsen oder Auszugsgebührnisse oder Nentenbeträge an sich nicht ver-
ändert wird, so giebt selbige auch, so lange die Hauptstammsforderung oder die Aus-
zugs= oder die Rentenberechtigung selbst keine Verminderung erfährt, kelnen Anlaß zu
Abschreibungen im Grund= und Oypolheleubuge ; vergl. auch den vorstehenden 8.

Zu denselg°u88.
Wird außer dem Falle einer partiellen Löschung (Abschreibung) nach Tilgung

eines Theils der Schuld die Hypothek später auf ein Minderes, als im Eintrage der
Forderung enthallen war, herabgesetzt, wie z. V. bei einer Herabsetzung des eingelrage-

nen Zinsfußes, wobei der Gläubiger auf die Hypothek in tantun verziche 4% geschieht
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die Verweisung auf den darüber bewirkten Einlrag neben dem ursprünglichen Eintrage
der Forderung durch das Wort: „beschränkt

- . 190 des Gesetzes.

Damit die im Grund= und Hypothekenbuche vorgenommenen vöschungen desto
besser in's Auge fallen und nicht übersehen werden können, ist in dem ursprünglichen Ein-
trage des Gegenstandes, der gelöscht wird, nicht nur das denselben im Contert des
Eintrags bczeichnende Wort: „Erbpachtsgut", „Erbpachtscanon“ „Ablösungsrente“,
„Vorkaufsrecht, „Protestationet „Naturalauszug"“ u. s. w., bei horderungen, die in
baarem Gelde bestehen, die mit Buchstaben geschriebene Summe, sondern auch das in
der Spalte der Anmerkungen auf den Löschungseintrag verweisende Wort: „Lgelöscht“
und überdieß in der III. Rubrik bei Forderungen in baarem Gelde auch die mit Zahlen
geschriebene Summe in der Nebenspalte, sowie in der Spalte links die Hypotheken-

nummer zt deiher Tinte zu unterstreichen.lbschreibungen (s. S. 74 dieser Verordnung) wird nur das auf den Ab-
Schribungerintnag verweisende Wort: valgeschricben roth unterstrichen.

Zu §§. 194, 155 des Gesetzes.
Nach HS. 197 des Seieercen # ein der eingereichten urkunde angehängterSeipthekenbre 3. B. so gefaßt wer

die in vorslehender kare mnd Pandverschreihung bemerkten Zwei Tausend
Thaler —. —x nebst Zinsen zu Vier vom Hundert und nebst Kosten sind
kao de- Haus zr. 365 im Grund= und Hypothekenbuche der Stadt Greiz

unter Nr. 3/11. eingetragen worden am 2. December 1874,was dieser Snppoachekenpek uegeiirit wird.
Bei Löschung von Forderungen, worüber Hypothekenbriefe ausgefertigt worden

sind, haben die Grund= und Hypothekenbehörden, wenn mit dem böschungsantrag nicht
zugleich der Hypothekenbrief eingereicht wird, dafür durch Erinnerung der Betheiligten
sich möglichst zu bemühen, daß der Hypothekenbrief zurückgegeben werde, ohne daß jedoch
die Löschung selbst hierdurch aufgehalten werden darf. Der zurückgegebene Hypotheken-
brief ist zu vernichten, oder wenn der Schuldner ihn in seine Verwahrung zu erhalten
verlangt, demselben durchschnitten oder virhrisen wieder auszuhändigen.

Zu 88. s  des Gesetzes.
r Grund- und Hypothekenbuchführer ist, wenn er nicht bereits als Staats-

diener *0 verpflichtet ist, mit einem Eide des Inhalts zu belegen:
6 Grund= und Hypothekenbuch in dem vorschriftsmäßigen Zustande zu erhal-v%% alle vom Gericht dekretirten Einschreibungen ohne Ausschub getreulich und

sorgfältig zu bewirken, die Einsicht des Grund= und Hypothekenbuchs andern,
als dazu berechtigten Personen nicht zu gestatten, bei gestatteter Einsicht des
Grund= und Hypothekenbuchs darüber zu wachen, daß an dem Inhalte nichts
verändert oder beschädigt werde, Niemandem ohne Vorwissen des Gerichts
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Auszüge aus dem Grund= und Hypothekenbuche zu ertheilen, die vom Gerichte
bewilligten Auszüge genau und dem Grund= und Hypothekenbuche getren
zu fertigen.

Psonen. welche schon als Staatsdiener in Eidespflicht stehen, sind bei Ueber-
tragung der Grund- und Hypothekenbuchführung wegen Veobachtung der damit ver-
bundenen Dienstobliegenheiten unter Vorhaltung derselben auf den geleisteten Diensteid
zu verweisen.

as über die geschehene Verpflichtung aufgenommene Protokoll ist bei den
General-Akten über da„ Grund= und Hypothekenwesen (§. 205 des Gesebes) aufzu-

bewahren,Daheinsolcher Grund= und #albethelenbuchfshrrr zum Protokolliren befähigtund überhauptt jueslh gebildet sei, ist nicht beforderrlich.
Zu „erll, 88.

Der Grund= und Hypothekenbuchführer kann dem in das Grund= und Hypotheken-
buch eingetragenen Grundstücksbesitzer, wenn derselbe ihm persönlich bekannt ist, sowie
den in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Gläubigern, wenn sie ihm per-
sönlich bekannt sind, das Folium des Grundstücks im Grund= und Hypothekenbuche,
worauf sich ihr Recht bezieht, jederzeit zur Einsicht r- ohne dazu einer Anordnungdes Gerichts zu bedürfen. Andern Personen, insofern s ie nicht von dem ihm persönlich
bekannten eingetragenen Besizer zu dem Zwecke, sie das Grund= und Hypothekenbuch
einsehen zu lassen, persönlich vorgestellt werden, darf der Grund= und Hypothekenbuch-
lüe die Einsicht des Grund= und Hyppothekeubuchs mur auf Anordnung des Gerichts
gestatten.

5§. 81.
Zu denselben §8§.

Auszüge aus dem Grund= und Hypothekenbuche werden der Regel nach unter
Veglaubigung des Gerichts ertheilt, jedoch sind auf Verlangen auch unbeglaubigte Aus-
züge unter einfacher Unterschrift des Grund= und Hypothekenbuchführers zu ertheilen.
Die Auszüge sind entweder vollständige wörtliche Abschriften des ganzen Grundslücks-
soliums in allen drei Rubriken, jedoch in der III. Rubrik mit Weglassung der Einträge
bereits gelöschter Forderungen (§. 184 des Gesetzes), oder summarische Auszüge, in denen
in der III. Rubrik die eingetragenen Forderungen nur der Summe und beziehentlich
dem Gegenstande nach und die damit vorgegangenen Veränderungen angegeben, die
Namen der Gläubiger, Cessionarien 2c. aber weggelassen sind Ze nachdem sie gebraucht
und verlangt werden, sind die Auszüge in dieser oder in jener Maße zu fertigen.

Auszüge, in welchen blos einzelne Einträge aus einer Rubrik angegeben sind,
andere noch wirksame Einträge aber fehlen, oder Auszüge einzelner Rubriken mit Weg-
lassung der übrigen Rubriken dürfen, zu Vermeidung von Mißbrauch, nicht gegeben
werden.

Die Ausstellung gerichtlicher Zeugnisse auf Grund des Grund= und Hypotheken-
buchs über einzelne, die Besiverhältnisse oder Schuldverhältnisse eines Grundstücks

19“
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betreffende Gegenstände in anderer Form, als der von Grund= und Hypothekenbuchs-
auszügen, ist hierdurch nicht ausgeschlossen.

Zu denselben 88.
Die im F. 202 des Gesebzes enthaltene Vorschrift ist auch dann zu beobachten,

wenn in Behinderungsfällen des bei dem Gerichte angestellten Grund= und Hypotheken-

buchführers der Gerichtworstand selbst sich der Führung des Grund= und Hypotheken-buchs zeitweilig unterzieWenn die Stehte uung oder einstweilige Führung des Grund= und Hypothe-
kenbuchs durch den Gerichtsvorstand selbst wieder aufhört und der ordentliche Grund-
und Hypothekenbuchführer wieder die Führung des Grund= und Hypothekenbuchs
übernimmt, so ist darüber ebenfalls wieder ein Protokoll zu den General-Akten zu
bringen.

6 Das Protokoll über eine Veränderung in Betreff des Grund= und Hypotheken=
buchführers ist von Demjenigen, welcher Inhalts desselben nunmehr das Grund= und
Hypothekenbuch zu führen bekommt, wenn er nicht selbst der Protokollführer ist, stets
mit zu unterzeichnen.

g. 83.
 P. 203 und 204 des Gesetzes.Die Generalproiotl sind nach Jahrgängen zu ordnen und zu halt

Bei der Einrichtung von Generalprolokollen ist es ferner gestattet, iieselben in
zwei Abtheilungen zu halten, von denen die eine zunächst für alle Verhandlungen
bestimmt ist, welche zu Einträgen in der I. und 1I. Rubrik Anlaß geben (Kauf-
protokoll), die andere hingegen für Verhandlungen, welche den Schuldenzustand angehen
(Hypothekenprotokoll).

Der chronologischen Ordnung unbeschadet sind in den — die
Schriftstücke, welche einen und denselben Gegenstand, z. B. eine und dieselbe Besitz-veränderung, eine und dieselbe Hypothekenbestellung betreffen, möglichst bisaummen zu

halten, so daß das Zusammengehörige nicht durch fremdartige Verhandlungen unter-
brochen wird.

Die Generalprotokolle find ebenfalls mit alphabetisch geordneten Registern zu
versehen.

8.8Zu en un 88.
Auf alle Anbringen in Grund- und Hypothekensachen hat das Gericht nach

geschehener Vergleichung mit dem Grund= und Hypothekenbuche Resolution zu fassen
und dieselbe möglichst zu beschleunigen. Die Resolution ist urschriftlich, mit dem Datum

versehen, auf die das Anbringen enthaltende schriftliche Eingabe oder hinter das über
ein mündliches Anbringen aufgenommene Protokoll (§F. 143 des Gesetzes) zu bringen.
Ist in Folge der gesabten Resolution eine Einschreibung (Eintragung oder Löschung) zubewirken, . istderin das Grund- und Hypothekenbuch zu bringende Eintrag, mit
Bemerkung der 8 in grund. und Hypothekenbuche zu gebenden Stelle (Grundstücks-
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solium, Eintragsnummer, auchbastheutich Hypothekennummer oder das ud numerum)vollständig zu roncipiren, so jedoch, daß das dem Eintrage voranzusetzende Datum
(5. 162 des Gesetzes) offen gelassen wird. Nach diesem Concept besorgt der Grund-
und Hypothekenbuchführer die Einschreibung in das Grund= und Hypothekenbuch, trägt
auch das Datum, welches der Eintrag im Grund= und Hypothekenbuche erhalten hat,
im Concepte nach, und versieht letzteres mit der Bemerkung der geschehenen Einschreibung,
wobei Band und Seile des Grund- und Hypothekenbuchs, wo der Eintrag sich bofenarkanzugeben ist, worauf sodann die Notification an den passiv Betheiligten (5§.140 des Gesebes) und beziehentlich(§. 192 des Gesetzes) der Recognitionsschein 2
zufertigen ist.

on vorstehender Orduung des Verfahrens darf, was auch immer der Gegen-
stand der Einschreibung sein möge, unter keiner Bedingung abgewichen, insbesondere
darf kein Eintrag anders in das Grund= und Hypothekenbuch gebracht werden, als auf
Grund einer schriftlichen gerichtlichen Resolution und nach einem vorhandenen, mit der
Signatur des Richters versehenen Conrepte.

. 85.

u 8. 212 des Gesehes.Die Grund- und Wm[*4 haben, soweit sie bei Feststellung der
Grundstückscomplexc der Einsicht der Grundsteuerkataster sowie der Flurbücher oder Nach-
richten aus denselben bedürfen sollten, zu deren Erlangung die Güterzettel nicht aus-
reichen, sich selbige von dem Katasterbürcau zu erbitten, auch wegen Mittheilung der
Flurkarten oder von Copicen derselben sich an dasselbe resp. an die Gemeinden zu
wenden.

Zu denselben 5§.
Wenn wegen vorhandener Zweisel in Betreff der Grundstücke, welche entweder

als Zubehörungen eines andern Grundstücke oder alc besondere (walzende) Grundstücke
im Grund= und Hypolhekenbuche eingetragen werden sollen, wie namentlich wegen Un-
ewihheit der Identität derselben mit den im Flurbuche angegebenen Parzellen, eine

Veschtezung nöthig erscheint, so haben sich die Grund= und Hypothekenbehörden an Ort
und Stelle zu verfügen, die Besichtigung mit Zuziehung der Grundstückebesiher vor-
zunehmen, den Befund mit dem Glurbuch und beziehentlich mit der Flurkarte zu vergleichen

und hierach *WmWi auf welche Weise die Eintragung geschehen müsse.
Bei der Anordnung der AAfeinanderslge der Grundstücksfolien und zutzeiluugder Grunginessnbaneen (5.49dirser Verordnung) ist darauf zu sehen, daßd

Aufeinandersolge der Grundslücke im Grund= und Hypothekenbuche möglichst der Nethen-

acze entspreche, wie sie in der Wirklichkeit bei und neben einander liegen (topograyhischeOrdnung).
S. 87.

SK 214 und 215 des Gesetz es.e Grund- und Hypolzelenbehörden haben in den in §. 214 des Gesetzes
## b01 vorausgesetzt, daß der Hinzuschlagung kein Hinderniß nach §. 63 des
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Gesetzes enigegensteht und dieselbe auch sonst unbedenklich ist (vgl. §. 26 dieser Ver-
ordnung), die Besitzer solcher besondern Grundstücke zu befragen, ob sie dieselben zu
dem Gute oder den andern Grundstücken, die sie noch außerdem in der nämlichen Flur
besitzen, hinzuschlagen wollen und hierüber nach Befinden zu belehren.

Nicht winder, fün, die Besiher mehrerer einzelnen (walzenden) Grundstücke, bei
denen das in §. s Gefebes angegebene Verhaltniß stattfindet, zu befragen, obsie diese mehrern he Grundstacke in der Maße, wie §. 156 des Gesebes es auch
ohne Zusammenschlagung zu einem Complexe gestaktet, 58 auf ein Folium im
Grund= und Hypothekenbuche bringen lassen wollen, und, da nöthig, über die Vortheile,
welche diese Modalität gewährt, zu verständigen.

Fände sich, daß für mehrere nicht in einem Zubehörigkeitsverhältnisse r einander
stehende Grundstücke eines und desselben Besitzers besondere Folien — sei es nach dem
Verlangen des Besipvers oder wegen eines der Zusammenschlagung entgegenstehendenHindernisses (F. 63 #ei desthe) —angelegt werden müßten, daß aber gleichwohl diese
Grundstücke in Eine Parzelle zusammen vermessen worden wären, so hat die Grund-
und Hypothekenbehörde bei dem Katasterbüreau die erforderliche Parzellendismembration
zu veranlassen.

5§. 88.
Zu 5. 216 des Gesetzes.

Die im zweiten Satze des §F. 216 des Gesetzes vorgeschriebene Bemerkung der
entgegengesetzten Behauptung des Besitzers erhält ihren Plaß im ersten Eintrage unter
dem Verzeichnisse der Zubehörungen (5. 170 des Gesetzes) und wird, mit Verweisung
auf die belreffende Stelle der Grund= und Hypothekenbuchsakten (5. 237 des Gesetzes)
in den Worten ausgedrückt:

„der Besitzer behauplet, daß Nr. ein besonderes Grundstück sei.“
Erledigt sich späler die dem Eintrage des fraglichen Grundstücks unter den Zubehörungen
entgegengesetzte Behauplung auf eine oder die andere Weise, so wird jene Bemerkung
wieder gelöscht (S. 190 des Gesetzes, §. 77 drur Verordnung).8.8Zu 8. 217 * Gesetzes.

Die in §. 217 des Gesehes erwähnte Ermitlelung kann auch dann unterbleiben,
wenn der Besiter behauptet, daß die in der benachbarten Flur gelegenen Grundstücke Zu-
behörungen seines Guls seien, und der Heiuzuschlagung jener zu diesem Hindernisse nichtim Wege slehen (s. . 63 des Gesehzes und F. 28 dieser Verordnung). Es werden in
diesem Pue die fraglichen Grundstücke als Zchonage behandelt und eingetragen.

Zu 8. 218 8 Gesebes.
Ist den Grund= und Hypothekenbehörden bekannt, daß an den Staats= oder Do-

manialfiskus, Rittergüter, geistliche Stellen undStiftungen oder andere Personen ein-
tragungsfähige Abgaben (§. 15 Nr. 5 des Gesetzes) von Grundstücken eines Orts zu
entrichten sind, so mögen sie sich von den Berechtigten, bei fiskalischen Gefällen von den



145

betreffenden Behörden specielle Vexzeichnisse dieser Abgaben mittheilen lassen und bei An-
legung der einzelnen Folien benutzen.

Zu 8. 25° ve„ Gesetze
In gleicher Maße, wie die durch narl hch Betihang oder Zuschreibung le-

Litimirten Eigenthümer von Grundstücken sind diejenigen Grundeigenthümer, deren Eigen-
lhumérecht auch ohne besender Veleihung oder Zuschreibung nach dem usus lori zeitheranerkannt wurde 2c. — wie dies namentlich auch beim Grundbesitz des Staats-- und
Domanialfiskus, der Kirchen-, Pfarr= und Schuldotationen, der Gemeinden, Stiftungen
und Korporationen vielfach geschehen ist, — zu behandeln. Sofern eine Eintragung
solcher Grundeigenthämer geboten ist (S. 155 des Gesehes), kann sie auch ohne Nach-
holung der mangeluden Zuschreibung *

Zu 8. 233 * Gesetzes.
Die Erfüllung dessen, was in §. 223 des Gesebes in Ansehung der III. Rubrik

den Grund- und Hypothekenbehörden zur Obliegenheit gemacht ist, erheischt eine genaue
Durchsicht der Gerichtsbücher und Akten, worin nach den bisherigen Einrichtungen des
Lehns- und Hypothekemvesens Rechte der hier angegebenen Art zu beurkunden brwesen sind
(Handelsbücher, Consensbücher, Grundaften, Handels- und Consensprotokolle, Quiltungs-
und Kassationsprotokolle u. dergl. m.), und zwar von dem doppelten Gesichtspunkte aus,
daß einerseits die bestehenden Nechte aufrecht erhalten, andererseits bereits erloschene Rechte
nicht etwa wie noch bestehend in das Grund= und Hypothekenbuch übergelragen werden.
Hierbei bat dolgended zur Anleilung zu dienen:. Es mag ausreichen, mit der Nachforschung in den Gerichtsbüchern Behufs der
Ernitelung der auf den Grundstücken noch ungeloscht haftenden Hypotheken und Hülfs-
pfandrechte, auch Auszüge, auf fünfzig Jahre zurückzugehen, insofern nicht hiusichtlich eines
Grundstücks die urkundlichen Nachrichten aus dieser Zeit auf das Bestehen solcher Rechte
aus der frühern Zeit hinweisen, oder der Grund= und Hypothekenbehörde sonst von dem

Beslehen geh Rechte etwas bekannt ist, welchenfalls auf den Ursprung derselben zurück-zugehen ist.
b. Wäre jedoch innerhalb der letzten fünfzig Jahre keine Veräußerung oder Erb-

theilung bei einem Grundstücke vorgekommen, so hat die Nachforschung hinsichtlich desselben
bis zur letzten Veräußerung oder Erbtheilung, und wenn hierbei vorgefundene urkundliche
Nachrichten, z. B. von geschehenen Cessionen oder von Uebernahme hypothekarischer Schul-
den auf Seiten des Käufers bei Erkaufung des Grundstücks, auf das Beslehen von Hy-
potheken oder "ülfercchten aus früherer Zeit hinweisen, noch weiter bis zum Ursprung.
dieser Rechte rückwärts sich zu erstrecken.

C. Sind Grundstücke in neuerer Zeit nothwendiger Weise subhastirt worden, so
braucht hinsichtlich ihrer mit Nachforschungen wegen bestehender Oypotheken oder
Hülssrechte über die Zeit der geschehenen Zwangsversteigerung nicht zurückgegangen zu
werden.

4.Sind in Ansehung der ungelöscht vorgesundenen Hypotheken und Hülforechte
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die Voraussetzungen vorhanden, unter denen wegen ungelöschter alter Hypotheken ein
Ediktalverfahren geseblich — §§. 124 bis 126 des Gesetzes — Behufs der Kassation
Statt findet, so sind vor Uebertragung solcher alter Hypolheken und Hülförechte in das
Grund-- und Hypothekenbuch die Besitzer der damit behafteten Grundslücke wegen Erlassung
von Ediktalien Behufs der Beseitigung derselben zu befragen, und ist, wenn sie sich
dazu bereit erklären, das Erforderliche einzuleiten. (M. s. übrigens §. 35 dieser Ver-
ordnung.)

cc. Wenn aber in Ansehung solcher Hypotheken, welche nach Inhalt der Gerichts-
bücher oder Gerichtsprotokolle vormals unzweifelhaft auf rechtsbeständige Weise bestellt
worden sind, zugleich aus vorhandenen Akten, Gerichtsbüchern oder Gerichtoprotokollendie Vermuchunt, daß nach der Zeit richtige Quitlungen und Verzichte beigebracht worden,
begründet erscheint, und letztere nur dermalen nicht mehr aufzufinden sind, so sollen die
jebigen Grundstückobesitzer zu Einleilung eines Ediktalverfahrens nicht genöthigt, sondern
die muthmaßlich schon längst kassirten oder doch zu kassiren gewesenen EW- bei An-
legung des Grund= und Hypothekenbuchs unberücksichtigt gelassen werde

f. Was die- noch ungetilgt offen stehenden sogen. Lehnbrief- * Kauföriefschulden
mlangt, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde die Forderungsberechtigten, soweitit deefelben bekannt oder soweit folche sonst zu ermitteln sind, mindeslens ein halbes

Jahr vor Eröffnung des Grund= und Hypothekenbuchs davon kostenfrei in Kenntniß zu
sehen, daß auf ihre Forderungen bei den nach der Eröffnung sich ereignenden Vesihver-
änderungen keine weitere Rücksicht genommen werden könne, und ihnen die Wahrnehmung
ihrer Rechte anheimzugeben.

Sind die Forderungsberechtigten unbekannt, so erfolgt die zuvorgedachte Benach-
richtigung durch Anschlag am Gerichtöbrete und 2malige Bekanmimmachung im Amts- und
Nachrichtsblatte und in der Leipziger Zeitung, wobei zu Ersparung von Kosten möglichst
viele Posten zusammenzufassen find.

 Ist irgendwo in Folge früherer genauer Erörterungen bei anderer Grlegenhender Hypothekenstand der Grundstücke bereits sorgfältig ermiltelt worden, so bleibGrund= und Hypothekenbehörde überlafsen, nach pflichtmäßigem Ermessen diese ente
rungen zur Grundlage zu nehmen und kann solchenfalls von Wiederholung derselben ab-
gesehen werden.

l. Auszge, sie bestehen in Nakuralien oder in Gelb, sind nicht von Amtswegen
in das Grund= und Hypothekenbuch überzutragen, wenn entweder der Grund= und Hy-
vothekenbehörde amtlich bekannt ist, daß der Auszugsberechtigte sich nicht mehr am Leben

efindet, oder wenn in Ermangelung amtlicher Kenntniß vom Leben oder Tode des Aus-
zugsberechtigten, seit Bestellung des Auszugs ein so langer Zeitraum verflossen ist, daß
der inzwischen eingelretene Tod des Auszugoberechtigten mit Gewißheit oder doch mit
größter Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann. Dasselbe gilt von der Ledigkeits-
herberge, wenn der Nachweis der Verheirathung geliefert ist.

i. Renteberechtigungen gelangen nakürlich nur insoweit zur Eintragung, als sie
mit Hypothekrecht versehen sind oder die Eigenschaft von Reallasten haben.
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8. 93.
u 88. 224 und 225 des Gesehzes.in Folge 8 in Gemäßheit der 88. 243 f. des Gesetzes Forderungen

zund adt Kantionssummen in das Hypothekenprotokoll eingelragen worden sind,
ist bei Uebertragung derselben in das Grund= und Hypothekenbuch, sobald nämlich

anßer ihnen noch andere Forderungen auf dem Grundstücke haften, die boarm zu beobachten,
daß zwar dem Eintrage im Grund= und Hypothekenbuche ebenfalls Tag, Monat und
Jahr der geschehenen Eintragung in das Hypothekenprotokoll vorausgeseht wird, übrigens
aber diese Forderungen und Kautionssummen nicht nur keine Hypothekenmummer, vielmehr
statt derselben in der linken Spalte unter der Eintragsnummer die Bezeichnung: „Rang
unbestimmt" erhalten, sondern auch im Contexte des Eintrags durch den Zusatz:

ostatt stillschweigender Hypothek nach §. 243 ff. des Hypothekengesebes"
vor andern Forderungen ausgezeichnet werden.

5. 94.
Zu §§. 223—226desGesebes.

Die Summen solcher Forderungen, deren Belrag urprünglich nach den vor dem
1. Januar 1841 in Geltung gewesenen Währungen bestimmt worden ist, sind im Con-
terte des Eintrags sowohl nach diesem ihrem ursprünglichen Vetrage im alten Münzfuße,
als auch nach dem Betrage, den sie nach erfolgter Umrechnung im Vierzehnthalerfuße
haben, auszudrücken. In der Nebenspalte aber, in welcher die Summe mit Zahlen ein-
zuschreiben ist, wird der Betrag nur nach der neuen Landeswährung angegeben.

Forderungen in Gold und in gröberen, nach §. 21 des Münzgesebes vom 14. De-

cember 1840 lucglafsen n Münzsorten des Zwanzigguldensußes sind, soweit es nicht schon
geschehen ist, Behufs r Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch nicht umzu-rechnen. Es ist aber serl im Contexte des Eintrags die Münzsorte zu bemerken, als
auch in der Nebenspalte der darin mit Ziffern geschriebenen Summe eine die von der
Landeswährung verschiedene Münzsorte anzeigende kurze Bemerkung beizufügen; z. B. so:
im Gonterteml Eintrags:

Ein Taufen Thaler in Louiod'ors zu fünf Thaler gerechnet",und in der Mkes##„1000 Ken in Gold“.
F. 05.

Zu deuselben §.
Bei dem Geschäste der Sammlung, Sichtung und Zusammenstellung der Materia-

lien für die Grund= und Hypothekenbücher werden die Grund= und Hypothekenbehörden
am Zweckmäßigsten zu Werke gehen, wenn sie sich dazu Sammelbogen halten, dergleichen
für jedeo Grundstück, welches ein eignes Folium im Grund- und Hypethekenbuche erhalten
soll, einer oder mehrere angelegt werden, und aus denen sodann der Entwurf eines jeden.
Foliums mit leichterer Mühe und zugleich mit größerer Sicherheit hergestellt werden kann,
als es ohne ein solches Hülfsmittel möglich sein würde.

Dieser Entwurf braucht nicht das größere Format des Grund= und Hppotheken-
buchs zu erhalten, sondern kann in gewöhnlichem Aktenformate gemacht werden, im

20
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Uebrigen aber muß er ganz nach dem vorgeschriebenen Formulare eingerichtet sein und das
Folium in allen drei Rubriken so, wie es im Grund= und Hypothekenbuche selbst erscheinen
soll, vollständig darstellen.

8. 96.
u 88. 227 ff. des Gesetzed.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben den Grundstückobesitzern auf Ver-
langen auch Abschriften von dem Entwurfe der Folien ihrer Grundstücke gegen taxmäßige

Vergütung innerhalt der zur Erklärung über Anerkennung des Entwurfs bestimmtenFrift zu ertheilen
Den hypothekarischen Gläubigern und andern Realberechtigten außer dem Besitzer

sind ebenfalls dergleichen Abschriften von dem Entwurfe der Folien der Grundstücke, an
denen ihr Recht besteht, auf Verlangen zu ertheilen.

Zu §. 230 des Gesetzes.
Der Vorschrift im ersten Satze des s. 230 des Gesetzes wird auf die Weise ge-

nügt, daß im Contexte des Eintrags des bestrittenen Gegenstandes zusatzweise bemerkt
wird:

o der Besitzer hat der Eintragung widersprochen.
Wird in der Folge der Widerspruch gehoben, während die Eintragung selbst bestehen bleibt,
so giebt dieses in Hinsicht auf den nunmehr beseitigten Widerspruch Anlaß zu einem
##lchngeintrage (5. 190 des Gesetzes), auf welchen neben dem die Bemerkung desiderspruchs mit enthaltenden ursprünglichen Eintrage in der Spalte der Anmerkungen
mit den Worten: „der Widerspruch gelöscht“ zu verweisen ist.

98.
Zu §. 232 des Gesebes.

Da nach Beftimmung der §. 243 ff. bis zum 30. Juni 1674 Anmeldungen
bei der Grund= und Hypothekenbehörde eingehen können, in deren Folge Forderungen,
wegen deren bisher eine stillschweigende Hypothek bestanden hat, in das Hypothekenpro-
tokoll einzutragen sind und dadurch eine ausdrückliche Hypothek erlangen, solchenfalls
aber diese Hypotheken bei Anlegung des Grund= und Hypothekenbucho nach §. 221
cleichermaßen Amtshalber berücksichtigt werden müssen, so ist mit Abschließung des Ent-
wurss und Erlassung des öffentlichen Aufrufs jedenfalls bis nach Ablauf der zu jenen
Anmeldungen verstakteten, am 30. Juni 197 zu Ende gehenden Frist anzustehen.

Zu S#e#g 8.
Ehe die in 8. 282 des Gesetzes vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachung erfolgt,

ist der Entwurf des Grund= und Hypothekenbuchs der Landesregierung zur Prüfung.
vorzulegen und zu diesem Behufe mit den Grund= und Hypothekenbuchsakten (§F. 237
des Gesetzes) an dieselbe einzusenden.

Um die Druckaufwände, welche der öffenkliche Aufruf verursacht, zu mindern,
haben die Grund= und Hypothekenbehörden die Bekanntmachungen möglichst kurz und zu-
sammenzufassen. Sie haben namentlich ihre Einrichtung dahin zu treffen, daß in einer
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und derselben Bekanntmachung die Grund= und Hypothekenbuchsfolien Möglichst vieler
Ortschaften auf Einmal zum Aufruf gebracht werden. Zur Veröffentlichung der im Ge-
setze vorgeschriebenen Bekanntmachung hat nächst dem Amts= und Nachrichtöblatte bis auf
Weiteres die Leipziger Zeitung zu dienen.

100.
Zu8. 234 des Gesehes.

In Hinsicht auf die Form, in welcher nach der Bestimmung im zweiten Satze
des §. 234 des Gesetzes von der noch unerlediglen Einwendung Bemerkung im Grund-
und Hypothekenuche zu machen ist, finden je nach Verschiedenheit des Falles die oben in
88. 7, bieser Verorduung gegebenen Vorschriften angloge Anwendung, im Uebrigenhaben bie Grund= und Hypothekenbehöcden in Betreff der auf den öffentlichen Aufruf
angezeigten Einwendungen gegen den Entwurf des Grund= und Hupothekenbuchs die
Vorschriften in §. 151 des Gesetzes und §F. 42 dieser Verordnung ebenfalls zu
befolgen.

Einträge, welche in Folge angebrachterErinnerungen sich ganz und gar erledigen,
werden gar nicht, solche Einträge hingegen, welche in Folge angebrachter Erinnerungen
in einem oder dem andern Punkte zu berichtigen sind, in der dieser Berichligung ent-
sprechenden veränderten Fassung aus dem Entwurfe in das Grund= und Hypothekenbuch
übergetragen.

4101I.
u S. 235 des Gesehes.

Diejenigen Grundstücksfolien, deren Einschreibung wegen angemeldeter Einwen-
dungen ausgesetzt werden mußte, sind unverzüglich nach deren Erledigung (§. 235 des
Gesebes) ins Grund= und Hypothekenbuch überzutragen.

F. 102.
Zu §. 236 des Gesetes.

Die Abschließung der Einträge, welche den Juhalt des Foliums bei Aulegung
des Grund= und Hypothekenbuchs ausmachen, eht in allen drei Rubriken durch zwei
Querlinien über die ganze Breite der Bla- Das Datum der geschehenen Ein-
schreibung des Folium# wird zwischen diesel- beiden Ouerlinien in die mittlere Spalte
geschrieben.

F. 103.
u 8. 237 des Gesees.

Die bei den Grund= und Hypothekenbehörden während der Zeit bis zur Eröffnung
des Grund= und Hypothekenbuchs (5. 235 des Gesetzes) vorkommenden Besihveränderungen,
Hypothekenbestellungen, Cessionen, Löschungen, Ediktalverfahren wegen Kassation alter
Hypotheken u. s. w. sind mit den durch den Zweck der Anlegung des Grund= und Hypo-
thekenbuchs unmittelbar gebotenen Erörlerungen und Verhandlungen nicht zu vermischen,
die darauf bezüglichen Verhandlungen kommen daher gar nicht zu den Grund= und
pothekenbuchaakten.

Auch die Anmeldungen stillschweigender Hypotheken nach §. 248 ff. des Gesetzes
gehören nicht in die Grund= und Hypothekenbuchsakten, sondern sind getrennt von den

20“
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Verhandlungen, welche allein den Inhalt dieser Akten nach F. 237 des Gesetzes bilden
sollen, in besondern Akten zu verhandeln. Jedoch wird den Grund= und Hypotheken-
behörden empfohlen, von allen dergleichen in der Zwischenzeit vorkommenden Geschäften
in den Sammelbogen (s. §. 95 dieser Verordnung) Bemerkung zu machen, damit die
dadurch vorgegangenen Veränderungen bei endlicher Redaktion des Entwurfs nicht etwa
übersehen werden.

5. 104.
Zu §. 208—242 des Gesetes.

Die Landesregierung wird öftere Revisionen der Unterbehörden vornehmen lassen,
um sich von dem Fortgange des Geschäfts bei Anlegung der Grund= und Hypotheken-
bücher und der Art und Weise, wie dabei verfahren wird, Kenntniß zu verschaffen, auch
die hierbei etwa begangenen Säumnisse oder Unregelmäßigkeiten zu entdecken und abzu-stellen.

Auch haben sämmtliche Gerichtsbehörden, welchen als Grund= und Hypotheken-
behörden die Anlegung von Grund= und Hypothekenbüchern obliegt, während der Dauer
dieses Geschäfts jährlich im Laufe des Monats Juli der Landesregierung darüber Anzeige
zu erstatten, wie weit das Geschäft bei ihnen * ist.

Zu §. 2 e Geseehes.
Was hier in ul. 2 schlechtweg. * dein Falle eines nachherigen Konkurses gesagt

ist, hat auch von dem Falle einer nachherigen Zwangsversteigerung außerhalb des Kon-
kurses zu gelten.

8. 106.
Zu §§. 252 und 253 des Gesetzes.

Mit der Publikation gegenwärtiger Verordnung tritt das Geseh, dem sie gilt,dargehal. in Wirksamkeit, daß mit der Anlegung der neuen Grund= und Hypotheken-
bücher und den dazu nöthigen Arbeilen nach den im IV. Abschnitte gegebenen Bestim-
mungen unverweilt zu beginnen ist.

Was den übrigen Inhalt des Gesebes betrifft, so finden von dem Zeitpunkte an,
wo die einzelnen Grundstücksfolien aus dem Entwurf in das Grund= und Hypotheken-

bach beingeschrieben sein werden, und somit dieses für sie eröffnet ist (. 235 des Gesetzes),gt die betreffenden Grundstücke und alle aus dem Grund= und Hypothekenbuche zu be-
urtheilenden Rechtsverhältnisse derselben die Bestimmungen des Gesetzes volle Anwendung;
dieses gilt insonderheit auch von der mit demselben bekannt gemachten Taxordnung
der Gerichtsgebühren in Grund= und Hypothekensachen. Vorstehende Regel leidet jedoch
folgende Ausnahmen:

a. Die Bestimmungen in §. 69 des Gesetzeß treten, sowen sie nicht schon nachdem peihteigen Rechte gelisn, schon mit dem 1. Juli d. J.inWirksamkeit, dergestalt,siein allen nach dem 30. Juni d. J. durch eftislche Verlamg der Gläubiger
eröffneten Konkursen anzuwenden sind. Wäre jedoch wegen älterer als dreijähriger Rück.
stände von Auszugsgebührnissen oder Renten vor dem 1. Juli d. J. schon Klage erhoben
gewesen, letztere auch ohne eine über 3 Monate währende Unterbrechung fortgestellt wor-
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den, so sind diese Rückstände, insoweit sie nicht blos auf drei Jahre, sondern noch weiter
zurück auf prioritätische Befriedigung nach den bisherigen Gesetzen Muspruch gehabt hätten,
in jener bisherigen Maße auch in Konkursen, die erst nach dem 30. Juni d. J. eröffnet

werden,z#usden und zu befriedigen.e Bestimmungen der 88. 124, 125, 126 des Gesehes treten sofort mit derhublilaltcn |37 Verordnung in Krast.
Von dem Zeitpunkte an, zu welchem das Grund= und Hypothekenbuch eröffnet

ist (s. vorstehend unter 1), sind die Grundstücke, für die es geöffnet ist, in den Urkunden
über die sie betreffenden Rechtsgeschäfte mit den Nummer= Bezeichnungen, die ihnen im
Grund- und Hypothekenbuche beigelegt sind, aufzuführen.

genügt hiernach, wenn Grundstückskomplexe und selbstständige Grundstäcke,
welche ein eignes Folium zugetheilt erhalten haben, mit der Grundbuchsnummer benannt
werden. Sind aber bloß solche Grundstücke, welche als Theile oderZubehörungen eines
Komplexes oder andern Grundstücks im Gund. und Hypothekenbuche eingetragen sind,
Gegenstand des zu beurkundenden Rechtsgeschäfts, so sind außer der Grundbuchsnummerauch noch die Nummern oder enrhgeriofen welche ihnen im Flurbuche beige-
gelegt sind, anzugeben.

3) Die Bestimmung eines Zeitpunkts, bis zu welchem die Anlegung der Grund-
und Hypothekenbücher im ganzen Lande zu Stande gebracht sein muß, wird für jetzt noch
vorbehalten.

8. 107.

Zur Togordn ng.
Bei den Verhandlungen, welche #ur besmumg des Kapitalwerths von r—

oder Rentenleistungen Statt finden, haben sich die Gerichte der Bestimmungen in §.3
dieser Verordnung zu bedienen.

Greiz, den 13. Juni 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Men.
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8-Bekanntmach 1 24. Juni 1873,

die *5 der Rechtenmilder 58 an die „Schmidts-
tiStiftuug hier

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 30. vorigen Monats sind der von
dem Geheimen Kirchenrath Dr. Schmidt hier begründeten, von Fürstlichem Consistorio
bestätigten

Schmidts. Stiftung“
alle gesehlichen Rechte und Wohlthaten milder Stiftungen ertheilt worden.

ies wird hiermit zur Nachechtung bekannt gemacht.d den 24. Juni 1

Furstl. Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Nlchter.

Drudkfehlerberichtigung.
In dem Gesetze vom 27. Februar d. I., die Grund= und Hypothekenbücher und

das Hpethekenwesen betreffend, muß es
§. 53 am Schlusse (Gese S. 29 Z. 13 v. u.) „5. 46 sanstait "S. 3“,n 8. 142 (S. 47 3. 1 v. u.) „. 17“ anstatt „§. 19.

S. 115 3. 6 v. o. 1 es statt „16. krn vom “ ti 1673“ heißen:
„18. Regierungs-Verordnung vom 13. Juni 1873“



Gesebssammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
·

(Ausgegeben den 6. September 1873.)

O. NR 8-Bekanntmach vom 4. Juli 1873,msm*ns des Postreglements vom 30. November 1871
betreffend.

Nachstehende „Abänderungen des Postreglements vom 30. November 1871“
werden in Gemäßheit §. 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom
2. Oktober 1871 (Greichegesegblat S. 347) audurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.Greiz, den 4. Juli

Fürstlich Neuß-Plauische Laudesregierung.
Kunze i. V.

Merz.

Verlin, den 27. Juni 1873.

Abänderungen
des Postreglements vom 30. November 1871.

Das unterm 30. November 1871 erlassene Postreglement erfährt vom 1. Julic.
ab in den Absätzen II., III. und VI. des.53, das Ueberfrachtporto und die Versicherungs-
gebühr betreffend, folgende Abänderungen, welche auf Grund der Vorschrift im §. 50

des Gesetzes über das Vestvesen des Deutschen Reichs vom 28. October 1871 nach-
stehend pirssteatnt werden:I. Für das Mehrgewicht des Reisegepäcko ist bei der Einlieferung Ueberfracht-porto Aa entrichten. Dasselbe beträgt, nach Maßgabe derjenigen Entfernung, welche der
Personengeld. „Erhebung zu Grunde helegt wird, für jedes Kilogramm oder den überschießen-
den Theil eines Kilogramm1) bei Pepbebemn bis 10 Meilen 12 Silbergroschen, als Minimum 21/

Silbergroschen; ,

2) bei Beförderungen über 10 Meilen 1 Silbergroschen, als Minimum 5
Silbergroschen.

21
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III. Wird der Werth des Passagiergepäcks angegeben, so wird die Versicherungs-
gebühr für jedes Stück selbstständig erhoben. Diese Gebühr beträgt ohne Unlerschied der
Entfernung und zu jeder Höhe der Werthangabe½ Silbergroschen für je 100 Thaler
oder einen Theil von 100 Thalern, mindestens jeboch 1 Silbergroschen.

VI. Der erste Sab fällt fort.
DersReichskanzler.

Fürst von Bismark.

21. Megierungsbekanntmachung vom 28. Juli 1873,
die Ertheilung der Rechte einer juristischen Person an die Schneidersche

Stiftung für die höhere Bürgerschule hier
belreffend.

Mi Höchstlandesherrlicher Signatur vom 23. d. Mléö. sind der Schneider'schenStiftung für die höhere Bürgerschule zu Greiz auf geschehencs Ansuchen die Rechte einer

jurisiischen Zerhn ertheilt worden.
6 wird andurch zur Semlchen Kennkniß gebracht.Deie den 28. Juli1

zunl. Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

— . Merz.

22. Regierungsbekanntmachung vom 7. August 1873,
weitere Ausführungsbestimmungen zu dem Reichsgesetze über Erhebung

der Brausteuer
belressend.

Nachträglich zu den Dstimmungen zur Auesührung des Gesetzes. wegen Erhebung
der Brausteuer vom 31. Mai 1872 ist von dem Vundcrathe beschlossen worden:

1) daß die sohenammte Vier- bn Zuckerkouleur als ein Malzsurrogat im Sinne des
7. des Gesetzes wegen Erhebung der Brausteuer vom 31. Mai 1872

anzusehen kund mithin bei der Verwendung zur Bier= oder Essigbereitung einem
Steuersatze von 1 Thlr. 10 Sgr. vom Zentner zu unkerwerfen ist;

2) daß solchen auf Deklaration steuernden Dr#en welche Zucter Syrup oder
nicht besonders benaunte Malzsurrogate Er1. Ziff. 5 bis 7. des Brausteuer-gesetzes) zu dem bereits gekochten Biere,z.B. auf dem Kühlschiffe, den Stell.
botlichen, den Gährgefsäßen, den Lagerfässern oder Flaschen zusezen (5. 18
Absatz 2. des Gesetzes und Ziffer 9. III. Absatz 2. der Ausführungs-Bestim-
mungen) von der Direktivbehörde eine besondere Firation der von diesen Stoffen
zu entrichtenden Brausteuer nach den Grundsätzen in Anlage 1. zu Ziffer 3. der
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Ausführungsbestimmungen gestattet oder auch unter Anordnung geeigneter Kon-
trole nachgelassen werden kann, die innerhalb eines bestimmten Zeitabschnittes auf
den Lagerfässern oder Flaschen zuzusehende Menge von Malzsurrogaten der ge-
dachten Art im Ganzen voraus zu deklariren.

Unter Bezugnahme auf die Verordnung vom 6. December 1872 (Gesetz-
sammlung Seite 147) werden diese Beschlüsse behufs Nachachtung hierdurch zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 7. August 1873.
Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.

Meusel.
Nlchter.

23.Negierungsbekanntmachung vom 16. August 1873,
die abgeänderte Pflicht der Ontsrichte (Schulzen), Schöppen,Geschwornen und

ierleute
betreffend.

Im Hinblick auf die bezüglich des Geschäftskreises derOrtsgerichlpersonen durch
die neuere Gesetzgebung eingelretenen vielfachenAenderungen ist die bestehende Instruktion

der Doeichtr. Schöppen, Geschwornen und Vierleute einer Nvision. unterzogen worden.demgemäß abgeänderte Ortsrichterpflicht und Pflicht der Schöppen, Ge-schwornen und Veerteule werden nachstehend zur Nachachtung zur öffentlichen Kenntaiß
gebracht.

Greiz, den 16. August 1873.
Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.

Mensel.
Merz.

J.
Ortsrichterpflicht.

8. 1.
Allgemeine Pflichl.

Von dem Ortörichter (Schulzen) wird erwartet, daß er durch christlichen, sittlich
ehrbaren. Wandel und gewissenhafte Mlichtersüllung sich des ihm anvertrauten Amtes
würdig beweise und seinen Ortsgenossen in gemeinnüzigem Wirken und christlicher Ge-
sinnung in Wort und That mit gutem Beispiele vorangehe.

Der Durchlauchligsten Landesherrschaft hat er unverbrüchliche Trene und Anhäng-
lichkeit zu bewahren, das Landesherrliche Inkeresse, sowie de Landes und der Gemeinde
Wohl nach allen Kräften zu fördern, jedweden Schaden und Nachtheil, so viel an ihm
liegt, abzuwenden, den vorgesezten Vehörden, obrigkeitlichen Personen und Trägern des

21
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geistlichen Amtes gehorsam und ehrerbietig sich zu bezeigen, Jedermann auch, insonderheit
seinen Ortsgenossen, freundlich und hülfreich hue Parteilichkeit zu begegnen.

Beobachtung und Anlenhrung der Gesetztn
Landesgesebe, Verordnungen der Landeskollegien, bhertüiche Befehle und An-

ordnungen, die ihm schriftlich eder mündlich zugehen, hat er treu und pünktlich zu befolgen

und über derselben und der bereits bestehenden Gesetze 2c. Veobachtung *) leierseis zuwachen und widrige Wahrnehmungen bei der betreffenden Behörde anzuzei
Nicht minder hat er etwa wahrgenommene Vernachlässigung der e

des Gemeindevorstands zur Kenntniß der vorgesebten Behörde desselben zu bringen.
Mit dem Inhalte der ihm in einem Exemplar nummerweise durch den Eeneinde.

vorstand zugehenden Gesetzsammlung, welche Jahrgängeweise einbinden zu lassen und
als Inventar gehörig aufzubewahren sind, hat er sich gehsrig vertraut zu machen.
Ebenso hat er sich von dem Inhalte des Amtsblattes und des Reichögesetzblattes durch
Einsichtnahme bei dem Gemeindevorstand, welcher zur Vorlegung dieser Blätter verpflichtet
ist, die nöthige Kenntniß zu verschaffen.

Lehn 3 älle.
Wenn durch Ableben eines Haus= oder anderen Grundbesitzers, er sei Ortsgenosse

oder nicht, sich ein Lehns-Eröffnungsfall ereignet, so ist dessen Anzeige bei der Lehnsbe-
hörde spätestens nach Monatkofrist des Ortsrichters (Schulzen) unerläßliche Pflicht. Unter
keinem Vorwande, auch nicht unter dem der Armuth der Erben, darf er diese seine Amts-
obliegenheit vernachlässigen.

Gehlt aber ein Grundbesitzthum durch Kauf, Tausch, Schenkung oder sonst einen
Vertrag in eines Andern Besitz über, so ist es in der Regel des Ortorichters (Schuszen)
Obliegenheit, den schrifllichen nsa über das Geschäst zu verabfassen, doch bleibt den
Interessenten unbenommen, sichauchderFeder eines Andern zu bedienen. Jedenfallshat aber der Orterichter (Schush hagie zu sorgen, daß der Aufssatz ohne Verzug dem
Justizamte zur weitern Verfügung eingereicht werde.

Vormundschaften.
Der Ortörichter (Schulze) ist bei 1—5 Thaler Strafe verpflichtet, der Vormund-

schaftsbehörde jeden im Orte vorkommenden Todesfall, der eine Verwaisung Minderjäh-
riger zur Folge hat, schleunigst anzuzeigen, dabei auch Alter und Namen der Waisen, die
mit denselben zusammentrefenden sonstigen Erben und das, was ihm über die Beschaffen ·
heit des Nachlasses bekannt geworden ist, anzugeben. Bei gleicher Strafe hat er die Vor-
mundschaftsbehörde dann, wenn ein Minderjähriger eigenes Vermögen oder Forderungs-
rechte besit, und die Vermögensverhältnisse der Person, deren elterlicher Bevormundung

derselbe untwersen ist, muthmaßlich keine Ersahgewähr bieten oder wenn die üble Wirkh-r Letzteren einen Vermögensnachtheil für den Minderjährigen besorgen läßt;
ingleichen wenn der Vater des Minderjährigen oder dessen zur Vevormundung desselben
gesetzlich berufene Multer selbst noch minderjährig ist oder wegen irgend eines andern
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Grundes unter Vormundschaft steht und der Minderjährige eigenes Vermögen besitzt oder
eine gerichtliche Vertretung seines Interesses nöthig wird — Behufs der Bestellung eines
Vormundes von diesen Umständen zu benachrichtigen. —

8. 5.

Assistenz bei Amtsverichtungen .

Bei amtlichen Verrichlungen an seinem, des Ortörichlers (Schulzen) Orte, als
Testamentsaufnahmen, Besichtigungen rc. ist derselbe, nebst den Schöppen (Vierleuten)
geseblicher Beisitzer der Verhandlung, seine Pflicht beschränkt sich jedoch dabei auf sinnliche
Aufmerksamkeit mit Auge und Ohr auf den Geschäftsgegenstand; in die Verhandlung
selbst hat er sich aber, ohne obrigkeilliche eigene Anfforderung nicht zu mischen. Auch
liegt ihm ob, wenn dem Amtodiener oder Executor Auspfändungen ausgegeben sind, den-
selben dabei auf dessen Erfordern zu unterslützen.

F. 6.

Einnahme der Landes-, Cameral= und grundherrlichen Abgaben und Gesälle.
Die sländigen Gefälle an Grundsteuern, Einkommensteuer, Erb-, Frohn= und

Triflzins und andern Gesällen, soweit deren Einnahme ihm, dem Orterichler (Schulzen)
obliegt, hat er zur Verfallzeit — die Grundsteuern und die Einkommensteuer an den in der Ge-
setsammlung oder im Amtöblatt bekannt gemachtenTerminen,welche er bei deren Eintritt durch
Anzeigeim Lokalblalt oder durch öffentlichrn Anschlagin Erinnerung zu bringen hat, die Rent-
gefälle im Srühjahr und Herbst — von den Pflichtigen zu erheben und 14 Tage nach Ablauf

des Termins unter Einreichung eines speciellen Hestuerzeichuises an den betreffenden Be-
siriesienereimmehmer resp. an die betreffende Kasse abzuliefern.lach Einreichung des Restverzeichnisses hat 0Pr weitere Steuerzahlungen nicht an-
zunehmen, 14 Pllichtigen vielmehr an die Bezirkesteuereinnehmer zu weisen.

n lebtere hat er bei jeder Steuerablieferung ein Verzeichniß der inzwischen weg-
und zugezogenen Stenerpflichtigen in doppelten Exemplaren einzureichen.

Die wegen unterlassener rechtzeitiger Anmeldung verwirkte Ordnungsstrafe hat der
Ortssteuereinnehmer dem Contravenienten abzufordern und mittelst Lieferscheins an die
Landeskasse abzuliefern; bei Zahlungsverweigerung und bei unterbliebenen Abmeldungen
dagegen hat er die Contravenienten bei dem zuständigen Fürsllichen Justizamie zur Be-
strafung anzuzeigen.

Die beibemerkten und andere, seiner Einnahme anvertrauten öffentlichen Gelder
hat er von seinem Privatvermögen ganz abgesondert aufzubewahren und darf davon nicht
das Geringste, auch nicht auf die kürzeste Zeit weder in seinen Nutzen noch sonst zu
fremden **. bei schwerer Strase verwenden.elbstverständlich dürfen nur solche Mlinzen und Kassenscheine, die zufolge be-sonderer Sae in den öffentlichen Kassen passiren, Scheidemünzen aber nur zur Aus-
hleichung angenommen werden.
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II.

Pflicht der Schöppen, Geschwornen und Vierleute.
SF. 1.

Allgemeine Pflicht.
Von dem Schöppen (Geschwornen, Viermann) wird erwartet, daß er sich durch

christlichen, sittlich ehrbaren Wandel und treue Pflichterfüllung seines Amtes würdig zeige
und seinen Ortsgenossen in gemeinnützigem Wirken und christlicher Gesinunng in Wort
und That mit gutem Beispiel vorangehe.

Der Durchlauchtigsten Landeöherrschaft hat er zaisbrichsich- Trene und Anhäng-lichkeit zu bewahren, das Landesherrliche Inleresse, sowic des Landes und der Gemeinde
Wohl nach Vermögen zu fördern, allen Schaden und Nachtheil, so viel an ihm liegt,
abzuwenden, den vorgesetzten Behörden, obrigkeitlichen Personen und Trägern des geist-
lichen Amtes gehorsam und ehrerbietig sich zu bezeigen, Jedermann auch, insonderheit
seinen Ortsgenossen, freundlich und hülfreich ohne Parteilichkeit zu begegnen.

Landesherrliche Gesee, Verordnungen der Landeskollegien, obrigkeitliche Befehle
und Anordnungen hat er treu und pünktlich zu befolgen und deren und der bestehenden
Gesehe 2c. Beobachtung mit zu überwachen und widrige Wahrnehmungen bei der betref-
senden Behörde anzuzeigen.

Nicht minder hat er elwa wahrgenommene Vernachlässigung der Dienstpflichten
des Gemeindevorstands zur Kenntniß der vorgesehten Behörde desselben zu bringen.

5. 2.
Lehussälle, Vormumschaften, Testamente.

Wenn ein Lehnsfall, es sei durch Ableben oder Kauf rc. sich ereignet, wenn Minder-
jährige zu bevormunden sind, so ist die Anzeige bei der obrigkeillichen Behörde zwar des Orts
richters (Schulzen) Pflicht; es liegt aber dem Schöppen (Geschwornen, Viermann) ob,
denselben im Falle bemerkbarer Säumigkeit an seine Obliegenheit zu erinnern, auch
nöthigenfalls selbst die Anzeige zu machen.

Bei Amts= und gerichtlichen Verrichtungen an seinem, des Schöppen (Geschwor-
nen, Viermanns) Orte, als Testamentsaufnahmen, Besichtigungen 2c. ist derselbe neben
dem Ortorichter gesetzlicher Beisiper der Verhandlung; seine Pflicht beschränkt sich jedoch
dabei auf sinnliche Aufmerksamkeit mit Auge und Ohr auf den Geschäftsgegenstand; in
die Verhandlung selbst hat er sich aber, ohne obrigkeitliche eigene Aufforderung, nicht zu
mischen.

Wenn bei Executionen in schwer fortzuschaffende oder schwer unterzubringende
Gegenstände vom Gericht das in §. 40 des Gesezes vom 16. September 1868 bestimmte
Verfahren angcordnet wird, so hat der Schöppe (Geschworne, Viermam)h sich an der dem
Gerichtsdiener aufgelragenen speciellen Verzeichnung der Exerutionsgegenstände zu betheiligen
und die Niederschrift, worin der Name des Gläubigers, der Betrag seiner Forderung, die
in Beschlag genommenen Gegenstände anzugeben und auf die erlassene Verordnung des
Gerichts Bezug zu nehmen ist, mil zu unterzeichnen.
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Ebeuso hat er die dem Schuldner auszuhändigende Abschrifl, unler welcher dem-
selben jede eigenmächtige Verfügung über die abgepfändeten und in seinem Gewahrsam
gelassenen Gegenstände, sowie jede Beschädigung derselben mit der Androhung zu unter-
sagen ist, daß er im Zuwiderhandlungsfalle in strafrechtliche Untersuchung gezogen und
mit Gefängniß bis zu 6 Wochen oder entsprechender Geldbuße werde belegt werden, mit
zu unterzeichnen.

24. Regierungs-Verordnung vom 25. August 1873,

den Betrieb der „Spielkarteufabriken
Mit Höchster Genehmigung wird TOrund der Bestimmungin 8. 5 der Reichs-

gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 über den Betrieb der Spielkarkenfabriken das
folgende

Regulativ
erlassen.

8. 1.
Die Spielkartenfabriken stehen unter Aussicht der Steuerbehörde nach Maßgabe

der nachstehenden Beslimmungen.
8. 2.

Wer Spielkarten im Fürstenthum verfertigen will, ist unbeschadet der nach 8. 14
der Reichsgewerbeordnung demselben obliegenden Verpflichtung, das Gewerbe bei der zu-
ständigen Behörde anzumelden, verbunden, acht Tage vor Beginn des Betriebes eine
schriftliche Ammeldung derjenigen Räumlichkeiten in doppelten Exemplaren bei der Steuer-
stelle seines Bezirkes zu übergeben, in denen entweder Fabrikationsakte vorgenommen oder
die fertigen Spielkarten aufbewahrt werden sollen. Zu einer gleichen Anmeldung der
Fabrikations= und Lagerräume mindestens acht Tage nach Erlaß dieses Regulativs sind
auch die Besitzer bereils beslehender Spielkartenfabriken verbunden.

Sollen zu den Fabrikations= und Lagerräumen späler andere hinzutreten oder
sollen angemeldete Räume anders benutzt werden, so ist hierüber von dem Fabrikbesitzer
mindestens acht Tage vorher cine schriftliche Veränderungsanzeige in doppelten Exemplaren

einzureichnDie Begzirkssteuerstelle hat das eine Exemplar der Räume-Anmeldungen und Ver-
änderungsanzeigen mit einer Bescheinigung versehen, dem Fabrikbesitzer zurückzugeben,
der dieselben in einem besonderen Hefte in der Fabrik reinlich aufbewahren muß.

Die Spielkartenfabriken sind gehalten, einem Blatte jedes Spieles ein Fabrik-
zeichen zu geben, welches der Steuerbehörde vorher anzuzeigen und von derselben zu
genehmigen ist.

8. 4.
Jedes fertige Kartenspiel, d. h. jedes beschnitlene und sortirte Kartenspiel ist mit
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einem Umschlage zu versehen. Die Form dieser Umschläge bleibt zwar der Wahl des
Fabrikanten überlassen, dieselben müssen jedoch so eingerichtet sein, daß sie das Karten-
spiel vollständig zusammenhalten und die Stempelung desselben ohne Lösung des Um-
schlags gestatten.

. 56.

Die zum inländischen Absah bestimmten Spielkarten müssen, bevor sie aus dem
Besibe des Fabrikanten in andere Hände übergehen, der Bezirks-Steuerstelle Behufs der
Stempelung vorgelegt werden.

S. 6
Die gestempelten und die ungestempelten Spielkarten sind in der Fabrikgetennt

an abgesonderten, der Steuerbehörde angezeiglen Plätzen aufzubewahren. GeschieAufbewahrung beider Sorten in demselben Naume, so sind die abgesonderten 7 an
eine in die Augen fallende Weise zu bezeichnen.

Ungestempelte Spielkarten müssen in Packeten von mindestens je einem Dutzend
verpackt sein. Nur diejenigen Spiele, deren Zahl ein volles Dutzend nicht erreicht, dürfen
einzeln aufbewahrt werden.

. 7.

Die zur Versendung in ein ander Staatsgebiet bestimmien Karten sind der Be-
zirks-Steuerstelle anzumelden, werden unter Aufsicht derselben verpackt und auf Uebergangs-
scheine abgefertigt.

Der Erlrahent des Uebergangsscheines über Spielkarken haftet so lange für den
inländischen Stempelbetrag, bis von dem Erledigungs-Amte die Erledigungsnachweisung
über den Uebergangöschein resp. dieser selbst erledigt zurückkommt. Im anderen Falle
wird von dem Extrahenten der Stempelbelrag unch das Ausfertigungsamt eingczogen
und zugleich nach Befinden die Untersuchung eingeleiteBei Versendung bereits gestempelter züngerer Spielkarten mit der Post aus
einem Theile des Inlandes in den anderen, unter Berührung eines anderen Staatsgebiets,
ist einer zwischen den zum Thüringischen Zoll- und Handels-Verein gehörigen Staaten
Vetroffenen Vereinbarung zufolge, von der Uebergangs-Controle abzusehen.

Besitzer von Spielkartenfabriken im Fürstenthum sind gehalten, über Fabrikation,
Lager und Absah kaufmännisch georducte Bücher zu führen, aus denen die Ergebnisse
der Fabrikation, die Zugänge und Abgänge vom vager der gestempelten und ungestem-

pelten Spielkarten, sei es durch Uebernahme fertiger Spiele zum Lager, durch Abtate
zur Stempelung, Versendung, Wiederannahme versendet. ewesener Spiele u. s.vzwar für jede Karten= und Stempel-Sorte gelrennt in übersichtlicher Weise Verrorn
gehen muß.

Die Spielkartenfabrikauten sind verpflichtet, die fabricirten Spielkarten durch
schriftliche Anmeldungen der Bezirks-Stenerstelle zum Zugange anzumelden; die Ver-
pflichtung zur Zugangsanmeldung tritt ein, sobald die Karten im Sinne von §. 5 als
fertig zu betrachten sind.

Am 31. December jeden Jahres ist eine schriftliche Deklaralion der Bestände
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von gestempelten und ungestempelten Spielkarten in doppelten Exemplaren bei der Be-
zirks-Steuerstelle einzureichen. Gleichzeitig ist eine Uebersicht über die Fabrikations, und
Debits-Ergebnisse innerhalb des lezten Jahres anzufertigen und zur Einsicht des Bezirks-
oberkontroleurs bereit zu halten.

S. 9.
Die bei der Fabrikation vorkommenden überzähligen und Ausschußblälter müssen

gesammelt, umter Verschluß gebracht und die Ausschußblätter in der von der Steuer-
behörde zu bestimmenden Zeit unter Aufsicht der controlirenden Beamten unbrauchbar
gemacht werden, wobei es genügt, wenn die Blätter in der Mitte eingeschnitten werden.

ur Vornahme von Nevisionen in den Habrikations= und Lager-Räumen einer
m33 sind die Fürstlichen „Steutrausshtsbeamten und die Beamten der Be-

zirks= Steuerstelle befugt und verpflichtet.

Werden aus einer Spielkartensabrik ungestempelte Karten verkauft, verschenkt
oder auf irgend geis andere Weise entfernt, oder ohne Mitwirkung der Sieuerbehördeversendet (S. 7): so tritt gegen den Schuldigen neben Coufiskation der entfernten oder

versendeten Spielkarten eine Geldbusße von 10 Thalern für jedes Spiel ein.
Zuwiderhandlungen gegen die sonstigen im Vorstehenden gegebenen Verwaltungs-

vorschriften werden an dem Schuldigen mit einer Ordnungsstrafe von einem bis zehnThalern für jeden Contvaurntiongall heahndet.
Greiz, den 25. August 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Mer.

25. Negierungsverordnung vom 29. August1
gewisse bei dem Erwerbe und der Aufgabe von Grundbesitz zu beobachtcndc

Bestimmungen

Nachdem die Bestimmungen der Landesherrlichen Verordnungen vom 9. Oltober
1856, den Erwerb von Grundbesitz durch Ausländer betreffend, und vom 5. Februar 1859,
den Erwerb von Grudbesih durch Inländer außerhalb ihres Heimathsortes betreffend,
sowie der Landesregentschaftlichen Verordnung vom 23. Mai 1866, die Beibehaltung von
Grundbesitz beim Ausscheiden aus dem Gemeinde= oder Staatsverbande betreffend, durch

die neuere Bundes= und Landeögesezgebung zum größten Theile hiasälli geworden, sind,wird unter Aufhebung der gedachten Verordnungen mit gerenissimi Höchster Geneh-
migung in Bezug auf den Erwerb und resp. die Aufgabe von Grundbesitz das Folgende
verordnet.

1.
Wer in einem hierländischen Gemeindebezirke, dem er bereits als Gemeindemit-

clied angehsrt, Grundeigenkhum erwirbt, hat dem Gerichte, bei welchem die Beleihung
22
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erfolgt, den in Art. 21 der Gemeindeordnung gedachten Meldeschein vorzulegen oder sich

onst aufiuBerlanhe über seine Gemeindemitgliedschaft auszuweisen.
Wer dagegen in einem hierländischen Gemeindebczirk, dem er nicht als

meindemitglied angehört, Grundeigenthum erwirbt, hat, er möge daselbst seinen Wohn-
siy zu nehmen beabsichligen oder nicht, sosern er dem Deutschen Reiche angehört, den
Nachweis der Reichsangehörigkeit zu lefern, im entgegengeseyten Falle aber einen legalen

Auslanboßeinatschen beizubringenErst nach Beibringung dieser Nachweise darf das Gericht die Beleihung mit dem
Grundeigenthum vornehmen.

2.

Wer in einem hierländischen Gemeindebezirke ohne Wohnsiynahme bewohnbares
Grundeigenthum erwirbt, oder bei dem Wegzuge aus einem Gemeindebezirke bewohn-
bares Grundeigenthum darin beibehält, hat rücksichtlich aller mit seinem Grundbesihe ver-
bundenen bürgerlichen Obliegenheiten gegen Staat, Kirche und Gemeinde binnen 14 Tagen
nach der Beleihung oder dem Wegzuge bei Strafe bis zu 20 Thlru. einen ansässigen Ein-
woher des Bezirkeé mit seiner Vertretung gerichtlich zu beauftragen und, daß solches ge-
schehen, dem Gemeindevorstande nachzuweisen.

Endigt die Vertretung durch Tod, Wegzug, Auftragoniederlegung des Be-
vollmächtigten rc., so ist der auswärtige Vesier innerhalb vier Wochen einen anderweiten

Vertreter aus den ansässigen Ortehenosen zu bestellen bei gleicher Strafe verpflichtet.Für die jedesmalige Verhandlung und Annotation wegen Vestellung einco Vevoll.
mächiigten ist eine Gebühr von 15 Sgr. bis 1 Thaler in Ansatz zu bringen.

Solange der Verpflichtung zu Bestellung eines Vertreters nicht nachgekommen,
oder in den Städten vom Gemeindevorstande, auf dem platten Lande von dem Landes-
ausschusse nicht davon entbunden worden ist, sleht dem Gemeindevorstande das Recht zu,
die persönlichen Gemeindedienste auf des Säumigen Kosten ohne Weiteres durch Stell.
vertreter besorgen zu lassen, und es leidet die Bestimmung in Art. 145 al. 2. der Ge.
meindeordnung von 25. Januar 1871 auf die Einbringung der Stellvertretungskosten
ebenfalls Anwendung.

Bei der Aufnahme in den hierländischen Unterthanenverband, sowie bei der ersten
Erwerbung bewohnbaren Grundeigenthums Seiten der Staatsangehörigen ist auch ferner
der Unterthaneneid abzuleisten.

Diejenigen, welche im Fürstenthume, ohne daschst staatsangehörig zu sein, be-wohnbares Grundeigenthum e haben bei der Beleihung mittelst. Rndschlags an
Eidesstatt anzugeloben, daß sie die mit dem Grundbesitz verbundenen Leistungen und
Entrichtungen befolgen und die ihnecn als Gemeindemitgliedern obliegenden Pflichten treu
erfüllen wollen, und es ist für diese Verpflichtung die für die Verpflichtung eines Unter-
thauen geordnete Sportel von 15 Sgr. ebenfalls zu entrichten.

Greiz, am 29. August 1873.

Fürstlich Reuß- Pause kandesregierung.
Menz.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
(Ansgeeben den 1. — —1

26. Regi 8. Bekanntmach vom 29. W 1873, die Ertheilung

der Rechte einer juristischen Person an die interstühungekast für bedürftige
Schüler der höheren Bürgerschule zu Greiz

belressend.
Mittelst HöchstlandesherrlicherSignatur vom 23. Juli d. J. sind der „Unterstützungs-

kasse * bedürftige Schüler an der höheren Birerschule zu Greiz“ auf geschehenes An-suchen die Rechte einer juristischen Person ertheilt worde
Dies wird andurch zur öffentlichen Kennntniß r!n“° t.

Greiz, den 29. August 1873

Firrstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Mensel.

Merz-

27. Regierungsverordnung vom 10. September 1873, den Transport
von Schießpulver und Dynamit

Nachdem sich das dringende Bedürfniß herausgestellt hat, im Interesse der öffent-
lichen Sicherheit genaue Beslimmungen in Betreff des Transports von Schießpulver und

Dynamit zu treffen, so wird zu diesem sunre das Folgende verordnet.
8. 1.

Bei der Versendung von Schießpulver " die größte Vorsicht anzuwenden, nament-
lich dürsen die Tonnen, welche Pulver enthalten, nicht geschoben oder gerollt, sondern nur
gehoben und getragen werden. Auch dürfen sie nicht auf die bloße Erde, sondern müssen
stets auf Decken gelegt werden. Das zu versendende Pulver muß bei Quantitäten von

23
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mehr als 5 Kilogramm in gute festschließende, mit hölzernen, messingenen oder kupfernen
Nägeln wohlverzwickte Tonnen und wenn der Transport länger als 1 Tag dauert,
noch außerdem innerhalb der Tonnen in gute leinene Säcke verpackt werden. Die Ver-
sendung kleinerer QOuantitäten ist auch in gut schließenden blechernen oder hölzernen
Büchsen, welche in gleicher Weise zu verzwicn find, gestattet. Feuergefährliche Chemi-

kalien wesen nicht zugleich mitwersendet werdeGebrauch eiserner Geräthschaften . der Verpackung oder Verladung ist über-
haupt orbeten.

Die beim Verpacken und Verladen beschäftigten Arbeiter müssen vor Begiun der
Arbeit Tabakspfeifen, Cigarren und Feuerzeuge in gehöriger Entfernung ablegen.

§. 2.
Der Transport darf nur zuverlässigen Fuhrleuten anvertraut werden. Dieselben

müssen stets durch gehörige Frachtbriefe legitimirt sein und haben ein Exemplar dieser
Verordnung bei sich zu führen.

Uebersteigt das Gewicht der gleichzeitig auf einem oder mehreren Wagen trans-
portirten Pulverquantität den Betrag von 5, Centnern, so ist für den betreffenden Pulver-
transport eine zuverlässige Person alb Transportführer (Begleiter) zu gestellen, der die
nöthigen Anzeigen rc. zu besorgen hat und sich über seine #wverläsfigei durch ein Zeug-niß seiner Wohnortsbehörde auszuweisen stets im Stande seinEs ist jedoch gestattet, den Fuhrmann selbst als D#eneyonsäbeer zu beslellen und
bedarf es dann, wenn der Pulvertrausport aus mehreren Wagen besteht, nur eines
solchen Führers.

Wagen, auf denen Pulver transportirt wird, dürsen nie ohne Bewachung gelassen
werden.

8. 3.
Die Wagen, welche zu Pulvertransporten verwendet werden, müssen von dauerhafter

Construktion und stets in gutem Stande sein.
Die Belastung ist nach der Tragkrafst des Wagens zu bemessen, doch darf ein ge-

wöhnlicher Landwagen nicht mehr als 12 Centner laden.
Kleine Quanlitäten Pulver bis zu 1 Centner dürfen mit andern jedoch nicht leicht

entzündlichen Waaren auf einem und demselben Wagen zusammen verladen werden.
8. 4.

Zur Verladung muß jede Pulvertonne mit vier Strohfeilen fest umwickelt werden,
um jede Reibung der einzelnen Tonnen an einander zu vermeiden. Die Pulvertonnen

sind sodann katten auf den Wagen zu bringen und auf demselben außerdem mitStroh zu verpacken. Der Wagen selbst muß mit einer Lage Stroh versehen und dieBeschläge degelten an den veiltebäumen müssen mit Stroh umwickelt sein. Wenn di
ganze Verpackung vollendet, ist der Wagen mit einem guten Plantuche zu überziehen.

F. 5.
Wagen, welche mit Pulver im Gewichte von mehr als 1 Centner befrachtet sind,

müssen mit einer, die höchste Stelle des Plantuches überragenden kleinen schwarzen Flatzge
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versehen werden, um dadurch die Beladung mit Pulver schon von fern Jedermann kennt-
lich zu machen.

5. 6.
Pulverwagen müssen wenigstens 50 Schritt von einander entfernt bleiben. Es darf

damit nur imSchritt gVefahren werden. Die Wagen müssen, besonders bei hölzernen
Achsen, jeden Tag geschmiert werden. Der Gebrauch eiserner Heuunschuhe bei dergleichen
Wagen, sowie das Hemmen der Räder durch Ketten ist untersagt und nur der Gebrauch
hölzerner Hemmschuhe zulässig. Sollte die Ladung auf dem Transporte lose geworden
sein oder das Pulrer streuen, so ist nicht weiter zu fahren, bevor diesen Umständen ab-
geholfen worden ist.

8. 7.
Weder der duhrmann eines Pulverwagens noch die außerdem dazu gehörigen Leute

dürfen während des Transports Tabak rauchen. Ebenso hat sich ein Jeder, welcher
einem Pulvertransport begegnet, innerhalb einer Emtfernung von 20 Schritten des Rauchens
und Feuermachens zu enthalten. Eintretenden Falles hat der Fuhrmann des Pulver-
trausports die Passanten zum Einstecken oder resp. Weglegen der Pfeisen und Cigarren
anzuhalten.

KF. 8.
Jeder einem Pulvertransport begegnende oder denselben einholende Reiter oder

Wagen ist behalten, bei dem ersteren mit Vorsicht nur im Schritte vorbeizupassiren.
l en haben dem Pulvertrausportwagen in der Regel auf halbes Gleis, anschlechtenWegsellen aber, wo das Umwerfen der Pulverwagen beim Ausbiegen desselben

zu befürchten steht, auf ganzes Gleis 2*#
Steigt während des Tranporls ein 1 auf, so muh dasselbe womöglich in

freier Gegend abgewartet und es darf diesfalls unter keinen Umständen in einen be-
wohnten Ort eingefahren werden.

. 10.

Das Vahren der Pulverwagen durch Städte und Dörfer ist soviel als möglich zu
vermeiden und darf nur dann geschehen, wenn das Umfahren des Orts nicht thunlich ist.
Muh der Pulvertrausport durch eine Stadt geführt werden, so hat der Fuhrmann, wenn
die Pulverladung 1 Cemner und darüber beträgt, mindestens 200 Schritte vor den ersten
Häusern Halt zu machen und durch seinen Begleiter dem Gemeindevorstande die Ankunft
des Transports und das beabsichtigte Durchpassiren desselben anzuzeigen, damit die während
des Durchtrantports nöthigen Vorsichtsmahregeln getroffen werden können.

Das letztere hat unverzüglich zu geschehen und ist dabei insbesondere darauf zu sehen,
daß der kürzeste und dabei gefahrloseste Weg durch den Ort eingeschlagen werde, der
Transport ohne Aufenthalt den Ort passiren könne und alle ihm Gefahr dohenden Um-

stände ebeeiig,. werden.§ muß daher die Passage in den Straßen und Gassen, durch welche der Transportgeht, 4, lichft frei sein und darf kein offenes Feuer auf denselben brennen. Ebensowenig
darf in den Schmieden, an welchen der Trausport vorüber geführt werden muß, während
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dessen glhendes Eisen bearbeilet, sondern es muß in denselben, sowie n aallen anderen
Faersnkeestü welche der Transport passirt, das Feuer gedämpft werdehöriger Ueberwachung der genauen Befolgung aller dieser Jursichvmaßregeln

ist de pb#werubtrppoet durch die ganze Stadt hindurch von einem oder, nach Befinden,
mehreren Polizeidienern oder Organen der Polizeibehörde zu begleiten.

Der Fuhrmann hat den diesfallsigen Weisungen der Behörde und ihrer Organe über
die Richtung des riizuschtagenden Weges und sonst unbedingte Folge zu leisten und darfüberhaupt nicht eher in die Stadt einfahren, als bis ihm dazu von dem Gemeindevor-
stande Erlaubniß ertheilt worden ist.

8. 11.

Ueber Eisenbahnen und auf Wegestrecken, welche näher als 400 Schritte an Eisen-
bahnen binlaufen, darf der Pulvertrausport nur dann geführt werden, wenn zu dieser
Zeit ein Eisenbahnzug nicht zu erwarten ist. Passirt der Pulverwagen die Eisenbahn
unmittelbar nach einem Zuge, so hat sich der Fuhrmann vorher du überzeugen, daß keinebrennenden Gegenstände als Kooks 2c. auf der Bahn sich befinden

In Kooksöfen, Meilern 2c., welche nahe an der Straße begen, auf welcher ein Pulver-
transport fährt, dürfen während des Passirens des letzteren keine Arbeiten vorgenommen
werden, welche die Verbreitung von Feuer möglich machen.Der Fuhrmann hat daher in solchen ZFällen seinen Beglener rechtzeitig vorauszuschicken,
damit dem Vorstehenden entsprechend das Nöthige vorgekehrt und für ihn selbst die Noth-
wendigkeit vermieden werde, mit dem Pulverwagen Halt zu machen.

5S. 12.
Macht sich während des Transports eine Reparatur an einem mit leichter Mühe

vom Wagen zu trennenden Theil des letztern, z. B. an einem Rade, der Deichsel rc.,
nöthig, so darf die Reparatur nicht in der NähedeSWagens vorgenommen werden,sondern es ist der beschädigte Theil mit Vorsicht gunnepmen und entfernt vom Wagen
auszubessern.

Ist aber die Reparatur von der Art, daß der Wagen selbst zur Schmiede gefahren
werden muß, so muß das TVulver vorher — und außerhalb des Ortes an einem

sichern Pob- unter Bedeckung aufgestellt werdam Beschläge der Pferde eine Morlt nöthig, so sind die leleren auszuspannen
und an n Schmiede zu führen.

S. 13.
Es darf in nächster Nähe von Gebäuden mit Ausnahme des im §. 6 erwähnten

Falles nicht angehalten werden, sondern es müssen die Pulverwagen bei einem Halt
Möglichst weit von den Gebäuden und zwar, wenn das Gewicht der Ladung 1 Centner
und darüber beträgt, immer wenigstens 200 Schrilt von den Gebäuden entfernt bleiben.

Wird zum Füttern angehalten und werden die Pferde ausgespannt, so muß der
Pulverwagen in der nurgenannten Entfernung vom Orte oder Gasthause und bei Trans-
porten von mehr als 5 Centnern siets seitwärts von der Straße aufgefahren und unter
gehörige Bewachung gestellt werden.
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S. 14.
Bei der Ankunft im Nachtquarlier hat der Fuhrmann dem Gemeindevorstande, bei

einzeln liegenden Gasthäufern aber dem Gastwirthe anzuzeigen, daßer Pulver in seinem
Wagen geladen habe und den diesfallsigen Weisungen über die Ausstellung des Wagens
unbedingt Folge zu leisten.

Wagen, welche 1 Centner Pulver und darüber geladen haben, sind mindestens 200Schritte
von bewohnten Gebäuden und womöglich seilwärts von der Straße an einem dazu geeig-
neten Plahe aufzufahren. Von der Zeit an, zu welcher des lehtere geschehen ist, bis
dahin, wo der Kraneport sortgesetzt wird, ist der Pulverwagen durch eine zuverlässigePerson zu bewache

Aufstellung zu Bewachung des Wagens hat auf Kosten des Fuhrmanns zu ge-
hehen.

Die in Vorstehendem über den Transport vonSchießpulver gesesfenen Destinmungen
leiden, soweit ausführbar, auch auf den Transport von Dynamit AnwenDas Dynamit ist, in Packete mit Pappumhüllung vertheilt, in E nicht mit
eisernen Bändern versehene Kisten von höchstens 25 Kilogramm Inhalt zu verpacken. Die
Kisten müssen mit der Bezeichuung „Dynamit“ versehen sein.

Gleichzeitig mit andern Gütern darf Dynamit auf einem und demselben Wagen nicht
verladen werden.

8. 16.
Zuwiderhandlungen gegen den Inhalt dieser Verordnung werden beziehentlich auf

Grund der Bestimmung in §. 367 sub 5 des Reichsstrafgesehbuchs mit Geldslrafe bis
zu 50 Thalern oder mit Haft bestraft.

Greiz, den 10. September 1373.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meufel.

Men.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß älterer Linie.1(Ausgegeben den 11. ½m 1873.)

28. Regierungs-Verordnung vom 6. November 1873,
die Abänderung einer Bestimmung der Regierungs-Verordnung wegen poli-

zeilicher Beaufsichtigung der Dampfkessel vom 4. December 1871
belrefsend.

In Abänderung der Regierungs-Verordnung vom 4. December 1871, die polizeiliche
Beaussichtigung der Dampfkessel betreffend, wird andurch das Folgende verorduet.

Alinca 1 des F. 33 der vorgedachten Verordnung wird audurch aufgehoben.
An dessen Stelle tritt folgende Bestimmung:
„Wer eine Locomobile in Betrieb nimmt, hat die Obliegenheit:dieß der Ortspolizeibehörde (dem Fürstlichen Landrathsamte resp. den Ge-

meindevorständen von Greiz und Zeulenroda) und dem technischen Beamten
anzuzeigen.

Greiz, den 6. November 13873.

Fürstlich Reuß- Fawische Landesregierung.
Nichter.

vom 11. November 1873,die in der Rechte einer anhn. Person an die Brangenossen-
schaft der Schloßbrauerel hier

M

Mlttelst Höchftlandesherrlicher Sigbuste 1 5. dieses Monats sind der „Brau-
genossenschaft der Schloßbrauerei zu Greiz“ auf geschehenes Ansuchen die Rechte einer ju-
ristlschen Person ertheilt worden.

Dies wird andurch zur Pgsemthe Kenntniß gebracht.Greiz, den 11. November 18Füriiu Reuß-Plauische Laudesregierung.
Meusel.

Richter.
24
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30. Negierungs ·Verordnunag vom 29. November 1873,
den Gebrauch sogenannter Kreuzzügel

betreffend.

Mit Höchster Genehmigung wird nach dem Vorgange in den Nachbarstaaten andurch
verordnet, daß vom 1. Januar 1874 ab die Leitung eingespaunter Pferde, sobald dieselbe vom
Wagen oder Schlitten aus erfolgt, miltelst der Doppelzügel (sogen. Kreuzzügel) zu er-
folgen hat.

Aubgenommen von dieser Vorschrift bleiben Ackerfuhren, worunter alle Fuhren nach
und von dem Acker, mithin insbesondere auch Dünger- und Erntefuhren zu verstehen sind.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 10 Tha-
lern oder verhältnißmäßiger Haft bestraft.

Greiz, den 29. November 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Meusel.

Merz.

31. Negi 8.Bekannt 5. December 1873, die mit derKrone Preußen anta Fiseschlofian Militair-Convention
betreffend.

Mit Höchster Genehmigung wird nachstehend die zwischen der Krone Preußen und

-m Staaten, deren Contingente die drei Wilbren nianterie Rehimenter5 und 90 bilden, unterm 15. September d. J. Thale am Harz ander-
weit abgeschlossene, nebst dem dazu gehörigen Schupprotaioll“ vom gleichen Tage von
allen contrahirenden Theilen ratificirte Militair= Convention zur öffentlichen hrn
gebracht.

Greiz, den 5. December 1873.

Fürstlich Reuß-Plauische Laudesregierung.
Meufel.

Men.

Seine Durchlaucht der Fürst Reuß älterer Linie, Seine Königliche Hoheit der
Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach, Ihre Hoheilen die Herzöge von Sachsen-
Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg. Gotha, sowie endlich Ihre Durch-
lauchten die Fürsten von Schwarzburg-Rudolstadt und Reuß jüngerer Linie einerseite und
andererseits Seine Majestät der Deutsche Kaiser und König von Preußen, von der Ab-
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sicht geleitet, die Vereinbarungen, welche im Jahre 1867 zwischen Preußen und den-
jenigen Staaten, deren Contingente die drei Thöüringischen Bnterie-Regimento Nr. 94,95 und 96 bilden, getroffen sind, den Beslimmungen im Abschnilte XI. der Neichsver
kassung und den zur Zeit obwaltenden Verhältnissen enksprechend zu erneuern, haben
Verhandlungen eröffnen lassen und zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:

Seine Durchlaucht der Fürst Reuß älterer Linie:

Höchstseinen Negierunge-Pr sidenten Otto Theodor Meusel,Seine Königliche Hohei Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach:Allerhöchstseinen loee Staatsrath und Chef des Ministerial-Departements
des Aeußern und Innern, Freiberrn Rudolph von Groß;

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen
Höchstseinen Staatsminister und Wirklichen Geheimen Rath Anton Ferdi-
nand von Krosigk;

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg:
Höchslseinen Gabchn Staatsrath Heinrich Moritz Friedrich Lorentz;

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha:

Höchstseinen Sitalemiisten Wirklichen Geheimen Ralth, Freiherrn Camilloichard von Seeba
Seine Durchlaucht ber Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt:

Dohstseinen Staatominister und Wirklichen Geheimen Rath Hermann von
Verlra

Seine 8 der Fürst Reuß jüngerer Linie:
öchstseinen Staatsminister Adolph von Harbon;—ai der Deutsche Kaiser und König von Preußen:

Allerhöchstseinen Obersten im Range eines Brigade-Commandeurs und Ab-
theilungs-Chef im Kriegoministerim Eberhard von Hartman n, und
Allerhochstseinen Geheimen Regierungs- und vortragenden Rath im Reichkanzler=

StarkAmt Kurt arke;
welche, nachdem sie ihre Vollmachten einander mitgetheilt und richtig befunden, folgende

Konvention
abgeschlossen haben.

Artikel 1.

Zur Aufnahme der in den mitkontrahirenden Bundesstaaten zur Aushebung ge-

langenden Wehrpflichtigen sind, insoweit lehztere für den Snfanterie Dienst tauglich, dieThüringischen Infanterie-Regimenter Nr. 94, 95 und 96 bestimmt
Das 5. Thßringische Infanterie-Regiment Nr. 94 ergänzt sih aus dem Gebiet des

Großherzogthums Sachsen-Weimar-Eisenach; das 6. Thüringische Infanterie-Regiment
Nr. 95 aus den Herzogthümern Sachsen-Meiningen und Sachsen--Coburg--Gotha; das
7. Thüringische Infanlerie-Regiment Nr. 96 aus dem HerzogthumSSochsan-Atenbuchund
den Fürstenthmern Schwarzburg-Rudolstadt, Reuß älterer und jüngerer Linie.

Die Rekrutirung findet bei den lepztgedachten beiden gemischten Regimentern pro
24“
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rata der Bevolkerung der kontribuirenden Staaten mit der Maßgabe statt, daß die aus-
gehobene Mannschaft, soweit möglich, dem innerhalb des bezüglichen Heimathslandes dis-
locirten Truppenkheile zu überwesseu ist.

Ueber die Dislocation vorgedachter Negimenter bestimmt Seine Majestät der Deutsche
Kaiser und König von Preußen das Nähere; jedoch wollen Allerhöchstdieselben diese
Truppen in ihren bisherigen Garnisonen innerhalb der betreffenden Ländergebiete belassen
und von dem verfassungsmäßig zustehenden Dislocationsrecht nur vorübergehend und in
außerordentlichen, durch militatrische oder politische Interessen gebotenen Fällen Gebrauch
machen.

Artikel 3.

Die für die übrigen Waffen, einschließlich des Eisenbahn-Bataillons ausgehobenen
Wehrpflichtigen leisten ihre active Dienstpflicht in nächstgelegenen Königlich Preußischen
Truppentheilen des betreffenden Armer-Corps ab; desgleichen die für den Infanterie-
Dienst tauglichen Mannschaften, insoweit dieselben zur RekrutirungderEingangsberegten
Infanterie-Regimenter nicht mehr Verwendung finden können.

Artikel 4.
Durch vorstehende Bestimmung wird die den freiwillig in den Militairdienst ein-

tretenden jingen Leuten zustehende Berechtigung:sich den Truppentheil, bei welchem sie ihrer activen Dienstpflicht genügen wollen,
innerhalb des Deutschen Reiches wählen zu dürfen,

nicht berührt.
Artikel 5.

Aenderungen in der bestehenden Eintheilung der betreffenden Ländergebiete in Land-
wehr- und Aushebungs-Vezirke sind nur unter Mitwirkung der zuständigen Großherzog=

lichen, Heregliche und Fürstlichen Behörden zulässig. n Verwendung der innerhalb genannter Staalen domicilirenden Offiziere und
Monnschasten des Beurlaubtenstandes erfolgt durch die kompetente Militairbehörde nach
den für die Preußische Armee gültigen Vorschriften.

Arkikel 6.
Die aus den Ländergebieten der mitkontrahirenden Staaten ausgehobenen Wehr-

pflichtigen, mögen sie in die Artikel 1 gedachten Thüringischen Infanterie-Regimenter oder
in andere Truppentheile des Reichsheeres eingestellt sein, leisten ihren betreffenden Hohen
Landesherren den Fahneneid unter werhslungsgemäßer Einschaltung der Gehorsamsver-pflichtung gegen Seine Majestät den KaiseMe 7.

Hinsichtlich der in der Unisormirung und Ausrüstung von Offizieren und Mann-

schaften der vorgetachten det ebirinhilchen Infanterie-Regimenter zur Zeit bestehendenAbweichungen von dem für die Königlich Preußischen Linien-Infankerietruppentheile Fest-letzten, betreffend die OSrmurkorauinn, die Kokarden, Schärpe, Portepee, Enauletten,
Shelttoe und Achselklappen, behält es sein Bewenden.
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Die außerhalb der Kontingents-Regimenter ihre Dienstzeit ableistenden Wehrpflich-
ltigen der milkontrahirenden Staaten tragen an den Kopfbedeckungen neben der Kokarde
des Truppentheils die Landeskokarde.

Die mitkontrahirenden hohen verbündeten Fürsten stehen zu sämmtlichen, innerhalb-
Ihrer resp. Ländergebiete dauernd dislocirten resp. vorübergehend dorthin kommandirten
Truppentheilen im Verhältniß der kommandirenden Generale und üben neben den bezüg-
lichen Ehreurechten die entsprechende Disciplinar-Strasgewalt aus. Im Uebrigen fieht
die Handhabung der Disciplin den Truppenbefeblshabern zu. Die Militairgerichtobarkeit
wird von den Militairgerichten nach Maßgabe der Militair= Strafgesetze ausgeübt und er-
folgt nach deren Vorschristen die Bestätigung der militairgerichtlichen Erkenntnisse von
den miliairischen Instanzen. Das Begnadigungsrecht übt Seine Majestät der Deutsche
Kaiser und König von Preußen aus; etwaige Wünsche der Hohen Mitkontrahirenden
Betreffs Ihrer Unterthanen in dieser Vcziehung werden möglichste Berücksichtigung finden.

Artikel9.
Die hinsichtlich Pensionirung der Militairpersonen bisher vertragömäßig stipulirten

Festsetzungen behalten Gültigkeit unter entsprechender Anwendung des Reichsgesezes vom
27. Juni 1871.

Artikel 10.
Die Besetzung der Stellen der Offiziere, Portepee-Fähnriche, Aerzte und Militairbe-

amten im Offigiersrange bei den Thüringischen Iifanterie Regimentern. sowie die Ver-sepung der Offiziere r2c. von diesen Regimentern wird von Seiner Majestät dem Deutschen
Kaiser und Könige von Preußen direct verfügt; jedoch sollen hierbei die Wünsche der
Hohen Mitkrontrahenten thunlichste Berücksichligung finden.

Die zu den Thüringischen InfantericRegimenkern versetzten Offiziere 2c. verpflichten
sich mittelst Handgelöbnisses, das Wohl und Beste des Kontingentsherrn, in dessen Länder-
gebiet der bezügliche Tiuppentheil dislocirt ist, zu fördern, Schaden und Nachlbeil aber
von Höchstdemselben und Seinem Lande abzuwenden.

Artikel 11.
Hinsichtlich der Berechtigung der Hohen Mitkontrahenten zur Ernennung von Offi-

zieren ## ln suite, binsichtlich der Besoldung und Pensionirung der letzteren, sowie hin-
sichtlich der Auswahl und Besoldung der Adjulantur der Kontingentsherren und Deren
Erbprinzen verbleibt es bei den bestehenden Vercinbarungen.

Die Bestimmung der Uniform der Adjutanten und Offlziere à la guite ist dem
Belieben der Kontingentsöherren überlassen.

iere 3 la suite, welche nach dem 26. Juni 1867 ernannt worden find
oder künftig ernannt werden, sind den Militairstrafgesetzen, sowie den für die Königlich
Preußische Armec gültigen ehrengerichtlichen und Disciplinarstrafvorschriften vorkommenden
Falls unterworfen.

Artikel 12.
Die Verpflichtung der Militairpersonen zur Entrichtung von Staatsfteuern regelt
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sich nach den Landesgesetzen znter Berücsichigung des Gesetzes wegen Beseitigung derDoppelbesteuerung vom 13. MaiJedoch ist das Milsbirrinal unen. der Personen des Unteroffizier= und Gemeinen-
standes, sowie für den Fall einer Mobilmachung das Militaireinkommen aller Angehörigen
des activen Heeres bei der Veranlagung beziehungsweise Erhebung von Staatssteuern
außer Betracht zu lassen. Die Heststellung eines angemessenen Steuernachlasses für die
Unteroffiziere und Gemeinen des Beurlaubtenstandes und deren Familien für die Monate,
in welchen jene sich im activen Dienst beesinden. bleibt der Landesgeseygebung überlassen.

Die in vorgedachten Staalodebieter — einem andern Bundesstaat an-
ehörigen, servisberechtigten Militairpersonen des activen Dienststandes sind sowohl hin-

lichtlich ihres dienstlichen, als sonstigen Einkommensd von allen directen Kommunalabgaben
vollständig befreit. Nur zu denjenigen Kommunallasten, welche auf den Grundbesitz oder
das stehende Gewerbe, oder auf das aus diesen Quellen fließende Einkommen gelegt sind,
müssen auch sie beitragen, wenn sie in dem Kommunalbezirk Grundbesih haben oder ein
stehendes Gewerbe treiben.

Militair-Aerzte genießen rücksichtlich ihres Einkommens aus einer Civilpraxis die
Befreiung von den directen Kommunalabgaben nicht.

rtikel 14.

Die in den betreffenden Staatsgebieten garnisonirenden Militairpersonen sind daselbst
den dortigen Landesgeseben und Rechtonormen, sowie den dortigen Behörden und Ge-
richten insoweit unterworsen, alo nicht Reichsgesetze anders bestimmen. Wo in den auf
Grund der Verfassung des Deutschen Reiches in Wirksamkeit getretenen und noch in Gel-

zn stehenden Preußischen Militairgesetzen auf Bestimmungen des Preußischen Eivilstraf-ebbuches oder des Preuhischen Civilrechtes verwiesen ist, kommen die enksprechendenHlchenchen des Strafgeseybuches für das Deutsche Reich, beziehungsweise der Landes-

gesebe, Verordnungen und Nechtsnermen zurzurnwendung.
Die Verwaltung und Unterhaltung 8 kule Infanterie-Regimenter erfolgt

Seilens Preußens auf Grund des Reichs-Militairetats. Der hierdurch entstehende Auf-
wand, sowie die bishherigen und zukünftigen Militair-Pensionen werden aus Reichsmitteln
bestritten.

"1 Weitere finanzielle Leistungen für das bandbeer, als der Reichsmilitairetat festsetzt,
liegen den mitkontrahirenden Bundesstaaten nicht##

Artikel 16.
Die vorstehende Konvention tritt mit dem 1. Oktober 1874 ins Leben und gilt

kür jeden der mitkontrahirenden Staaten so lange, als sie nicht von Seiner Majestät dem
bir und Könige oder von dem Landesherren des betheiligten Staates gekündigt wird.Eine solche Kündigung muß mindestens zwei Jahre vor der beabsichtigten Auflösung der
Konvention und darf nicht vor dem 1. Olteber 11 %“ erfolgen.

Die Konvention soll alsbald den bescheier Allerhöchsten und Höchsten Regierungen
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zur Genehmigung vorgelegt und die Auswechselung der Ratifikationen in kürzester Frist
in Berlin bewirkt werden.

So geschehen Thale, den 15. September 1873.

Olto Maufel. Rudolf von Groß. Anton von Krosigk. H. M. Fr. Loreny#.(I. S. * L. S.
v Seebach. Herm- vonVertrab. Adolph l%% Harbou.

(L. 8.)Eberhard von Harimann. Kurt Sen
(I. 8.) z. H.

Schlußprotokoll.
Bei der am heutigen Tage stattgehabten Unterzeichnung der zwischen den Bevoll-

mächtigten Seiner Durchlaucht des Fürsien Reuß älterer Linie, Seiner Koniglichen Ho-
heit des Großherzogs von Sachsen-Weimar-Eisenach, Ihrer Heeen der Herzöge vonSachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Koburg-Gotha, sowie Ihrer Durch-
lauchten der Fürsten von Schwarzburg= Rudolstadt und Reuß jüngerer Linic einerzeits,
und den Bevollmachtigten Seiner Majestät des Deutschen Kaisers und Königs von
Preußen andererseits abgeschlossenen Militair= Konvention ist Nachstehendes vereinbart
worden.

Zu Artikel 3.
Auf Befragen, ob zu Folge des Artikels 3 auch Wehrpflichtige aus den Länder-

gebielen der milkontrahirenden Staaten für das Königlich Preußische Garde-Korps würden
zur Aushebung gelangen, erklärten die Vevollmächtigten Seiner Majestät des Kaisers
und Königs, wie auf eine allgemein ausgedehnte Rekrutirung für das Garde-Korps im
allseitigen Inleresse allerdings Werkh gelegt werde; sollte jedoch eine oder die andere der
mitkontrahirenden Regierungen wünschen, die bezüglichen Staatsangehörigen nicht für die
Garde-Truppen ausgehoben zu sehen, so werde diesem Wunsche bereitwilligst entsprochen
werden.

Zu Artikel 12 und Artikel1
war man darüber einverstanden, daß durch den Inhalt # der Reichsgesetzgebung

namentlich auch insoweit nicht präjudieir! werde, als dieselbe etwa den einzelnen Staaten
oder Gemeinden das Recht zu einer weitergehenden Heranziehung der Militairpersonen
zu den Staats= oder Kommunal-Steuern einräumen sollte.

Thale, den 15. September 1873.

Otto Meufel. Rudoif von Groß. Anton v. Krosigk.s)
H. M. 1 K4. v. 14%% Hermann v. Vertrab.

L. S. L. 8.
Adolph von Wor Eberhard von Hartmann. KurtStarke

1—. (L. S.)
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum lan älterer Linie.

(usgegeben?den o. Il. 1873.)

32. Landtagsabschied
für den dritten ordentlichen Landtag.

Wir Heinrich der IZwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden elterer
Linie satin Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
urkunden und fügen hiermit zu wissen.

Am Schlusse des ven Uns in Gemäßheit des §. 78 der Verfassungeurkunde *berufenen dritten ordentlichen Landtags, eröffnen Mir, der Bestimmung in §. 68Verfassungsurkunde entsprecheuk, dem Landtage Unsere Entschliehungen bezüglich der 6

gehabten Berathungen in * em.Die Vorlagen an den Landtag
anlangent so haben W zum Theile bereits

A. Erledigung gesunden
1) durch besondere Dekrete, in welchen Unsere Entschließungen auf die Erklärungen

dessLandtags bereits ergangen sind,
a) in Betreff der Feststellung des Etats auf das Jahr 1874,
5) in Betreff der vorgelegten Etals auf die Jahre 1875 und 1876, deren

Berathung und Feststellung, zufolge eines motivirten, von Uns ge-
nehmigten Antrags des bandtags, einem im Jahre 1874 einzuberufenden
außerordentlichen Landtage vorbehalten wird,

IP) in Betreff des Besoldungsetats für diehiesigen Staatsbeamten,
sämmtlich durch Decrete vom 19. I. Mt

d) in Betreff der Gewähr einer Theuerungczulage an die Staatsbeamten
auf das Jahr1durch das - vom 13. Iid. Mts.,

durch Entgegennahme der Erklärungen des Landtags in Vetreff
a) uan zur Prüfung vorgelegten Landeskassenrechnungen auf die Jahre 1870,

1, 1872, rücksichtlich deren im Einverständnisse mit dem en

½“



dem Rechnungsführer auf Grund F. 71 der Verfassungsurkunde Justi=
flkation erkheilt worden ist,

b) der Erhöhung des Besoldungsetats für das gemeinschaftliche Appellations-
gericht zu Eisenach,e) der keshtstenen Ablehnung
##a) des Gesetzentwurfs wegen Erhöhung der Accidenzialsätze für die geist-

lichen Casualhandlungen,
bb) des Gesetzentwurfs wegen Einhebung der an Geistliche, Lehrer und

Kirchendiener zu entrichtenden kleinen Gefälle,
c) der Vorlage wegen Gewähr eiue akhenernpee Lan die Geistlichen

und Schullehrer auf das Jahr
Daß auch diese Vorlage troß anes ’enngegenommene z Landtag
abgelehnt worden ist, erfüllt Uns mit schmerzlichstem Beda

B. Vorlagen an den Landtag, bezüglich deren es Unserer Enschlietzung-“ 1¼giehenulich
der weiteren Verfügung noch bedarf.

csehe
#a) die Aufhebung des stillschweigenden Pfandrechts an Mobilien und die

an dehen Stelle tretenden persönlichen Vorzugsrechte im Konkurse be-lreffend
b) die Rangordnung der Gläubiger im Conkurse betreffend,
) die Ablösung der Abdeckerei-Zwangs, und Bannrechte, sowie den Betrieb

des Abdeckereigewerbes betreffend,
4) die Aufnahme einer neuen Staatsanleihe betreffen.
0) dre Errichtung einer Handelskammer betreffedie Verbesserung des Diensteinkommens der — betreffend,

ebenso die Nachträge zu den Gesetzen
0) dee Ausführung des Bundeogesehes über den Unterstützungswohnsitz be-treffend
b) die bei Aulegung von Eisenbahnen erforderlichen zwangsweisen Enteig-

nungen betreffend
werden — beziehentlich mit den vom Landtage beantragten, von Uns ge-
nehmigten Abänderungen und Zusätzen — publicirt werden.

II. Anträge.
1) Die bei Prüfung der Landeskafsenrechnungen gestellten Anträge

a) wegen Veröffentlichung des mit dem Landtage festgestellten Haushaltplans,
b) wegen zu treffender Maßnahmen, dah mit der Erhebung der Einkommen-

steuer frühzeitiger im Jahre begonnen werde,
2) den Antrag auf Vorlegung eines neuen Vesoldungsetabe für die Staatsbe-

amten an den nächsten einzuberufenden Landtag.
8) den Antrag, daß die weiter in Aussicht gestellten Vorlagen einem im nächsten

Jahre einzuberufenden außerordentlichen Landtage übergeben, diesem auch die Be-
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rathung der an den Landtag gelangten Gegenstände, über welche Commissions-
berichte noch nicht erstattet worden, vorbehalten werde,

haben Wir genehmigt.
4) Dem bereits im letzten außerordentlichen Landtage gestellten und jetzt wieder

in Anregung gebrachten Antrage Betreffs der Beckschen Wehranlage werden
Wir nunmehr Folge geben.

5) Den Antrag auf Revision der gesetzlichen Verordnung vom 19. September
1850, die Feier der Sonn= und Festtage betreffend, behalten Wir Uns vor in
Erwägung zu ziehen

3Zu dessen Herch#un haben Wir begenwärtigen, in das Gesetzblatt aufzunehmenden
andtagsabschied

ausfertigen lassen und nach Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchsteigenhändig
vollzogen.

Gegeben Greiz, den 20. December 1873.

(I. S.) Heinrich LM.
O. Meusel.

38. Gesetz vom 21. December 1873,
die Aufnahme einer neuen Staatsanleihe

belressend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden ülterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
haben zum Zweck srccessiver Unwandlung der fünsprorenligen Staatsschuld in eine mit

Vier und en halb Procent pro anno verzinsliche, beschlossen, eine Staatsanleihe in der
hierzu erforderlichen Höhe ausehmen zu lassen und verordnen daher mit Zustimmungdes Landtags hiermit Folgendes.

S. 1.
Zu obgedachtem Zwecke ist eine Staatsanleihe im Betrage von 600,000 Mark

Reichswährung auszunehmen, wolche, insoweit sie nicht durch Amortisirung srainder ist,
alljährlich mit Vier und ein halb Procent in halbjährigen Terminen am 2. Januar und
1. Juli zu verzinsen ist und für deren pünkkliche und unverkürzte Verzinsung —8 Anor.
tisirung das gesammte gegenwärtige und zukünftige Staatsvermögen und die Steuerkraft
des Fürstenthums Reuß älterer Linie haftet, aufzunehmen.

Ueber den Nominalbetrag derAnleihe ist dem Darleiher eine auf seinen Namen
zu flellende und von der Landesregierung zu vollziehende Schuldverschreibung auszufertigen,
welche derselbe resp. sein Rechtsnachfolger jederzeit berechtigt ist, ganz oder theilweise gegen

25“
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auf den *lantende oleichprocentige Staatsschuldscheine von einem Gesammt-Nominal-
betrage, welcherdemnoch nicht getilgten Betrage der Schuld gleichkommt, zuhmish,Die dem Darleber eventuell in Umtausch zu gewährenden Staatsschuldscheine sind
mit Bezug auf dieses Geseyz und in Abschnitten von 3000, 1500, 600 und 300 Mark
Reichswährung, übrigens aber sammt den dazu gehörigen Zinsleisten und halbjährlich an den

in §. 1 erwähnten Terminen fälligen Jinoscheinen auf mindestens fünf Jahre, abgesehenvon den durch die Verschiedenheit der Kapital- und Zinsbeträge, der Serien rc. bedingten
Aenderungen nach Form und Inhalt mit den bisher emittirten Staatsschuldscheinen des
Fürstenthums übereinstimmend auszufertigen. Die Zahl der Schuldscheine jeder dieser
Gattungen wird eventuell durch Regierungsverordnung bestimmt werden.

Die fälligen Zinscoupons der eventuell ausgefertigten Staatsschuldscheine werden außer
an der Fürstlichen Landeskasse zu Greiz an, durch Bekanntmachung näher zu bezeichnenden
Einlösungsstellen in Berlin und anderen Orten eingelöst, und bei allen Fürstlichen Kassen
an Zahlungsstatt augenommen.

5. 4.
Zur successiven Tilgung dieser neuen Anleihe wird vom Jahr 1875 an alljährlich

und zwar am 2. Januar des folgenden Jahres eine Summe, welche mindestens Ginem,
höchstens Fünf Procent des ursprünglichen nominellen Schuldkapitals, eventnell des Gesammt-
Nominalbetrages jeder Serie der ausgefertigten Staatsschuldscheine unter Zuwachs der
ersparten Zinsen gleichkommt, zurückgezahlt und zwar im Falle der Ausgabe von auf den
Inhaber lautenden Schuldscheinen, nach vorgängiger Ausloosung.

Die ausgeloosten Staatsschuldscheine werden am 2. Januar des auf die Ausloosung

folgenden Jahres zum Nominalwerthe bei der Kandeskasse in Greiz und außerdem aufderen Rechnung in Berlin und Frankfurt M. an den durch Bekanntmachung näher
zu bezeichnenden Stellen eingelöst und —— drei Monate vor dem Zälligkeitstermine
durch das amtliche Nachrichtsblatt zu Greiz, durch den in Verlin erscheinenden Reichs-
anzeiger oder durch die an deren Stelle tretenden Organe, ferner durch das Frankfurter
Journal und die Geraische Zeitung — oder je ein anderes in E- a. M. und Gera
erscheinendes Blatt — durch welche Blätter auch die sonstigen, diese Anleihe betreffenden

Bekanntmachungen, insbeondere die Bezeichnung der Einlösungsstellen für die Zinsscheine,
erfoln bekannt gemdem für die irceinng bestimmten Tage endigt die Verzinsung der ausgeloostenStenubisnsur

Die Landesregierung ist übrigens berechtigt, vom Jahre 1885 an den noch nicht
getilgten Betrag der Auleihe zur Heimzahlung nach 6 Monaten zu kündigen.

Die in der Landesregentschaftlichen #n vom 23. December 1868 in den

8, 9, 10, 13 bezüglich des Verfalls der Zinsen, der Ermächtigung der Behörden rc.
zu Anlegung der von ihnen verwalteten Gelderin Staatsschuldscheinen, des Mortifications-
verfahrens und der Verjährung ausgelooster Kapitalien ertheilten Vorschriften finden auf
die auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes etwa auögefertigten, auf den Inhaber lautenden
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Schuldscheine und auf die dazu. gehörigen Zinsleisten und Zinsscheine durchgehends An-
wendung.

5. 6.
Die Aufsicht über die Aufertigung der eventuell auszugebenden Staatsschuldscheine, die

Leitung der vorzunehmenden Ausloofungen, sowie der sonstigen auf diese Siagtepapiere
bezüglichen Verwaltungsgeschäfte liegt der zufolge der gedachten Bcbnn vom 23. De-cember 1863 gebildeten Commission für Verwaltung der Staatsschuldo#Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und - Fürstliches In-
siegel beifügen lassen.

Gegeben Greiz, den 21. December 18673.
.8.) Feinrich XXII.

O. Meusel.

34. Gesetz vom 22. December 1873,
die Ablösung der Abdeckerei-Zwangs= und Baurrechte, sowie den Betrieb

des Abdekkerei(Gewerbeslreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie rich Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobensteinrc.
bererhe in weilerer Ausführung des §. 8 der Bundeogewerbeordnung vom 21. Juni369 in Betreff der Ablösung der mit ausschließlicher Abdeckereiberechtigung verbundenen4wasndun und Bamnrechte, und zu polizeilicher Regelung des Abdeckereiwesens mit Zu-
stimmung des Landtages, was folg

. 1.

Bei den nach F. 38 Nr. 1 der Bundesgewerbeordnung der Ablösung imierlheudenAbdeckerei.Zwangs= und Vannrechten findet eine Emschädigung Statt und der AbschnitC des Gesetzes vom 30. December 1872 auf die Ablösung dieser Rechte arssclschn
Anwendung.

8. 2.
Neue Abdeckereien dürfen nur auf solchen Pläten errichtet und betrieben werden,

deren abgesonderte, von bewohnten Orten und Gehöften, sowie von Straßen und au-
deren öffentlichen Wegen und Verkehrsbahnen entfernte Lage thunliche Sicherheit dafür
gewährt, daß die Nachbarschaft nicht durch üble Gerüche, Nauch rc. belästigt wird. Die
zugehörigen Betriebsgebäude und Räume müssen zu einem völlig abgeschlossenen und mit

sicherer Einfriedigung versehenen Gehöfte vereinigt sein.
Wer das Abdeckereigewerbe betreibt, 2 es als Eigenthümer oder Pachter einer
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Abdeckerei oder nur als Stellvertreter, hat, unter eigner. Vertretung der Handlungen und

ius seiner Gehülfen und Dienftleute, die Verpflichtung auf sich,1)in jedem Falle ohne Ausnahme, sobald er in Folge seiner Gewerbsverrichtungenvon dem Wrhandensemn einer Seuche oder anderen ansteckenden Krankheit unter den
Hausthieren Kenntniß erlangt, Solches sofort der Polizeibehörde des Orts, wo die Krank-

heit vorgefunden worden, anzuzeigen, fernerbeim Tödten kranken, sowiebein Lortschaffen, Abdecken undAusnutzen gefallenen
oder getödteten Viehes nachVerschiedenheit des Falls, je nachdem dasselbe an einer seuchen-
artigen oder anfteckenden Krankheit gelitten oder nicht, den darüber bestehenden gefund-
heits= und veterinärpolizeilichen Vorschristen genau nachzugehen, auch den hierunter er-
theilten besonderen Anweisungen der Polizeibehörden resp. bei Ausbruch der Rinderpest
der bestellten Ortskommissare pünktliche Folge * leisten.

Die Verwendung des gefallenen oder enzweishalee getödteten Viehes zu anderen,
als dem Abdeckereigewerbe eigenen, gewerblichen, sowie zu landwirthschaltiichen zweckenunterliegt weiteren enennn nicht als denen, welche#n allgemeinen oder lo-
kalen gesundheits- und resp. veierinärpolizeilichen Verschiten Mrb sind.

Nach erfolgter Ablösung des abbec-Sa. zwangh und Bannrechts steht jedem Vieh-
besitzer das Recht zu, über sein eignes Krankheitshalber getödtetes oder gefallenes Vieh,
wenn und soweit nicht die wegen der Seuchen und ansteckenden Thierkrankheiten geltenden
Polizeibestimmungen eine andere Gebarung damit vorschreiben, frei zu verfügen und das-
selbe in jeder Art selbstständig anszunutzen. Derselbe hat jedoch auch hierbei sowohl den
nach Maßgabe gegenwärtigen Gesetzes und sonst bestehenden, als den mit Rücksicht auf be-
sondere örtliche Verhältnisse von der Polizeiobrigkeit erlassenen gesundheits- und veterinär-
polizeilichen Vorschriften genau nachzukommen.

Von dem Rechte der eigenen Ausnutzung muß der Viehbesiher in jedem Falle inner-
halb der nächsten 24 Stunden nach erfolgtem Abfterben oder erfolgter Tödtung des
Thierco, wenn sich dasselbe in geschlossenem Naume (Gehöfte, Stall rc.) befindet, Gebrauchmachen oder erhatdas betreffende Stück, falls er sich mit der eignen Ausnutzung abzu-geben nicht gemeint ist, binnen gleicher Frist, n der nächsten Abdecker zu überlassen.

Geschieht binnen dieser Frist weder das Eine noch das Andere, so fällt das be-
treffende Viehslück der polizeilichen Verfügung anheim und die Ortopolizeibehörde (Ge-
meindevorfland) hat dasselbe dem nächsten Abdecker zur Vortschaffung und Ausnuhung zu
überweisen und ist berechtigt, die dadurch etwa entstandenen Kosten vom Viehbeslber ein-
zuziehen.

S. 7
Auch an dem außerhalb geschlossener Räune, . östentlich Wegen, Straßen,

Plähen 2c. gefallenen oder getädeten Viehe steht nach Ablösung des AbdeckereiZwangs=und Bannrechts unter der F. 5 gedachten Voraussetzung zmäch 8 Befiher das Ver-
fügungs- und Ausnutzungsrecht zu. Derselbe hat jedoch die Fortschaffung des gefallenenoder getädtenn Thieres bei Verlust dieses Rechts sofort nach eingetretenem Unfalle zu be-
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werkstelligen oder dunh einen Abdecker bewerkstelligen zu lassen. Wird die Fortschaffung
versher, so findet auch in diesem Falle die Bestimmung im 2. Absatze des F. 6 An-
wendung.

F. 8
Die polizeilichen Dienstleistungen der Abdecer (Einfangen toller Hunde, Wegschaffung

von Thiercadavern re.) wie die Art und Höhe der dafür auszusetzenden Vergütung sind

rgenstand der besonderen Uebereinkunft zwischen den dazu berufenen Behörden und denAbdeckern.
S. 9

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes, sowie die zu

deren weiterer ührung von der Polizeiobrigkeit sonst getroffenen ——- werden,soweit der Fallnicht anderen und härteren Strafbestimmungen (5. 328 des Reichsstrafge-
958 1c.) unterliegt, mit Geldstrafen bis zu 50 Thlrn. oder verhältnißmäßiger Haft ge-

ahndet
8. 10.

Die Regiernngsverordnung vom 12. Mai 1857, die Ausübung der Cavillerei und
die den Cavillereibesihern deshalb zustehenden Ansprüche betreffend, sowie die in den
Instruktionen der Cavillereibesitzer enthaltenen Bestimmungen treten, soweit sie überhaupt
noch gültig gewesen und mit dem begenwärtigen Gesetze in Widerspruch stehen, vom Zeil-punkt der erfolgten Ablösung an auher Kraft.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches In-

siegel Ersin lassen.n Greiz, den 22. Decbr. 1878.

(L. S) Heiurich IXII.
O. Meusel.

5. Gesetz vom 23. Dec. 1873,
einen Nachtrag zu da Gesetze vom 25. Januar 1871, die Ausführung des

Bundesgesetzes über den Unterstüchungswahnsit vom 6. Juni 1870

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer

Linie sonweräne Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein2c.
haben für nöthig erachtet, dem Landesausschuß bei der Wahl eines Dircctors des Land-
armenverbandes und seines Stellvertreters einen größeren Spielraum zu gewähren, als
dies im Gesetze vom 25. Jannar 1871, die Ausführung des Bundesgesetzes über den

Erestianssrn vom 6. Juni 1870 betr., vorgesehen ist und verordnen andurch
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Die Beslimmung unter 2 zu B, b des zuvorerwähnten Gesetzes wird dahin abge-
ändert, daß im ersten Satze die Worte „aus seiner Mitte" wegfallen und am Schlusse
desselben noch die Worte hinzugefügt werden:

er Direktor hat, daferner nicht aus der Mitte des Landeoausschusses gewählt
ist, aauf die Dauer seiner Funktionozeit an den Verhandlungen des Landesausschusses mit
Stimmberechtigung Theil zu nehmen, soweit es sich um Gegenstände des Landarmenver-
bandes handelt."“

Urkundlich haben Wir diesen Gesetzesnachtrag Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Hürstliches Insiegel beidrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 23. December 1873.
— Heinrich XXII.

O. Meusel.

36. Gesetz vom 24. Dechr. 1873,
einen Nachtrag zu dem Gesetze vom 18. Mai 1870 über die bei Anlegung
von Eisenbahnen erforderlichen zwangsweisen Eigenthumsabtretungen betr.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden ülterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und boenstein rc.
verordnen als Nachlrag zu dem Gesehe vom 18. Mai Ober die bei Anlegung vonEisenbahnen erforderlichen zwangsweisen W mit Zustimmung des
Landtags, wie folgt:

Die in Gemäßheit der Art. 23 bis mit 27 des gedachten Gesetzes zu ernennenden
resp. zu wählenden Schäher und deren Stellvertreter, ebenso die nach Art. 31 desselben
Gesetzes zu ernennenden resp. zu wählenden Sachverständigen sind alobald nach erfolgter
Ernennung oder Wahl und zwar

was die vom Commissar Ernannten betrifft, sowohl dem Vauunternehmer als
den bekannten betheiligten Grundeigenthümern oder Rechtsinhabern,
was die von dem Vaunnternehmer und resp. von den betheiligten Grundeigen-
thümern oder Rechtsinhabern Gewählten betrifft, der entgegenstehenden Parkei,

unbeschadet der in Art. 24 vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung, durch den Com-
missar noch besonders namhaft zu bezeichnen.

Einwendungen gegen die Zulässigkeit dieser Schäter, Stellvertreter und Sachver-
ständigen sind, bei Verlust derselben, innerhalb 6 Tagen, von der gemachten Eröffnungan girhn, schristlich bei dem Commissar anzubringen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres
Vürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, den 24. Dechr. 1873.
(I. 8.) Heinrich KXXII.

O. Meusel.
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37. Patent vom 29. December 1873

die im Jahre 1874 zu entrichtenden Landesabgabenbetreffend.

Höchstlandesherrlicher Entschließung zfolse sollen mit bienn erklarter Zuftimmungdes Landtags im Jahre 1874 von der nach der Verordnungvom30.December 1870 in
Gemäßheit des Gesetzes vom 9. Mai 1857 zu erhebenden ugemeeinen Grundsteuer sechs
und ein halb Pfennige auf die Steuereinheit,

die Einkommensteuer nach Maßgabe des Gesetzes vom 8. August 1870 erhoben

Wi der übrigen Abgaben bewendet es bei der bisherigen gesetzlichen Bestimmung.
andem dies zur Nachachtung für Steuerpflichtige, Hebestellen und Einnehmer zur

allgemeinen Kenntuiß gebracht wird, werden für die mit 1½ Pfennig am ersten Ter-
mine, mit 1 Pfennig an den übrigen Terminen zu entrichtende Grundsteuer folgende
Termine festgesetzt:

der 16. Februar,
der 15. April,
der 15. Juni,
der 15. August,
der 15. October,.
der 15. December.

Die Ausschreibung der Termine für die Einkommensteuer bleibt zur Zeit noch vor-
behalten.

Greiz, den 29. December 18773.
Furstlich Neuß-Plauische Landesregierung.

Meusel.
Merz-

6-Bekanntmach vom 29. December 1873,

iet “ der ursueitare für das Jahr 1874

In Dechcsichigungz der in den Einkaufspretsen mehrerer Droguen eingetretenen Ver-
änderungen hat eine Revision der auch für die hierländischen Apotheken maßgebenden
Königlich Preuhischen arzneitare stugesenyen, welche mit dem 1. Januar 1874inKraft tritt.

Unter Bezugnahme auf F.21der Apotbekerordnung vom 10. Juni 1859 und dieRegierungsverordnung vom 18. Norrr d. J., sowie unter Verweisung auf die im Ver-
lage von Rudolph Gärtner zu Verlin erschienene revidirte Königlich Preußische Arznei-
taxe wird dies zur ösentlichen Kenntniß gebracht.873.Greiz, den 29. Decem

Fürsllich Reuß- che Laudesregierung.
Men.

26
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25. 3. 9. v.
26. „ 12. v.
29. „ 13. v.
41. „ I. v.
47. „ I. v.

49. „ 9. v.
103. „ 22. v.
115. „ 6. v.

146. „ 13. v.

ezgsers
Dmchelnerhericnuung

miß «esseit vund“" heißen„„ReFihiemiel *W*-„Rechtstitel“.4“ heißen „§.3bdieselbe beher irliK. 19“ beihen vk. !hm heißen „ihuenpLandrentenbau r*!7 -mtandrenkenbank.
r16. Verordnung vom 13. Juni 14, heißen

16. Verordnung vom 13 Juni 1873.
„ „ „ „5. 221“ heißen „§. 223

7. „
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